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1. Capilel. 
Die alte Verfaſſung Schleswig-Holſteins. 


Als die ſchleswig⸗holſteiniſche Angelegenheit feit 1836 
die Aufmerffamfeit Europas und die Thätigkeit der Groß⸗ 
machte auf ſich zog, war fehr bald die Anſicht weit und breit 
in Geltung, daß kein Menſch den verwickelten Knäuel der 
hier streitigen Rechtsfragen entwirren könne. Ein Wunder 
war dies freilich nicht. Wenn eine Frage, deren geſchichtliche 
Vorausetzungen bis in das 15. Jahrhundert zurüdgingen, 
deren Löſung von zweifelhaften Sätzen des Lehnrechts, des 
Privatfürſtenrechts, des feudalen und des modernen Staats- 
rechts abhängig war, wenn eine ſolche Frage während eines 
Menſchenalters der gründlichſten Behandlung durch hadernde 
Regierungen und Volksvertretungen, durch ein Dutzend ſach⸗ 
kundiger Facultäten, durch listige Kopenhagener Demagogen 
und durch die Gelehrten des deutſchen Bundestags unterliegt: 
fo begreift man, wie ſolche Staubwolken publieiſtiſcher Wiffen- 
ſchaft um dieſelbe aufgewirbelt werden, daß ſehr bald die 
Augen kenntnißreicher Pariſer Zeitungsſchreiber und weiser 
Londoner Parlamentsredner ihren Dienſt verſagen. Die 
einzige Thatſache, welche dieſe Kritiker in dem Wirrwarr noch 
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zu unterſcheiden vermochten, war ſchließlich, daß Deutſchland 
groß und Dänemark klein, und folglich Deutſchlands Feind⸗ 
feligfeit gegen den ſchwachen Nachbar ebenſo unbillig wie 
unritterlich sei, wozu dann noch vielfach die Erwägung lam, 
daß in Kopenhagen eine demokratiſche Verſaſſung beſtehe, 
während in Holſtein hochadliche Junker, und in Deutſchland 
reactionäre Regierungen den Ton angäben. Alſo fordere 
Großmuth und Freiſinnigkeit gleich nachdrücklich, daß Europa 
den liberalen Zwerg nicht durch den brutalen Niefen unter- 
drücken laſſe. 

In unſerer Zeit iſt nun jener Staub rechtsgelehrter 
Erörterungen längſt zu Boden gefallen, und die ſehr einfache 
Sachlage klar geworden. Zwei, von einander völlig unab⸗ 
hängige Streitpunkte hatten ſich zwiſchen Dänemark und den 
Herzogthümern erhoben, eine Verfaſſungs- und eine Thron⸗ 
folgefrage. Nur bei der letztern waren alle jene Zweifel und 
Controverſen entſprungen, während in der erſtern die gewalt⸗ 
thätige Offenſwwe Dänemarks gegen Schleswig⸗Holſtein jeder 
Spur eines rechtlichen Vorwandes entbehrte, mit Ausnahme 
etwa des Sages, daß Schleswig vom 9. bis zum 14. Jahr⸗ 
hundert eine bänifche Provinz geweſen. Da nun aber feit- 
dem das Land ſich mit deutſcher Bevölkerung erfüllt, mit 
Holſtein die engſte Verbindung geſchloſſen, und dann erft im 
Jahre 1460 Beide gemeinſam den damaligen Dänenkönig auf 
ihren Thron berufen hatten, ausdrücklich, wie es in der 
Wahlacte hieß, nicht als einen König von Dünemart, ſondern 
als einen Herrn dieſer Lande: jo beſtand von dieſem Zeit⸗ 
punkt zwiſchen Dänemark und den Herzogthümern kein anderes 
ſtaatsrechtliches Verhältniß als jenes der Perſonalunion, und 
bei jedem Verſuche Dänemarks, dieſes Verhältniß ohne die 
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Zuſtimmung der Herzogthümer zu ändern, lag der Übermut 
des Stärkern gegen den Schwächern mit all feiner Gchäffig- 
keit nicht auf der deutschen, ſondern auf der däniſchen Seite. 
& ſtand nicht anders auch bei den Streitigkeiten im 19. Jahr- 
hundert, und es war, Europa gegenüber, das Unheil der 
Herzogthümer, daß ſich dies zweifelloſe Verhältniß damals 
mit einer überall unſichern Erbfolgefrage verwickelt hatte, und 
dadurch ſelbſt in das Dunkel jener privatfürſtenrechtlichen 
Händel hineingezogen wurde. 

Alſo mehrere Jahrhunderte hindurch beſtand für die 
Herzogthümer in anerkannter Rechtskraft eine Verfaſſung, 
welche ihnen ein gemeinſchaftliches Fürſtenhaus, einen gemein⸗ 
ſchaftlichen Landtag, eine gemeinſchaftliche oberſte Verwaltung. 
ein gemeirſchaftliches Gerichtsweſen und Indigenat ſicherte. 
Dem Könige gegenüber beſaß der Landtag das Recht der 
Steuerverweigerung und der Einwilligung zu Kriegen; der! 
König hatte nur eine beſchräntte Verfügung über die mili- 
täriſche Landfolge; alle Fremden waren von allen Amtern 
ausgeſchloſſen, und die inläͤndiſche Landesregierung hatte 
in Abweſenheit des König⸗Herzogs alle Vollmachten einer 
Regentſchaft. Daß eine jo unbedingte Selbſtändigkeit der 
Herzogthümer der däniſchen Regierung in Kopenhagen nicht 
bequem war, iſt begreiflich genug; mehr als ein ehrgeiziger 
und machtbegieriger König bot alle Mittel zu weiterer Unter- 
werfung des Landes auf, jedoch ſcheiterten dieſe Beftrebungen 
ſtets an dem feſten Widerſtande der Bevölkerung, welcher 
außerdem noch an dem Umſtande einen gewiſſen Rückhalt 
beſaß, daß Holftein deutſches Reichsland war und durch den 
Schuß des Reiches nicht bloß ſich ſelbſt, ſondern damit auch 
die Rechte Schleswigs deckte. Immerhin brachte die lange 
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Dauer der monarchiſchen Verbindung es mit ſich, daß das 
Syſtem der reinen Personalunion durch die Natur der Dinge 
und durch die Forderung einer unleugbaren Zweckmäßigkeit 
einzelne Anderungen erfuhr. Der Monarch konnte als Herzog 
von Schleswig⸗Holſtein nicht wohl eine andere auswärtige 
Politik haben, als der König von Dänemark; es wäre auth 
für die Herzogthümer höchſt nachtheiltg geweſen, wenn die 
Kregsflotte der Monarchie nicht ein einheitliches Ganzes ge⸗ 
bildet hätte; im Landheer behielten zwar die Herzogthümer 
ihre eigenen Regimenter mit nationaler Fahne und nationalem 
Oſſiciercorps, mit einheimischer Reerutirung und einheimiſchen 
Garnifonen, die oberſte Leitung aber und die höchſten Be- 
hörden des Heerweſens wurden für den Geſammtſtaat in 
Kopen hagen vereinigt. Ein ähnliches Verhältniß bildete ſich 
für die Finanzverwaltung heraus. So weit dieſelbe die Koſten 
für die erwähnten gemeinfamen Einrichtungen aufzubringen 
hatte, war es durch das ſachliche Bedürfniß von ſelbſt gegeben. 
Dann aber berief ſeit 1712 die Regierung den ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Landtag nicht mehr; fie forderte aber auch keine 
neuen Steuern, und fo erhob ſich im Lande kein Widerſtand. 
Immer gab es ſeitdem keine ſtändiſche Controle der Finanzen; 
die Regierung verſchmolz Einnahmen und Ausgaben aller 
Landestheile zu einem gemeinſamen Staatshaushalt. Indeſſen 
beobachtete dieſe urſprünglich rechtswidrige Prazis wenigſtens 
die thatſächliche Billgleit, und noch im Jahre 1846 erkannten 
die holſteiner Stände an, daß die finanzielle Belaſtung der 
Herzogthümer im Verhältniß zu jener des Königreichs im 
Ganzen und Großen gerecht bemeſſen fei. 

In allem Übrigen blieb die Realunion und Sclbftändig- 
keit der Herzogthümer unangefochten. 
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So erhielt ſich der Zuſtand im Weſentlichen bis zu dem 
Ausgang des 18. Jahrhunderts. Die dänischen Könige, jeit 
1660 im eigentlichen Dänemark mit voller Unumſchränktheit 
herrſchend, ließen ſich in gleichem Sinne zuweilen zu Will⸗ 
türlichteiten auch in der Verwaltung Schleswig⸗Holſteins 
ſortreißen; das däniſche Voll lag in politiſcher Apathie, ohne 
ſich um die ihm fremden Herzogthümer zu befümmern, 
höchſtens, daß es mit Verdruß jo viele deutſche Edelleute in 
hohe däniſche Staats⸗ und Hofämter einrücken ſah. Auch in 
Schleswig- Holſtein war tiefe police Ruhe: jene königlichen 
Übergriffe waren vorübergehende Dinge, durch die man ſich 
nicht viel beirren ließ; überhaupt wurde trotz der königlichen 
Unumſchränktheit von oben herunter ſehr wenig beſohlen, noch 
verwaltet, ſondern das Meiſte den Amtern, Herrſchaften und 
Gemeinden ſelöſt überlaſſen, ein Zuftand des Gemeinweſens, 
bei dem ſich der Sinn für particulare Selbständigkeit sehr 
ſtark, der Trieb zu fortschreitenden Reformen aber ſaſt gar 
nicht entwickelte. Der leitende Adel des Landes freute ſich 
der Verbindung mit Dänemark, die ihm ſo häufig einen 
glänzenden Schauplatz politiſcher Thätigkeit eröffnete. Der 
größte Theil der Bevölkerung lebte in ererbten Sitten und 
ſchlichter Solidität von Ackerbau und Viehzucht; an den 
Rüften gedieh ein Stamm von Seeleuten und Matroſen, wie 
die Welt keinen tüchtigeren kannte; bei der geringen Bedeutung 
der Städte gab es feine große Induſtrie mit ihren Gegen⸗ 
fügen von Armuth und Reichthum oder einem auf ſtete 
Neuerung der Verhältniſſe wirkenden Einfluß. Daß das 
Land dreiſprachig war, wurde laum empfunden. Die über⸗ 
wiegende Mehrheit gehörte dem niederſächſiſchen Zweige an, 
einem bedächtigen, langſam erregbaren, dann aber feſt ent⸗ 
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ſchloſſenen Menſchenſchlag; die Weſtküſte war größtes Theils 
von frieſiſchen Gemeinden, das nördliche Drittel Schleswigs 
zwiſchen deutſchen Städten von däniſchen Bauerſchaften beſetzt. 
In diefen letztern war die Kirchen- und Schulſprache däniſch, 
die Geſchäfts⸗ und Gerichtsſprache aber, wie in allen Theilen 
des Landes, deutſch. Sie, wie ihre Nachbarn, wußten es 
nicht anders, als daß ſie Holſten ſeien, laſen nur deutſche 
Zeitungen, fuchten ihre höhere Bildung auf der deutſchen 
Univerität Kiel, und hatten alle ihre Verkehrsverhältniſſe im 
deutſchen Süden. Andrerſeits war in Holſtein ein deutſches 
Nationalbewußtſein nur bei einer kleinen, litterariſch gebildeten 
Minderheit vorhanden, die Maſſe der Bevölkerung empfand 
ſich mit patriotiſcher Genugthuung als einen Theil des ruhm⸗ 
reichen Dänenſtaats. In Summa, der innere Friede war an 
keiner Stelle geſtort. 

Es kamen die Stürme der großen franzöſiſchen Revolution 
und in deren Folge das Europa umwälzende Soldatenkaiſer⸗ 
thum des erſten Napoleon. In Kopenhagen herrſchte damals 
der älteſte Sohn des blödſinnigen Chriftian VII., anfangs 
als Kronprinz⸗Regent, dann als König Frederik VI. Ein 
Mann von geringer Bildung und mäßigen Geiſtesgaben, aber 
eifrig auf die Macht ſeines Staats und das Wohl feiner 
Unterthanen bedacht, mur daß er das letztere vor Allem in 
der Wegſchaffung jeder Schranke ſah, welche ſeinen guten 
Abſichten Hinderniſſe in den Weg ſtellen könnte. An den 
monarchiſchen Abſolutismus war er in Dänemark gewohnt; 
er erachtete es als einen Segen für die Herzogthümer ſelbſt, 
wenn er auch dort feiner Herrſcherthätigleit gleich freie Bahn 
machte, und in der That brachte er vieles Gute und Nütz 
liche zu Stande und gründete ſich durch die Beseitigung der 
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Leibeigenſchaft der Bauern einen unvergänglichen Ruhmestitel 
Um fo weniger Bedenken trug er, veraltete Privilegien, wo fie 
feinen Herrſcher⸗ Intentionen im Wege ſtanden, anzugreifen. 
Als im Jahre 1806 das heilige römiſche Rich ſich auflöfte, 
und damit Holſtein feine Verbindung mit Deutſchland verlor, 
befahl er ſeinem Staatsrathe, die Einverleibung Holſteins in 
das Königreich Dänemark zu verfügen. Allein im Staatsrathe 
ſelbſt erhob ſich dagegen das Haupt einer königlichen Nebenlinie, 
der Herzog Friedrich von Sonderburg Auguſtenburg, mit einer 
ſolchen Energie, und ſtellte jo unverhohlen auch die Berufung 
an die verwandten Höfe des Auslandes in Ausſicht, daß der 
König für gut hielt, von dem Plane einſtweilen al zuſtehen. Er 
verfolgte ſeitdem Auguftenburg mit unauslöſchlichem Grolle; 
in den Herzogthümern ſchaltete er thatſächlich nach ſeinem 
Belieben, erhöhte die Steuern wie für die Bürger und Bauern, 
jo auch für Präfaten und Ritterschaft, obgleich dieſe, als 
letzten Reſt der ſonſt beſeitigten ſtändiſchen Verſaſſung, für 
ich und ihre Güter das Recht der Steuerbewilligung bisher 
erhalten und geübt hatten — und drückte jeden Widerſtand 
mit harter Hand zu Boden. Als dann fpäter die Gejchice 
Europas ſich wandelten, lonnte er nicht hindern, daß er Nor- 
wegen verlor und dafür nur mit dem kleinen Lauenburg ent: 
ſchädigt wurde, ja daß er ſich bequemen mußte, für Holſtein 
und Lauenburg 1815 in den deutſchen Bund einzutreten und 
fo die widerwärtige Verknüpfung mit dem großen Nachbar 
zu erneuern. Immerhin erlebte er hier die Genugthuung, 
daß, als 1823 die Ritterſchaft der Herzogthümer ſich wegen 
Verlezung der alten Landrechte klagend an den Bundestag 
wandte, dieſer die Beſchwerde zurückwies, weil die Kläger, 
ſagte er, den Beweis nicht erbracht hätten, daß die alten Rechte 
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bis dahin in anerkannter Wirkſamkeit geſtanden. Er forderte 
fie demnach auf, mit Vertrauen den von dem Könige ver— 
heißenen Erlaß einer neuen ſtändiſchen Verfaſſung zu erwarten. 
Sie mußten freilich noch lange Jahre hindurch warten. 

Der biedurch befefligte patriarchaliſche Abfolutismus follte 
aber von anderer Seite her auf harte Proben geſtellt werden. 
Im Jahre 1830 brachte der Rückſchlag der franzöſiſchen Iufi- 
revolution die bis dahin fo trägen Gemüther ſeiner deutſchen 
und mehr noch ſeiner däniſchen Unterthanen in ſo ſtarke Be⸗ 
wegung, daß er irgend welche Conceſſionen an den gührenden 
Freiheitsdrang für unerläßlich hielt. Indeſſen fiel das ſchwer 
erregbare Volk der Herzogthümer fo schnell in die gewohnte 
Ruhe zurück, daß der König die beabsichtigten Spenden binnen 
Kurzem auf ein ſehr beſcheidenes Maaß einſchränken durfte. 
Vor Allem wollte er feine Herſtellung der alten gemein ſamen 
Landstände für Schleswig Holſtin, da er von einer ſolchen 
Körperſchaft nicht bloß ſtarken Widerstand gegen feine abſolute 
Gewalt, ſondern vielleicht ein Streben nach gänzlicher Tren 
nung von Dänemark beſorgte. So wurden im Mai 1831 
Landſtände geſchaffen, aber geſondert für jedes Herzogthum. 
und um dieſe Trennung der Stände nicht als Zerreißung 
der Lande erſcheinen zu laſſen, wurde auch für das eigentliche 
Danemark nicht eine gemeinſame Voltsvertretung, ſondern 
ſowohl für Jütland als für die Inſeln je ein Provinzial 
Landtag eingerichtet, und dieſen Provinzialſtänden beſchließende 
Stimme für ihre Communalangelegenheiten, und berathende 
für alle allgemeinen Gejege über Steuern, Perſonen⸗ und 
Eigenthumsrechte eingeräuntt, ſowie ein unbeſchränktes Petitions⸗ 
und Beſchwerderecht bewilligt, und die Zuſage ertheilt, daß 
eine Anderung an den Rechten der Stände nicht ohne deren 
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vorherige Berathung vorgenommen werden ſolle. Es war 
nicht wohl möglich, knappere Almoſen zu geben und das eigene 
Vermögen ängſtlicher zu hüten; andrerseits wurde der erite 
Zweck der Maafregel, die Veſchwichtigung der aufgeregten 
Gemüter, nur ſehr unvollſtändig erreicht. Es verging im 
Gegentheil ſeitdem keine Landtagsſeſſion, in der nicht bei den 
Ständen der Herzogthümer ihre Vereinigung, oder bei den 
dänischen die Erweiterung ihrer Rechte und ein Natienal- 
parlament zur Sprache gebracht wurde. 

Dazu drückten den König noch andere, tiefer greifende 
Sorgen. Denn weder er ſelbſt noch ſein vermuthlicher Nach 
folger, noch der Sohn und der Bruder des Letztern Hatten 
männliche Leibeserben; es war alſo nach menschlicher Voraus 
ſicht demnächſt das Erlöſchen des königlichen Mannsſtammes 
zu erwarten. In dieſem Falle aber galt dann nach der jaft 
allgemeinen Anſicht der Holſteiner für die Herzogthümer ein 
anderes Thronfolgerecht als für die däniſche Krone. Schleswig⸗ 
Hofftein war ein Mannlehn mit agnatiſcher Erbfolge gewesen; 
für das eigentliche Dänemark aber hatte das jogenannte 
Königsgeſetz von 1660 in Ermanglung von Söhnen auch die 
Tochter zur Thronfolge berufen. Bei dem Ausſterben des 
löniglichen Mannsſtammes würde alſo in Kopenhagen eine 
däniſche Prinzeſſin oder deren Sohn, in Schleswig⸗Holſtein 
dagegen jene jüngere Linie des königlichen Hauses, die Eonder- 
burger, und innerhalb derſelben wieder der ältere, Auguſten— 
burger, und nach deſſen Abgang der jüngere, Glüdsburger 
Zweig, zur Regierung gelangen. Die däniſche Krone verlöre 
damit mehr als ein Drittel ihrer Territorien. 

Und damit nicht einmal genug. In noch älterer Zeit 
hatte ſich von dem Königshauſe einft die Linie der Herzoge 


12 Die alte Berfaffung Schleswig⸗Dolſteins. 


von Gottorp abgezweigt, und während mehrerer Menſchenalter 
die Landeshoheit über einzelne Theile Schleswig-Holſteins 
gemeinsam mit der königlichen Linie, über andere Stücke aber 
für ſich allein beſeſſen. Nach vielfachem Hader hatte dann 
1720 der König Frederik IV. die Gottorper mit Waffen⸗ 
gewalt vertrieben und ihren Antheil mit dem ſeinigen ver⸗ 
bunden. Der Proteſt der Gottorper gegen dieſe Beraubung 
gewann weiterhin einen furchtbaren Nachdruck durch den Um- 
ſtand, daß der älteſte Zweig dieſes Geſchlechtes auf den ruffi- 
ſchen Kaiſerthron gelangte; endlich kam man überein, daß in 
zwei Verträgen von 1767 und 1773 Rußland zu Gunſten 
König Chriſtian's y II. auf alle Anſprüche an Schleswig ⸗Holſtein 
verzichtete, und dafür das Haus Gottorp die Grafſchaften 
Oldenburg und Delmenhorſt für ſeinen jüngften Zweig erhielt. 
Wie nun, wenn nach dem Erlöſchen des königlichen Manns 
ſtammes das jetzige Haupt des Gottorper Hauſes, der gewaltige 
Kaiſer Nikolaus von Rußland, auch jenen Verzicht für er- 
loschen erflärte, und feine Hand nach Kiel und der Hälfte 
der Herzogthümer ausſtreckte? Mochte das wohl oder übel 
begründet fein, die ruſſiqche Seriegsmacht war überlegen genug, 
um auch große Schwächen ihrer Rechtsdeductionen fiegreich 
zu decken. 

Es begreift ſich, daß alle diese herandrohenden Wöglich⸗ 
keiten das Herz des Dänenkönigs ſchwer belaſteten, und das 
Streben nach allen Mitteln der Abwehr in ihm anegten. 
Denn welcher König und welcher Staat wird die Halbirung des 
ihm anvertrauten Gebietes wegen einiger vor zwei Jahrhunderten 
entſtandener Erbrechts⸗Titel gutwillig zulaſſen? Entfernter 
lag wohl die ruſſiſche Gefahr, da man gegen dieſe auf die 
Eferſucht der andern enropäifchen Großmächte bauen durfte. 
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Aber bedenklicher und dringender ſchien es in Hinficht des 
Auguſtenburger Anſpruchs auf die Herzogthümer zu ftehen, 
denn wie einſt Herzog Friedrich, war ſeither auch deffen Sohn 
Chriſtan von Auguſtenburg bei jedem Anlaß für die Landes⸗ 
rechte eingetreten und hatte damit einigen Einfluß bei den 
Ständen der Herzogthümer gewonnen. Unter allen Umſtänden 
würde es schwer fein, in Schleswig ⸗Holſtein eine andere Thron⸗ 
folge als die feinige zur Anerkennung zu bringen, und die 
Schwierigkeit fünnte zur Unmöglichkeit werden, wenn die 
Herzogthümer wieder in einem gemeinſamen Landtag ein un⸗ 
beſiegbares gefegliches Organ ihres Willens beſäßen. Hievon 
alſo wollte der König nichts wiſſen. Die Frage läge nun 
nahe genug: wenn die Einführung der weiblichen Linie in 
die Herzogthümer auf ſo ſtarke Hinderniffe ſtieß, warum dann 
die Integrität des Geſammtſtaats nicht durch die umgekehrte 
Maaßregel, durch die Berufung Auguſtenburg's auch auf den 
däniſchen Thron unter Abänderung des Geſehes von 1660 
bewirken? Der König hatte durchaus keine Vorliebe für die 
Prinzeſſin Charlotte, auf deren Verzicht es dann angekommen 
wäre; auch beſaß die Dame keine Partei in Kopenhagen, die 
ihr Beiſtand gegen ein Geſetz zu Gunſten Auguſtenburg's 
geleiſtet hätte. 

Warum alſo geſchah dies nicht? Warum wurde der 
Weg eingeſchlagen, der von hier ab unauſhaltſam zur Zer⸗ 
trümmerung des Geſammtſtaats geführt hat? 

Zum Theil mag eine perſönliche Stimmung des Königs 
eingewirkt haben: wenn ihm die Prinzeſſin gleichgültig war, jo 
hatte er den alten Haß gegen Auguſtenburg im Herzen wohl 
bewahrt. Vor Allem aber ſträubte er ſich gegen eine Ande⸗ 
rung des Königsgeſetzes von 1660, welches für Dänemark 
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zugleich die weibliche Erbfolge und die Unumſchränttheit der 
Monarchie verfügt batte, wo die Abſchaffung der erſtern jehr 
leicht auch einen Angriff auf die letztere herbeiführen, und 
überhaupt eine Anderung nicht wohl ohne Herſtellung und 
Berufung eines däniſchen Reichstags bewirtt werden konnte. 
So blieb der König bei dem Entſchluſſe ftehen, die weibliche 
Erbfolge auch auf die Herzogthümer auszudehnen, und falls 
dieſe ſich widerſpenſtig zeigten, ihren böſen Willen zu biegen 
oder zu brechen, alſo ſchon jetzt die Selbſtändigkeit und Eigen⸗ 
artigkeit ihrer Verwaltung Stück auf Stück zu beſeitigen, da 
mit im entſcheidenden Augenblick Prinzeſſin Charlotte oder 
deren Erbe in den Beſit eines völlig unterworfenen Einheits 
ſtaats ruhig eintreten könnte. Das hieß nicht bloß einen 
bedenklichen Succeſſionsſtreit aufrühren, es hieß die Geſinnung 
Schleswig Holſteins dem däniſchen Namen gründlich entfremden; 
es hieß vielleicht auch eine mächtige Dazwiſchenkunft Deutſch⸗ 
lands über Dänemark hereinführen. An dieſe lezte Gefahr 
glaubte übrigens Frederik VI. wenig. Gegen den deutſchen 
Bund hatte er ſich feit 1823 in eine wohlwollende Nicht 
achtung hineingelebt. 

Zunächſt fand er jür seine Bestrebungen einen Helfer im 
eigenen Lande, von robuſter, hitiger, und freilich auch nicht 
immer bequemer Art. 

Seit 1660 hatte das däniſche Volk unter feinem un- 
beſchränkten Königthum ein politiſches Schlummerleben geführt. 
Damals waren alle Vorrechte des Adels vernichtet, und eine 
allmächtige burcauktaliſche Verwaltung über das Land gelegt 
worden. Unter deren Herrſchaft war in dem Bolle die 
Achtung vor fefter Geſetzlichkeit beſeitigt, um fo mehr aber 
der Sinn für demokratiſche Gleichheit groß gezogen worden; 
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eine ſolche Geſinnung bot hier wie überall, wenn einmal der 
Gedanke der Freiheit neben jenem der Gleichheit Luft bekam, 
die Ausſicht, daß dann an die Stelle des unbeſchränkten 
Königthums eine noch viel ſchrankenloſere Maſſenherrſchaft 
treten würde. Dazu kam der augeborene Charakter des 
Volkes, mutige Verachtung der Gefahr, nicht geringe geiftige 
Begabung, hinter phlegmatiſcher Haltung eine leicht erregbare 
Leiderſchaft, eine zur Überhebung geneigte Selbſtgefälligttit. 
Nichts konnte verſchiedener fein, als däniſche und ſchleswig⸗ 
holſteiniſche Art. Den Dänen erſchienen die deutſchen Nach⸗ 
barn als ſchwerfällige, engherzige, pedantiſche Menſchen, zur 
Unterthänigkeit beſtimmt, nur durch die Nachläſſigkeit der 
Regierung bisher der Einheit des Staats entfremdet. Bei 
ſolchen Stimmungen wirkte der Anſtoß, welchen die Juli⸗ 
revolution gegeben, hier nachdrücklicher und dauernder als in 
den Herzogthümern fort. Mit einem Schlage waren immer 
wachſende Kreiſe zu politiſchem Streben und zugleich zu 
nationalem Stolze erwacht, und der kleine Anfang conſti⸗ 
tutioneller Einrichtungen, welchen König Frederik zugelaſſen 
hatte, wurde der Ausgangspunkt zu einer bald das ganze 
Land umfaſſenden leidenſchaſtlichen Bewegung. In Kopen⸗ 
hagen trat eine Anzahl junger, talentvoller Männer aus allen 
Labensberufen zu einem politifchen Vereine zufammen: der 
Advocat Orla Lehmann, die Theologen Clauſen und Monrad, 
der Philologe Madvig, der Hauptmann Tſcherning mit zahl 
reichen gleichgefinnten Genoſſen, zunächſt, um der dänischen 
Preſſe eine kräftige Entwicklung zu geben. Ihre Meinung 
war, daß Dänemark ſeinen vollen Antheil an der die Welt 
durchfluthenden Strömung demokratiſcher Freiheit erringen 
müſſe. Anfangs hielten fie gute Freundſchaft mit den deutſchen 
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Geſinnungsgenoſſen in Holſtein, ohne auf die nationale Ver⸗ 
ſchiedenheit Rückſicht zu nehmen, wie damals ja auch in 
Deutſchland bei den demoktatiſchen Parteien der nationale 
Gedanke vor dem liberalen zurücktrat. Bald aber erinnerte 
ſich das junge Däremark der glorreichen Vergangenheit, in 
der einſt fein Volk einen anſehnlichen Theil der Oſtſeeküſten 
beherrſcht hatte: das war nun freilich unwiederbringlich dahin, 
aber wenigſtens eine Stelle gab es noch, wo man Mittel 
zur nationalen Wiederherſtellung zu befigen meinte, und dieſe 
Stelle hicß Schleswig, das Land, welches im grauen Alter- 
thum eine däniſche Provinz geweſen, wo erſt feit dem 
15. Jahrhundert von Süden her ſich deutſches Weſen ein- 
gedrängt, und allmählich jene unnatürliche Verſchmelzung 
mit Holſtein durchgeſetzt habe, unter Verkümmerung des 
bänifchen Volksthums im Norden der Provinz und zu 
ſchmählicher Beeinträchtigung der Geſammtmacht däniſcher 
Nation. Dies müſſe anders werden; zunächſt ſei in Nord 
ſchleswig das däniſche Nationalgefühl der Bevölkerung zu 
erfriſchen, dann fei auch weiter im Süden das deutſche Über- 
gewicht zu brechen und das däniſche Element zu ſtärken, und 
überhaupt die abſcheuliche Verbindung Schleswigs mit Kol 
ſtein vollſtändig zu zerreißen. Wenn man in Kiel ſage: 
Schleswig- Holſtein bis zur Königsau, fo müſſe von Kopen⸗ 
hagen die donnernde Antwort erfolgen: Dänemark bis zur 
Eider. 

So feste man hier dem Hiftorifchen Rechte des 15. jenes 
des 9. Jahrhunderts entgegen. Man meinte, die Schleswiger 
leicht zu gewinnen, wenn man ihnen als Mitgift der däniſchen 
Einheit das köſtlichſte aller Güter, die demokratiſche Freiheit, 
entgegenbringen könnte; man betrachtete es als ein Zeichen 
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der Verdummung des ſchleswiger Volkes unter dem deutſchen 
Einfluffe, daß es für's Erſte auch gegen dieſe Lockung voll 
kommen gleichgültig blieb und unabänderlich bei feinem Be 
gehren der alten ſchleswig⸗holſteiniſchen Landesrechte beharrte. 
Was Holſtein betraf, ſo meinten die jungen Eiderdänen, es 
außerhalb ihrer Rechnung laſſen zu ſollen. So lange der 
deutſche Bund es zuließe, möchte das Land von dem eider⸗ 
däriſchen Zukunftsſtaate als unterthänige Provinz verwerthet 
und ausgebeutet werden; ſollte aber einmal, ſei es beim Bundes- 
tage, fei es im Lande ſelbſt, ſich kräftiger Einſpruch dagegen er- 
heben, ſo würde es beſſer ſein, Holſtein völlig wegzuwerfen, als 
durch dies fremdartige Glied dem deutſchen Auslande irgend 
welchen Einfluß auf das nationale Gemeinweſen Dänemarks zu 
verſtatten. Auch wußte man bereits, und ſprach es bald genug 
offen aus, auf welcher Seite man die reichſte Entſchädigung 
für den Verluſt Holſteins zu ſuchen hätte. Noch eine weitere 
hiſtoriſche Erinnerung wurde hier in den Dienft des rabicalen 
Strebens geſtellt, die einſt im 14. Jahrhundert verſuchte 
Union der drei nordiſchen Reiche, bei deren Erneuerung dann 
Dänemark ſeinen Verbündeten das befreite Schleswig als 
Morgengabe zubringen würde. 

Daß dieſes ganze Programm dem zur Zeit beſtehenden 
Rechte der Krone und der Herzogthümer fo entſchieden wie 
möglich widerſprach, machte die Partei nicht irre. Denn 
von Anfang an fühlte fie ſich durch die allgemeinen Ten⸗ 
denzen emporgetragen, welche bald genug eine für Europas 
Zukunft beſtimmende Ausdehnung und Wirksamkeit gewinnen 
ſollten, durch die Gedanken der Volksſouveränität und des 
Nationalitätsprincips. In dieſem Bewußtſein fand fie das 
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Selbſtſicherheit lediglich als einen Kampf moderuer Ideale 
gegen verrottete Mißbräuche einer feudalen Vergangenheit an⸗ 
zusehen ſich gewöhnte. 

Man erkennt ſofort, in wie weit dieſe Agitation des 
jungen Dänemark den Wünſchen des alten Königs förderlich 
fein konnte. Der König dachte nicht an ein Aufgeben Hol 
fteins unter irgend welchen Umſtänden und haßte von 
Herzensgrund die demoktatiſchen Grundſäte des Kopenhagener 
Vereins; was er wollte, war die geſicherte Einheit des Ge⸗ 
ſammtſtaats unter einer im Weſentlichen unbeſchränkten 
Monarchie. Aber nach feinem Entſchluſſe über die künftige 
Thronfolge gab es einen entſcheidenden Punkt, wo ihm die 
Wühlerei der Demokraten willkommen war: dies war die 
gemeinſame Abneigung gegen die enge Verbindung der beiden 
Herzogthümer. Ob man in Schleswig deutſch oder dänisch 
ſprach, daran war ihm wenig gelegen; aber daß die Selb⸗ 
ständigkeit Schleswigs, die auf ſeiner Verbindung mit Holſtein 
beruhte, angefochten wurde, paßte in ſein Syſtem. So ließ 
er die eiderdäniſche Partei troß ihres politiſchen Rabicalismus 
gewähren und gedeihen; er fühlte ſich ſtark genug, fie zu 
bändigen, wenn fie ſich einmal gegen feine eigenen Kronrechte 
erheben follte, und ihre doctrinären Übertreibungen Hinfichtlich 
der Sprachenfrage in Schleswig oder der Abtretung Holſteins 
meinte er zur rechten Zeit und mit ſtaatsmänniſcher Kraft 
im Zaume zu halten. Ganz im Sinne der Eiderdänen ver⸗ 
anlaßte er 1836 den Profeſſor Paulſen, eine rechtsgeſchicht. 
liche Abhandlung herauszugeben, welche zunächſt für Schles⸗ 
wig die weibliche Erbfolge nach dem Königsgeſetze behauptete. 
In den Herzogthümern war Überraſchung und Unwille groß, 
und ein Auguſtenburger Agent, Varth, lieferte 1897 eine 
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kräftige Widerlegung jenes Satzes. Der alte König ließ ſich 
das wenig anfechten, ſondern verſuchte 1838 in St. Peters⸗ 
burg auf diplomatiſchem Wege die Unterſtüzung Rußlands 
für feinen Gefammtpfan zu gewinnen. Indeſſen meinte Kaiſer 
Nikolaus, daß die Sache für jetzt noch feine Eile habe, und 
ließ es bei einer freundlich hinausſchiebenden Antwort be⸗ 
wenden. 


2. Capikel. 
Die Thronſolgefrage. 


Im Jahre 1839 ging die lange Regierung König Fre⸗ 
derik's VI. zu Ende; es folgte ihm ſein Vetter Christian VIII., 
ein Mann, welcher die Dinge mehr mit Liſt als mit Muth 
anzugreifen liebte, welcher im perſönlichen Verkehr von liebens⸗ 
würdiger Haltung, im Verfolgen feiner politiſchen Ziele von 
bodenloſer Verſchlagenheit und unüberwindlicher Zähigkeit war, 
welcher mit ſämmilichen Parteien Fühlung ſuchte, um eine 
gegen die andere zu verwenden, und damit schließlich ſie alle 
zu täuschen und zu beherrſchen. Sein Biel aber war kein 
anderes als jenes feines Vorgängers, die Feftftellung der 
weiblichen Erbfolge für alle Theile ſeines Geſammtſtaats, 
unter Aufrechthaltung des Königsgeſetzes von 1660 und der 
unumſchränkten monarchiſchen Gewalt. Er hing an dieſem 
Programm mit noch größerer Herzenswärme als Frederit VI., 
weil die hienach berufene Erbin, die Prinzeffin Charlotte, feine 
zärtlich) geliebte und bei ihm einflußreithe Schweſter war; fie 
und ihr Sohn, der heſſiſche Prinz Friedrich, ſollten wahrlich 
nicht den vermeintlichen Anſprüchen Auguſtenburg's zu Liebe 
das halbe oder gar das ganze Erbe einbüßen. Daß die 
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Herzogthümer weder jetzt noch künftig dem Programme gut- 
willig zustimmen würden, war gewiß; es galt alſo, fort- 
zusetzen, was König Frederik begonnen, durch eine Reihe von 
Verwaltungsmaaßregeln die innern Zuſtände Schleswig⸗ 
Holſteins mehr und mehr mit den däniſchen zu verſchmelzen, 
und dem Lande im Voraus die Mittel zum Widerſtande 
abzuschneiden. So wurde 1842 in den Herzozthümern das 
däniſche Reichsbankgeld eingeführt, in Flensburg eine Filiale 
der däniſchen Nationalbank errichtet, und, was beſonders 
wichtig war, die bisher völlig abgeſonderten Truppenkörper 
der Herzogthümer aufgelöſt, eine einheitliche Armee der 
däniſchen Geſammtmonarchie gebildet, mehrere der neuen 
ſchleswig'ſchen Bataillone in dänische Garniſonen verlegt, und 
eine Reihe von Vorkehrungen getroffen, deren Ergebniß es 
fein mußte, binnen wenigen Jahren fünf Sechstel der fämmt- 
lichen Officiersſtellen in die Hände von Nationaldänen zu 
bringen. Andrerſeits dachte der König nicht daran, die alte 
Verbindung der Herzogthümer aufzulöſen; im Gegentheil, es 
ſchien ihm erwünſcht, das Bewußtſein derſelben in Schleswig- 
Holſtein überall lebendig zu erhalten. Denn er meinte, das 
Erbrecht der weiblichen Linie auf Schleswig pofitiv nachweiſen 
zu können, und wenn nun Frederik VI. gefürchtet hatte, 
Holſtein möchte unter Umſtänden die Schleswiger zu Deutſch⸗ 
land hinüberziehen, fo Hoffte Christian umgekehrt, Holſtein 
durch die Verbindung mit Schleswig bei Dänemark feſt⸗ 
zuhalten. Nach folgen Erwägungen unterſtellte er die neuen 
ſchleswiger Truppentheile nicht dem in Jütland befehligenden 
General, ſondern ſetzte ein gemeinſames Obercommando für 
die ſchleswiger und die holſteiner Garniſonen ein; ja, er er⸗ 
nannte zum Inhaber desſelben und zugleich zum königlichen 
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Statthalter in Schleswig⸗Holſtenn den Bruder des Herzogs 
von Auguſtenburg, den Prinzen Friedrich von Noer. Großer 
Jubel in den Herzogthümern, noch größerer Zorn in Kopen⸗ 
hagen; es kam zu einer Miniſterkriſis, welche der König im 
holſteiniſchen Sinne entſchied. Im December 1842 ließ er 
dem ſchleswiger Landtag ausdrücklich erklären, er denke nicht 
daran, Schleswig in den deutschen Bund zu bringen, aber 
ebenſo wenig, es Dänemark einzuverleiben; es ſolle eben 
Schleswig, und in der alten Verbindung mit Holſtein bleiben. 

Man ſieht, in welcher Weiſe er ſich zwiſchen oder über 
die beiden Parteien ftellte. Durch die Begünſtigung der 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Gemeinſchaft dachte er die Gunſt der 
Herzogthümer zu bewahren, durch die allmähliche Daniſtrung 
der ſchleswig⸗holſteiner Verwaltung den Beiſtand der Eider⸗ 
danen zu gewinnen. Cinftweifen licß er die Agitation der 
Leptern in noch weiterem Mache als fein Vorgänger ge- 
währen. Denn da nach jeinem Plane die weibliche Erbfolge 
zunächſt für Schleswig verkündet werden ſollte, jo ſchien es 
ihm ganz angemeſſen, wenn für jetzt Orla Lehmann und 
Genoſſen dort fo viel däniſche Propaganda wie möglich 
machten; wäre hier das Land erſt gewonnen, ſo würde er, 
der König, dafür zu ſorgen wiſſen, daß Holſtein ihm nicht 
verloren ginge. 

So rührten ſich denn die Eiderdänen mit verdoppeltem 
Eifer für die Umwandlung Schleswigs in ein däniſches Land. 
Ein Verein nach dem andern wurde zu dieſem Behufe in 
Kopenhagen gebildet, Geldſammlungen gemacht, Wander- 
prediger nach Schleswig geſchickt, gleichgefinnte Schleswiger 
mit lärmendem Pompe gefeiert, Volksfeſte mit ſeandinaviſcher 
Anhanchung veranſtaltet, und der däniſche Patriotismus in 
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allen Nerven elektriſirt. Wenn jemand, rief damals Orla 
Lehmann, es wagen würde, dem däniſchen Volke den Verzicht 
auf das Land bis zur Eider zuzumuthen, ſo würden wir ihm 
mit blutigem Schwerthieb auf den Rücken schreiben: Dänc- 
mark will nicht. Es gelang dann allmählich der Partei, auf 
den däniſchen Inſeln ihre Beſtrebungen zu allgemeiner An- 
erkennung zu bringen und auch in Jütland zahlreiche Anhänger 
zu gewinnen. Aber der Hauptzweck blieb verfehlt. Der Gegen⸗ 
ftand jener beglückenden Pläne, das ſchleswiger Volt, ja 
ſogar das däniſch redende Volt des ſchleswiger Nordens, 
wollte ſich ſchlechterdings nicht für das eiderdäniſche Pro⸗ 
gramm begeiſtern. Es war eine verſchwindende Minderheit 
in den nördlichen Amtern, welche ſich bereitwillig zeigte; in 
dem größten Theile des Landes hatte die Agitation die gerade 
entgegengeſetzte Wirlung. Man fragte ärgerlich, welches Recht 
denn der Viborger Provinzialtandtag oder die Kopenhagener 
Voltsverſammlung habe, ſich um ſchleswiger Angclegenheiten 
zu bekümmern. Man ſah mit Befremden, wie die Kopen⸗ 
hagener Malitiker in wachſender Feindseligkeit den ganzen 
Rechtszuſtand der Herzogthümer bedrohten. In immer weitern 
Kreiſen zündete der Gedanke, daß ihre Einordnung in die 
dänische Monarchie eine Quelle ſchwerer Gefahr für ihre 
Rechte, Sitten und Sprache werden könnte. Bereits ver⸗ 
lautete hier und da der Vorſchlag, ob es nicht zweckmäßig 
wäre, wenn Schleswig ebenſo wie Holſtein zu einem deutſchen 
Bundeslande gemacht und dadurch ebenfalls des deutſchen 
Schutzes gegen däniſche Vergewaltigung theilhaftig würde. 
Bei fo unliebſamen Erſcheinungen ſchritt denn König Chriftian 
gelegentlich gegen die Eiderdänen ein, ließ einmal Orla Leh⸗ 
mann gerichtlich verfolgen, bellagte, daß die Preffe Zwietracht 
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unter jeinen Untertanen ausſäe. Aber im Weſentlichen blieb 
es beim Alten, und das einmal geweckte Mißtrauen der 
Herzogthümer wurzelte tiefer und tiefer. Unter Frederik VI. 
hatten fie ſich über die perſönliche Willkür des Königs be⸗ 
ſchwert; das Auftreten der Eiderdänen richtete jetzt ihren 
Argwohn gegen die geſammte däniſche Nation. 

Unterdeſſen war König Chriſtian der Behandlung der 
höchſten Aufgabe, der Regelung der Thronfolgefrage, näher 
getreten. Nachdem er im Sommer 1842 bei einer perjün- 
lichen Zuſammenkunft auf Schloß Sorgenfrei den Herzog 
von Auguſtenburg vergeblich für ſeine Wünſche zu gewinnen 
verſucht hatte, entſchloß er ſich, für deren Verwirklichung 
zunächſt auswärtige Stützen zu ſuchen. Er nahm aljo die 
jeit 1838 ruhende Verhandlung mit Rußland wieder auf, 
wie es scheint, in geſchickterer Weife als fein Vorgänger, jebes= 
falls mit beſſerem Erfolge. Im Juli 1843 wurde das Land 
überraſcht durch die Nachricht von der Verlobung der dritten 
Tochter des Kaiſers Nikolaus, Großfürſtin Alexandra, mit 
dem heſſiſchen Prinzen Friedrich, dem Schweſterſohne und 
Throncandidaten Chriſtian's. Die Vermählung erfolgte im 
Januar 1844: niemand zweifelte daran, daß die Voraus⸗ 
fegung dieſer Ehe die ruſſiſche Zustimmung zur weiblichen 
Erbfolge im dänischen Gefammtitaate geweſen fei. Zwar 
wurde die junge Fürſtin den Parteihändeln, welchen ihr 
Hochzeitsfeſt neuen Zündſtoff geliefert, durch einen frühen 
Tod entrückt — fie ſtarb bereits im Auguſt desſelben Jahres 
— doch wurde das politiſche Verhältniß, welchem ihre 
Trauung zum Ausdruck gedient hatte, dadurch nicht auf⸗ 
gehoben. Däniſcher Seits meinte man, eines feiten Rückhalis 
in St. Petersburg auch jetzt noch ſicher zu fein, und im 
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Oclober 1844 ſtellte der Vürgermeifter von Kopenhagen, 
Mgreen-Uffing, auf dem Landtage zu Rothſchild den Antrag: 
der König wolle feierlich erklären, daß die däniſche Monarchie 
ein einziges ungetheltes Reich bilde, welches untheilbar nach 
der Beſtimmung des Königsgeſetes vererbt werde, und daß 
er alle Maaß regeln treffen wolle, um jedes Unternehmen von 
Seiten der Unterthanen, welches auf Lüfung der Verbindung 
einzelner Staatstheile gerichtet jei, zu hindern. Die Kunde 
von dieſem Antrage flog mit Blitzesſchnelle durch die Herzog⸗ 
thümer und bewirkte ſofort eine ſtarke Aufregung. Es war 
der berechtigte Zorn, daß ein dänischer Provinzialtag über 
die Erbfolge der Herzogthümer abzuſprechen unternahm; es 
war noch mehr die tiefe Entrüftung, daß das dänische Könige- 
gejeg, welches niemals in dieſen Landen Rechtskraft gehabt, 
jetzt dem ſelbſtändigen Schleswig⸗Holſtein auferlegt werden 
ſollte. Alle Orte und Kreise riefen den gerade verſammelten 
Hoffteiner Landtag an, für die Freiheit Schleswig- Holſteins 
einzutreten, und dieſer beſchloß eine energiſche Erklärung, in 
welcher er dem däniſchen Vorgehen die drei Grundſätze ent⸗ 
gegenhielt, daß die Herzogthümer ſelbſtändige, daß ſie eng 
verbundene Staaten ſeien, und daß ſie im Mannsſtamme 
vererbten. Dem Könige war dies Alles äuferft widerwättig. 
Einen Augenblick hatte er den Gedanken, es würde doch 
unerläßlich fein, das große Werk mit der gründlichen Alb⸗ 
trennung Schleswigs von Holſtein zu beginnen. Er ſchrieb 
dem Prinzen von Noer, was denn der Lärm bedeute; er 
dene nicht daran, Schleswig dem eigentlichen Dänemark ein- 
zuwerleiben; es handle ſich bei Algreen-Uſſing's ſonſt recht 
urgeſchicktem Antrag lediglich um die Erhaltung des beſtehenden 
Staats, und dieſe müſſe jeder Patriot ebenſo lebhaſt wie 
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Er, der König, wünſchen. Indeſſen gelangte in Rothſchild, 
obwohl die Stimmung durch das Aufbrauſen der Herzog⸗ 
thümer etwas gedämpft war, der Antrag Algreen Uſſing unter 
Zuſtimmung des königlichen Commiſſars zur Annahme. Ein 
erſter bedeutſamer Schritt zur Ausführung des königlichen 
Syſtemes war geſchehen. 

Es galt nun weiter, die öffentliche Meinung Europas 
und die Stimmung der großen Mächte zu gewinnen. Der 
König war in beiden Richtungen ſehr thätig; eine Menge 
Abhandlungen in däniſcher, deutſcher, franzöſiſcher Sprache 
wurden verfaßt, um darzuthun, daß in Schleswig 1721 die 
Erbfolge des Königsgeſetzes von den Ständen des Landes 
anerkannt worden, daß ein anſehrlicher Theil Holſteins ſeit 
langer Zeit Allodialbeſtz der jetzt herrſchenden Linie fei, alſo 
auf die Töchter übergehe, daß Auguſtenburg alle Rechte, die 
das Haus etwa befeffen, durch Verſäumniß der Lehrsmuthung, 
Verzichte der Gemahlinnen und unebenbürtige Heirathen längst 
eingebüßt habe. Es verſteht ſich, daß jeder dieſer Sätze von 
der gegneriſchen Seite mit gleichem Aufwande lehns⸗ und 
fürſtenrechtlicher Gelehrſamkeit beſtritten wurde. 

Die Entſcheidung dieſer Controverſen hing dann von 
weitſchichtigen hiſtoriſchen und lehnrechtlichen Erörterungen 
ab, bei welchen es auf die Interpretation von nicht felten 
vieldeutigen Urkunden des 14. und 15, des 16. und 17. 
Jahrhunderts ankam, und bei deren Beurtheilung ſowohl 
die gerichtliche Praxis als die Autoritäten der gelehrten Welt 
zu verſchiedenen Ergebniſſen gelangt waren. So hatte der 
kaſerlche Meichshofrath bis in das 17. Jahrhundert hinein 
nach Unterfaffung der erforderlichen Lehnsmuthung ftets auf 
Verluſt der Erbfolge in das Lehn erkannt, ſpäterhin aber 
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allmählich eine mildere Praxis eintreten laſſen: Pütter, 
K. F. Eichhorn und ihre Schüler fanden jedoch in der 
letztern nur das Vorkommen einzelner Ausnahmen, durch 
welche die Regel nicht umgeſtoßen werden töne, während 
andere deutſche Gelehrte der umgekehrten Anſchauung huldigten. 
Ob die Vorgänge von 1721 die dänische Thronfolge für 
Schleswig begründet hätten oder nicht, hing zum Theil von 
der Entſcheidung der Fragen ab, ob unter der in der Huldigungs⸗ 
formel der Stände erwähnten lex regia das bekannte däniſche 
Königsgeſetz oder ein etwas älteres, für die Herzogthümer 
erlaſſenes Geſetz zu verſtehen ſei, was Beides nach dem 
Wortlaute gleich möglich war, ferner, ob die Stände dem 
Könige und deſſen Thronfolger den nach der lex regia 
gebührenden Gehorſam, oder ob ſie den gebührenden Ge⸗ 
horſam dem Könige und deſſen nach der lex regia be⸗ 
rechtigten Thronfolgern gelobt hätten, was wieder davon 
abhing, an welcher Stelle der Urkunde man ein in derſelben 
fehlendes Komma hinzuzudenken habe u. ſ. w. u. . w. Dem 
Hiſtoriter wird man überhaupt nicht zumuthen, über dieſe 
gelehrten Händel ein juriſtiſches Urtheil abzugeben: die 
Mühe, zu einem ſolchen hindurch zu dringen, wäre um jo 
nutzloſer, als bei der ſchließlichen Entſcheidung das alte 
Recht Auguſtenburg's unter Widerlegung aller däniſchen Ein 
wendungen anerkannt, dann aber durch zwei völlg moderne 
Thatſachen aufgehoben worden iſt. 

Um ſo weſentlicher aber iſt es, an dieſer Stelle wieder⸗ 
holt zu conſtatiren, daß vor dem Jahre 1836 die agnatiſche 
Erbfolge in den Herzogthümern kaum jemals angefochten 
worden war, und die Stände derſelben alſo in völlig gutem 
Glauben handelten, als fie ſich gegen die Verleßung dieſes 
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Rechts verwahrten. Auch war es nicht etwa eine perſön⸗ 
liche Verehrung für den Herzog von Auguſtenburg, welche 
dieſe Haltung hervorrief. Im Gegentheil, Herzog Chriſtian 
hatte ſich als Gutsherr auf ſeinen weiten Beſitzungen ſo 
wenig beliebt gemacht, daß in ganz Schleswig die Volts⸗ 
stimmung ihn eher abgeneigt, als günftig war. Auch feine 
oppoſitionelle Haltung im Landtage hatte daran nichts ge- 
ändert; nach wie vor war er bei der Maſſe des Volkes ahne 
Anſehen noch Einfluß geblieben. Dieſe kam nach ihrer be 
dächtigen Weiſe überhaupt nur langſam in die politiſche Be⸗ 
wegung hinein; ſie hatte, wie gejagt, keinen Wunſch auf 
Anderung des bisherigen Zuſtandes, keine Sehnſucht nach 
völliger Trennung von Dänemark gehabt; bei aller An. 
erkennung der agnatiſchen Rechte hätte fie höchſt wahr⸗ 
ſcheinlich auch eine Anderung der Thronfolge ſich gefallen 
laſſen, wenn dabei die innere Selbständigkeit und Verbindung 
der Herzogthümer unangefochten geblieben wäre. Was jegt 
die öffentliche Meinung des Landes zu immer kräftigerem 
Auftreten für Auguſtenburg entſchied, was unmittelbar zur 
Verſchmelzung der Succeffions- mit der Verſaſſungefrage in 
den Gefühlen Schleswig⸗Holſteins führte, war die tobende 
DOffenfive der Eiderdänen gegen das Deutſchthum in Schleswig 
und gegen die Realunion der Herzogthümer. Bei dieſer 
Feindſeligleit des geſammten dänischen Volkes ſah man für 
die eigene Freiheit und Nationalität keine andere Rettung 
mehr, als die glücklicher Weiſe bald bevorſtehende vollſtändige 
Trennung von Dänemark durch die Verſchiedenheit der Erb⸗ 
folge. Man begann, ſich für Auguſtenburg zu intereſſtren, 
weil deffen Name die baldige Abſchüttlung einer fremd+ 
pprachigen Vergewaltigung bedeutete. 
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Zum Unglücke Schleswig- Holſteins wurden die euro- 
päiſchen Mächte in der Frage von ganz andern Geſichts⸗ 
punkten beflimmt. Die Forderung, welche ihnen zumeift am 
Herzen lag, war in geradem Gegenſatze zu den Wünſchen 
der Herzogthümer: die Integrität der däniſchen Monarchie 
in ihrem bisherigen Beſitſtande, nämlich, wie man dies feit- 
dem auszudrücken pflegte, als eines nothwendigen Elements 
des europäischen Gleichgewichts; und in diefer Auffaffung 
ſtimmte mit dem Kaiſer Nikolaus und dem Fürſten Metternich 
die engliſche, und in gewiſſem Sinne auch die preußiſche 
Regierung überein, fo daß vom erſten Tage an das Begehren 
König Chriſtian's in Europa ſehr viel günſtigere Ausfichten 
hatte, als die Rechtsanſprüche der Herzogthümer. Es er⸗ 
ſcheint wunderlich genug, eine ſolche Werthſchätung der 
bänifchen Integrität bei allen großen Höfen anzutreffen, 
als könnte die Frage, ob ein Kleinſtaat von zwei Millionen 
Einwohnern einem oder zwei Souveränen diene, für den 
Frieden des Welttheils in das Gewicht fallen. In der That 
hatte jenes Lob der Integrität denn auch lediglich einen 
negativen Inhalt: mau wünſchte Fortdauer des lisherigen 
Zustandes, weil jede der Mächte von einer Anderung ver- 
ſchiedene Unannehmlichkeiten beſorgte. England fürchtete, 
daß nach dem Verluſte der Herzogthümer das verſtümmelte 
Dänemark in vollſtändige Abhängigkeit von Rußland gerathen 
möchte: Rußland glaubte umgekehrt, daß in einem ſolchen 
Falle Jütland und die Inſeln ſich einer ſcandinaviſchen Union 
in die Arme werfen, und damit jeden ruſſiſchen Einfluß in 
Kopenhagen beſeitigen würden. Dem Wiener Hof erſchien 
ein ſouveräner Staat Schleswig⸗Holſtein als eine Verſtärkung 
der preußiſchen Hegemonie in Norddeutschland: in Preußen 
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dagegen war man wie in Rußland jedem Schritte zu einer 
ſcandinaviſchen Union abgeneigt, und trug ſich damals mit 
Plänen, nicht die Herzagthümer allein, ſondern ganz Däne- 
mark in den Zollverein zu ziehen. Von dieſen ſich zum Theil 
widerſprechenden Gedanken war ganz gewiß die Hälfte unrichtig, 
ungewiß aber waren ſie ſämmtlich, und eben deshalb meinten 
die Cabinette, es ſei am ſicherſten, es beim Alten, alſo bei 
der Erhaltung des däniſchen Geſammtſtaats zu belaffen. 
Nach der Lage aller Verhältniſſe wurde keine der großen 
Mächte jo unmittelbar und in ſolchem Grade durch die Ent- 
wicklung der ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage berührt, wie 
Preußen. Je nachdem der Ausgang jener Wirren für Preußen 
günftig ober ſchädlich fiel, war Gewinn oder Verluſt für 
Handel und Verkehr, für Sicherung der Schifffahrt und 
der Grenzen von hoher Bedeutung. So war man in 
Berlin allen Phaſen des Streites mit lebhafter Aufmerkſam⸗ 
keit gefolgt: auch hatte ſich Herzog Chriſtian von Auguſten⸗ 
burg an König Friedrich Wilhelm IV. mit einer Darlegung 
feiner Rechte und Bitte um Schuh derſelben gewandt, und 
der Algreen⸗Uſſing'ſche Antrag kündigte die Nähe der Krifis 
an. Wenn bei den andern Höfen das eigene Staatsintereſſe 
gegen jede andere Erwägung zuletzt den Ausſchlag gab, ſo 
ſtand bei der legitimiſtiſchen Geſinnung König Friedrich Wil⸗ 
helm's und bei ſeiner hohen Vorſtellung von der Würde 
deutſches Fürſtenthums auch in dieſem Falle die Frage nach 
der Berechtigung der beiden ſtreitenden Linien an der erſten 
Stelle. Bor allen Dingen veranlaßte er alfo eine Anzahl 
heworragender Männer, den einſt jo rühmlich als Diplomaten 
bewährten Miniſter Eichhorn, den gelehrten Projeffor Lanci⸗ 
zolle u. A. zu Rechtsgutachten über die Thronfolge in den 
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Herzogthümern. Das Ergebuiß war eine im Watz 1845 
abgeſchloſſene Dentichrift des Miniſters des Auswärtigen, von 
Bülow. Darin wurde denn als Anſicht des Staatsminiſteriums 
über die Rechtsfrage dargelegt, daß Holſtein mit Ausnahme 
der Graſſchaft Rantzau an Auguſtenburg, Rantzau und der 
ehemals Gottorp'ſche Theil von Schleswig an die weibliche 
Linie, der ehemals königliche Theil von Schleswig aber nach 
den beſſern Gründen wahrſcheinlich an Auguſtenburg zu fallen 
haben. Die Denkſchrift erörterte weiter, daß dieſe rechtliche 
Entſcheidung erfreulicher Weife auch mit dem preußischen 
Intereſſe vollkommen übereinſtimme. Die Conftitwirung des 
größten Theils der Herzogthümer als ſouveränes Staats 
lönne für Deutſchland nur erwünſcht fein, und Preußen 
werde ſich bei jeder Wirkſamkeit für ein ſolches Ziel durch 
die öffentliche Meinung der ganzen Nation getragen ſehen. 
Freilich könne man ſich nicht verbergen, daß Rußland und 
England der Schmälerung Dänemarks entgegentreten, und 
Oſterreich jede Stärkung des deutſch nationalen Intereſſes 
lediglich für eine mittelbare Vermehrung des preußiſchen Ein⸗ 
fluſſes halten und folglich nicht begünſtigen würde. 

Der König ſah, wie wir gleich bemerken werden, die 
Sache doch in anderem Lichte als fein Winiſter, und ließ fie 
einstweilen liegen, ohne über ein eigenes Handeln darin Be⸗ 
ſchluß zu faſſen. Er verharrte um fo mehr in dieser Un- 
thätigfeit, als er Ende 1845 erfahren mußte, daß auch die 
dritte der außerdeutſchen Großmächte, Frankreich, in der 
schwebenden Frage zu Gunſten Dänemarks Stellung ge⸗ 
nommen hatte. 

Bis dahin hatten weder der König Louis Philippe, noch 
jein Minifter Guizot, durch innere, afrikanische und ſpanſſche 
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Händel fattfam in Anſpruch genommen, ſich um die däniſchen 
Wirren irgendwie bekümmert. Jetzt aber legte der franzöſiſche 
Geſandte am däniſchen Hofe, Baron Billing, ein junger, ſtreben⸗ 
der Diplomat, dem Miniſter eine Derkſchrift vor, in welcher 
er dringend empfahl, daß Frankreich der ruſſiſchen und 
preußiſchen Vergrößerungsſucht, welche das arme Dänemark! 
auf allen Seiten umgarnen, kräſtig in ben Weg trete. Vor 
allen Dingen fei die Integrität des däniſchen Gefammtftants, 
jedoch unter Erhaltung der schleswig holſtener Privilegien, zu 
garantiren, und die Einführung der gleichen Erbfolge in allen 
Theilen des Geſammtſtaats zu bewirken, ſei es nun zu Gunſten 
der heſſiſchen oder der Auguſtenburger Linie; gut würde es 
fein, demnachſt eine franzöſiſche Flotte in die Oſtſee zu fenben 
und die dreifarbige Flagge an den däniſchen Küſten zu zeigen. 
Sie könne bei der wohlgelegenen Infel Bornholm fefte Station 
nehmen, und Frankreich dann vor Europa als Protector 
Dänemarks offen auftreten. 

Dem beweglichen Ehrgeiz Louis Philippe's leuchtete die 
hier entwickelte Rolle völlig ein. Er gab dem Geſandten 
einen hohen Orden, und ſchickte ihn hinüber nach London, 
um mit dem engliſchen Cabinet eine vorläufige Fühlung über 
die däniſche Lage zu gewinnen, während zu gleicher Zeit eine 
ſchriftliche Mittheilung ähnliches Inhalts an den Fürſten 
Metternich abging. Indeſſen hatte die dänifche Regierung. 
wenn nicht von allen Einzelheiten der Billing'ſchen Derk⸗ 
ſchrift, fo doch von ihrer allgemeinen Tendenz Kunde erhalten, 
und da ſie durchaus nicht geſonnen war, ihre freundlichen 
Beziehungen zu Berlin und Petersburg gerade jetzt zu ge 
fährden, fo erließ fie eine dringende Warnung gegen Billing 
als einen überläſtigen Intriganten, an den Grafen Aberdeen. 
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Dieſer gab darauf dem Franzoſen die höflich ausweichende 
Antwort, die däniſche Thronfolge ſei eine Frage der Zukunft, 
mit der England ſich jezt nicht zu beſchäftigen gedenke; wenn 
die Zeit komme, gebühre die Initiative einzig dem König von 
Danemark; England werde dann gerne für die Erhaltung der 
dänischen Monarchie feine guten Dienſte leiſten. In ganz 
ähnlich ablehnender Weiſe entgegnete Öfterreich auf die fran⸗ 
zöſiſche Aufforderung; als bald nachher der ruſſiſche Kanzler, 
Graf Neſſelrode, auf einer Reiſe Wien berührte, verftändigte 
er ſich mit Metternich zunächst über das von Lord Aberdeen 
empfohlene abwartende Verhalten. Metternich führte dann 
in feiner magiſtralen Weiſe aus, daß es bei jeder politischen 
Frage einerseits auf den Rechtspunkt, andrerſeits auf die 
Staatsklugheit ankomme; in der erſten Beziehung fei es hier 
erforderlich, eintretendes Falls die juriſtiſche Begründung der 
verſchiedenen Anwärter genau zu prüfen, in der letztern er 
ſcheine die däniſche Integrität als ein bebeutfames Moment 
des europäischen Gleichgewichts; ſchliezlich werde es nöthig 
ſein, aus der Combination von Recht und Politik das gebührende 
Ergebniß zu ziehen. Neſſelrode erklärte eine volle Zuftimmung 
zu einer fo ſchönen Theorie, und Beide berichteten mit Genug⸗ 
thuung dieſes Einverſtändniß nach Berlin hinüber. Von einer 
Zuziehung Frankreichs war in den nächſten Jahren um jo 
weniger die Rede, als bekanntlich der Tuilerienhof bald nach⸗ 
her mit den Oſtnächten über Krakau, und mit England über 
die ſpaniſchen Heirathen in arges Zerwürfniß gerieth. 

Fur König Chriſtian Hatten dieſe Vorgänge wenigstens 
die Annehmlichkeit, daß vier Großmächte den Grundſatz der 
däniſchen Integrität als einer europäiſchen Nothwendigleit aus- 
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Initiative in der Regelung der Frage zuſchoben, jo war er 
jetzt entſchloſſen, dieſem Verlangen nachzukommen und ſeine 
Action zunächſt durch eine Verkündigung feiner Anfichten und 
Abſichten zu beginnen. Er hatte eine Commiſſton zur defmi⸗ 
tiven Unterſuchung des Erbfolgerechts eingeſetzt; das Gut⸗ 
achten derſelben wurde darauf dem Staatsrathe vorgelegt, 
und am 8. Juli 1846 deſſen Beſchlüſſe unter der Form 
eines offenen Briefs des Königs an ſeine Unterthanen der 
Welt vorgelegt. Die hier gegebene Beurtheilung der Succeſ⸗ 
ſionsfrage wich nun jo stark wie möglich von den Ergebniffen 
der preußiſchen Rechtsgelehrten ab. Die hiſtoriſche Unter- 
ſuchung, hicß es in dem Briefe, habe den König in der 
Überzeugung beſeſügt, daß für Schleswig und Lauenburg die 
Erbfolge des Königsgefeges gelte; für einzelne Theile Hol⸗ 
fteins lönne dies allerdings nicht ebenſo beftimmt ausgeſprochen 
werden, der König verſpreche aber feinen getreuen Unterthanen, 
daß er auf alle Weſſe die Unverletlichtkit des Gefammiftants 
zu ſichern bedacht fein würde. Die Kriegserklärung gegen 
die Herzogthümer war alſo vollständig. Aus der unbedingten 
Verwerfung der agnatiſchen Erbfolge in Schleswig ergab ſich 
die Folgerung, daß die Verbindung Holſteins mit dem Bruder⸗ 
ſtamme zerreißen würde, wenn nicht auch Holſtein ſich der 
Herrſchaft der Weberlinie unterwerfe. Alles, was bis dahin 
in Schleswig⸗Holſtein als hundertjähriges, unzweifelhaftes 
Recht gegolten, war damit angefochten; die Grundlagen des 
ganzen politiſchen Daſeins ſchwankten, die Bewegung der Ge⸗ 
müther war unerneßlich. Die beiden Landtage erhoben die 
nachdrüclichſte Rechtsverwahrung, die holfteiner Stände 
legten Berufung an den deutſchen Bundestag ein, und Volts⸗ 
verſammlungen von vielen Tauſenden wiederholten dieſe Be⸗ 
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ſchlüſſe. Dazu kamen die Proteſte der Agnaten, des Groß⸗ 
herzogs von Oldenburg, der Auguſtenburger und mit einer 
einzigen Ausnahme auch der Glücksburger Prinzen. Und zu⸗ 
gleich pflanzte ſich die populäre Erregung aus Holſtein über 
die Elbe hinüber durch alle Gaue Deutſchlands fort; in zahl⸗ 
loſen Verſammlungen, Beſchlüſſen, Adreſſen und Druckſchriften 
erhob das geſammte deutſche Volk ſeine Stimme für die be⸗ 
drohten Stammesgenoſſen diesſeits und jenſeits der Eider; 
faft alle deutſchen Kammern hallten von Erklärungen für 
Schleswig- Holſteins Selbſtändigkeit wieder, und auch unter 
den deutſchen Fürſten gab es mehrere, welche durch gleiche 
Außerungen begeifterte Beifallsrufe zu erlangen wußten. Dieſelbe 
Entzündung des nationalen Bewußtſeins, welche ſechs Jahre 
früher ſich gegen die franzöſiſche Bedrohung der Rheinlande 
gerichtet Hatte, kam in feiiche Gluth, als jept Dänemark den 
Krieg gegen altes Recht und deutſche Sprache in Schleswig⸗ 
Holſtein vorbereitete. Der Lärm der Eiderdänen für Dani⸗ 
firung Schleswigs, Losreißung desselben von Holſtein und 
Incorporation in das engere Königreich, hatte es dahin ge⸗ 
bracht, daß in Deutſchland, wie in den Herzogthümern, die 
Bevölkerung dem Ausſpruche des Königs, nur an die Er- 
haltung des bisherigen Geſammtſtaats und durchaus nicht an 
eine Anderung des beſtehenden Verfaſſungsrechts zu denken, 
allen Glauben verſagte. Vielmehr forderte auch in Deutſch⸗ 
land alle Welt die Erbfolge Auguſtenburg's in den Herzog⸗ 
thümern, eben weil man in der gänzlichen Trennung derſelben 
von Dänemark die einzige Rettung Schleswig ⸗Holſteins vor 
dem Anſturm der Eiderdänen ſah. Die nächte Frage war 
nun, wie ſich das damalige Organ der deutſchen Geſammtheit, 
we ſic der deuſhe Bundestag zu den Legonenen Stele 
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ſtellen würde, und hiebei lam dann ungefähr Alles auf die 
Entſchließung der beiden Großmächte an. 

In Berlin gingen die Erwägungen auf und nieder. Daß 
die Angelegenheit bedenklich und verwickelt war, lag klar genug 
zu Tage, bei jedem Blicke auf den unverſöhnlich gewordenen 
Haß der beiden ftreitenden Nationalitäten und auf die kaum 
weniger auseinander gehenden Intereſſen der europäiſchen 
Mächte. Man ſetzte ſich alſo mit dem nächſten Bundes. 
genoſſen, mit Öfterreih, in Berührung. Der alte Fürſt 
Metternich war äußerft verstimmt und ärgerlich über den 
widerwärtigen Handel, welchen die Verkehrtheit des Dän 
tönigs jo ohne alle Noth vorzeitig in die Offentlichkeit ge- 
worfen hatte. Jetzt habe die Umſturzpartei und der geſammte 
Liberalismus das Banner Schleswig ⸗Holſteins entfaltet und 
alle thörichten Köpfe Deutſchlands damit in Verwirrung ge- 
ſezt. Der König habe ja nichts entſchieden, ſondern nur 
eine ſchwierige Sache zur Sprache gebracht, und ſofort tobe 
ein Halli⸗Hallo durch alle Lande, und Bürgermeiſter und 
Doꝛrſſchulzen, Pocten und Proſeſſoren ſprächen das Urtheil 
über eine Angelegenheit, deren Behandlung schlechterdings 
allein der Weisheit der Regierungen überlaſſen bleiben müffe 
Er stellte geradezu den Antrag, die beiden deutschen Groß⸗ 
mächte ſollten mit allen Mitteln gegen den revolutionären 
Unfug einſchreiten und durch den Bundestag die andern Höfe 
zu gleichem Vorgehen ermahnen laſſen. Dazwiſchen aber 
fuhr ein Bericht, welchen General Radowißz, damals preußi⸗ 
jeher Geſandter in Karlsruhe, über die Vorgänge in Baden 
abſtattete. Dort hatte die zweite Kammer eine energiſche 
Adreſſe an den Großherzog um Beſchützung Schleswig⸗ 
Holſteins einftimmig beſchloſſen, der Regierungscommiſſar 
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zugeſtimmt, eine ebenſo einstimmige Annahme durch die erſte 
Kammer war geſichert. Radowitz betonte, wie hier Radieale 
und Confervative, Edelleute und Bauern mit gleicher Ber 
geifterung zuſammen gingen; es handle ſich hier wie ander⸗ 
wärts nicht um eine Intrigue der revolutionären Partei, 
ſondern um eine Bewegung des Nationalgefühls in ſeinem 
tiefften Grunde. Jetzt ſei der Augenblick gekommen, wo ſich 
dem jo elend gefunfenen Bundestag noch einmal eine Ge⸗ 
legenheit, die lezte, darbiete, die Führung des deutſchen 
Volkes der radicalen Partei zu entwinden, wenn er hier ſich 
an die Spize der nationalen Bewegung ſtelle, und nicht mit 
Jormalien, Verſchleppung und Incompetenzerklärungen eine 
große Sache zu Grunde richte, ſondern raſch und ſtotz und 
ſchneidig eingreife und ſich als den echten Vertreter der 
deutſchen Nation bewähre. Der König, bis dahin der Mei⸗ 
nung, daß einftweilen völlige Paſſivität für Preußen das 
Richtige ſei, entzog ſich dem Eindrude des Berichtes nicht, 
ſondern befahl, denſelben auf der Stelle dem Fürſten Metternich 
mitzutheilen. Man ermißt, daß dieſer nicht gerade erbaut 
von dem Eifer des geiſtreichen Officiers war, eines Mannes, 
der von jeher in regelrechten Veamtenkreifen einiger Maaßen 
für einen Phantaſten gegolten hatte. Indeſſen ſchien es 
zuletzt doch auch dem Fürſten, daß unter den einmal gegebenen, 
wenn auch höchſt verfahrenen, Verhältniſſen der Bundestag, 
welcher bereits durch die Klageſchrift der Holſteiner und den 
Proteſt Oldenburgs mit der Sache befaßt war, nicht wohl 
ganz unthätig bleiben könne. Allerdings, ein jo ſchneidiges 
Verfahren, wie es Radowitz im Sinne trug, däuchte ihm in 
jeder Hinſicht und vollends in dem jetzigen Stadium der An- 
gelegenheit ganz unthunlich; genug, wenn der Bund feine 
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Mißbilligung des daͤniſchen Verfahrens andeute, und für die 
Zukunft ſich alle Entſchließungen offen halte. 

Hienach ging denn der Bundestag an das Werk. Die 
Einmüthigkeit der Mitglieder war dieſes Mal groß. Denn 
alle die Heinen Höfe empfanden es tief, daß ein fürſtlehes 
Erbrecht nicht aus Gründen der Staatsraiſon vernichtet 
werden dürfe, wie es jetzt König Chriſtian mit dem Auguſten⸗ 
burger verſuchte. Es arbeitete dann unter dem Drucke der 
fürſtlichen und der nationalen Aufregung der Bundestag 
rascher als jemals, fo daß der Dänenkönig ſich bemüfigt 
fand, werigſtens in Bezug auf die Verfaſſungsfragen das 
Mögliche zur Beſchwichtigung der Gemüther zu thun. Sein 
Bundestagsgeſandter, Herr von Pechlin, gab die officielle 
Erklärung ab: 

Die in dem Offenen Brief erläuterte Thronfolge beziche 
ſich keineswegs auf einen Staat, in welchem ein Theil dem 
andern untergeordnet, oder ein Land als Provinz dem andern 
als Hauptland einverleibt wurde. Vielmehr ſei die däniſche 
Monarchie aus Ländern zuſammen geſetzt, die unabhängig 
von einander, und jedes im Beſitz einer ſelbſtändigen Ber⸗ 
faſſung, Geſetzgebung und Verwaltung, gleichwohl mehr oder 
weniger durch gemeinfame, in der geſchichtlichen Entwicklung 
und der Siweetmöhigfeit begründete Verhöltniſſe verbunden ſeien 

Und dann weiter: der König denke an keine Veränderung 
der Verbindung Holſteins mit Schleswig. Dieſelbe beſtehe 
darin, daß beide Herzogthümer, bis auf Holſteins Eigen⸗ 
ſchaft als Bundesstaat und die abgeſonderten Ständeverſamm⸗ 
lungen, bei gemeinfamer oder gleichartiger Geſezgebung und 
Verwaltung alle öffentlichen Rechtsverhältniſſe mit einander 
gemein haben. 
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Es war nicht möglich, den vorhandenen Zuftand ge⸗ 
nauer zu bezeichnen und deſſen Rechtsbeſtändigkeit bündiger 
anzuerkennen. Eine Abtrennung Schleswigs von Holſtein, 
eine Einverleibung desſelben in das Königreich Dänemark im 
engern Sinne, wäre ein verfaſſungswidriger Gewaltſtreich, 
nach der eigenen Erklärung des däniſchen Monarchen. 

Dieſe Erläuterungen bewirkten denn ſo viel, daß ſich 
der Bundestag mit einem thunlichſt höflichen Ausdruck feiner 
Auffaſſung begnügte, in der Sache aber ſehr deutlich feine 
rechtliche Überzeugung bekundete. Am 17. September 1846 
ſaßte er den Beſchluß, daß er nach den Erllärungen des 
Königs ſich in der vertrauensvollen Erwartung beftärkt finde, 
bei der endlichen Regelung der Thronſolge werde Se. 
Majeftät die Rechte Aller und Jeder, des deutſchen Bundes, 
der Agnaten und der holſteiniſchen Landesvertretung beachten. 

In Deutſchland rief die milde Form dieſes Beſchluſſes 
eine brauſende Entrüſtung hervor, und in der That, ſo nöthig 
ſonſt im internationalen Verkehr die höflichen Formen ſind, 
fo wäre hier ein ſchärferer Hinweis auf die verhängnißvollen 
Folgen des dänischen Vorgehens ſehr am Platze geweſen. 
Immerhin konnte der Beſchluß dem Dänenkönig keinen Zweifel 
darüber laſſen, daß der Bund die agnatiſchen und ſtändiſchen 
Rechte zu wahren entſchloſſen ſei. Wenn zu jener Zeit das 
wild erregte deutſche Publicum kein Gefühl dafür hatte, jo 
empfand es König Christian in vollem Maaße. Im Sommer 
1847 ſandte er den Baron Löwenſtern nach Berlin und Wien, 
zu wiederholter Empfehlung feines Standpunktes. Sein 
großer Zweck ſei die Erhaltung der däniſchen Monarchie in 
ihrem jetzigen Umfange; über die etwa im Wege ſtehenden 
agnatiſchen Rechte ſolle eine Verſtändigung Statt finden, die 
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einzelnen Rechtsfragen dabei allerdings der höhern Frage 
der Integrität untergeordnet ſein; dieſe Verhandlung werde 
erfolgen, ſobald die Gemüther ſich einiger Maaßen wieder 
beruhigt hätten. Löwenſtern brachte jedoch die Sache nicht 
weiter als Pechlin. Beide Höfe erklärten ſich in ihrer Ant⸗ 
wort mit der Erhaltung der däniſchen Integrität einverſtanden, 
vermochten aber der unbedingten Unterordnung der Rechts- 
anſprüche unter die Forderung der Integrität keineswegs zu⸗ 
zuſtimmen. Der preußiſche König ſprach ſeine Anſicht jezt ſehr 
lebhaft dahin aus, daß er ebenſo wie der dänische die fort- 
dauernde Integrität des Geſammtſtaats wünſche, für das 
einzig mögliche und erlaubte Mittel aber zu dieſem Zweck 
nicht die Ausſchließung Auguſtenburg's, ſondern jene der 
heſſiſchen Linie, und ſomit die Berufung Auguſtenburg's, zur 
Nachfolge auch in Kopenhagen erachte. Er meinte, daß 
Kaiſer Nikolaus, ſelbſt ein Oldenburger, die Erhaltung des 
Oldenburger Geſchlechtes auf dem däniſchen Throne dem Ein- 
drängen der heſſiſchen Linie vorziehen würde, und hoffte auf 
thätigen Dank von Dänemark, wenn der preußiſche Vorſchlag 
den Berluſt der Herzogthümer ohne Weiteres beſeitigte. 

Es war ein vermittelnder Gedanke, deſſen Annahme, wie 
wir ſchon oben bemerkten, alle juriſtiſchen Schwierigkeiten ge⸗ 
hoben hätte. Leider aber hatte die preußiſche Politik jener 
Jahrzehnte mehr als einmal das Mißgeſchick, Vermittlungen 
vorzubringen, die, in der Sache redlich und trefflich gedacht, 
nur den einzigen Fehler hatten, daß ſämmtliche betheiligte 
Parteien nichts davon wiſſen wollten. König Chriſtian 
ſchwärmte für die Integrität, aber ausſchließlich zum Nutzen 
ſeiner ihn beherrſchenden Schweſter und deren Nachkommen; 
die däniſche Bevölkerung haßte den Herzog von Auguſten⸗ 
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burg wie die Sünde; fie hätte höchſteus dann ihm zugeftimmt, 
wenn er die Einverleibung Schleswigs ihr zugeſagt hätte; 
davon aber war der Herzog himmelweit entfernt und feſt 
entſchloſſen, eine unter ſolchen Bedingungen gebotene Dornen⸗ 
krone abzulehnen. Rußland aber ſprach damals dem König 
Chriſtian die Bereitwilligkeit aus, fein Programm zu unter 
ſtüten, und erllärte ſich überzeugt von den däniſchen Beweifen, 
daß Auguſtenburg alle Anſprüche auf die Herzogthümer längſt 
verwirkt habe. Natürlich genug. Denn je mehr Agnaten 
des bisher regierenden Stammes rechtlos wurden, deſto näher 
rückte die Möglichkeit, daß bei Gelegenheit die Anſprüche des 
Hauſes Gottorp, d. h. Rußlands, auf Kiel und weitere 
Stüde der Herzogthümer, ja ſelbſt auf die Sucteſſion in 
ganz Schleswig⸗Holſtein, aufleben könnten. 

Für den Dänenkönig war bei alledem die ruſſiſche 
Zuſtimmung zur Zeit unſchätbar. Denn ſeine Lage wurde 
täglich ſchwieriger. Das einmüthige, feſte Beharren der 
Herzogthümer auf ihrem alten Recht, die ungeſtümen Angriffe 
auf dieſes Recht durch die Eiderdänen, steigerten gegenseitig 
die populäre Leidenſchaſt. Durch das Auftreten der deutſchen 
Regierungen und die Erhebung der deutſchen Voltsftimmen 
ſtärtte ſich die entſchloſſene Defenſive in Schleswig ⸗Holſtein, 
und wuchs in gleichem Maaße die vorwärts drängende Wuth 
der Inſeldanen. Immer näher rückte die Wahrſcheinlichktit 
eines gewaltſamen Ausbruchs auf beiden Seiten. Dabei war 
die Geſundheit des Königs schwankend ſeit längerer Zeit; in 
allen Gaffen der Hauptſtadt wurde laut erörtert, daß bei 
einem Thronwechſel dieſes Mal die Volksfreiheit wahr⸗ 
genommen, daß der neue Herrſcher nur unter einer freien 
Verfaſſung den Thron beſteigen, und dann das däniſche 
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Volt mit den aufrühreriſchen Herzogthümerm abrechnen würde. 
Der Kronprinz Frederik hatte gegen dieſe Stimmungen wenig 
einzuwenden. Er war nicht unbegabt von Natur, aber durch 
ein wüſtes Jugendleben in ſchlechter Geſellſchaft verkommen. 
Zweimal vermählt, hatte er jedes Mal nach wenigen Jahren 
durch ſeine Rohheit die Scheidung herbeigeführt, und war 
dann in die Nehe einer licderlichen Pußmacherin gefallen, 
die ihn mit gemeiner Schlauheit fo feſt zu umſtricken wußte, 
daß er weiterhin fie als Gräfin Danner ſich morgaratiſch 
antrauen ließ, und ihr feitdem auch in pofitiichen Dingen 
unbegrenzten Einfluß geſtattete. Als das Leben König 
CHriftian's zur Neige ging, zählte der Kronprinz 39 Jahre, 
Hatte aber in feinem Herzen keinen höhern Trieb, als die 
bisherige Ungebundenheit in ſeinen perſönlichen Verhältniſſen 
ſortzuſezen; er hatte nichts dagegen, conftitutionellen Mi- 
niſtern die Verantwortung und damit die entſcheidende Gewalt 
zu überlaffen, und je mehr er ſich durch feinen Lebenswandel 
in den ſonſt gewohnten fürſtlichen Beziehungen vereinſamt 

„fand, deſto eifriger ſtrebte er nach der Gunſt der ihn um- 
gebenden hauptſtädtiſchen Vollsmaſſen. So bekannte er ſich 
bei jeder Gelegenheit zu liberalen Schlagworten und eider⸗ 
däniſcher Geſinnung, und trug breit und offen ſeinen Deutſchen⸗ 
haß zur Schau. Unter dieſen Umſtänden ſah König Chriſtian, 
daß die Stunde der abſoluten Monarchie in Dänemark ge⸗ 
ſchlagen hatte, und daß er, falls fein Syſtem erhalten bleiben 
ſollte, eine populäre Anlehnung dafür ſuchen müßte. Er ließ 
in den letzten Monaten 1847 den Entwurf einer Verfaſſung 
für die Geſammtmonarchie nach feinem Sinne ausarbeiten, 
ſtarb aber am 20. Januar 1848, ehe er denſelben zur Ver⸗ 
öffentlichung hatte bringen können. 
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Er hatte den Wind geſäet, jein Nachfolger ſollte den 
Sturm ernten. 

Der neue Monarch, einſtweilen noch von den alten 
Winiſtern umgeben, ließ ſich beſtinmen, den Verfaſſungs⸗ 
entwurf seines Vaters, oder genauer, einen Erlaß zur Vor- 
bereitung einer Verſaſſung, bereits am 28. Januar zu ver⸗ 
öffentlichen. Hienach ſollten gemeinſchaftliche Stände für 
das gtönigreich und die beiden Herzogthümer zu beſchließender 
Mitwirkung im Steuerweſen und der Finanzverwaltung, ſowie 
bei der Geſetgebung über gemeinſchaſtliche Angelegenheiten 
eingeführt werden. In den provinzialſtändiſchen Ordnungen, 
in der Verbindung Schleswigs mit Holſtein, in der Ver: 
bindung Holſteins mit dem deutſchen Bunde, in der Verfoſſung 
Lauenburgs, ſollte dadurch keine Anderung Statt haben. Die 
in dieſe Verfaſſung aufzunehmenden Beftimmungen ſollten 
vorher erfahrenen Männern zur Prüfung vorgelegt, und 
zwar zu dieſem Behufe achtzehn von Dänemark, achtzehn 
von den Herzogthümern gewählt, und durch den König acht 
aus Dänemark und acht aus den Herzogthümern ernannt 
werden. Noch einmal alſo hatte der Dänenkönig die untrenn⸗ 
bare Verbindung der Herzogthümer, und durch die der däniſchen 
gleiche Anzahl ihrer Vertreter mittelbar auch ihre Selbſtändig 
keit neben Dänemark anerkannt. 

Trotzdem rief der Erlaß in den Herzogthümern ſehr 
peinliche Gefühle hervor. Durch die ſechzehn ernannten Mit: 
glieder der Verſammlung war der König in jedem Streitfall 
zwiſchen den beiden Reichshälften der Majorität ſicher, und 
bei feiner bekannten Geſinnung, wer ſtand den Herzogthümern 
für urparteüſche Beſchlüſſe über die Begrenzung der gemein 
ſchaſtlichen Angelegenheiten, über die definitive Zuſammen⸗ 
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jegung der künſtigen Reichsstände? Indeſſen, ungeachtet dieſer 
höchſt berechtigten Bedenken kam man doch zu dem Beſchluſſe, 
die Wahl der „erfahrenen Männer“ vorzunehmen. 

Ganz anders in Kopenhagen. Schon am 22. Januar 
hatten die Profeſſoren Clauſen und Schouw eine Abhandlung 
drucken laſſen, des Inhalts, daß der Erlaß einer Verfaſſung 
jegt eine Nothwendigleit ſei, und daß dieſelbe Schleswig 
mit Dänemark vereinigen müſſe; Holftein möge feine eigene 
Verfaſſung mit eigenem Finanz- und Kriegsweſen erhalten, 
und eine scharfe und beſtimmte Grenze zwischen beiden Herzog ⸗ 
thümern gezogen werden. Ganz Kopenhagen jubelte der 
eiderdäniſchen Forderung zu; Preſſe und Volksverſammlung 
begehrten ſtürmiſch die Entlaſſung der bisherigen Miniſter, 
proteſtirten gegen den Erlaß über die Geſammtſtaats Ber⸗ 
faſſung und ſandten Deputation auf Deputation in das 
Krönigsſchloß. Die Erbitterung gegen Alles, was deutſch hieß, 
machte ſich in ungezügelten Ausbrüchen Luft. 

So lagen die Dinge, als in der letzten Februarwoche 
die Kunde von der Pariſer Revolution und der franzöſiſchen 
Republit in halb Europa die Volksmaſſen in unwiderſtehliche 
Bewegung fegte, die Regierungen in rathloſes Schwanken 
brachte, und jo auch auf dem gründlich durchwühlten dänischen 
Boden die Krifis zeitigte. 

Zuuächſt in Schleswig ⸗Holſtein verging den königlichen 
Beamten der Muth, den bisher betriebenen kleinlichen Polizei⸗ 
druck gegen jede deutſch⸗nationale Regung fortzufegen. Überall 
bildeten ſich Bürgervereine und Bürgerwehren; überall erhob 
die Preffe auf's Neue ihre Stimme, und am 18. März traten 
ſiebenzig Notable in Rendsburg zuſammen und beichloffen, 
eine Deputation nach Kopenhagen zu ſenden, welche dem 
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Könige die Bitten des Landes um eine gemeinſchaftliche 
Ständeverſammlung, um Preßfreiheit und Verſammlungs⸗ 
recht, um Volksbewaffnung und Eintritt Schleswigs in den 
deutſchen Bund, vorzutragen hätte. Von Meuterei und Wider- 
feglichteit war feine Rede; alle weitergehenden Anträge wunden 
von der Verſammlung abgelehnt: ſo verhaßt das bisherige 
Miniſterium, fo bedenklich fein Entwurf der Geſammtſtaats⸗ 
Verfaſſung geweſen, bei dem jetzigen Auftreten der Eider⸗ 
dänen ſah man in jenem den letzten Schußdannn gegen eine 
noch viel ſchlinmere Vergewaltigung. Und wohl hatte man 
Grund dazu. Am 11. März hatte in Kopenhagen eine große 
Verſammlung im Caſino Statt gefunden, in welcher unter 
einſtimmigem Beifall Tjeherning ausrief, die größte Gefahr 
ſei es, wenn Schleswig nicht dem Königreich einverleibt werde; 
ob Schleswig wolle oder nicht wolle, davon könne leine Rede 
fein; wenn es ſich widerſete, fo ſei das offener Aufruhr, der 
mit Waffengewalt zu Paaren getrieben werden . Gi 
ſtürmiſche Berathung dieſer Art folgte der andern; die Herzog 
thümer, wurde lügneriſch verkündet, ſtänden in offener Em⸗ 
pörung; die Studenten, Künſtler und Polptechriker bewaffneten 
ſich unter der Leitung von Linienofficieren; die ſtädtiſchen Be⸗ 
hörden erſuchten den König um Anderung des Miniſteriums, 
und eine große Volksverſammlung fügte die Bitte hinzu, der 
König möge fein treues Volk nicht zur Selbſthülfe der Ver⸗ 
zweiflung treiben. Frederik VII. hatte gegen dieſe Anträge 
nichts einzuwenden; bereits hatte er im Stillen militäriſche 
Rüstungen und die Abführung der ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Caſſen nach Kopenhagen befohlen. Am 21. März kündigte 
er dem Staatsrathe an, daß die Umſtände ein neues Syſtem, 
die Einverleibung Schleswigs, nöthig machten. Das Mi 
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ſterium löſte ſich auf, und am 22. März traten vier eider⸗ 
däniſche Führer, Monrad, Tſcherning, Hvidt und Orla Leh⸗ 
mann in das neue Cabinet ein. In denſelben Stunden kam 
die Deputation aus Rendsburg an; fie war vom erſten Augen ⸗ 
blick an im Klaren, daß die Einſetzung dieſes Miniſteriums 
die Vereitlung ihrer Bitten und den Krieg gegen Schleswig 
bedeute. Noch am 22. gingen die Befehle zur Mobilifirung 
der däniſchen Regimenter, zur Aufftellung von 5000 Mann 
an der jütiſchen Grenze, zur Einſchiffung von 10000 Mann 
nach Eckernförde und Rendsburg hinaus. Am 23. empfing 
der König die Deputation in einer gnädigen Audienz, erilärte 
aber gleich nachher einem höhern holſteiner Beamten, daß er 
als conſtitutioneller König durchaus leine Verantwortlichkeit 
habe. Damit alſo war der Deputation im Voraus beſcheinigt, 
daß ihr Schickſal lebiglich in die Hand des Minifteriums 
gelegt ſei. Sie erfuhr darauf am 24. März, daß man ſie 
vor der Volkswuth nicht länger ſchützen könne, ſie alſo 
ſchleunigſt zur Rückkehr ſich einſchiffen wüßte. Int Augen⸗ 
blicke ihrer Abfahrt erſchien dann Orla Lehmann an Bord 
ihres Dampfers, um ihnen die königliche Antwort auf ihre 
Anträge zu überreichen: es war die Erllärung, daß Holſtein 
feine eigene freie Verfaſſung erhalten, Schleswig aber nicht 
dem deutſchen Bunde, ſondern dem Königreich Dänemark 
unter einer gemeinſamen Verfaſſung mit provingiellen Inſti⸗ 
tutionen einverleibt werden würde. Es war die amtliche 
Verkündung des Rech tsbruchs, hingehalten ohne Zweifel bis 
zum letzten Augenblick in der Hoffnung, daß vor der Ankunft 
der Deputation in Kiel die zuſammengezogenen Truppen die 
Grenze überſchreiten und die wehrloſen Herzogthümer in 
raſchem Überfall unter die Füße werfen würden. 
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Ein fo leichter Erfolg war jedoch dem frechen Angriff 
nicht beſtimmt. Wohl erwarteten die Herzogthümer in athem- 
loſer Spannung den Erfolg der Deputation, wohl war ſeit 
der erſten Caſin overſammlung das Land zugleich in täglich 
wachfenber Sorge und täglich fteigender Erbitterung: aber 
irzend ein Rathſchlag war nicht gefaßt, irgend eine Maaß⸗ 
regel nicht vorbereitet. Da erſchien am 23. Nachmittags in 
Kiel, von Schleswig herübereilend, der Präſident des ſchles⸗ 
wiger Landtags, Wilhelm Beſeler, ein ſtattlicher Mann von 
ruhigem Muthe und beſonnener Entſchloſſenheit, welcher ftets 
gleich ſehr bereit war, für das Recht wie für die Freiheit Perſon 
und Leben einzufegen. Er hatte Kunde aus Kopenhagen, 
daß in Folge der eiderdäuiſchen Vollsbewegung das alte 
Miniſterium entlaſſen, und die Einſetzung einer eiderdäuiſchen 
Regierung geſichert ſei. Er erklärte den Kieler Freunden, 
daß hienach die Kataſtrophe außer Frage ſtehe, und man 
nur noch die Wahl zwischen Knechtſchat und Kampf habe. 
Alle fielen bei, und auf der Stelle wurden die nächſt Beſeler 
hervorragendſten Patrioten des Landes, Graf Reventlow⸗ 
Preez und der ehemalige Statthalter, Prinz Friedrich von 
Noer, nach Kiel geladen. Auch dieſe hielten den bewaffneten 
Angriff für ſtündlich bevorſtehend, und waren der Meinung, 
der däniſchen Bedrohung Schleswigs und feiner Laudesrechte 
Widerſtund bis zum Außerſten zu leiſten. Zeit war nicht zu 
verlieren: um Mitternacht conſtituirten fie ſich als provife- 
rische Regierung, um im Namen des in Kopenhagen unfrei 
gewordenen Königs die alten Landesrechte gegen das eider⸗ 
däniſche Miniſterium zu vertheidigen. Gleich am 24. März 
eilte der Prinz von Noer mit geringer Mannſchaſt nach Rends⸗ 
burg, wo die Soldaten auf der Stelle zu ihm übertraten. 
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Das Land bis zur Königsau erhob ſich wie Ein Mann; mit 
raſtloſer Anſtrengung wurde gerüſtet. Dänemark fand ſich 
plötzlich ftatt der gehofften Überrumpelung einem ſchweren 
und lutigen Kriege gegenüber 

Bei dieſem Kampfe nun war die Rechtsfrage ſo klar wie 
möglich. Es handelte ſich hier um keine zweifelhaften und 
verwickelten Succeſſionsrethte: denn noch herrſchte ein Monarch 
aus dem löniglichen Mannsſtamm, und die ſtreitige Erb⸗ 
ſchaft war nicht eröffnet. Es handelte ſich ohne Verhüllung 
noch Vorwand um das uralte Verfaſſungsrecht der Herzog⸗ 
thümer, um die überlieferte Verbindung Schleswigs mit Hol- 
ſtein, deren Rechtsbeſtändigkeit noch neuerlich durch den 
Dänenkönig Chriftian VIII. 1846 beim Bundestage, und 
durch Frederik VII. ſelbſt in dem Verfaſſungsentwurf vom 
28. Januar 1848 feierlich anerkannt worden war. Es war 
die nadte Eroberungsluft der Eiderdänen, welche ſich im 
Namen des Nationalitätsprincips über Recht und Königswort 
hinwegſetzte und die Daniſtrung des zu zwei Dritteln deutſchen 
Schleswig forderte. Konnte fie es befremden, daß auf ihre 
Gewaltthat jetzt auch das deutſche Nationalgefühl erwachte, 
und ihr mit bewaffneter Wucht in den gierig ausgeſtreckten 
Arm fiel? 

Bereits am 18. März war der Herzog von Auguſten⸗ 
burg, in ſicherer Vorausſicht der lommenden Dinge, nach 
Berlin gereift, um den Schutz des befreundeten Königs von 
Preußen anzurufen. Er fand die Stadt in der vollen Auf⸗ 
regung der eben durchgemachten Revolution, die Bevölkerung 
hier wie in ganz Deutſchland für die Sache Schleswig Hol⸗ 
ſteins begeiſtert, die neuen Minifter erfüllt von den einſt 
durch Radowiß geäußerten Gedanken, daß, wer dort kräſtig 
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eingreife, ſich damit an die Spitze Deutſchlands ſetze. Es 
war der Minifter des Auswärtigen, Heinrich von Amim, der 
am 24. März den König beſtimmte, ſich jene drei Grundſätze 
öffentlich anzueignen, daß die Herzogthümer ſelbſtandige 
Staaten, daß ſie untrennbar verbunden ſeien, daß ſie im 
Mannsſtamm vererben. Die nothwendige Conſequenz dieſer 
Eitlärung war der Krieg gegen Dänemark; bei dem dennoch 
erfolgenden Einbruch der däniſchen Truppen in Schleswig 
führte General Wrangel die preußiſchen Garden zur Er⸗ 
ſtürmung des Danewerks und verfolgte die fliehenden Dänen 
tief nach Jütland hinein, während die Frankfurter Bundes⸗ 
und Reichszewalt die proviſoriſche Regierung der Herzog: 
thümer anerkannte, und norddeutſche Regimenter zur Unter- 
ſtützung der Preußen über die Elbe ſchickte 
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Die Verträge von 1852. 


Den traurigen Verlauf des fo freudig begonnenen 
Krieges haben wir bereits in frühern Abſchnitten dieſes Buchs 
berichtet, da die Wechſelfälle desſelben mehrmals eine ent- 
ſcheidende Einwirkung auf die Gechide des Franffurter 
Parlaments und der preußiſchen Union ausübten. Es genügt 
hier, die Hauptmomente in das Gedächtniß zurückzurufen: 

der schwere, für Dänemark und gegen Deutſchland 
wirkende Druck Rußlands, Frankreichs und Ofterreichs, unter 
dem Preußens Thatkraft für den Kampf erlahmte — 

der Waffenstillstand von 1849, in welchem Preußen die 
Zulſſigkeit der Trennung Schleswigs von Holſtein an- 
erkannte — 

der Friede mit Dänemark vom 2. Juli 1850, worin 
unter Vorbehalt aller Rechte Preußen im Namen des deutſchen 
Bundes die Feindſeligkeiten einftellte, und dem König von 
Dänemark überließ, unter Mittheilung feiner Berfaffungs- 
pläne die Hülſe des Bundes zur Herſtellung feiner landes 
herrlichen Autorität in Holſtein anzurufen — 
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die Anerkennung der Integrität des däniſchen Gefammt- 
ſtaats durch das erſte Londoner Protokoll — 

die Proclamation des Därerkönigs mit der Bufage, 
Schleswig nicht dem eigentlichen Dänemark einzuverleiben — 

die Eroberung Schleswigs nach dem Unglückstage von 
Odſtedt — 

endlich nach den Beftimmungen der Olmitzer Punctation 
das Ausrüclen öfterreichifcher Truppen, um im Namen des 
Bundes die legitime Ordnung in Holſtein herzuſtellen. 

Die deutſche Niederlage bei dem Ausgange des Krieges 
war deshalb nicht weniger beſchimpfend, weil ſie durch die 
innere Zwietracht herbeigeführt worden war. Im Gegentheil, 
gerade dadurch drückte ſie dem ſeit 1815 fortgeſchleppten 
Geſammtzuſtande ein unauslöſchliches Brandmal auf. Wohl 
hatte die Nation Urſache, in tiefer Trauer damals ihr Haupt 
zu beugen. Ebenſo groß wie auf dieſer Seite der kuirſchende 
Schmerz, war auf der dänischen die eitfe und hochmüthige 
Überhebung. Die preußischen Hunde bellen, aber fie beißen 
nicht, ſagte man in Kopenhagen. Oder: wenn vier Preußen 
gegen einen Dänen ſtehen, fo ift die Übermacht auf däniſcher 
Seite. 

Als die deutſchen Epecutionstruppen im December 1850 
unter dem öſterreichiſchen General Grafen Mensdorff Pouilly 
und dem preußischen von Thümen gegen die hoffteiner 
Grenzen heranrückten, kam nach ſchweren Erwägungen die 
Statthalterſchaſt der Herzogthümer zu dem bitteru Bejchluffe, 
den Forderungen der Bundesmächte zu gehorchen, ihre 
Truppen aufzulöfen und damit die Erecution überflüffig zu 
wachen. Dies wurde auch von beiden Commiſſaren aner- 
kannt; immer aber blieb die militäriſche Beſetzung se Landes 
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Dänemark gegenüber unvermeidlich. Denn an dieſes erging 
nach Beſeitigung der aus der Revolution entſprungenen Be⸗ 
hörde die Aufforderung, nach Artikel 4 des Friedens vom 
2. Jult, ſeine Verfaſſungspläne für die Herzogthümer den 
Vertretern des Bundes mitzutheilen. Die hierüber eröffneten 
Verhandlungen haben wir näher in das Auge zu faſſen, da 
ihre Ergebniſſe den Ausgangspunkt für alle ſpätern Verwick⸗ 
lungen gebildet haben. 

In Kopenhagen dauerte die Herrſchaft der eiderdäniſchen 
Demokratie fort. Das Miniſterium, mit Ausnahme des ge⸗ 
mäßigten Herrn von Reedtz, des Leiters des auswärtigen 
Amtes, und des politisch farbloſen Kriegsminiſters Hanſen, 
war von eiderdäniſcher Geſinnung durchdrungen, und ſo war 
auch der Verfaſſungsentwurf für den Geſammtſtaat, welchen 
der Finanzminister Sponneck damals ausarbeitete, trog der 
königlichen Verheißung vom 14. Juli 1850 ganz im Sinne 
der Partei gedacht, Schleswig von Holſtein gründlich abge⸗ 
trennt, und ſtatt deſſen in die engste Beziehung zu dem 
eigentlichen Dänemark geſetzt. Er ſollte zunächſt einer nach 
Flensburg berufenen Notabeln⸗Verſammlung beider Herzog⸗ 
ihüner, deren Mehrheit ſtreug im Sinne der Regierung aus⸗ 
gewählt wurde, vorgelegt werden. 

Gleichzeitig ging die dänische Regierung dann auch an 
die Negelung der Thronſolge. Durch die Ereigniſſe der 
lezten Jahre hatte ſich die Sache in nehr als einer Be⸗ 
ziehung vereinfacht. Das engere Danemark hatte eine demo⸗ 
kratiſche Verfaffung erhalten, das Königsgeſetz von 1660 
exiſtirte nicht mehr, und die Bedenklichkeiten, welche die früher 
Könige gegen jede Anderung desſelben gehegt, waren damit 
weggefallen. Für die Thronfolge des Prinzen Friedrich von 
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Heſſen war weder König Frederik noch irgend ein Theil des 
däniſchen Volkes begeiſtert. Den Auguſtenburgern hatte man 
längſt vor dem Kriege jedes Erbrecht beſtritten; jetzt, wo fie 
die Empörung gegen den legitimen Kön 
ſtinmte man in Kopenhagen eifrig der ruf 
daß ein Rebell nimmermehr mit einer Krone belohnt werden 
dürfe. Von dieſem Argumente wurden auch, mit einer einzigen 
Ausnahme, die Prinzen des Glücksburger Zweiges betroffen. 
Es war alſo freier Boden für eine völlig neue Einrichtung, 
und über dieſe eine rechtsgültige Entscheidung zu treffen, 
kam nach den erwähnten dänischen Vorausſetzungen lediglich 
den Häuptern der beiden großen Stämme, des königlichen 
und des Gottorper, zu, mithin dem König Frederik von 
Danemark und dem Zaren Nikolaus, als dem Chef der drei 
Gottorper Linien: Rußland, Wasa und Oldenburg. Die 
beiden Fürſten warſen ihr Augenmerk zuerſt auf den Erb⸗ 
prinzen von Oldenburg, deſſen Vater aber geringe Luft zu 
der bedenllichen Ehre zeigte; gegen einen andern Prinzen 
desſelben Hauſes erhob Kaiſer Nikolaus Einſpruch: jo einigte 
man ſich ſchließlich über folgende Combination. Der junge 
Prinz Chriſtan von Glücsburg war der Schmiegerſohn der 
Prinzeſſin Charlotte, und mit Luiſe, der Schweſter des 
Prinzen Friedrich von Heſſen, vermählt. In Folge dieſer 
Beziehungen hatte er, der Einzige feines Hauſes, fi im 
Jahre 1846 jeder Theilnahme an den Proteſten gegen den 
Offenen Brief enthalten, und in den folgenden Jahren bei 
der Erhebung der Herzogthümer ſich in treuer Befolgung 
feines militäriſchen Dienſteides dem Könige zur Verfügung 
geſtellt. Dadurch hatte er in Kopenhagen eine gewiſſe An- 
erfenmung, und in noch höherem Grade die Hochachtung des 
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ruſſiſchen Monarchen gewonnen. Frederik und Nikolaus be⸗ 
ſchloſſen nun, mit Übergehung des heſſiſchen Friedrich, zur 
Thronfolge zunächft die Prinzeſſin Luiſe unter der Auflage 
zu berufen, daß fie dies Anrecht dann ihrem Gemahl und 
deſſen männlicher Nach kommenſchaft übertrage. Hiefür würde 
darauf die Anerkennung ſämmtlicher Mächte erwirkt werden. 

Für die ſen letzten Zweck traf es ſich günftig, daß gerade 
damals, Ende Mai 1851, in Warſchau eine perſönliche Zu⸗ 
ſammenkunft der drei Monarchen von Ofterreich, Preußen 
und Rußland Statt fand, zur feierlihen Bekundung und 
Bethätigung der wieder hergeſtellten allſeitigen Eintracht. 
Begreiflicher Weiſe war ganz Europa geſpannt, welche große 
politiſche Action hier zur Berathung ſtände: aber, ſchrieb 
der rufſiſche Kanzler, Graf Neſſelrode, jo unglaublich es 
klingt, fo wahr ift es, wir hatten gar keine paliiſche Huf 
gabe; unſere einzige Beſchäftigung wäre Spaziergang am 
Morgen und Ballfeſt om Abend geblieben, hätte uns nicht 
der Himmel den däniſchen Miniſter Reedtz mit feiner neuen 
Thronfolgeordnung herbeigeführt. Dieſe Unterbrechung des 
glänzenden Stilllebens brachte übrigens den versammelten 
Herrſchern weder ſchwere Arbeit noch erhebliche Meinungs 
verſchiedenheit. Wie feine hohen Verbündeten, erkannte auch 
der König von Preußen die Integrität des däniſchen Ge⸗ 
jammtjtaats, und folglich die gleiche Suceeffion in allen 
Theilen desſelben als ein europäisches Bedürfniß an; nur 
betonte er, daß bei der neuen Feſtſtellung alle von dem 
deutschen Fürſtenrecht geforderten Formalitäten erfüllt, und 
alle etwa entgegenſtehenden Rechtsbedenken geprüft und er- 
Tebigt werden müßten. Dagegen erhob niemand eine Ein- 
wendung, und der König verhieß ſeinerſeits, wenn in dieſem 
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Sinne gewiſſenhaft verfahren würde, feinen ganzen Einfluß 
bei dem Herzog von Auguſtenburg einzuſezen, daß er feine 
perſönlichen Anſprüche dem höhern Intereſſe Europas unter⸗ 
ordne. Am 5. Juni zeichnete darauf Reedtz mit den ruſſiſchen 
Staatsmännern ein Protokoll über die Candidatur des 
Prinzen Chriſtian und ſeiner männlichen Nachkommenſchaft. 
Man würde in Kopenhagen die Verzichte der weiblichen Linie 
herbeibringen, und Rußland die Gottorper Rechte dem Prinzen 
übertragen; hierauf würde der König von Preußen die Zu⸗ 
ſtimmung Auguſtenburg's einliefern; nach Erledigung aller 
dieſer Fragen des formalen Rechts würde die Sache der 
Londoner Conferenz zur europäiſchen Anerkennung vorgelegt 
werden. 

So erfreulich dies Alles für den däniſchen Miniſter 
fein mochte, fo belehrte ihn die Fortſehung feiner Reife über 
Wien und Berlin doch fehr bald, daß vor Erreichung des 
Zieles noch mehr als ein Hinderniß zu beſeitigen war. In 
Wien erhob Fürſt Schwarzenberg lebhafte Klage über die 
tyranniſche Mißhandlung Schleswigs, welche auch in Hol⸗ 
ftein den Haß der deutſchen Bewölterung gegen Dänemark 
und deſſen König neu entflamme, und Reedtz gab das Ber⸗ 
pprechen, gleich nach feiner Rückkehr hier Beſſerung zu 
ſchaffen, alſo in Schleswig und in Holſtein einen parallelen 
Gang der Verwaltung herbeizuführen, und ein Syſtem ein- 
zurichten, welches ſowohl die deutſche Bevölkerung der Herzog⸗ 
ihämer beruhigen konne, als auch den Mächten Sicherheit 
gegen die Incorporation und Daniſirung Schleswigs gebe — 
Zusagen, von welchen Schwarzenberz den ruſſiſchen Ge 
ſandten Meyendorff beinahe protokollariſch Aet nehmen ließ. 
Von dem preußiſchen Miniſter Manteuffel aber mußte Reedtz 
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weiter erfahren, daß es ein großes Mißverſtändniß jei, wenn 
er glaube, der König halte Auguſtenburg's Anſprüche für 
nichtig oder verwirkt; der König wolle ſie weder behaupten 
noch verneinen, er begehre aber deshalb auf der Grundlage 
deutſches Fürſtenrechts einen Familienrath aller Agnaten des 
Oldenburger Hauſes, alſo unter Theilnahme auch der Nugufien- 
burger Prinzen, und werde erſt nach deſſen Berufung feine 
Einwirkung in dem verſprochenen Sinne auf Auguſtenburg 
eintreten laſſen. Da auch England und Rußland Ermahnun⸗ 
gen zu verſöhnlichem Entgegenkommen nach Kopen hagen 
gelangen ließen, ſo wurde ſchon damals deutlich, daß die 
europäische Anerkennung der neuen Erbfolge nicht vor einer 
Verhandlung mit Auguſtenburg, und noch weniger vor einer 
gereiffen Ordnung der Verfaſſungsfragen zu Stande kommen 
würde. 

Überhaupt wurden die Dänen zu ihrem großen Arger 
inne, daß die Zeit ihrer allgemeinen Verhätſchelung durch 
gar Europa vorüber war. Rußland, England und Oſter⸗ 
reich hatten fie beſchützt, jo lange die Gefahr einer Zerſtücke⸗ 
lung Dänemarks und einer Erweiterung der preußiſchen Herr- 
ſchaft oder Hegemonie beſtand. Nach der gründlichen Al⸗ 
wendung dieſes ärgſten Unheils erinnerte man ſich in Peters⸗ 
burg und Wien auf's Neue, daß die in Kopenhagen herrſchenden 
Eiderdanen eine äußerst rabicale Geſellſchaſt eien, daß alſo 
die Daniſtrung Schleswigs gleichbedeutend mit feiner Demo- 
kratiſtrung, daß troz der Rebellion von 1848 bei den Ständen 
und dem Volke der Herzogthümer viel mehr conjervative Ge 
ſinnung als in den däniſchen Provinzen wahrzunehmen fei. 
Wenn man allerdings zur Erhaltung des europäiſchen Gleich 
gewichts die Trennung der Herzogthümer von Dänemark ver⸗ 
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hindern müſſe, jo fordere die Solidarität der conjervativen 
Intereſſen ebenſo dringend für Schleswig die Erhaltung der 
provinzialen Seibſtändigleit und der deutschen Nationalität. 
Alſo weder Schleswighoffteinismus noch Eiderdanismus, 
sondern ein harmonisch organifieter Geſammtſtaat. Aus dieſen 
Erwägungen ergab fi) zunächſt im Juli 1851 ein faniter 
ruſſiſcher Druck auf das dänische Cabinet, in Folge deſſen zwei 
Männer deutſches Urſprungs, Graf Carl Moltke und Herr 
von Scheel, in das Minifterium eintraten, deren politiſche 
Stellung ſich etwa dahin bezeichnen läßt, daß jener ein fanatiſcher 
Gegner jeder populären Eigenmilligkeit, gleichviel ob eiderbäni- 
ſches oder ſchleswig⸗holſtein iſches Urjprungs, dieſer ein ſelbſtſüch⸗ 
tiger und jeder herrſchenden Gewalt dienſtbarer Intrigant war. 
Genug, zur Zeit waren fie bereit, ihre Thätigkeit der Geſammt⸗ 
ſnacts dee zur Verfügung zu ftellen; es schien damit ein feſterer 
Grund zur Verſtändigung mit den Mächten gewonnen. 
Unterdeſſen hatte König Frederik die erforderlichen Ver⸗ 
zichte der Mitglieder der weiblichen Linie erwirkt, und man 
ſchicte ſich an, das Thronfolgeſtatut in befinitiver Ausarbei⸗ 
tung den Mächten vorzulegen. uch die Verfaſſungsſache 
war ein Stadium weiter gerückt: die Flensburger Notabeln 
hatten den Sponneck ſchen Entwurf durchberathen, allerdings 
mit einem ſehr zweifelhaften Ergebuiß. Die Mehrheit der 
Notabeln, unter dem kräftigen Einfluß des Belagerungsſtandes 
und der eiderdäniſchen Fanatiker nach Flensburg entjandt, 
hatte den Charakter des Entwurfs noch verſchärſt, die Ver⸗ 
bindung Schleswigs mit Dänemark noch enger, die Trennung 
desſelben von Holſtein noch gründlicher gemacht, während die 
holſteiner Minderheit in zwei Separatvoten den Entwurf 
überhaupt ablehnte und die Herſtellung des Rechtsſtandes vor 
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dem Kriege forderte. Im däniſchen Miniſterium kam man 
für den Augenblick zu keinem Beſchluſſe über dieſe Differenzen, 
da auch dort die Anſichten weit auseinander gingen, eine Gruppe 
für Sponnecks Entwurf, eine andere für die Mehrheit der 
Notabeln, eine dritte für Milderung des Entwurfs im Sinne 
der Minorität ftimmte. Was die von Öfterreich begehrte 
Reform der Verwaltung betraf, ſo waren die Miniſter ſämmt⸗ 
lich der Anſicht, daß dieſelbe erft dann eintreten könne, wenn 
auch in Holſtein die Autorität des Landesherrn in voller 
Wirkſankeit ſei, d. h. erſt nachdem die Gommiffare und Exe- 
eutionstruppen des Bundes das Land völlig geräumt hätten, 
während Oſterreich und Preußen gerade umgekehrt die Räu⸗ 
mung von einer befriedigenden Ordnung der Verfaſſung und 
Verwaltung abhängig machten. Unter dieſen Umſtänden war 
es unmöglich, den deutſchen Mächten pofitive Vorſchläge über 
die Verfaſſungsfragen zu unterbreiten; man fonnıte nicht anders 
als ſich in möglichft wohlklingenden Allgemeinheiten bewegen 
Demnach beauftragte Herr von Reedtz die däniſchen Miſſionen 
in Wien und Berlin am 26. Auguſt 185 1 mit der Erklärung, 
daß die definitiven Organiſatkonsbeſchlüſſe erſt nach dem Abzug 
der Vundestruppen aus Holſtein gefaßt werden könnten; fei 
diefer geſchehen, fo würden unter Ablehnung der Flensburger 
Anträge endliche Entſchließungen im Sinne des Sponnec'ſchen 
Entwurfes erfolgen; Holſtein würde dann nach den rechtlich 
beſtehenden Geſetzen regiert, und Anderungen der Verfaſſung 
nur auf verfaſſungsmäßigem Wege bewirkt werden. Man 
überſandte gleichzeitig die neue Thronſolge-Orduung und 
den Antrag auf europäiſche Anerkennung derſelben durch die 
Londoner Conferenz mittelſt einer zweiten Note, welche durch 
eigenhändige Briefe des Königs Frederit an die Monarchen 
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von gleichem Datum bekräftigt und unterſtützt wurde. Sehr 
nachdrücklich war hier wiederum die gänzliche Nichtigkeit aller 
auguſtenburgiſchen Anſprüche hervorgehoben. 

Aber das däniſche Cabinet erlebte auf der Stelle ein 
gründliches Fehlſchlagen dieſes Verfahrens. Fürft Schwarzen⸗ 
berg war durch das Verhalten Dänemarks auf den Dresdener 
Conferenzen in hohem Grade erzürnt; er fand es impertinent, 
daß eine jo machtloſe Regierung dem geſammten ſtaatlichen 
Programme der Großmächte, welchem das ſtarke Preußen ſich 
gebeugt hatte, einen eigenen eiderdäniſchen Willen entgegen“ 
ſetzen wollte. In zwei Depeſchen vom 9. September, die 
auch in der Form ſich durch einen zußerſt kategorischen Ton 
auszeichneten, tadelte er die unbeſtimmte Allgemeinheit der 
däniſchen Außerungen, erinnerte an die altberechtigte Gemein⸗ 
ſamleit vieler Einrichtungen in den beiden Herzogthümern, 
bezeichnete den Eiderdanismus als unverträglich mit dem 
höchſten Grundfage, mit der Integrität der däniſchen Monarchie, 
und forderte das fefte Verſprechen, Schleswig niemals dem 
Königreiche im engern Sinne incorporiren zu wollen, als 
Vorausſetzung der Räumung Holſteins durch die Bundes⸗ 
truppen und als ſormelle Bedingung für die Anerkennung 
der neuen Thronfolge Ordnung auf der Londoner Conferenz. 
In allem Weſentlichen gleichlautend war die preußiſche Ent⸗ 
gegmung vom 14. September. Ihr Styl war allerdings 
nicht ſo undiplomatiſch grob wie jener Schwarzenberg's, da⸗ 
für aber erinnerte ſie, was dieſer unterlaſſen hatte, auch an die 
Rechte Auguſtenburg's, verhieß nochmals die früher zugesagte 
Einwirkung des Königs auf den Herzog, ließ aber deutlich er- 
kennen, daß vor einem Verzichte desſelben Preußen das Londoner 
Protokoll zu Gunſten Glücksburg's nicht unterzeichnen werde. 
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Dem dänischen Minifter Needg wurde bei dieſen Er⸗ 
Öffnungen beklommen zu Muthe. Eine Sitzung des däniſchen 
Reichstags ſtand unmittelbar bevor; er wußte, daß er ſchon 
längſt der eiderdäniſchen Mehrheit desſelben als lauer Patriot 
galt und nach ſolchen Mißerfolgen ſchwere Tage erleben 
würde. Dies traf denn auch in vollem Maaße ein. Der 
fanatiſche Zorn der Verſammlung brauſte hoch auf, jo daß 
Reedtz, Hanſen und Graf Carl Mollke ſich beeilten, vor einem 
maſſiven Miftrauensvotum ihre Plätze im Miniſterium zu 
räumen. An ihre Stelle traten Eiderdänen reinſtes Waſſers, 
und die Leitung des auswärtigen Amtes erhielt Conferenz— 
rath Bluhme, einſt Mitglied jenes erſten Caſino Miniſteriums, 
welches 1848 den Angriff auf die Verbindung Schleswigs 
mit Holſtein eröffnet hatte. Der Reichstag hallte wieder von 
dem Rufe, daß Dänemark lieber mit Ehren zu Grunde gehen, 
als ſich die Siegesfrüchte von Friderieia und Idſtedt ver- 
kümmern laſſen werde. 

Indeſſen war der neue Lenker der auswärtigen Politik 
weder ein grimmiger Chauviniſt, noch ein demokratischer 
Principienreiter, ſondern ein durch und durch kühler Prattikus. 
Zunächſt ließ er an die beiden deutschen Geſandten durch 
dritte Hand die Andeutung gelangen, man werde ihn ebenſo 
conſervativ und entgegenkommend finden, wie ſeinen Vor⸗ 
gänger, ja gerade, weil er als alter Eiderdäne innerhalb der 
Partei volles Vertrauen genieße, werde er bei ihr größere 
Conceſſionen durchſetzen können als Herr von Reebg. Zugleich 
aber ließ er es ſich angelegen fein, die Stimmung der drei nicht 
deutſchen Großmächte zu erkunden, und was er hier erfuhr, 
nahm ihm jeden Zweifel über ſeinen Weg. Frankreich redete 
in warmen Tönen von ſeiner Sympathie für Danemark, 
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würde ſich jedoch ſchwerlich bei der Behandlung der Sache 
von England trennen. England aber ẽrieth unbedingt zur 
Erfüllung der durchaus billigen deutſchen Forderungen. Ent⸗ 
scheidend wurde ſchließlich die Haltung Rußlands. Kaiſer 
Nikolaus zürnte über den daäniſchen Miniſterwechſel, wollte 
freilich von dem durch Felonie befledten Auguſtenburger nichts 
wiffen, wies aber hinſichtlich der Verfoffungsfeagen feinen 
Vertreter in Kopenhagen einfach an, alle darauf gerichteten 
Schritte feiner deutſchen Collegen nachdrücklich zu unterſtützen. 
So einer jeden Hoffnung auf fremde Hülfe beraubt, beſchloß 
Bluhme, ſich in das Unvermeidliche zu fügen, und ein für 
Oſterreich annehmbares Programm zuerſt bei ſeinen Collegen, 
dann beim Rönige durchzusetzen, darauſbin mit den beiden 
Mächten abzuſchließen und den Reichstag mit der vollendeten 
Thatſache zu überraſchen. 

Es war das keine leichte Aufgabe bei der eiderdäniſchen 
Geſinnung der übrigen Miniſter, bei der traurigen Beſchaffen⸗ 
heit der königlichen Perſon und bei den ſachlichen Schwierig⸗ 
leiten der weitſchichtigen, vielfach verzweigten Frage. Es 
würde uns hier zu weit führen, allen Windungen und Wen⸗ 
dungen des klugen Staatsmannes nachzugehen. Im November, 
nachdem jene ruſſiſchen Ermahnungen gekommen, gewann er! 
den Finanzminister Sponned, denn, schrieb der öſterreichiſche 
Geſandte, dieſer kleine Mann geht ſtets mit der Macht, und 
Beide beſchloſſen, als am 18. November die Mehrheit des 
Munſſterraths Bluhmeis Anträge verwarf, bei dem Könige 
die Bildung eines neuen Cabinets zu erwirken, ein Begehren, 
welches von den Geſandten Rußlands, Oſterreichs und Preußens 
ſchon mehrmals angeregt und als nothwendige Bürgſchaft 
für die Ausführung des neuen Syſtems bezeichnet war. Ins 
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deſſen verhandelte Bluhme mit den bisherigen Collegen weiter, 
ließ einige Modifieationen feiner erſten Vorſchläge eintreten, 
und betonte vor Allem, daß er nicht an einen bindenden 
Vertrag über die Verfaſſung denke, ſondern, um die Räumung 
Holſteins zu erlangen, die landesväterlichen Absichten Sr. 
Majeſtät in entgegenkommender Weiſe nach Wien und Berlin 
mittheilen wolle, wodurch künftig erforderlichen Beſchlüſſen 
in feiner Weiſe präjubichrt werde. So gelang es ihm endlich, 
die Zuſtimmung zu feinem Programme bei dem Miniſterrathe 
und dem Könige durchzusetzen, und am 6. December wurde 
der Kammerherr von Bille mit folgenden Vorſchlägen an die 
beiden Höfe abgeſandt. Zunächſt wurde darin erklärt, daß 
König Frederik über die innern Zustände feines Reiches 
fremden Mächten keine rechtlichen Garantien geben könne, er 
ſei aber moraliſche Garantien in folgendem Sinne zu über: 
nehmen bereit. Aus freier Machtvollkommenheit beſchließe 
der König, Schleswig bis auf Weiteres als abſoluter Monarch 
unter Mitwirkung berathender Provinziafflände zu regieren, 
mit dem Ziele vor Augen, auf geſetz und verfaſſungsmäßigem 
Wege, d. h. durch die berathenden Provinzialſtände, jedes der 
beiden Herzogthümer für ſich, und was das Königreich be⸗ 
trifft, durch Beſchlüſſe des Reichstags, ſowie in Lauenburg 
unter Mitwirkung der Ritter⸗ und Landſchaft, eine organiſche 
und gleichartige Verbindung zu einer gefammten Monarchie 
herbeizuführen. In Bezug auf Schleswig wurde weiter be 
merkt, fo wie der König einestheils bereits zugeſagt habe 
und auch ferner erkläre, daß weder eine Incorporation 
Schleswigs in das Königreich Statt finden, noch irgend dieſelbe 
bezweckende Schritte vorgenommen werden ſollen, ſo könne 
er andrerſeits nichts genehmigen, wodurch eine Zufammens 
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ſchmelzung Holſteins und Schlesmigs, oder überall irgend 
eine andere oder nähere Verbindung dieſer Herzogthümer 
unter einander, als zwiſchen jedem derſelben und dem König⸗ 
reich gleich eintreten oder in Zukunft herbeigeführtwerden würde. 
Dies werde übrigens dem Fortbeſtande ſolcher Bande nicht 
entgegen fein, wie fie Grenzländern natürlich feien, oder auf 
gemeinfamen Inſtitutionen nicht ſtaatsrechtlicher Natur oder 
auf privatrechtlich gemeinſamen Verhältniſſen beruhten. 

Als dieſe königlichen Abſichten den beiden deütſchen 
Höfen vorgelegt wurden, war der Eindruck ſofort in Wien 
und Berlin der gleiche. Auf dem Standpunkt, den man leider 
einmal eingenommen, hatte man gegen den Inhalt der 
däniſchen Vorſchläge nichts einzuwenden, im Gegentheil, beide 
Cabinette acceptirten fie ohne Weiteres. Aber eben deshalb 
wollten fie feſte Bürgſchaft für ihre unabänderliche Aus⸗ 
führung. Königliche Abſichten konnten wechſeln; moraliſche 
Garantien hatten keinen längern Beftand, als der Wille des 
Ausstellers. Das Alles ift nichtig, ſagte man in Berlin: 
Danemark hat hienach die Freiheit, jeden Tag jede beliebige 
neue Richtung einzuſchlagen. Fürſt Schwarzenberg heeifte fich, 
die Frage evident zu ſtellen. Indem er den dänifchen 
Vorſchlägen eine Billigung ausſprach, schrieb er am 26. De- 
cenber dem faiferlichen Geſandten in Kopenhagen, man 
könne über die Abſichten des Königs Frederik fich ausſprechen 
nur in der Unterftellung, eine von ihrem Urheber als ver- 
pflichtend betrachtete, daher in ihrer Ausführung geficherte 
Erklärung vor Augen zu haben. Würde die däniſche Regierung 
dieſe Auffaſſung ihres Programms auch als die ihrige aner⸗ 
kennen, würde fie uns zugleich die wirkliche Ausführung der 
Abſichten, die fie uns bis jetzt nur offiiell als eine mögliche 
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Eventualität zur Kenntriß gebracht hat, in der bindenden 
Form einer auf Befehl Sr. Majeftät des Königs ab- 
gegebenen Erklärung verſichern und danach ihre Hand 
lungen einrichten; ſo könnte man die Irrungen als beſeitigt 
anſehen, Holſtein räumen, vor der Bundesverſammlung für die 
getroffene Verein barung einſtehen, und zugleich die neue 
Begründung des Verbandes des unter Einem Herrſcher ver⸗ 
einigten Landes für weit genug vorgeſchritten erachten, um 
uns an der vöfferrechtfichen Verbürgung der Integrität der 
Monarchie mittelſt Anerkennung der gemeinsamen Erbfolge 
zu betheiligen. 

Alſo nicht bloß Mitteilung erjreuficher, aber viellicht 
wandelbarer Abfichten, ſondern ein zweiſeitiger bindender Ber⸗ 
trag wurde als Bedingung für die Räumung Holſteins und 
für die Anerkennung der neuen Erbfolge gefordert. In 
richtiger Beurtheilung der däniſchen Staatsmänner fügte dann 
Schwarzenberg in vertraulicher Form noch die Bemerkung 
hinzu, daß die weſentlichſte Voraussetzung eines guten Ge⸗ 
lingens ein Miniſterwechſel in Kopenhagen, die Erſetzung der 
eiderdäniſchen Miniſter durch Männer der Geſammtſtaats⸗ 
partei ſein würde. Preußen wiederholte dies Alles am 
30. December. In Petersburg tadelte zwar Graf Neſſelrode 
dieſe präciſe Art, die Erfüllung der deutſchen Begehren aus⸗ 
drücklich als Bedingung des Londoner Protokolls Hinzuftellen, 
wünſchte aber vor allen Dingen raſchen Abſchluß, und drängte 
alſo die Dänen zu einfacher Nachgiebigkeit. 

So geſchah es denn. Bluhme hatte jo wenig Neigung, 
vom Platze zu weichen, wie Sponneck, und leitete ſelbſt die 
Verhandlung mit den Grafen Carl Moltke und Reventlow⸗ 
Criminil, ſo wie den Herren Bang und Steen Bille, behufs 
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Eintritt derſelben in den Miniſterrath. In der letzten Januar⸗ 
woche 1852 war das neue Cabinet gebildet, und am 28. Ja⸗ 
nuar erſchien ein königliches Manifeſt, welches die künftige 
Drganifation der Monarchie, noch unter einigen weitern Con- 
eeſfionen an die deutſche Auffaſſung, regelte. Es beftimmte 
zunächſt, im Geiſte der Erhaltung und Berbeſſerung rechtlich 
beſtehender Verhältniſſe, daß die Verbindung der verſchiedenen 
Theile der Monarchie zu einem wohlgeordneten Ganzen 
zunächſt im Wege der Verwaltung der gemeinſchaftlichen 
Angelegenheiten durch gemeinſchaftliche Behörden befeſtigt, 
demnachſt aber auf die Einführung einer gemeinfchaftlichen 
Verfaſſung für die Behandlung der gemeinſchaftlichen An- 
gelegenheiten baldigſt Vedacht genommen werden ſolle 

Dieſe gemeinſchaftlichen Angelegenheiten wurden dann 
genau bezeichnet: Auswärtiges, Krieg, Marine, ein Theil der 
Finanzſachen. 

Die andern Finanzſachen, ſo wie die früher von der 
ſchleswig-holſteiniſchen Regierung verwalteten Angelegenheiten 
ſollten in jedem Herzogthum von einem beſondern Minifter 
beſorgt werden. Die den beiden Herzogthümern gemein- 
ſchaftlichen, nicht politiſchen Einrichtungen, die Univerſität 
Kiel, die Ritterſchaft, der Canal, die Brandverſicherung, die 
Strafanftalten, das Taubſtummeninſtitut, die Irrenanſtalt, 
würden von den beiden Miniftern collegialiſch behandelt 
werden. Jedes der beiden Herzogthümer würde für die bis⸗ 
her zu dem Wirkungskreis der berathenden Provinzialſtände 
gehörigen Angelegenheiten eine ſtändiſche Vertretung mit be⸗ 
ſchließender Befugniß erhalten und darüber Geſetzentwürfe 
vorzulegen fein; der Entwurf für Schleswig würde ins⸗ 
beſondere Beſtmmungen enthalten, um dort der Böen 
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und der deutschen Nationalität vollig gleiche Berechtigung 
und Beſchützung zu ſichern. Die Miniſter für Holſtein und 
für Schleswig find nur dem Könige, die übrigen Miniſter 
find dem dänischen Reichstage nur hinſichtlich der beſondern 
däniſchen Angelegenheiten verantwortlich. Am 29. Januar 
ging darauf eine Note nach Wien und Berlin ab, welche 
dieſes Maniſeſt den beiden deutſchen Höfen mittheilte, und 
zugleich „in Folge Allerhöchſter Ermächtigung“ erklärte, daß 
der König die in dem öſterreichiſchen Erlaſſe vom 26. Der 
cember niedergelegte Auffaſſung der kundgegebenen Aller⸗ 
höchſten Abſichten, wie im Allgemeinen, fo auch namentlich 
was die Nicht Incorporation Schleswigs in das Königreich 
betreffe, als mit der ſeinigen übereinſtimmend anerkenne. Es 
könne alſo nicht zweifelhaft ſein, daß nach dieſer Bethätigung 
des diesſeitigen Einverſtändniſſes mit den von Preußen ge⸗ 
heilten Anfichten des kaiſerlichen Hofes die gewählte Form, 
die königlichen Abfichten auszuſprechen, den beiden Höfen ge- 
nügend erſcheinen werde, um demnach die Ausführung der 
ihrerſeits in Ausſicht geftellten Maßnahmen nicht länger zu 
beanſtanden. Schließlich wurde die Erwartung ausgeſprochen, 
daß ſich die beiden Regierungen bewogen finden würden, in 
der Bundesverſammlung für die getroffene Verein⸗ 
barung einzuftehen. 

Damit war die Forderung der beiden deutſchen Großö⸗ 
mächte in vollem Umfange erfüllt. Der Vertragscharakter der 
däniſchen Zuſagen war nicht bloß thatſächlich anerkannt, 
ſondern das entſcheidende Wort ſelbſt war ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen. Trotz des ruſſiſchen Tadels hatte Schwarzenberg 
feine Auffaſſung durchgeſet, daß die Nicht Incorporation 
Schleswwigs eine vertragsmäßige Bedingung für das Londoner 
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Protokoll ſei. Ganz in demſelben Sinne berichteten, wie 
gleich hier angeführt werden mag, im Juli 1852 Oſterreich 
und Preußen dem Bundestag über die neue Ordnung des 
däuiſchen Geſammtſtaats: „in der Anerkennung der ſelbſtän⸗ 
digen gleichberechtigten Stellung der verſchiedenen Beſtand⸗ 
theile der Monarchie, deren feiner dem andern untergeordnet 
oder einverleibt iſt, ſtimmt die Bekanntmachung vom 28. Ja⸗ 
nuar namentlich mit der frühern königlichen Verkündigung 
vom 16. Juli 1850 überein, womit die Zusage erneuert 
wurde, daß eine Incorporation des Herzogthums Schleswig 
in das Königreich Dänemark nicht Statt finden ſolle“. Der 
däniſche Bundestagsgeſandte trat im Namen ſeiner Regierung 
dem ganzen Vortrage bei und umterftüßte die darauf gegrün- 
deten Anträge der beiden Großmächte. 

Mit dem Manifeſt vom 28. Januar waren alſo oder 
ſchienen die Verſaſſungsftagen bereinigt. Im Laufe des 
Februar zogen die Exerutionstruppen aus Holſtein ab, und 
in Kopenhagen und Petersburg meinte man Anfangs März, 
die Thronfolge⸗Ordnung an die Londoner Conferenz bringen 
zu können. Aber es gab noch ein Hindernif, vor deſſen 
Beſeitigung namentlich Preußen nicht vorgehen wollte, die 
Frage des Augustenburger Erbrechts, deren Verhandlung wir 
hier uns kurz zu vergegenwärtigen haben. 

Gleich nach den erſten däniſchen Eröffnungen Ende 
Auguft 1851 und deren Ablehnung durch Ofterreich und 
Preußen hatte der Miniſter Manteuffel Vorkehrungen zur 
Erledigung des bedenklichen Punktes getroffen. Der Konig, 
wie wir ſahen, wollte nicht geradezu für den Augustenburger 
Rechtsanspruch eintreten, konnte aber nach ſeinem eigenen Ver⸗ 
Halten 1848 und 1840 weder dem ruſſiſhen Sage zufiimmen, 
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daß der Herzog durch Rebellion und Felonie fein Recht ver- 
Toren, noch auch die däniſche Behauptung ohne Weiteres an⸗ 
nehmen, daß die Sonderburger Linien längſt vor 1844 ein 
begründetes Recht auf die Herzogthümer oder Theile der⸗ 
ſelben nicht mehr beſeſſen hätten. Er begehrte alfo, wie oben 
bemerkt, das Zuſammentreten aller Verwandten des Olden⸗ 
burger Herrſcherhauſes zu einem Familienrathe, um hier zu 
einem rechtsbeſtändigen Familienſchluß über die Succeifion 
in dem däniſchen Geſammtſtaat zu gelangen, und verſprach, 
unter dieſer Vorausſetzung bei dem Herzog von Auguſtenburg 
für einen Verzicht auf deſſen Anfprüche zu wirken. Man⸗ 
teuffel, des hohen Werthes bewußt, welchen der König auf 
„teutfches Fürſtenrecht“ legte, und auf der andern Seite 
verſichert, daß Nikolaus und Frederik nimmermehr mit dem 
Herzog zu einem Familienrathe zuſammentreten würden, hielt 
es zunächſt für nöthig, die Rechtsfrage bei dem Könige in 
ein anderes Licht zu rücken, und ſand zu dieſem Behufe bei 
den Proſeſſor Pemice in Halle die gewünſchte Unterftügung, 
Deſſen rechtliches Gutachten lieferte mit großer Gelehrsamkeit 
den Nachweis, daß Auguſtenburg wegen verſäumter Lehns⸗ 
muthung, unebenbürtiger Ehen und mehrerer Verzichte keinen 
Anſpruch befige, und deshalb ein nur vom der königlich bäni⸗ 
fen und der Gottorper Linie gebildeter Familienrath com: 
petent zur Abfaſſung bindender Familienſchlüſſe ſei. 

In begründeter Vorausſicht dieſes Rechtsſpruchs einer 
wie vom Publicum, ſo auch von dem Könige anerkannten 
juriſtiſchen Autorität, hatte der Minifter ſchon am 11. Sep⸗ 
tember 1851 den Bundestagsgeſandten Herrn von Bismarck 
beauftragt, die Unterhandlung mit dem damals in Wiesbaden 
lebenden Herzog von Auguſtenburg zu beginnen, auf Ge 
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währung einer anſehnlichen Geldentſchädigung durch die 
däniſche Regierung, wenn der Herzog für ſich und feine Familie 
die in Warſchau verabredete Erbfolge anerkenne und allen 
eigenen Anſprüchen auf die Herzogthümer entſage. Die In⸗ 
tention, welcher Preußen und die übrigen Mächte bei dieſer 
Verhandlung folgten, ift an ſich klar, und wird wiederholt 
von ihnen ausgeſprochen. König Friedrich Wilhelm IV. hegte 
nach den bittern Erfahrungen, die er in dem däniſchen Kriege 
gemacht hatte, wie die übrigen Mächte den dringenden Wunſch, 
ein für alle Male die gefährliche Frage zum Abschluß zu 
bringen, und jede Möglichkeit künftiger Verwicklungen für 
immer abzuſchneiden; weſentlich aus dieſem Motiv ftrebte er, 
den Verzicht, alſo den vollſtändigen Verzicht des Herzogs im 
Namen des ganzen Auguſtenburger Hauſes, zu erlangen. 
Wenn der Herzog, schrieb Manteuffel am 9. September, eine 
anſtändige Entſchädigung annimmt, fo ift es klar, daß er 
damit aus dem Kreiſe der Sücteſſions⸗Berechtigten befinitin 
heraustritt. In demſelben Sinne empfahl Lord Palmerſton den 
25. September ein ſolches Arrangement dem däniſchen Hofe, 
welches, bemerkte er, in einer Form ſtipulirt werden könnte, 
daß weder Dänemark die Anfprüche Auguſtenburg's ausdrück⸗ 
lich anerkenne, noch dieſer ausdrüclich darauf verzichte. Alſo 
möchte die Form des Verzichtes gefaßt werden, wie fie wolle 
— war Palmerſtor's Meinung — der Zweck der Entſchä⸗ 
digung war und blieb, daß die Succeſſion Glücksburg's zu 
keiner Zeit von auguſtenburgiſcher Seite künftig angefochten 
werden könne. Sein Nachfolger Lord Granville schrieb am 
9. Januar 1852 nach Kopenhagen, das Londoner Protololl 
zu Gunften Christian s und deſſen Deſcendenten könne erſt 
vollzogen werden, wenn die Sache durch die projectirte Ent⸗ 
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ſchädigung des Herzogs von Auguſtenburg ihre Erledigung 
finde, und ſich damit Geftimmt ergebe, daß auch der deutſche 
Bund keine Einſprache weiter erheben könne. Es iſt stets 
derselbe Gedanke, den Inhalt des Londoner Protokolls für 
alle Zeiten gegen jede Auguſtenburger Reclamation ſicher zu 
ſtellen. Nicht für eine bloß perjönfiche Reſignation des 
Herzogs Chriſtian Auguſt, ſondern für den Verzicht des Ge⸗ 
ſammthauſes Auguſtenburg wurde die Entſchädigung geboten. 

Ebenſowenig ift ein Zweifel daran möglich, daß dem 
Herzoge gleich bei der erften Eröffnung dieſe Meinung des 
andern Contrahenten bekannt gemacht worden iſt. Als Herr 
von Bismarf am 16. September die erſte Beſprechung mit 
ihm hatte, wurden einige Seiten der Rechtsfrage erörtert; 
dann bemerkte der Herzog, er gebe das Vorhandenſein von 
politiſchen Momenten zu, welche die Durchführung der An- 
ſprüche feines Hauſes unmöglich machten und ein ander 
weitiges Abkommen wünſchenswerth erſcheinen laſſen könnten, 
indeſſen ſei es unmöglich, darüber eine ſofortige Erklärung 
abzugeben, zumal eine ſolche nur dann den gewünſchten recht⸗ 
lichen Erfolg haben werde, wenn ſeine Söhne derſelben bei⸗ 
träten. Mitgetheilt alſo war ihm der Wunſch der Mächte 
auf eine Abkunft, welche feine Söhne ebenſo wie ihn felbft 
verpflichtete. Er fügte hinzu, daß er die Ankunft der Prinzen 
binnen wenigen Tagen erwarte, und behalte er fid) vor, dann 
dem Geſandten weitere Mittheilungen über ſeine Entſchließung 
zu machen. Die Prinzen kamen, und der Herzog erklärte 
am 26. dem Herin von Bismarck, daß er den vom Könige 
ertheilten Rath mit Dank annehme, und jedesfalls dafür an- 
gefehen fein wolle, ſich auf die Unterhandlung eingelaſſen zu 
haben. Freilich, als dann am 1. October Bismarck ihm 
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ſagte, daß der König von Preußen ſich bereits im Intereſſe 
des allgemeinen Friedens mit der neuen Succeſſionsordnung 
einverftanden erklärt habe, in der Hoffnung, daß es gelingen 
werde, derſelben ſolche Bürgschaften zu verſchaffen, welche 
fie vor den Wirkungen entgegenſtehender, vielleicht zweifel 
hafter Berechtigungen ſicher ftellten: da zeigte er ſich über⸗ 
raſcht, daß die Angelegenheit ſchon ſo weit vorgerückt ſei; 
dann möge man auch weiter gehen, ohne mit ihm zu unter- 
handeln, und das Recht vollends unter die Convenienz beugen. 
Bald aber beruhigte er ſich wieder, und zeigte ſich bereit, 
die Verhandlung, wo möglich unter preußiſcher Vermittlung. 
fortzufegen; er erwarte aljo ein Angebot der däniſchen Ne 
gierung. Zugleich äußerte er den lebhaften Wunſch, daß 
feinem Haufe wenigftens die Eventualſuceſſion nach Abgang 
des Glücksburger Mannsſtammes zugeſichert werde ein Wunſch, 
der natürlich die Anerkennung der Glücksburger Thronfolge 
durch das Geſammthaus Auguſtenburg in ſich ſchloß. Als 
dann Bismarck ihm am 11. October eine erſte vorläufige 
Notiz gab, daß Dänemark ihm eine jährliche Rente von 
70 — 80000 Thalern zuzuwenden gedenke, wenn er feine 
ſchleswigiſchen Güter abtrete und außerhalb Landes feinen 
Wohnſitz nehme, fand er die letzte Bedingung natürlich, ſo 
lange er auf feine Erbanſprüche noch nicht verzichtet habe, 
aber völlig unmotivirt, ſobald dies in bindender Weiſe ge⸗ 
ſchehe, und die neue Erbordnung von ihm anerkannt fei: 
denn dann könne doch ſeine Anweſenheit die Ruhe der 
dinifehen Staaten nicht ftören. Auch diefe Bemerkung hatte 
offenbar nur Sinn unter der gleichen Vorausſetzung, daß es 
fih um einen Verzicht aller Auguſtenburger Prinzen handelte. 

Die auf ſolche Art begonnene Unterhandlung zog ſich 
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dann noch mehrere Monate hin. König Friedrich Wilhelm 
ließ Anfang November den Herzog darauf aufnerkſam wachen, 
daß Alles auf einen raſchen Entſchluß ankomme; bei der 
jetzigen Mißſtimmung Rußlands gegen das eiderdäniſche 
Miniſterium ſei der Augenblick günſtiger für die Intereſſen 
des Herzogs, als jemals früher, wenn er rückhaltlos und 
ohne Vorbehalt die Erbfolge des Prinzen Chriſtian anerkenne 
und die Abſindung ganz in die Hände Preußens lege. Der 
Herzog ſprach allerdings dem Könige feinen Dank für die 
gnädig übernommene Mediation in der Erbfolgefrage aus, 
bei welcher wichtigen Angelegenheit, ſchrieb er am 20. No⸗ 
vember 1851, es ſich ſowohl um meine und meines Hauses 
Erbanſprüche an den dänischen Thron, als auch um die Erb⸗ 
arſpriche an die Herzogthümer handelt. Aber er zauderte; 
man ſtritt über Formfragen und Nebenpunkte; der Herzog 
fand die Entſchädigung zu gering und hatte Mißtrauen, ob 
die Dänen ihn nicht ſchließlich ganz prellen würden; in 
Kopenhagen aber lebte man ſiets in der Veſorgniß, einen 
Schritt zu thun, der als eine Anerkennung der Augustenburger 
Anſprüche ausgelegt werden fünnte. Erſt das neue Ge 
jammiftants-Minifterium, durch Preußens und Englands 
Bedenken gegen die Zeichnung des Londoner Protokolls 
vorwärts getrieben, entſchloß ſich zu dem entscheidenden 
Schritte, und am 31. März konnte Bismarck dem Herzog 
das amtliche Anerbieten vorlegen. Es ging auf Ankauf der 
(nach däniſcher Auffaſſung durch die Rebellion verwirkten) 
Augustenburger Güter in Schleswig für 2% Millionen 
Thaler), wogegen der Herzog mit feiner Familie feinen 
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Aufenthalt außerhalb der dem däniſchen Könige untergebenen 
Lande nehmen, und zugleich im eigenen und im Namen feiner 
geſammten Familie verſprechen würde, nichts vorzunehmen, 
wodurch die Ruhe in den königlichen Staaten irgend geftört 
werden könnte, und zu keiner Zeit den königlichen Ent⸗ 
ſchließungen über die Ordnung der Erbfolge für alle gegen- 
wärtig unter dem Scepter Sr. Majeftät vereinigten Lande 
oder der eventuellen Organisation der Monarchie entgegen zu 
treten. Bismarck konnte die Benachrichtigung hinzufügen, 
daß auch nach däniſcher Meinung die Anerkennung der vor- 
geſchlagenen Erbfolge ſich nur auf den Prinzen Chriſtian 
und deſſen Nachkommenſchaft beziehe, und nach deren envaigem 
Ausſterben früher vorhandene Rechte aller Agnaten wieder 
in Kraft treten würden; auch ſei der däniſche König geneigt, 
zu bewilligen, daß das von ihm zu zahlende Capital von 
wie von dem Heimfallrechte, dem ein Theil der Güter unter- 
worfen fei, befreit bleibe. Übrigens betrachte der König das 
Anerbieten als ein Ultimatum, an welches er nur bis zum 
20. April gebunden ſein wolle. 

Der Herzog antwortete dem Geſandten, er werde ihm 
ſcine Erklärung ſchriftlich zukommen laſſen. 

In Kopenhagen meinte man unterbeffen, mit dieſem 
Ultimatum die Auguſtenburger Frage erledigt zu haben, da 
der Herzog entweder es annehmen oder durch eine eigenfinnige 
Ablehnung jede Berückſichtigung Seitens der Mächte verſcherzen 
würde: fo legte man gleichzeitig damit den großen Höfen 
jeinen Entwurf zu dem Londoner Protokolle vor, 29. März 
1852. Es war vor Allem Rußland, welches mit größtem 
Eifer mahnte, den langjährigen Streit endlich dem unwider⸗ 
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ruflichen Abſchluß zur Beruhigung Europas zuzuführen. Da 
kam ein letzter Widerſtand von unvermutheter Seite. 

Gleich nach der im Februar 1852 erfolgten Entlaſſung 
des Whigminiſteriums hatte die Königin Victoria dem neuen 
Premier, Lord Derby, das Geſtändniß gemacht, daß fie trotz 
der Vorgänge von 1850 ſchwere Bedenken gegen die beab⸗ 
ſichtigte Übereinkunft habe, Bedenken theils des Gewiſſens, 
ob auf ſolche Art das Recht der Agnaten hintangeſezt 
werden, theils politiicher Natur, ob man Deutſchland, den 
beſten Vundesgenoſſen Englands, fo entſchieden benachtheifigen 
dürfe. Als Lord Derby, zwar weniger eifrig in der Sache 
als Palmerſton, dennoch aber entſchieden, für die Nothwendig⸗ 
keit des Abſchluſſes nach allen bisherigen Schritten eintrat, 
ſchlug ihm die Königin vor, die ftreitigen Rechtsfragen den 
Kronadvocaten zur Begutachtung vorzulegen. Aber auch dies 
hielt der Minifterrath für unthunlich. Sie, die Minifter, 
ſcien unfähig, die Fragen nur zu ftelfen, fo ſtark ſei darüber 
die Verwirrung und Meinungsverſchiedenheit in Deutſchland 
ſelbſt unter den beſten juriſtiſchen Autoritäten. Habe doch 
der König von Preußen fic fo bestimmt wie möglich über 
die Nothivendigfeit ausgeſprochen, die Integrität der däniſchen 
Monarchie zu erhalten, ſo daß dieſer Grundſatz als allgemein 
anerkannt betrachtet werden könne. Von einer Beeinträchtigung 
Deutſchlands ſei völlig nicht zu reden, da ein beſonderer 
Artifel des Protokolls die Rechte des deutſchen Bundes 
wahren werde. Nun wohl, erklärte darauf die Königin, ſo 
werde ich die Unterzeichnung eines ſolchen Vertrages dann 
genehmigen, wenn der deutſche Bund vorher feine Zuſtimmung 
zu demſelben gegeben hat. Als die Minifter auch hier wider⸗ 
ſprachen, weil ein ſolcher Bundesbeſchluß gar nicht oder erſt 
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nach endloſer Verſchleppung zu erlangen wäre, auch nach 
allem bisherigen Brauche der Bund virtualiter durch Oſter⸗ 
reich und Preußen vertreten ſei, ſchloß die Königin: alſo 
werde ich, da Öfterreich® Zuſtimmung ſicher ift, die meinige 
ertheilen, ſobald Preußen die ſeine gegeben hat, aber nicht 
früher. 

Dieſe Erörterungen hatten ſich in den März hinein fort⸗ 
geſetzt, und waren dem Könige von Preußen ſchwerlich un⸗ 
bekannt geblieben, der trotz Pernice ebensowenig wie die 
Königin Victoria von der Nichtigkeit der Auguſtenburger 
Anſprüche völlig überzeugt war. Wie dem auch jei, als der 
däniſche Protokoll Entwurf vom 29. März in Berlin ankam, 
erklärte der König auf der Stelle, er ſei mit der Sache längſt 
einverſtanden, müffe aber fordern, daß der deutſche Bund als 
ſolcher auf der Conferenz vertreten ſei und ſeine Einwilligung 
gebe; es liege ja vor Allem im däniſchen Intereſſe, vor jeder 
künftigen Bestreitung auch auf diefer Seite geſichert zu fein. 
Zunächſt ging gleich am 4. April eine Weiſung an Bismarck 
ab, ſich über die Ausſichten, die ein folder Antrag in der 
Bundesverſammlung hätte, zu äußern. Schon am 6. gab 
der Geſandte die Antwort in einem Privatſchreiben an Manz 
teuffel, dem am 17. nach weitern Erkundigungen ein in der 
Sache gleichlautender amtlicher Bericht folgte. Die Summe 
war, daß an eine Annahme des Londoner Prototolls, ſelbſt bei 
kräftigem Zuſammenwirken Oſterreichs und Preußens, nicht zu 
denken wäre. Der weſentliche Grund ſei die Scheu der 
Heinen Höfe vor der öffentlichen Meinung und ihren Kam⸗ 
mern. Je mehr jede von ihnen im Innern des eigenen 
Staats ſich zu reactionären Maaßregeln veranlaßt ſähe, 
deſto eifriger ſeien fie bemüht, bei allgemeinen Maßregeln 
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das Ddium der Unpopularität den Werken der Großmächte 
zuzuſchieben, und dann die vollendete Thatſache unter dem 
Scheine einer douce violenes der Großmächte zu genehmigen. 
Sie ſehen, ſagte er, Se. Majeſtät denkt beſſer von uns, als 
wir verdienen, und ſtellt Anforderungen an uns, die mit Kopf 
und Herz der bundestäglichen Politiker nicht commenfurabel 
find. Übrigens bemerkte er, daß Öfterreich ſonſt ſehr gerne 
den Bund als Einheit zu internationalen Actionen berufen 
würde, um unter biefer Form die auswärtige Politif Preußens 
völlig zu abſorbiren. 

Trotz dieſes Votums mußte Manteuffel auch die Ge⸗ 
ſandten der übrigen Höfe von dem königlichen Wunſche in 
Kenntnißß ſetzen, erlebte aber überall denſelben Erfolg. Jeder⸗ 
mann nahm bei der nationalen Erregung in Deutſchland und 
den bekannten Verhältniſſen des Bundestags den Antrag als 
einen Verſuch, noch in letzter Stunde die europäiſche Aner⸗ 
kennung der däniſchen Integrität in die Luft zu ſprengen. 
Bleibt Preußen dabei, rief Miniſter Bluhme, fo kommt das 
Protokoll nicht zu Stande, und bei uns ift das Öefammt- 
ſtaatsminiſterium verloren. Der engliſche Minifter klagte 
über die Weitſchichtigkeit der Bundesverhandlungen und die 
„einfeitig deutſche Geſinnung“ der deutschen Höfe. Vor 
Allen Neſſelrode ſchrieb am 13. April drei Depeſchen für 
eine, worin er der preußiſchen Regierung in hochfahrendem 
Tone über ein jo völlig und in jeder Beziehung unzuläffiges 
Begehren den Text las. Wie ſehr wir den Bund ſchätzen, 
ſagte er, haben wir 1850 gezeigt — es klingt „fast“ wie 
Hohn, ſchrieb der preußische Winiſter an den Rand — aber 
hier mitzuwirken, hat er nicht den Schatten eines Rechts. 
König Friedrich Wilhelm, dadurch mehr erzürnt als einge⸗ 
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ſchüchtert, ſandte am 22. April nach Wien den Antrag auf 
gemeinſames Vorgehen am Bunde. In London aber traten 
die Miniſter zuſammen, um bei der Königin die Cabinetsfrage 
zu ſtellen: ohne Abſchluß des Protokolls jeien fie nicht im 
Stande, die Regierung weiter zu führen. So ſchien eine. 
Kriſis bedenklicher Art die ganze Lage Europas zu bedrohen. 
Da, am 23. April, langte in Berlin ein Telegramm Bis- 
marck's an: der Herzog von Auguſtenburg hat die däniſchen 
Propoſitionen angenommen. Alle Welt athmete auf. Wozu 
jetzt noch den deutſchen Bund bemühen, wenn die Auguſten⸗ 
burger Familie ſelbſt den Inhalt des Protokolls anerlennt? 

In der That Hatte der Herzog, acht Tage vor dem Ab- 
lauf des von Dänemark geſetzten Termins, feinen Entfchluß 
geſaßt. In feiner Erklärung kritiſirte er zuerft die Niedrigkeit 
der ihm gebotenen Geldſumme. Da mir indeſſen, fuhr er 
fort, wie die Verhältniſſe einmal find, keine andere Wahl als 
Annehmen oder Ablehnen bleibt, und ich im letzteren Falle 
Gefahr laufe, das ganze Eigenthum und Vermögen meiner 
Familie einzubüßen, fo ſehe ich mich genöthigt, die Propofitionen 
der däniſchen Regierung anzunehmen, Er erwarte alfo das Ein- 
treffen eines däniſchen Commiſſars, um den Vertrag im Ein- 
zelnen feſtzuſtellen. Dieſe Auseinanderſetzungen über Art und 
Weiſe und Friſten der Zahlung, über die zu den Gütern 
gehörigen Mobilen, über die Aufhebung des fideicommiſſari⸗ 
ſchen Bandes, brauchten noch lange Monate; der einzige hier 
daraus zu erwähnende Punkt iſt die Zuftimmung ſeiner beiden 
Söhne zu der Regelung des fideicommiſſariſchen Verhältniſſes. 
Die Verheißung des Herzogs, im eigenen und im Namen ſeiner 
Familie, nichts gegen die neue daͤniſche Thronfolge unter⸗ 
nehmen zu wollen, kam in die definitive Urtunde, wörtlich wie 
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fie Bismarck am 31. März vorgelegt Hatte; eine bejondere 
urkundliche Erklärung der Söhne war hier nicht beigefügt. 

Nach London gelangte die Kunde von der Erklärung des 
Herzogs am 27. April, und auf der Stelle lud Lord Malmes⸗ 
bury die Vertreter der andern Großmächte, Schwedens und 
Dänemarks, behufs Paraphirung des Protokolls zur Conferenz. 
Der preußiſche Geſandte Bunjen, noch ohne Inſtruction und 
der ganzen Sache perſönlich abgeneigt, fand ſich ein, unter 
der Verwahrung, an der Handlung ſelbſt keinen Antheil zu 
nehmen, worauf Mafmesbury die Eitlärung abgab, falls 
Preußen ſich ausſchlicße, würden die übrigen Mächte das 
Protokoll dennoch vollziehen. Der Text der Urkunde wurde 
dann feſtgeſtellt: Anerkennung der Integrität des däniſchen 
Geſammtſtaats als eines europäischen Bedürfniſſes, und dem⸗ 
nach Anerkennung der Thronfolge des Prinzen Chriſtian und 
ſeiner Nachkommen im Mannsſtamme. Sollte deſſen Erlöſchen 
brvorſtehen, jo wird Dänemark an die Mächte die Einladung 
zu weitern Verhandlungen ergehen laſſen. Das Verhältniß 
Holſteins und Lauenburgs zum deutſchen Bunde bleibt un- 
geändert. Die übrigen Höfe Europas werden zum Beitritt 
aufgefordert werden. Das Wort Garantie war überall ver⸗ 
mieden worden, weil das engliſche Parlament eine ſolche Vei 
pflichtung niemals übernommen hätte. Die Unterzeichnung 
wurde um einige Tage verſchoben, um Preußen Raum zur 
Enbſchließung zu laſſen. 

Das ruſſiſche Mitglied der Conſerenz, Baron Brunnow, 
ein ſtets milder und gefühlvoller, und zugleich recht ſchlauer 
Herr, ſchlug damals ſeinen Collegen noch ein beſonderes Mittel 
vor, in förderlichem Sinne auf den König einzuwirken, die 
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burg. Die übrigen Mächte gaben ihre Zuſtimmung; wie wir 
wiſſen, war es nicht viel, was das Protokoll verſprach, aber 
es erfreute doch des Königs Herz, und würde ihm jedesfalls 
den Entſchluß erſchwert haben, durch fernere Ablehnung des 
daniſchen Prototolls den Abſchluß des Neuenburger zu 
gefährden. 

Indeſſen wurde ihm dieſe Prüfung erſpart. Er hatte, 
wie wir ſahen, Oſterreich zu gemeinsamen Schritten am Bunde 
aufgefordert, empfing aber am 29. April die Nachricht, daß 
Oſterreich den Bundestag ſehr gerne mit der Sache beſaßt 
Hätte, unter den gegenwärtigen Umftänden aber die Maaß⸗ 
regel für ſchädlich halten müſſe. Hiemit war jede Hoffnung 
auf einen Erfolg in Frankfurt ausgeſchloſſen, und es erging 
an Bunſen telegraphiſch die Erlaubniß zur Vetheil gung am 
Protokolle, zugleich aber noch der Auftrag, vertraulich ſeine 
Collegen über die Zugiehung des deutſchen Bundes zu ſoudiren 
— was, wie ſich verſteht, vollkommen ergebnißlos blieb. An 
5. Mai wurde darauf die Neuenburger Urkunde von den fünf 
Großmächten unterzeichnet, und am 8. Mai folgte, nachdem 
auch Königin Victoria zugeſtimmt hatte, die Vollziehung des 
däniſchen Protokolls. Was die Ratificationen betraf, jo nahm 
Manteuffel an, daß sämmtliche Contrahenten ſich gegenseitig 
verpflichtet hätten, und ſchickte deshalb an Bunſen ſechs 
Exemplare der Ausfertigung. Mittlerer Weile hatte aber 
Herr von Brunnow mit großer Entſchiedenheit den Satz auf⸗ 
geſtellt, es ſei nicht ein Vertrag von ſieben Höfen unter 
einander, ſondern ein folder von ſechs Mächten einer, und 
Dänemark andrerſeits geſchloſſen worden; die übrigen Cabinette 
pflichteten dieſer Auffaſſung bei, und fo wurden die Ratift 
cationen von jeder der ſechs Mächte allein mit Dänemark au 
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getauscht. Eine jede der ſechs war alſo nur Dänemark, nicht 
aber den übrigen Höfen gegenüber vertragsmäßig verpflichtet. 

Bunſen ſchrieb am Abend nach Berlin: „für den deutſchen 
Bund it die Nichtzuziehung vielleicht ein Vortheil für die 
Zukunft, freilich eine Bankerott Erklärung für die Gegenwart. 
Es ift nach meiner Überzeugung ebenſo gewiß, daß der gegen- 
wärtige Abschluß eine europziſche Nothwendigkeit, als daß er 
eine Demüthigung Deutschlands iſt.“ 

So war es. Bei allem Enthuſiasmus von dreißig 
Millionen Menſchen für Schleswig⸗Holſteins Freiheit, bei 
aller Sympathie von dreißig ſouveränen Fürſten für Auguſten⸗ 
burg's Erbrecht, ein folder Ausgang! Aber was hilft dem 
Niefen die Kraft, wenn feine Glieder gebunden find, oder in 
convulſiviſchen Zuckungen auf einander ſchlagen? Preußen 
war dem Zwange einer europäiſchen Coalition gewichen, an 
deren Spige ſich Osterreich als die Präſidialmacht des deutfehen 
Bundes ſelbſt geſetzt hatte. Die Könige der Mittelſtaaten 
hatten dabei nach Kräften geholfen, dieſelben Könige, welche 
jezt mit Sorge und Arger durch die Großmächte Europas 
die Erbanſprüche eines deutſchen Fürſtenhauſes aus der Welt 
hinwegdecretirt ſahen. Oſterreich betbeuerte, es habe nur die 
legitime Königsgewalt in den Herzogthümern herſtellen, zu⸗ 
gleich aber auch die legitimen Voltsrechie unter feinem und 
des Bundes Schuhe ſicher ftellen wollen. Zur Erreichung 
dieſes Zweckes hatte man das zweifelloſeſte aller Volksrechte, 
die Realunion Schleswig⸗Holſteins, zerriffen, anf die Vorlage 
fefter Verfaſſungsgeſeze zur Zeit verzichtet, ſich mit einigen 
allgemeinen Verſprechungen von Gleichberechtigung der Landes⸗ 
theile, Gleichartigkeit der Verwaltung, Nichteinverleibung 
Schleswigs, begnügt, und dann die Herzogtümer der abjo 
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luten Willkür des als unparteiiſch fingirten Königs über⸗ 
laſſen. Nun war es weltkundig, daß dieſer unparteiſche 
Konig ein Eiderdäne war, wie die allmächtige Mehrheit des 
däniſchen Reichstags. Man brauchte kein Prophet zu fein, 
um vorauszuſehen, daß man in Kopenhagen jene allgemeinen 
Zuſagen von 1852 ſehr bald in ihr Gegentheil interpretiren, 
die Selbſtändigkeit und das Deutſchthum der Herzogthümer 
aufs Neue bedrohen, und damit den Hader in doppelter 
Schärfe wieder entflammen würde. Unter den günſtigſten 
Verhältniffen wäre die im Manifeft vom 28. Januar 1852 
ſtizzirte Gefammtverfaffung eine äußerſt weitſchichtige und 
ſchwerfällge geweſen, für etwas mehr als zwei Millionen 
Menſchen drei ſelbſtändige Provinziallandtage, neben ihnen 
ber fouveräne dänische Reichstag, und darüber ein parlamen⸗ 
tariſcher Reichsrath des Geſammtſtaats. Und mit einem 
ſolchen Apparate ſollte jetzt ein gerechtes und erſprießliches 
Regiment geführt werden über zwei auf den Tod verfeindete 
Bevolkerungen, von welchen die eine den Fuß auf den Nacken 
der andern ſetzte, dieſe aber keinen andern Drang im Herzen 
hatte, als die Abſchüttlung des abscheulichen Joches. Mag 
der Fürſt Schwarzenberg ſich aus Urwiſſenheit oder Leicht. 
fertigfeit über dieſe Verhältniſſe verblendet, mag man in 
Berlin in erzwungener Nachgiebigkeit oder in ſelbſtaualeriſcher 
Buße für 1848 ihm dabei zugeftimmt haben, ein schlimmeres 
Armuthszeugniß konnte ſich die öſterreichiſch deutſche Politit 
nicht ſchreiben, als dieſe Verträge von 1852. 

Um jedoch die Weisheit einer ſolchen Politik vollſtändig 
zu würdigen, muß man ſich erinnern, daß fie nicht bloß das 
gedemüthigte Deutſchland, ſondern auch das triunwbirende 
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die Mehrheit der Kopfzahl, wohl aber alle thätigen und 
kräftigen Clemente des däniſchen Volkes waren damals eider⸗ 
dänifch geſinnt, und ſahen jet ihr politifches Programm 
ebenſo nachdrücklich wie jenes der Herzogthümer durch die 
Großmächte verurtheilt. Was nüßzte ihnen die Zerreißung 
der ſchleswig⸗holſteiner Realunion, wenn ihnen verboten blieb, 
für das höchſte Ziel ihres Patriotismus, für die Daniſirung 
und Einverleibung Schleswigs, thätig zu ſein? Und dieſes 
Verbot wurde nicht bloß von der eigenen Regierung über fie 
verhängt, welche unter den Willen des Voltes zu beugen, die 
däniſche Verfaſſung hinreichende Mittel bot, fondern das 
faubere Minifterium Bluhme hatte es durch bindenden Ver⸗ 
trag den deutſchen Mächten gewährleiſtet, und damit der ver⸗ 
achteten deutſchen Nation ein entwürdigendes Auſſichtsrecht 
über Dänemarks gefammte innere Politik für eine unbeſtimmte 
Zutunſt eingeräumt.“ Eine ebenſo ungünstige Aufnahme wie 
die Verträge über die Gejammtverfaffung fand dann auch das 
Londoner Protokoll bei den Eiderdänen. Während ihr innerſter 
Wunſch es war, dereinſt nach dem Tode Frederik s VII. 
Schleswig der ersehnten ſcaudinaviſchen Union als Morgen⸗ 
gabe darzubringen, und Kopenhagen zur Haupt- und Reſidenz⸗ 
ſtadt des vereinigten Nordens zu machen, hatte jezt das Lon⸗ 
doner Protokoll den däniſchholſteiniſchen Geſammuſtaat aufs 
Neue ſanctionirt und, was das Argſte war, demſelben wieder 
einen Prinzen deutſcher Abſtammung und Sprache zum künf⸗ 
tigen Herrſcher beſtimmt. Der Verdruß war grenzenlos, und 
erſt ein Jahr nachher wagte es die Regierung, den Inhalt 
des Protokolls als neues Thronſolgegeſetz dem däniſchen 
Reichstag zur Annahme vorzulegen. Wie ſehr man nun auch 
zürnte, fo einleuchtend war doch die Unmöglichkeit der Ver⸗ 
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werfung, und nach der Zuftimmung des Reichstags erfolgte 
die Publication des Geſetes im ganzen Umfange der Monarchie 
am 31. Juli 1853. Die Stände der Herzogthümer wurden 
darüber nicht gehört, weil ſie nach den Verordnungen von 
1831 und 1834 nur für Geſetze über Steuern, Perſonen⸗ 
und Eigenthumsrechte, ſowie über Anderungen ihrer ſtändiſchen 
Rechte competent waren, und dieſe Verhäftniffe durch das 
Thronfolgegeſetz offenbar nicht berührt wurden. Als dann 
die Regierung im Herbſte 1853 den Ständen eines jeden der 
drei Herzogthümer den Entwurf einer Provinzialverfaſſung 
über die beſondern Angelegenheiten des Herzogthums vor 
legte, dabei aber die erſten Paragraphen derſelben, als auf 
die gemeinfamen Angelegenheiten der Geſammtmonarchie be⸗ 
züglich, von der Berathung ausfchloß: da erhoben die Stände 
von Schleswig und von Lauenburg keinen Einſpruch, die 
Holſteiner aber brachten ein Bedenken an den Thron, welches 
gegen jede Beſchränkung ihrer Discuffion Verwahrung ein 
lezte. Nun erwähnte der 9 1 des Entwurfs das neue Thron⸗ 
folgegeſetz, und es iſt demnach ſpäterhin oft behauptet worden, 
die holſteiner Stände hätten hiemit gegen deſſen Rechtsbeſtändig⸗ 
leit Proteſt erhoben, und, da 1860 auch bie ſchleswiger Stände 
gegen jene Paragraphen, als von ihnen nicht berathen, Ver 
wahrung einlegten, fo habe das Thronfolgegeſetz für die 
Herzogthümer niemals Rechtskraft gewonnen. Allein dieſe 
Rechtskraft beſaß das Geſetz vom Tage ſeiner Publication, 
alſo lange vor der Vorlage jener Verfaſſungsentwürſe, weil 
es, wie geſagt, die ſtändiſchen Rechte gegenüber der Krone 
gar nicht berührte; es wäre deshalb auch gar nicht nöthig 
geweſen, in den Verſaſſungsentwürfen darauf Bezug zu 
nehmen. Später nöthigte der deutſche Bund 115 däniſche 
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Regierung, jene nicht berathenen Paragraphen der holſteiner 
Verfaſſung aufzuheben: ſeitdem ſtanden ſie nicht mehr in der 
Verfaſſungsurkunde, damals hat aber weder der deutſche 
Bund noch ſonſt ein Menſch daran gedacht, daß damit das 
Thronfolgegeſeh ſelbſt feine Rechtskraft für Holſtein verloren 
hätte. Mit dem 8 1, welcher dieſes Geſetz erwähnte, kam 
damals auch der 82 zur Streichung, welcher die Fortdauer 
der Rechte des deutſchen Bundes in Holſtein erklärte: wäre 
durch die Streichung des 8 1 das Throrfolgegeſetz hinfällig 
geworden, fo hätte durch denſelben Vorgang auch der beutfche 
Bund ſeine Rechte in Holftein eingebüßt. Genug, das Be⸗ 
denken der Stände konnte keinen andern Sinn haben, als 
daß in ihre Verfaſſung kein Satz, der eine Anderung der 
ſtändiſchen Rechte in ſich ſchloß, ohne ſtändiſchen Beirath 
aufgenommen werden dürfe. Unmoͤglich aber konnte ein bereits 
vechtskräſtig publieirtes Geſez, welches an den Rechten der 
Provinzialftände nichts änderte, durch jenes Bedenken, oder 
durch feine Nichtaufrahme in die Provinzialverfaſſung, feinen 
rechtlichen Beſtand überhaupt verlieren. Es haben denn auch, 
ſo lange Frederik VII. lebte, weder die holſteiner, noch die 
ſchleswiger Stände eine ausdrückliche Verwahrung gegen bie 
in denselben verfügte Thronfolge eingelegt. 

Immer aber war und blieb das Berfühmingeweit v von 
1852 für beide Parteien, die däniſche wie die deutſche, in 
gleichem Maaße widerwärtig. Wenn jemals eine diplo⸗ 
matiſche Vermittlung, hatte ſich hier die vereinigte Weisheit 
von Schwarzenberg und Manteuffel, von Palmerſton und 
Brunnow zwiſchen zwei Stühle geſetzt — wenn es erlaubt 
it, auf fo große Staatsmänner einen fo trivialen Ausdruck 
anzuwenden. 
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Und zu alledem hatten dieſe erbaulichen Übereinkünfte 
von 1852 noch einen faulen Fleck, von deffen Existenz aller: 
dings keiner der damaligen Machthaber fi) etwas träumen 
ließ. Der Herzog von Auguſtenburg hatte für ſich und 
jeine Familie verſprochen, gegen Empfang jener bänifchen 
Abfindung nichts gegen die von dem däniſchen Könige auf 
zurichtende Erbfolgeordnung zu unternehmen, und ſeine Söhne 
batten bie Veftimmung unterzeichnet, daß bie hiefür gezahlten 
dänischen Gelder zu einem neuen Fideicommif verwandt 
würden. Da der Zweck der ganzen Unterhandlung dem 
Vater und den Söhnen vom erſten Tage an bekannt geweſen, 
zweifelte niemand daran, daß mit der Empfanguahme der 
Gelder die Familie aus dem Kreiſe der Prätendenten, wie 
Manteuffel geſagt hatte, definitiv ausgeſchieden ſei, und kein 
Menſch war mehr davon durchdrungen als der Frankfurter 
Vermittler des Abkommens, der preußiſche Bundestagsgeſandte, 
Herr von Bismarck. Aber es gab andere Personen, welche 
Giegegen ſehr beſtimmte Zweifel hegten. Die Thorheit der 
Dänen, jeden Schein einer Anerkennung der herzoglichen 
Rechte zu vermeiden, hatte fie beftimmt, der Zuſage des 
Herzogs nicht die Form eines Verzichts auf ſeine Thronſolge⸗ 
nächte zu geben, ſondern nur jenes Verſprechen zu begehren, 
daß der Herzog nichts gegen die Succeifion des Prinzen 
Shriftian von Glücksburg unternehmen würde. Folglich 
beſaß er feine Nechte nach wie vor, und durfte nur gegen 
Christian und deſſen Nachkommen fie nicht ausüben. Wie 
fand es run in Betreff feiner Sohne? Wohl hatte der 
Vater auch in ihrem Namen paciſtitt, gelehrte Kenner aber 
des deutſchen Privatfürſtenrechts fanden, daß ein ſolches 
Veſprechen des Vaters die großjährigen Söhne ohne deren 
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ausdrückliche Zuſtimmung nicht verpflichten könne, und eine 
ſolche Zuſtinmung ſei niemals erfolgt, und könne auch aus 
ihrer Genehmigung des Fideicommiſſes in keiner Weiſe er- 
ſchloſſen werden. Sei aljo der Vater gebunden in der Aus- 
übung feiner Rechte, die Söhne hätten nach wie vor darin 
vollkommen freie Hand, ſobald fie durch Tod oder Abdication 
des Vaters zu den Trägern des Auguſtenburzer Titels ge⸗ 
worden wären. 

Wie geſagt, damals hatte kein Staatsmann in Europa 
von dieſer feinen juriſtiſchen Schlußfolgerung eine Ahnung. 
Auch in Schleswig⸗Holſtein war die allgemeine Anſicht, der 
Herzog habe fein und des Landes Recht für gutes Geld un- 
widerruflich verkauft. Der Herzog ſchwieg und wartete ſeiner 
Zeit. Er war durch eine Art von Aushungerung zur An⸗ 
nahme des Vertrags genöthigt worden: der Gedanke lag nahe, 
daß ein durch ſolchen Zwang erpreßtes Verſprechen jeder bin⸗ 
denden Kraft entbehre. 
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Wenn die Verwirklichung der von Dänemark verhießenen 
Verfaſſung große, vielleicht unüberwindliche Schwierigkeiten 
hatte, fo zeigte ſich von Anbeginn an in Kopenhagen auch 
der entſchiedene Wille, die mit den deutſchen Mächten ab- 
geſchloſſene Vereinbarung nicht zu halten. 

Gleich nachdem im Herbſte 1850 die däniſchen Truppen 
das Herzogthum Schleswig wieder beſetzt hatten, war dort 
ein Schredensregiment eingerichtet worden, welches, wie wir 
ſahen, Fürſt Schwarzenberg ſelbſt als unerträgliche und des 
halb auch unpolttiſche Tyrannei bezeichnete, und deſſen Mil 
derung der Minifter Reedtz bereitwillig in Ausſicht ſtellte. 
Reedtz war aber jo wenig im Stande, dies bei ſeinen Collegen 
durchzuſetzen, daß am 29. November 1851 König Friedrich 
Wilhelm IV. „den Frevel der jetzigen revolutionären Re⸗ 
gierung Dänemarks“ in Schleswig beklagte, alſo über die⸗ 
ſelbe das ſchärſſte Verdammungsurtheil ausſprach, welches ſich 
in Sinne des Königs überhaupt formuliren ließ. Indeſſen 
begnügte man ſich in dieſer Hinſicht bei den ſchließlichen Ab⸗ 
reden mit der allgemeinen Zuſage, daß in Schleswig die 
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beiden Nationalitäten gleiche Berechtigung erhalten, daß über- 
haupt alle Landestheile gleichberechtigt und keiner dem andern 
untergeordnet fein ſollte, und überlieferte darauf Holſtein der 
dänischen Verwaltung. Sofort zeigte ſich, was man in 
Kopenhagen unter Gleichberechtigung der deutſchen und der 
dänischen Landestheile verftand. Nicht die verfaffungsmäßige 
Freiheit und Rechtsſicherheit, deren ſich Dänemark erfreute, 
ſondern die tyranniſche Willkür, unter welcher Schleswig 
ſeufzte, brach auch über Holſtein herein. Wer irgend wie 
bei der Verwaltung der letzten Jahre betheiligt geweſen, 
wurde bedroht, mißhandelt, verfolgt. Die von der deutſchen 
Regierung eingefepten Beamten verloren zum größten Theile 
Amt und Einkommen; ſelbſt das höchſte Gericht wurde durch 
willkürliche Entlaſſung deutſchgeſinnter Räthe purificitt, das 
ſeit 1848 in Umlauf gejegte ſchleswigholſteiniſche Papiergeld 
wurde ohne Entſchädigung der Inhaber für werthlos erklärt, 
dagegen aber den Herzogthümern ein ſchwerer Antheil an den 
Koſten des däniſchen, gegen ſie geführten Krieges aufgebürdet. 
Während in Dänemark die Verfaſſung eine fajt unbeſchränkte 
Preßfreiheit, ein volles Vereins- und Verſammlungsrecht, 
Sicherheit gegen polizeiliche Chicane ohne richterliches Ver⸗ 
fahren gewährleiſtete, wurde in den Herzogthümern jede 
Regung einer unabhängigen Preſſe mit ſchweren Strafen 
unterdrückt, Vereine und Versammlungen in ſolchem Umfange 
verboten, daß nicht einmal zur Urterzeichnung einer Petition 
an den König drei oder mehrere Perſonen zuſammentreten 
durften, und ffeinfiche und gehäffige Gebote und Verbote 
der Polizeibehörde nahmen kein Ende. Ein Schwarm von 
däniſchen Beamten legte ſich über das Land, fie alle von 
Hochmuth und Haß gegen Alles, was deutſch hieß, erfüllt; 
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in Schleswig wurden in den Bezirken gemiſchter Bevölkerung 
die deutſchen Geiſtlichen und Lehrer ausgetrieben und durch 
dänische ersetzt, welche durch ihren propaganbiftifchen und 
poligeifichen Eifer ſich bald beim Volke den Beinamen der 
ſchwarzen Gensdarmen verdienten. 

Unter dieſem greulichen Drucke bewährte die Bevölkerung 
ihre unerſchütterliche Tüchtigkeit. Die wenig zahlreichen Apo⸗ 
ſtaten fanden ſich von jeder Gemeinſchaft mit den fie ver⸗ 
achtenden Landsleuten ausgeſchloſſen; die ungeheuere Mehrheit 
hielt in ſchweigender Feſtigkeit zusammen, und wartete der 
Gelegenheit, ihre Geſinnung thatkräftig zu bekunden. Dieſelbe 
Stimmung herrſchte in allen Theilen des deutſchen Volkes. 
Die Mehrzahl der deutſchen Cabinette nußbilligte den Heil: 
loſen Fanatismus Dänemarks, war aber vollauf mit dem 
pfögfichen Aufſchwung der preußiſchen Zollpolitik und der 
ſcharfen Feindſeligkeit Oſterreichs dagegen beſchäftigt. Auch 
meinte man wohl, gleich nach der Niederwerfung einer ge⸗ 
gefährlichen Revolution gehe es einmal nicht anders; die Ne- 
gierung müſſe eben die zu ihrer Sicherheit und Autorität 
erforderlichen Vorkehrungen treffen; man betrachtete bie augen⸗ 
bliclichen Zuſtände Schleswig⸗Holſteins als eine Ubergangs⸗ 
zeit, und wartete zunachſt den Erlaß der im Manifeſt vom 
28. Januar 1852 verheißenen Verſaſſungen ab. 

Man könnte nicht ſagen, daß Dänemark ſich beeilt hätte, 
dieſe Erwartung zu erfüllen. Zwei Jahre vergingen, che die 
däriſche Regierung damit hervortrat, und dann zeigte ſich ein 
höchſt erbaulicher Grund für die Zögerung. Wie wir ſahen, 
hatte der König 1851 den deutſchen Mächten erklärt, die 
nene Verfaſſung des Geſammiſtnats werde vor ihrem Er⸗ 
Iaffe einer Prüfung des dänischen Reichstags und einer Be⸗ 
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rathung der Provinzialſtände in den Herzogthümern unter⸗ 
zogen werden. Das Letztere aber war den Machthabern in 
Kopenhagen unbequem erſchienen, und ſo hatte man in dem 
ſchließlichen Patente vom 28. Januar 1852 die Zuſage 
ſtändiſcher Mitwirkung bei der Geſammwwerſaſſung ſtillſchwei⸗ 
gend weggelaffen, darauf die neuen Provinzialverſaſſungen 
für jedes der drei Herzogthümer octroyirt, und durch dieſe 
den Ständen zwar entſcheidende Stimme für die provinzialen 
Geſeze eingeräumt, ihnen aber jede Verhandlung über gemein- 
ſame Reichsangelegenheiten verboten. Trotz des Verſprechens 
von 1851 war es alſo geſetzlich fortan unerlaubt, die Pro⸗ 
vinzialſtände über die künftige Geſammtſtaats Verfaſſung zu 
hören. 

Es wurde denn eine ſolche Verfaſſung am 31. Juli 1854 
einfach durch königlichen Willensact den Herzogthümern aufs 
erlegt. War dieſe Art des Erlaſſes vertragswidrig, jo zeigte 
ſich der Inhalt des Geſetzes erträglich; der Urheber desſelben, 
der Miniſter Orſted, hatte in der That den Wunſch gehabt, 
die deutſche Minderheit nicht durch die däniſche Mehrheit 
erdrücken zu laſſen, und deshalb die Competenz des gemein 
ſamen Reichsraths fo enge wie möglich bemeſſen. Aber ſofort 
erhob ſich gegen ihn zu Kopenhagen der Anſturm der eider⸗ 
däniſchen Partei im Reichstag und in der Preſſe mit ſolchem 
Urgeſtüm, daß das bereits durch Intriguen der Gräfin 
Danner unterminirte Miniſterium vom Plate wich, und ein 
würdiger Freund der Gräfin, Herr von Scheele, es auf ſich 
nahm, die Beſehle des ſouveränen däniſchen Volkes zu voll- 
ſtrecken. Die Verfaſſung von 1854 wurde wieder aufgehoben, 
und eine andere, unter Zuſtimmung des däniſchen Reichstags, 
und natürlich wieder ohne Anhörung der Herzogthümer, am 
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2. October 1855 verfügt. Hier war denn das Königswort 
von 1852, die Landestheile der Monarchie ſollien gleich— 
berechtigt und keiner dem andern untergeordnet fein, rückhalt⸗ 
los in fein Gegentheil verkehrt. Der Geſammſtaat erhielt 
unter dem Namen eines Reichsraths ein Parlament mit einer 
erdrückenden Mehrheit der dänischen Stimmen gegenüber 
den deutſchen, mit voller Competenz für Geſetgebung 
und Finanzen in den gemeinſchaftlichen Angelegenheiten. 
Wäre es zweifelhaft, ob eine Sache zu den provinzialen 
oder den geimeinſchaftlichen Angelegenheiten gehöre, jo würde 
der Staatsrath darüber entſcheiden, in welchem die dä 
niſchen Miniſter ebenſo unbedingt die Mehrheit hatten, 
wie die däniſchen Abgeordneten im Reichsrath. Dänemark 
hatte damit die rechtliche Befugniß, Schritt auf Schritt den 
Wirkungskreis der Provinzialſtände in den Herzogthümern 
beliebig zu ſchmälern, und dadurch die Selbſtändigkeit der⸗ 
ſelben ſchließlich ganz zu beſeitigen. 

Was die Finanzen des Geſannnſtaats betraf, fo wurde, 
an ſich ganz zwedmäßig bei den verwickelten Verhältniſſen, 
ein Normalbudget aufgeftellt, fo daß nur etwa erforderliche 
Zuſchüſſe dazu nach einem billigen Verhältniß von den Volks⸗ 
vertretungen der Landestheile umgelegt werden ſollten. Aber 
auch hier ſehlte es nicht an Nechts- und Vertragsbrüchen. 
Das Normalbudget wurde 1856, für's Erſte proviſoriſch, 
verfügt, nach Vereinbarung mit dem däniſchen Reichstag, aber 
ohne Anhörung der Stände in den Herzogthümern. Die 
Erträge der Domänen, welche nach dem Vertrage von 1852 
den Provinzen gehörten, wurden den gemeinſchaftlichen Ein 
nahmen zugewieſen, und den Herzogthümern außerdem eine 
ganze Anzahl unverhältnißmäßiger Lasten auferlegt. Sodann 
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wurde die Einſezung emes gemeinſamen Minifteriums des 
Innern angeordnet, obgleich nach dem Vertrage von 1852 
die innere Verwaltung jedes Herzogthums von einem beſondern 
Miniſter ausſchließlich geleitet werden ſollte. Endlich blieb 
auch nach dem Erlaſſe der Verfaffung der bisherige Contraſt 
zwischen der unbeſchränkten Voltsfteiheit in Dänemark und 
der ſchrankenloſen Polizeigewalt in den Herzogthümern. Trotz 
der Beſtimmungen von 1852 war und blieb die Unterwerfung 
Schleswig Holsteins unter die Herrichaft der rach- und hab⸗ 
ſüchtigen Demokratie von Kopenhagen vollständig. 

Wie kam es, daß gegen eine fo ſchreiende Nichtachtung 
der Verträge weder der deutſche Bund noch ſeine beiden 
Großmächte einſchritten? 

Der Geund diefes Nichtethuns war ebenſo einfach wie 
zwingend. Er lag dieſes Mal nicht allein in der elenden 
Beſchaffenheit der deutſchen Bundesverfaſſung und auch nicht 
allein in der reactionären Geſinnung der Wiener und Berliner 
Minifter. So wenig Neigung Graf Buol in Wien oder 
Herr von Manteuffel in Berlin zur Beſchirmung ftändifcher 
Rechte gegen eine königliche Obrigkeit hatten, fo empfanden 
fie doch den Schimpf, daß ein kleiner Staat wie Dänemark 
einen von Öfterreich und Preußen vollzogenen Vertrag un⸗ 
geſtraft mit Füßen trat. Aber Dänemark hatte ſeine Zeit 
gut gewählt. Es waren die Tage des Krinktiegs, der 
wachſenden Verbitterung zwiſchen den deutſchen Mächten, der 
schweren Sorge, im deutſchen Weiten franzöſiſche Heerhaufen 
als öſterreichiſche Bundesgenoſſen den Rhein überſchreiten zu 
ſehen. Unter ſolchen Umſtänden wäre es Wahnſinn geweſen, 
zu allen dieſen Gefahren noch einen Conflict zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Dänemark zu entzünden, zumal es ſicher war, daß 
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man dabei alle im Orient ſich bekänpfenden Mächte auf der 
Seite des Gegners finden würde. Hatte doch Lord Palmerſton 
die neue Verfaſſung von 1855, weil fie die Befugniſſe des 
Reichsraths erweiterte, unbeſehens für einen ſchönen Fort⸗ 
ſchritt auf dem Wege des liberalen Parlamentarismus erklärt. 
Weder in Wien noch in Berlin oder Frankfurt konnte damals 
ein Gedanke an Schleswig Holſtein aufkommen. 

In den Herzogthümern ſelbſt Hatte man darüber keinen 
Zweifel und ertrug das Unvermeidliche mit ſchweigender 
Standhaftigkeit. Kaum aber war, Frühling 1856, der Krim⸗ 
krieg beendigt, fo ſchickten ſich die holſteiner Stände zu einer 
Beſchwerde beim Bundestag an, und der Miniſter Manteuffel 
forderte den preußischen Vertreter in Frankfurt. Herm von 
Bismarck, zum Berichte auf, welche Ausſichten eine ſolche 
Eingabe bei der hohen Verſammlung haben würde. Bismarcks 
Antwort ging weit über die ihm geſtellte Frage hinaus; er 
faßte die Angelegenheit der Herzogthümer in ihren geſammten 
deutſchen und europziſchen Beziehungen in das Auge, und 
redete über Schleswig⸗Holſtein jetzt nicht mehr vom Stand⸗ 
punkte des conſervativen Parteiführers, ſondern des preußiſchen 
Staatsmannes. Er aber mahnte zur Vorſicht. Daß Däne 
mark Recht und Vertrag gebrochen, jei unzweifelhaft. Die 
Mehrzahl der deutſchen Höfe würde mit Eifer einem bundes⸗ 
rechtichen Vorgehen zuftimmen, um den Wünſchen ihrer Be⸗ 
völterungen enigegenzulommen, dabei aber ftets mit Sorge auf 
Oſterreichs demnächſtige Entſchließungen hinblicken. Der Wiener 
Hof jedoch, von jeher Dänemark zugethan, werde nicht einen 
Schritt weiter gehen, als es ihm die Rückſicht auf die öffent: 
liche Meinung unerläßlich mache; er werde ſtets die Initiative 
und die Verantwortung der Action Preußen zuſchieben, und 
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dabei ſehr bereit fein, wenn wir vorgingen, uns in Deutſch⸗ 
land der Lauheit, im Auslande der Heftigkeit zu bezichtigen. 
Der Erfolg würde ſtets von den Enkſchlüſſen der fremden 
Großmächte abhängen; es ſei alſo jede Maaßregel zu ver⸗ 
meiden, welche dieſen den Anlaß zu einer feindlichen Ein- 
miſchung geben könnte. Immer würde das wahrſcheinliche Er⸗ 
gebniß auch im günſtigſten Falle hinter den Anforderungen des 
populären Eifers in Deutſchland zurückbleiben; ob Preußen dabei 
beſtimmte Vortheile für ſich gewinnen würde, ſei ſehr zweifel⸗ 
Haft; keinesfalls hätten wir einen Grund zu dem Wunſche, 
daß die Holſteiner unter ihrem Herzoge ſehr glüclich lebten; 
fie würden dann gar kein Intereſſe mehr für Preußen Haben, 
während uns ein ſolches Intereſſe gelegentlich ſehr nüßlich 
ſein könnte. Demnach ſei Preußen dringend veranlaßt, ſo 
gerecht die Sache ſei, ſie mit großer Umſicht und Bedächtig⸗ 
keit zu behandeln. Wir dürften nichts unterlaſſen, was unſere 
pflicht, Deutſchland nach Außen zu vertreten, gebieteriſch 
fordere, niemals aber ſei ohne Öfterreich ein Schritt zu thun, 
welcher Europa reizen könne. So ſcheine es gerathen, eigene 
Anträge am Bundestage noch aufzuſchieben, bis die holſteiner 
Veſchwerdeſchrift vorliege; jedoch würde nichts im Wege ftchen, 
gemeinſam mit Osterreich con jezt eine diplomatische Ver⸗ 
wendung für die schwer bedrängten Provinzen in Kopenhagen 
ein treten zu laſſen. 

Dies war das Votum des tapferſten aller Staatsmänner 
unſeres Jahrhunderts über Preußens Verhalten in der ge⸗ 
rechteſten Sache unter der damaligen Verfaſſung des deutſchen 
Bundes. Er hatte nur zu ſehr Recht. Eben deshalb ist 
aber auch das vernichtende Urtheil über eine ſolche Bundes⸗ 
verſaſſung unaufhaltſam. 
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Es geſchah, was Bismarck gerathen hatte: Preußen und 
Oſterreich machten im Juni 1856 vertrauliche Vorſtellungen 
in Kopenhagen unter Erünmecrung an die Zuſagen von 1852. 
Die daniſche Regierung gab erſt im September eine aus- 
weichende Antwort, bemühte ſich aber eifrig, die außerdeutſchen 
Großmächte gegen die deutſchen Zumuthungen in Bewegung 
zu ſetzen. Allein der engliſchen wie der ruſſiſchen Regierung 
war die Mißhandlung der Herzogthümer bekannt genug, und 
in Paris fand Kaiſer Napoleon, daß die berühmte Integrität 
Dänemarks für Frankreich ſehr gleichgültig fei. So ſah 
Preußen kein Hinderniß gegen weiteres Voranschreiten. Leider 
verließen jetzt die beiden deutſchen Mächte den im Juni 
betretenen Weg directer Verhandlung mit Kopenhagen, und 
bereiteten ſtatt deſſen einen gemeinſamen Antrag am Bundes- 
tage vor, für den Fall, daß Dänemark ſich fortgeſett weigere, 
die Verfaffung von 1855 den Ständen der Herzogthümer 
zur Berathung vorzulegen. Die Überweiſung der Sache an 
den Bund hatte den scheinbaren Vortheil, daß in eine ſolche 
innerdeutſche Verhandlung das Ausland kein Recht zur Ein⸗ 
miſchung hatte: wie aber, wenn das Ausland auch ohne Rechts 
titel auf Grund jeiner eigenen Intereſſen ſich dennoch cin- 
mischte? Viel ſicherer als jener angebliche Nutzen war der 
pofitive Nachtheil, daß der Bund ſich nur um das Bundes⸗ 
land Holſtein⸗-Lauenburg zu kümmern, mit Schleswig aber 
ſich zu befaſſen, ganz und gar nicht berechtigt war; während 
alſo die Hauptbeſchwerde der Herzogthümer die Trennung. 
Schleswigs von Holftein war, konnte die Thätigleit des 
Bundes die zwiſchen Beiden geſette Kluft nur erweitern, aber 
nicht ausfüllen. Nur zu bald ſoltte ſich dies Ergebniß that— 
ſächlich herausſtellen. 
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Nach vielfachen Hin- und Herſchreiben ziwiſchen Frant⸗ 
furt und Kopenhagen, und ebenſo gründlichen wie umftänd- 
lichen Erörterungen in den Ausſchüſſen des Bundestags, über 
welchen das ganze Jahr 1857 hinging, erfolgte endlich am 
11. Februar 1858 der Bundesbeſchluß, daß die Gefammt- 
verfaffung von 1855 als in rechtlicher Wirkſamkeit für Hol⸗ 
ſtein und Lauenburg ſtehend nicht anerkannt werden könne, 
und man von Dänemark beſtimmte Angaben erwarten müſſe, 
wie es den Abreden von 1852 nachzukommen gedenke. Nach 
langem Beſinnen, und auf ſtarkes Ermahnen der fremden 
Großmächte zu entgegenkommendem Verhalten, erwiderte das 
däniſche Miniſterium am 15. Juli, daß die Competenz des 
Bundes für beſondere holſteiner Fragen unbeanſtandet ſei; 
die Gefammtverfaffung aber der dänischen Monarchie und 
folglich auch die Stellung Holſteins in derſelben, fei eine 
innere däniſche Angelegenheit, jede Kritik derſelben, welche 
der Bund ſich erlaube, ſei ein rechtloſer Eingriff in die von 
Europa anerkannte Unabhängigkeit des däniſchen Geſammt⸗ 
ſtaats. Nach jeiner Friedensliebe wolle übrigens Dänemark 
einstweilen die Geſammtverfaſſung als ruhend betrachten, und 
erkläre ſich zu Verhandlungen über andertweitige Einrichtungen 
bereit. Oſterreich, Bayern, Sachſen, Württemberg waren 
geneigt, auf ſolche Verhandlungen einzutreten: wir haben 
aber ſchon früher erzählt, wie hier die Energie des Prinzen 
von Preußen dieſes bundestägliche Gewebe durchriß, und auf 
feine Weiſung Bismarck am 29. Juli einen Bundesbeſchluß 
mit der Drohung bewaffneter Bundesegerution durchſeßte. 
In Kopenhagen hatte man nicht übel Luft, bei dem Er⸗ 
ſcheinen von Bundestruppen an der Elbe Gewalt der Gewalt 
entgegen zu ſetzen. Als jedoch die fremden Mächte und ins⸗ 
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beſondere Rußland, dringend mahnten, eine jo ſchwere Ber- 
wicklung durch einige Nachgiebigkeit zu vermeiden, da ergriff 
die dänische Regierung jene andere, durch die Form des 
deutschen Verfahrens dargebotene, den Eiderdänen höchſt 
willkommene Poſition. Der Bund, der nur von Holftein- 
Lauenburg reden kann, erflärt, daß die Verfaſſung von 1855 
nicht rechtsbeſtändig ſei. Nun wohl, jo möge ſein Wille 
buchſtäblich geſchehen; es möge die Verfaſſung für Holſtein 
und Lauenburg, jedoch nur für dieſe, aufgehoben werden, 
aber für Dänemark und Schleswig beſtehen bleiben. Befferes 
ließe ſich für Dänemark nicht erſinnen. Denn Holſtein bliebe 
dann unter der Herrſchaft des für die gemeinſamen Angelegen⸗ 
heiten dort wieder abſolut gewordenen Königs; Geſetze und 
Budget für jene Angelegenheiten würden nach wie vor mit 
dem däniſchen Reichsrath ohne Theilnahme der Holſteiner 
vereinbart, und dann durch königliche Verordnung in Holſtein 
verfügt. Was aber Schleswig beträfe, ſo hätte das däniſche 
Volk die Befriedigung, daß der Befehl des Bundestags ſelbſt 
die Trennung des Landes von Holſtein und ſeine Verſchmelzung 
mit Dänemark vollſtändig mache; der verpönte Name der 
Einverleibung würde nicht ausgeſprochen, die Sache ſelbſt 
aber vorhanden fein. So verkündete König Frederik VII. 
durch Patent vom 6. November 1858 die Aufhebung der 
Geſammtverfaſſung für Holſtein und Lauenburg, ſowie den 
Fortbeſtand derſelben für Dänemark und Schleswig. 

Wie man ſich denken wird, ſah man auf der deutſchen 
Seite die Angelegenheit in völlig anderm Lichte. Der Bundes⸗ 
tag freilich mußte in der Vorbereitung der Execution inne 
halten: man konnte nicht anders, da dem Wortlaute des 
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wartete zunächſt auf die Verhandlungen des eben einberufenen 
holſteiner Landtags. Die däniſche Regierung hatte für die 
Wahlen zu denselben alle Mittel ihrer weltlichen und geiſt⸗ 
lichen Polizei aufgeboten, aber an der unverwüſtlichen Feſtig⸗ 
keit dieſer zähen Berölkerung ſcheiterte jeder Verſuch der 
Beeirfluſſung und Einſchüchterung. Der Landtag erklärte 
am 11. März 1859, die Verfaſſung ſei ein Geſetz für die 
Geſammtheit der Monarchie und deren gemeinſame Ange⸗ 
legenheiten geweſen; da dieſe Geſammtheit fortdauere, könne 
nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen das Geſet nicht für einen 
Theil derſelben wegfallen, für einen andern aufrecht bleiben; 
es ſei vielmehr die Pflicht der Regierung, ſogleich für die 
Herſtellung einer andern Geſammtverfaſſung, entsprechend den 
Zuſagen von 1851 und 1852, Sorge zu tragen; da den 
Herzogthumern Gleichberechtigung mit Dänemark verheißen 
fei, fo müffe, wenn und jo lange die bisherige Verfaſſung 
in Dänemark und Schleswig ſortdauere, wenigſtens den hol⸗ 
ſteiner Ständen gleiches Recht wie dem Kopenhagener Reichs⸗ 
roth eingeräumt, alſo kein Geſetz über gemeinſchaftliche An⸗ 
gelegenheiten ohne Zuſtimmung ſowohl des Reichsraths als 
der holſteiner Stände erlaſſen werden. Dieſe Erörterung 
war ebenſo klar und unzweideutig, wie die entgegenſtehende 
der dänischen Regierung. Auf welcher Seite guter Glaube 
und materielles Recht, auf welcher juriftifche Rabuliſterei und 
gewaltthätige Herrſchſucht vorhanden war, darüber wird die 
Nachwelt nicht in Zweifel bleiben. 

In dieſen Poſitionen, zwichen welchen es eine Vermitt: 
lung nicht gab, verharrten die beiden Parteien mehrere Jahre. 
Dänemark ſtellte neue Verhandlungen mit dem holſteiner 
Landtag in Aussicht. Der Bund beſchloß am 8. März 1860 
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neuen Auſſchub der Execution während des jetzigen Provi⸗ 
foriums, wenn Dänemark kein Geſet oder Budget für gemein⸗ 
ſame Angelegenheiten ohne Genehmigung des holſteiner Land⸗ 
tags erlaſſe; Dänemark aber publicirte am 3. Juli das neue 
Budget obne vorherige Anhörung der Holfteiner; wieder 
wurde in Frankfurt von der Execution geredet, wieder eine 
neue Sitzung des holſteiner Landtags abgewartet. Als auch 
dieſe im Frühling 1861 mit einem offenen Zerwürfniß 
zwischen Regierung und Ständen endigte, ſollte jetzt endlich 
und ernſtlich Hand an die Execution gelegt werden. Indeſſen 
war durch die wachsende Verwicklung auch bei den fremden 
Großmächten eine geſteigerte Beſorzniß erregt worden, und 
England jegte feinen ganzen Einfluß in Kopenhagen ein, den 
drohenden Sturm zu beſchwören. Der däniſche Miniſter⸗ 
präſident Hall, der 1857 an Scheele's Stelle getreten war. 
ein geſchulter und umfichtiger Beamter, ein klarer und scharfer 
Kopf und ein kräftiger und ſelbſtherriſcher Charakter, war 
durchdrungen von dem guten Rechte Dänemarks, ſeine Sou⸗ 
veränität nicht einer ſteten Aufſicht des deutſchen Bundes 
unterwerſen zu laſſen, und deshalb den Zusagen von 1852 
die verbindliche Kraft abzuſprechen. Indeſſen war es auch 
für ihn einleuchtend, daß Dänemark ohne den Schutz Europas 
es nicht auf einen Kampf mit dem übermächtigen Nachbar 
wagen dürfe, und fo gehorchte er, Ende October 1861, dem 
ergliſchen Andringen, außerhalb des Bundestags eine directe 
diplomatijche Verſtändigung mit den Höfen von Wien und 
Berlin zu verſuchen. Auf deutſcher Seite wurde dieſe Wen⸗ 
dung mit Freude begrüßt. Man hatte erleben müſſen, daß 
die auf Holſtein beſchränkte Thätigkeit des Bundes lediglich 
den eberbänifhen Plänen gegen Slesvig in die Sünde ge 
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arbeitet hatte. Jetzt konnten die beiden Großmächte, welchen 
Dänemark 1852 ſein Wort über Schleswig, wie über Holſtein 
gegeben, den ganzen Umfang der Aufgabe in Angriff nehmen. 

Am 30. November und 5. December 1861 ergingen die 
Antworten der beiden deutſchen Höfe nach Kopenhagen. 
Nachdem fie zunächſt die fortdauernden Beſchwerden über 
Holſteins Behandlung feſtgeſtellt, forderten fie den Vollzug 
der Vereinbarung von 1852 in allen ihren Theilen, die Er⸗ 
füllung des däniſchen Verſprechens, im Geſammtſtaat allen 
Provinzen eine gleichberechtigte Stellung zu geben, keine der 
andern unterzuordnen, die Einverleibung Schleswigs und jede 
fie bezweckende Maaßregel zu unterlaffen, und in Schleswig 
den beiden Nationalitäten gleiches Recht zu verſchaffen und 
zu ſichern. In ſeiner Erwiderung vom 26. Detember lehnte 
Hall es ab, alle Punkte der Verhandlungen von 1851, 
namentlich die auf Schleswig bezüglichen, zu erörtern, zumal 
es mehr als zweifelhaft fei, ob die Mächte ein vertrags⸗ 
mäßiges Recht zur Einmischung in die innern Verſaſſungs⸗ 
fragen der däniſchen Monarchie erworben hätten. Auf dieſe 
Außerung erfolgte ſofort eine beſtimmte Frage der beiden 
Höſe, ob Dänemark den bindenden Charakter der Verein⸗ 
barung von 1852 anerkenne oder nicht. Der däniſche Minifter 
zeigte in ſeiner Erwiderung vom 12. März 1862 nicht chen 
Neigung, ſich zu einem einfachen Ja oder Nein zu verſtehen, 
ließ aber über ſeine Geſinnung nicht den mindeſten Zweifel. 
Dänemark, fagte er, erfülle jede übernommene Verpflichtung. 
aber mit dem däniſchen Herzogthum Schleswig habe der 
deutſche Bund nichts zu schaffen; es ſei zu beklagen, daß der 
Bund bisher nicht poſitiv habe ausſprethen wollen, was er 
für Holſtein begehre; Deutſchland dürfe nicht eine beliebige 
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Interpretation des Schriftwechſels von 1851 als die allein 
gültige hinftellen, oder aus einzelnen Außerungen desſelben 
Schlüſſe auf vertragsmäßige Gültigkeit des Ganzen ziehen; 
Deutſchland ſolle erklären, welche Verpflichtungen Dänemark 
unerfüllt gelaffen, ſolle Dänemark nicht für Bundesbeſchlüſſe 
verantwortlich machen, durch welche der Widerſtand der Hol- 
feiner Stände gegen jede Gefammtnerfaffung geſtärkt worden 
fei; die Nationalitätsfrage in Schleswig ſei bei den diplo⸗ 
matiſchen Verhandlungen niemals berührt worden; der be⸗ 
treffende Satz des Manifeſtes von 1852 bekräftige alſo nur 
den beſtehenden Zuſtand, wie ihn nach der Unterwerfung der 
Rebellion die däniſchen Erlaſſe über die Kirchen- und Schul⸗ 
ſprache eingerichtet hätten. 

Alſo kein Entgegenkommen in keinem Punkte, keine Spur 
einer Anerkennung deutſches Rechts, kein Schatten einer Be⸗ 
ſorgniß vor kräftiger Erhebung des ſchwer gereizten Nachbars. 
Allerdings nahm ſich in dieſem Augenblick das vielfach ge- 
ſpaltene Deutſchland noch weniger impoſant als früher aus. 
Der lange verborgen ſchleichende Gegenſaß zwischen den 
deutſchen Großmächten war ſeit dem Regierungswechſel in 
Preußen durch die Bundesreform⸗Frage wieder ein offener 
geworden; die Mittelſtaaten ſuchten den Einfluß Preußens 
abzuſchütteln, und dazu bereitete ſich in Berlin der Ver⸗ 
ſaſſungsſtreit zwiſchen Krone und Landlag vor. Man hatte 
in Kopenhagen Grund genug zum Zweifel, ob gegenüber einem 
innerlich fo kranten Widerſacher Anlaß zu furchtſamer Schwäche 
vorhanden ſei. Auch war es nicht unbekannt, daß zwar der 
preußiſche Miniſter Graf Bernſtorff im Sinne ſeines Mon⸗ 
archen die Unterftügung Schleswig- Holſteins mit Ernſt und 
Würme betreibe, der Lenker aber der Wiener Politik, Graf 
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Rechberg, nur mit Widerſtreben in der bedenklichen Sache 
thue, was er schlechterdings nicht laſſen könne. Indeſſen 
enthielt andrerſeits gerade das Zerwürfniß mit Preußen für 
das Wiener Cabinet einen dringenden Antrieb, ſich um die 
Gunſt der kleinen Staaten und des deutſchen Volkes zu ber 
mühen, und für dieſen Zweck gab es kein befferes Mittel, als 
die Förderung der ſchleswig-holſteiniſchen Sache. So ante 
wortete Öfterreich am 26. Auguſt 1862 mit noch ſchärferem 
Ausdruck als Preußen auf Hall's Auslaſſung. Seine Denk⸗ 
ſchrift bezeichnete die Fortdauer der Verſaſſung für Schleswig 
nach Aufhebung derſelben für Holſtein rückhaltlos als offene 
Verlehung der Abreden von 1852. Denn nach diesen follte 
die Theilnahme aller Landschaften an der Geſammtverfaſſung 
eine gleichartige fein. Schleswig dürfe alſo in dieſer Ber 
ziehung nicht anders als Holſtein geſtellt werden; ein däniſch⸗ 
ſchleswig'ſcher Reichsrath, in welchem Holſtein nicht vertreten 
wäre, müſſe fofort als rechtlich unzuläfſig, als der Anfang 
einer Incorporation Schleswigs erſcheinen. Ein Broviforium 
ſolcher Art könnte mithin nur unter Zuſtimmung aller Be⸗ 
theiligten, alſo auch der holſteiner Stände und des deutſchen 
Bundes, gefriftet werden. Oſterreich begehrte demnach, daß 
der dänische Reichstag und die Stände der drei Herzog⸗ 
thümer gleichzeitig und mit gleicher Berechtigung über eine 
neue Geſammtverfaſſung gehört würden, welche vor allen 
Dingen eine Schutzwehr gegen die fortdauernde Benach⸗ 
theiligung der deutſchen Minorität durch die däniſche Majo- 
rität zu bieten habe; zugleich ſeien die harten Sprachgeſetze 
von 1850 aufzuheben, und in dieſer Hinſicht auf den Rechts⸗ 
zuſtand von 1847 zurüdzugehen. Überhaupt, fragte die 
Depeſche, warum will Dänemark jezt, wo die Erbfolgefrage 


» Google UNIVERSITY OF MICH 


Daniſche Spmpothen im Auslande. 103 


geordnet und damit der Befig der Herzogthümer für die 
Monarchie geſichert iſt, warum will es nicht die alte Ver⸗ 
bindung Schleenig- Holſteins wieder herſellen, und damit 
allem innern Zwieſpalt ein Ende machen? 

Dies traf in das Herz der Frage und verletzte den 
Gegner um fo tiefer, als bald nachher zwei nichtdeut ſche 
Großmüͤchte, und zwar gerade die einft am wärmflen däniſch 
gefinnten, England und Rußland, unumwunden die Billigkeit 
der deutſchen Forderungen anerkannten. 

Im Allgemeinen hatte bis dahin das europäiſche Publicum 
der daniſchen Seite eine größere Gunſt als der deutſchen 
zugewandt. Zunächſt wirkte der Eindruck der für Deutſchland 
fo fläglichen Kataſtrophe von 1850 nach: ohne nähere Kenntniß 
oder Unterſcheidung der Dinge, war im Gedächtniß der Welt 
die Vorſtellung zurück geblieben, daß das große Deutſchland 
bei einem heimtückiſchen Überfall an dem ſtandhaften Helben- 
muth des Heinen Dänemark ſchmahlich geſcheitert fei. Wie 
dann ſpäter Dänemark in den Herzogthümern hauſte, wie 
viele Merſchen außerhalb der Cabinette erfuhren davon? Die 
Preſſe in Schleswig⸗Holſtein war völlig geknebelt, ſelbſt die 
Hamburger Zeitungen wagten nicht, von der Mißhandlung 
des Landes zu reden; die däniſchen Vlätter aber führten 
Tag für Tag ihre Rechtsdeductionen der ganzen gebildeten 
Welt zu, und die Regierung war unermüdlich, eiderdäniſchen 
Artikeln in den engliſchen und franzöſiſchen Blättern Auf 
nahme zu verſchaffen. Dazu kam die allmählich wachſende 
Weitfehichtigteit der ſtaatsrechtlichen Streitfragen, für deren 
Verwicklung und Verdunklung die däniſche Regierung das 
Unglaubliche leiſtete; es erging hier, wie zehn Jahre früher 
bei der Erbfolgefrage: kein Menſch in Paris und London 
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wollte von diefem Gewirre fpigfindiger Diftinctionen weiter 
reden hören. Das Einzige, was im Auslande noch erkennbar 
ſchien, war die angebliche Thatſache, daß Dänemark dem deutſchen 
Bundeslande Holſtein alle Freiheit gönne, Deutſchland aber 
der ſouveränen däniſchen Monarchie ihre innere Verfaſſung 
vorſchreiben wolle. Dieſe Auffaſſung ſetzte ſich um fo feſter, 
je weniger man den Höfen von Berlin und Wien eine auf- 
richtige Begeiſterung für ſtändiſthe Rechte und Volksfteiheit, 
ſei es daheim oder in den Herzogthümern, zutraute. 

So war die Überraſchung groß, als am 24. September 
1862 der englifche Winiſter des Auswärtigen, Lord John 
Ruſſell, den ſtreitenden Parteien einen Vermittlungsvorſchlag 
unterbreitete, welcher wenigſtens zur Hälfte im deutſchen Sinne 
gedacht war. So weit wir ſehen, war es das Verdienst der 
preußiſchen Diplomatie, dem engliſchen Staatsmann über die 
Sachlage vollſtändige Auftlarung verſchaſſt zu haben: einmal 
unterrichtet, griff der Heine, lebhaſte und rechtſchaffene Mann, 
welcher aller Welt wohlwollte und jedem das Seine gönnte, 
eifrig zur Feder. Er ſtellte zuerſt feſt, was in der ver⸗ 
fahrenen Sache unbeſtreitbar ſei. Es iſt klar, ſagte er, daß 
nach der Entſcheidung des Bundes in Holſtein keine Geſetze 
noch Steuern möglich find ohne Zuftimmung der Stande. 
Es ift klar, daß die Verfaſſung von 1855, weil ohne Zu⸗ 
ftimmung der Stände erlaſſen, in Holſtein und Schleswig 
feine Wirksamkeit hat. Es iſt endlich klar, daß das eigentliche 
Dänemark für ſich Geſetze und Steuern beſchließen kann ohne 
Zuſtimmung der Herzogthümer. Zwei große Fragen aber 
find hienach ungelöſt geblieben. Die erſte betrifft Schleswig. 
Die Ehrenpflichten, welche Dänemark hinſichtlich Schleswigs 
übernommen hat, ſind das königliche Verſprechen, daß Schleswig 
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nicht incorporirt, und die weitere Zufage, daß dort die 
Deutſchen auf gleichem Fuße mit den Dänen behandelt werden 
ſollen. Nun klagt Preußen in feiner letzten Depeſche über 
die Zerreißung aller natürlichen Bande zwiſchen Schleswig 
und Holſtein, die Mißachtung der Rechte der Univerſität 
Kiel, die Überfüllung Schleswigs mit dänischen Beamten und 
Geistlichen, die Verlegung aller Verhältniſſe der Familien 
durch die Sprach Ediete. Hier iſt Abhülſe nöthig. Allein 
eine beſtändige Aufſicht des Bundes über die Verwaltung 
Schleswigs ift offenbar unthunlich, und folglich die erforber- 
liche Garantie durch die Landesverfaſſung ſelbſt herzustellen. 
Es wäre demnach dem Lande volle Autonomie zu gewähren, 
und feinen Ständen die Regelung ſeiner Beziehungen zur 
Univerſität, Kirche, Schule und Sprache zu überlaſſen. Im 
däniſchen Reichsrath würde dann das Herzogthum nicht mehr 
vertreten fein. 

Die zweite Frage, fuhr Lord John fort, iſt die der 
Geſammtverfaſſung. Praktiſch unausführbar wäre die Forde⸗ 
tung, daß jedes Geſeß oder Budget durch vier, von einander 
unabhängige und räumlich getrennte Parlamente berathen 
und beſchloſſen würde. Es bietet fi) der Ausweg, für die 
gemeinſam bleibenden Ausgaben (Civilliſte, Heer, Marine, 
Diplomatie) alle zehn Jahre durch die vier Verſammlungen 
ein Normalbudget feſtſtellen, und dann etwaige Zuſchüſſe 
dazu jührlich von jeder Versammlung nach ihrer Quote be⸗ 
willigen zu laſſen. Über die Verwendung dieſer Summen 
würde ein Staatsrath beſchließen, welcher zu zwei Dritteln 
aus Dänen, zu einem Drittel aus Deutschen beſtände 

Wie man ſieht, forderte dieſer Vorſchlag von Dänemark 
die volle Selbſtändigkeit Schleswigs, von Holſtein den Ver⸗ 
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zicht auf die alte Verbindung der Herzogthümer, und begehrte 
die Gleichberechtigung aller Landestheile bei der Bewilligung 
der gemeinſchaftlichen Ausgaben 

Kaum war dieſe Depeſche in St. Petersburg bekannt 
geworden, fo beeilte ſich die ruſſiſche Regierung, am 29. Sep⸗ 
tember die Angemeſſenheit der englischen Vorſchläge anzu⸗ 
erkennen und die Annahme derſelben in Kopenhagen dringend 
zu empfehlen. Was die deutſchen Mächte anging, fo erklärte 
Oſterreich, daß es in Lord John's Depeſche eine geeignete 
Grundlage zum Frieden erblicke, und in noch unbedingterer 
Form fprad) der preußiſche Staatsmann, der eben am Tage 
der Unterzeichnung der englischen Depeſche in das Miniſterium 
eingetreten war, die Annahme des englischen Vermittlungs⸗ 
vorſchlages aus. Mit einem Schlage ſah ſich Dänemark dem 
vereinigten Willen von vier Großmächten und dem deutſchen 
Bunde gegenüber. 

Im erſten Augenblicke war Erſtaunen, Beſtürzung und 
Entrüſtung groß in Kopenhagen. Aber wenn es den über- 
müthigen Eiderdänen an Rechtsſinn fehlte, fo muß man ein- 
räumen, daß fie Entichfoffenheit und Kühnheit und unbe⸗ 
dingtes Vertrauen auf die Stärke ihrer Sache beſaßen. Der 
Gang ihrer Erwägungen war eta folgender: Zeigte ſich bei 
mhiger Prüfung die Lage in der That fo gefährlich verändert? 
Sollte wirklich Öfterreich® Friedensliebe trotz Ungarn und 
Defieit durch ein freundliches Londoner Wort in Kriegseiſer 
verwandelt fein? Sollte der neue preußische Miniſter, der einft 
jo draſtiſch die Rebellion Schleswig⸗Holſteins verurtheilt hatte, 
jetzt für ſie gegen Dänemark zu den Waffen greifen? Und 
weiter, Rußland, in feinem Innern ganz wie Oſterreich ge⸗ 
lähmt und gehemmt, ſchien keine andere Stimmung als 
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Zriedensſehnſucht im Herzen zu tragen. Endlich aber den 
Hauptſünder dieſes Moments, England, meinte man gründlich 
zu kennen. Mochte die Körigin auch jetzt noch deutſche 
Stimmungen haben, die Entſcheidung wurde dort zuletzt von 
der öffentlichen Meinung, von dem Parlament und von deſſen 
Führern gegeben. Die große Mehrzahl aber der Zeitungen 
ftrömte über von däniſchen Smpathien, das Haupt der Re⸗ 
gierung, Lord Palmerſton, war der eigentliche Schöpfer des 
Londoner Protokolls, die Mehrheit im Unterhauſe ſchien ihm 
gewiß, und die torpſtiſche Oppoſition faſt noch antideutſcher 
als der Miniſter ſelbſt. Und Lord John Ruſſell, ſagte man, 
was liege ihm schließlich an den holſteiner Ständen oder den 
ſchleswiger Schulen? Woran fein Herz hänge, ſei wie bei 
Osterreich und Rußland doch einzig und allein die Ver⸗ 
hütung eines europäischen Krieges und deshalb die Beilegung 
des endfofen deutſch⸗daͤniſchen Zwiſtes, einerlei, auf welche 
Bedingungen. Daß er jetzt den deutschen Wünſchen fo weit 
entgegen komme, beweiſe nichts weiter, als daß er Dänemark 
für den ſchwächem Theil Halte, bei welchem ein diplomatischer 
Druck eher als bei dem großen Deutſchland einen Erfolg 
bewirken könne. Dieſe Anſicht ihm gründlich zu benehmen, 
ſei alſo die weſentliche Aufgabe Dänemarks. Sei auch die 
materielle Macht des deutſchen Bundes zehnfach größer als 
die däniſche: Dänemark müſſe der Welt darthun, daß es an 
fefter Energie den ſchlaffen Widerſacher in noch höherem 
Maaße- übertreffe, daß es für fein nationales Recht unter 
allen Umſtänden zum Kampfe bis auf den lezten Bluts⸗ 
tropfen entſchloſſen ſei. Habe ſich England erſt von dieſer 
Thntſache überzeugt, fo werde Lord John ſofort um des 
lieben Friedens willen feine Mahnung zu chriſtlicher Nach⸗ 
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giebigfeit nicht mehr nach Kopenhagen, fondern an die deuſchen 
Mächte ſenden. 

Dieſe däniſche Rechnung war beinahe in jeder Beziehung 
richtig, wie die nächſten Monate ſattſam beweiſen ſollten. 
Nur an einer Stelle war ihre Vorausſezung fo irrig wie 
möglich, indeſſen darf man hier zur Entſchuldigung der Dänen 
bemerken, daß ihr falſches Urtheil über Bismarck damals von 
aller Welt, und namentlich in Deutschland mit Ausnahme von 
etwa zehn oder zwölf Perſonen, getheilt wurde. So war 
einmal ihr Geschick. Es mußte Alles zuſammen kommen, 
auch dieſe Unterſchätzung des allein furchtbaren Gegners, um 
Dänemart auf dem ſalſchen Wege feſtzuhalten, deſſen Aus⸗ 
gang die vollſtändige Befreiung Schleswig- Holſteins fein follte. 

Zunächſt alſo ſchrieb Hall am 15. October 1862 die 
ablehnende Antwort an England in einem Tone, der an 
ſtolzer Entſchiedenheit nichts zu wünschen übrig ließ. Die 
Ausführung des englischen Vorſchlags würde die Zerſtückelurg 
der däniſchen Monarchie bedeuten, deren Integrität zu ſchühen, 
der Zweck des Londoner Protokolls geweſen; die Aufrecht 
haltung der gemeinſamen Verfaſſung für das Königreich und 
Schleswig jei eine Frage über Leben und Tod für Dänemark, 
und niemals werde die Regierung ſich von der Linie ent⸗ 
fernen, welche dieſe Überzeugung ihr vorſchreibe. Dieſe diplo⸗ 
matiſche Erklärung war durch waffenklingende Reden im 
Reichsrath und lebhafte Anträge desselben auf die Ver⸗ 
ſchmelzung Schleswigs mit Dänemark vorbereitet worden; 
der König bekräftigte ſie durch einen Trinkſpruch bei einem 
parlamentariſchen Feſtmahle, er hoffe bald ſeinen ganzen 
Staat geordnet zu ſehen, und baue ſeſt darauf, daß ſein 
treues Volk, wenn die Umftände es nöthig machten, ſich 
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muthig um ihn ſchaaren werde. Am 6. November erließ 
dann Hall ſeine Entgegnung an die deutſchen Mächte. Mit 
großem Nachdruck wies er Oſterreichs Antrag auf Herſtellung 
des ungetheilten Schleswig⸗Holſtein ab, da dieſelbe nimmer⸗ 
mehr zur Beruhigung der Gemüther, ſondern umgekehrt nur 
zu neuem Streben nach Losreißung von Dänemark führen 
würde. Vielmehr, wenn Dänemark nach den Forderungen 
des Bundestags den Holſteinern erweiterte Selbständigkeit 
gebe, ſei es genöthigt, Schleswig um fo enger an das König⸗ 
reich heranzuziehen. Der Miniſter wiederholte dann den 
alten Satz, daß Schleswig ein däniſches Land fi, in deſſeu 
Verhältniſſe einzureden, Deutſchland nicht das mindeſte Recht 
beſäße. Er ſprach jetzt poſitiv den Abreden von 1851 und 
1852 jeden vertragsmäßig bindenden Charakter ab; Oſter⸗ 
reich habe damals erklärt, die ſouveränen Rechte des Königs 
erlitten leinen Abbruch, wenn er den Mächten Erläuterungen 
über feine Abſichten gäbe; nachdem der König feine damaligen 
Abſichten ausgeſprochen, möge er ſich bis zu einem gewiſſen 
Grade moraliſch gebunden fühlen, aber von einer inter- 
nationalen Verbindlichkeit könne keine Rede ſein. Überhaupt. 
ſagte der Minifter, iſt die Frage zu groß, um fie durch die 
Interpretation einzelner Depeſchen zu entſcheiden; es handelt 
ſich um die souveräne Befugniß der däniſchen Monarchie, 
ihre innern Angelegenheiten mit voller Unabhängigkeit zu 
ordnen. Deutſchland ſtrebt nach engerer Verbindung ſeiner 
Bundesſtaaten unter einer natienalen Verfaſſung; um jo 
mehr müffen wir darauf bedacht fein, die Unabhängigkeit der 
andern Theile unjerer Monarchie außer Holftein zu wahren. 

Wer ſich erinnert, wie bündig Dänemark 1852 den 
Vertragscharakter der damaligen Abreden anerkannt hatte, 
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und wie heftig Ende 1862 der innere Hader in Deutſchland 
über die Bundesreform entbrannt war, wird es begreifen, 
daß die deutſchen Mächte in der däniſchen Depeſche nur eine 
offene Verhöhnung erblickten, und ſich nicht veranlaßt fanden, 
einen ſolchen Schriftwechſel weiter fortzuſczen. Lord John 
Ruſſell freilich vermochte ſich nicht fo schnell zu überzeugen, 
daß feine ebenſo humanen wie vernünftigen Mahnungen jo 
ganz ohne Eindruck in Kopenhagen bleiben könnten. Noch 
einmal ließ er eine Depeſche dorthin abgehen, natürlich nur 
mit der Wirkung, daß er noch einmal, am 5. Januar 1863, 
eine verſchärſte Abfertigung feiner gutgemeinten Wünſche 
erhielt. Am 16. Januar ſandte darauf Hall eine Depeſche 
gleiches Inhalts nach St. Petersburg. Er weiſſagte darin 
die ernſteſten und ſchwerſten Verwicklungen, wenn der deutſche 
Bund nicht abgehalten würde, in der holſteiniſchen Verfaſſungs⸗ 
frage ſeine bisherigen Übergriffe fortzuſetzen. In Bezug auf 
Schleswig bedauerte er, nicht auf die vollſtändige Billigung 
des Fürſten Gortſchalaff rechnen zu können. In Erinnerung 
der frühern wichtigen, von Rußland geleifteten Dienfte, habe 
Dänemark den lebhaften Wunſch, ſich den Anſichten des 
Kaiſers möglichſt zu nähern. Es gebe aber Fragen von 
ſolcher Bedeutung und Wichtigkeit, daß eine Regierung ihr 
eigenes Urtheil nicht dem ihrer Freunde, auch nicht ihrer auf⸗ 
richtigſten Freunde, unterordnen könne. Und die schleswig 'ſche 
Frage ſei für Dänemark eine Frage dieſer Art. Fünf Tage 
ſpäter beſchloß das Londsthing des dänifchen Reichstags 
eine Adreſſe an den König, welche eine definitive Verfaſſung 
für das Königreich und Schleswig, alſo die Incorporation des 
letztern, unter der Erklärung begehrte, daß für eine ſolche 
Politik das dänische Volk jedes Opfer zu bringen bereit fei- 
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Die Wogen des nationalen Selbſtbewußtſeins gingen 
damals hoch in Dänemark Hall's Berechnung schien ſich 
glänzend bewährt zu haben: Dänemark hatte geſprochen, und 
die Welt und die Großmächte waren verftummt. Der Beſchluß 
ftand feit, das eiderdäniſche Programm zum endgültigen Ab⸗ 
ſchluß zu bringen. Tharſächlich beſtand die Ausſcheidung 
Holſteins und die Einverleibung Schleswigs jeit 1858; dieſer 
proviforifche Zuſtand ſollte jezt zum formell geſezlichen er⸗ 
hoben werden. Wohlverſtanden, nicht in dem Sinne, daß 
Holſtein der däniſchen Herrſchaft überhaupt entzogen und an 
Deutſchland abgetreten würde; nur von der conſtitutionellen 
Gemeinſchaft mit Dänemart-Schleswig jollte es völlig ab- 
getrennt, und dann als unterworfene Provinz um fo gründ⸗ 
licher für däniſche Zwecke ausgebeutet werden. Und immer 
ſtrahlender ſchien das Glück dieſen patriotiſchen Vorſätzen zu 
lächeln. Denn gleich nach dem eben erwähnten Annexio 
antrage des Landsihings lamen Schlag auf Schlag die Nach⸗ 
richten von dem polniſchen Aufſtande, welcher Rußland lähmte, 
dann von der Bedrohung Preußens durch einen franzöſiſchen 
Angriff, und gleich nachher von dem diplomatischen Feldzug 
der Weſtmächte und Oſterreichs gegen Rußland, der aller⸗ 
dings an ſich noch nicht der Krieg war, wohl aber jeden 
Augenblick den Krieg entzünden konnte. Bei jo hertlichen 
Conjuncturen war natürlich keine Stunde weiter zu verlieren; 
ſo eben erſt hatten die holſteiner Stände nochmals die alte 
Widerhanrigfeit gegen alle königliche Gnade gezeigt, ja, bei 
dem deutſchen Bunde Anklage gegen die däniſche Regierung 
erhoben: nun mochten ſie es erfahren, was ihr verehrter 
Bundestag, und beſonders, was ihr werthgeſchätztes Preußen 
bei der jehigen Welilage gegen Dänemarks Energie vermöge. 
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Am 30. März 1863 erſchien das königliche Patent, welches 
die neue Epoche der eiderdäniſchen Herrſchaft eröffnete. Gleich 
im Eingang kündigte es an, daß der Rechtsboden von 1852 
verlaſſen werde. Die damaligen Beſtimmungen ſeien unter 
der nothwendigen Vorausſeßung bewiligt worden, daß der 
deutſche Bund feine Rechte in Holſtein nicht zu rechtswidriger 
Einmiſchung in die innere Ordnung der däriſchen Monarchie 
mißbrauchen, und daß die Stände der Herzogthümer mit 
lohaler Geſinnung dem Streben der Regierung entgegen⸗ 
kommen würden. Leider habe ſich keine dieſer beiden Er⸗ 
wartungen erfüllt, und ſo ſei, da eine definitive Ordnung 
der Monarchie nicht länger verſchoben werden könne, der 
König genöthigt, die dazu erforderlichen Beſtimmungen „To 
weit wie möglich“ im Einklang mit den Forderungen des 
deutſchen Bundes zu treffen. Es war alſo die Octroyirung 
einer neuen Verfaſſung für Holſtein, formell ohne vorherige 
Zuſtimmung der Stände, materiell ohne Rückſicht auf die 
Vereinbarung von 1852, mithin „jo weit wie möglich“ im 
Widerſpruch mit den Beſchlüſſen des Bundes. Die Geſetz⸗ 
gebung im Herzogthum ſollte fortan, ſowohl für ſeine be⸗ 
ſondern Provinzialſachen, als für die gemeinſchaftlichen Ans 
gelegenheiten der Monarchie, durch den König und die Stände 
ausgeübt werden. Wenn bei einer gemeinfamen Angelegenheit 
die holſteiner Stände und der däniſche Reichsrath entgegen- 
geſetzten Beſchluß faßten, ſo ſollte der Gegenſtand aus 
den gemeinsamen Angelegenheiten ausſcheiden (womit dann 
Schleswig vollends der däniſchen Mehrheit überliefert wäre). 
In Betreff der Finanzen wurde das proviſoriſche Normal⸗ 
budget von 1856 für definitiv erklärt, die Domänen und 
deren Einkünfte alſo dem Herzogthum für immer entzogen 
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Außerdem aber wurde in weiterem Widerſpruche gegen 1852 
beſtimmt, daß die ſeit 1856 beinahe verdoppelten Ausgaben 
des Kriegsminiſters, mit Ausnahme der Koſten der höchſten 
Centralſtellen in Kopenhagen, von dem gemeinſamen Etat 
abgeſetzt und auf die Etats der einzelnen Länder vertheilt 
würden, während der gemeinfame Etat alle feine bisherigen 
Einnahmen behielt. Für die Herzogthümer ergab dies eine 
Mehrbelaſinng von ungefähr 2 Millionen Rbthlrn., Alles 
ohne ſtändiſche Bewilligung, während der dänische Reichsrath 
darüber vorher Beſchluß gefaßt hatte. Von einer Mit⸗ 
wirkung der holſteiner Stände bei der Verwendung der Gelder 
oder der Controlirung der Ausgaben war keine Rede. Mit einem 
Worte, Holſtein trat nach dieſer Urkunde definitiv aus dem 
Reichsrathe aus und überließ dort Schleswig ſeinem Schickſal, 
empfing beſchließende Stände für feine Gejeggebung, und fuhr 
zum Danke dafür fort, an Dänemark „zu zinſen und zu fteuern“. 
Die logische Conſeguenz dieſes Vorgangs lag auf der 
Hand: die entſprechende definitive Regulirung der Verſaſſung 
für Dänemark und Schleswig, mit andern Worten, die defi- 
nitive Incorporation Schleswigs in das Königreich. In der 
That ſprach drei Wochen ſpäter eine königliche Botschaft dem 
außerordentlich einberufenen Reichstag die Abſicht aus, in 
der nächſten ordentlichen Seffion, alſo im Laufe des Sommers, 
der Verſaumlung eine Reviſion der beſtehenden Berſaſſung 
für Dänemark Schleswig vorzulegen. Der König ſchloß mit 
dem Ausdruck ſeines Vertrauens auf den Patriotismus des 
Reichsraths, um unter schwierigen und gefahrvollen Verhält⸗ 
niſſen die Selbſtändigkeit des Vaterlandes zu behaupten. 
So war Alles im beſten Gange. Daß in den Herzog⸗ 


thümern die Entrüſtung allgemein war, wußte am in Kopen⸗ 
v. Spbel, Begründung d. deutidhen Reiches. III. 
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hagen ſehr wohl, konnte aber auf Polizei, Geiſtlichkeit und 
Armee vertrauen und fand in der Herzenshärtigkeit der 
deutschen Unterthanen nur einen Grund mehr, ihnen jede 
Ausſicht auf Lockerung oder Sprengung des Druckes ab⸗ 
zuschneiden. Aus Deutſchland erfuhr man, daß der Bundes⸗ 
tag die holſteiner Beſchwerde ſeinen Ausſchüſſen zugewieſen, 
und daß Ofterreich und Preußen dem Patent vom 30. Mürz 
eine vorläufige Rechtsverwahrung entgegengeſtellt hätten. An 
ſolche Dinge war man ſeit zehn Jahren gewohnt, und dachte. 
Deutſchland werde allmählich ſeinerſeits lernen, auch an die 
dänischen Proceduren gewohnt zu werden. Die ſchönſte 
Hoffnung aber fanden die Eiderdänen in dem Gedanken au 
einen demnächſt ausbrechenden europäischen Krieg, in welchem 
Öfterreich auf Preußen, die Weſtmächte auf Rußland ſchlagen, 
und Dänemark durch ein actives Bündniß mit Paris und 
London zum Ziele aller Wünſche gelangen würde. Der 
ruſſiſchen Freunbſchaft, welche einft zu Nitolaus Zeiten jo 
ergiebig geweſen, war man längſt überdrüſſig geworden, 
ſeitdem fie fo läſtige Rathſchläge ertheilte. Dafür hatte die 
eiberbänifche Demokratie eine angebomme Begeifterung für die 
polnischen Freiheitskämpfer, und jo vorſichtig der Miniſter 
Hall in dieſer Beziehung auftrat, ſo unverhohlen bekundeten 
die Zeitungen, Vereine und Versammlungen in Kopenhagen 
ihre polenfreundliche Geſinnung. Daß dies nicht dazu bei⸗ 
trug, die Stimmung des Kaiſers Alepander für Dänemark 
zu verbeſſern, bedarf keines Beweiſes. Mit deſto größerem 
Wohlgefallen aber wurde der polenfreundliche Liberalismus 
der Eiderdänen in dem liberalen England aufgenommen. 
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Beſchluß der Execution. 


Für die deutſchen Mächte war die Nachricht von dem 
dänifchen Staatsſtreich inmitten der allgemeinen Spannung 
der europäiſchen Lage eine wenig erfreuliche. In Wien hätte 
man viel darum gegeben, wenn Dänemark nur eine halb an⸗ 
ſtändige Möglichkeit zu friedlichem Ausgleich hätte bieten 
wollen; dieſe hyperboräiſchen Händel lagen der fröhlichen 
Kaiſerſtadt in nebliger Ferne, und ganz wie 1850 wünſchte 
die Regierung die Fortdauer der däniſchen Integrität, weil 
bei dem Zerfall derſelben doch nichts wahrscheinlicher war, als 
in irgend welcher Form eine Erweiterung der preußiſchen 
Machtſphäre, alſo nach allen öſterreichiſchen Traditionen ſeit 
Kaunitz und Thugut, Metternich und Schwarzenberg, ein um 
jeden Preis zu verhütendes Übel. Indeſſen, das Patent vom 
30. März war doch gar zu brutal, gar zu ehrenrührig auch 
für Osterreich ſelbſt; die deutſche Volksſtimmung erregte ſich 
nit jedem Tage mehr; es ging nicht an, ihre Leitung und 
Befriedigung dem preußiſchen Hofe allein zu überlaſſen. So 
ſagte Graf Rechberg dem preußiſchen Geſandten, Herrn von 
Werther: Dänemark hat die Verträge von 1852 zerriſſen, 


Google ersehen 


118 Veſchluß der C ecutien. 


was ſoll man thun? ich wäre ſehr dankbar, wenn Ihre 
Regierung mir ihre Anſichten darüber mittheilen wollte. 

In Berlin hatte König Wilhelm nach ſeinem geraden 
und ſeſten Sinne, nach feinem hohen milltäriſchen und patrio⸗ 
nichen Ehrgeſühl, der endlosen Verschleppung der schleswig 
holſtein chen Frage mit zorniger Ungeduld zugeſehen. Er war 
feſt entſchloſſen, ſobald eine halbwegs günſtige Ausſicht auf 
Erfolg ſich zeige, mit voller Wucht, wenn es ſein müſſe, auch 
des preußiſchen Schwertes, einzugreifen. Sein neuer Miniſter, 
Herr von Bismarck, war von der gleichen Geſinnung erfüllt, 
ſo beſtimmt er auch hinsichtlich des Verfahrens und der Wahl 
des Zeitpunktes an ſeinen vorſichtigen Erwägungen von 1856 
feſthielt. Wenige Tage nach ſeinem Eintritt in das Cabinet 
fegte er ſich wie mit kurheſſiſchen, jo auch mit ſchleswig⸗hol⸗ 
ſteiniſchen Vertrauensmännern in geheimes Einvernehmen, und 
begehrte zugleich von dem Kriegsminiſter ein Gutachten über 
die für einen däniſchen Krieg erforderlichen Vorbereitungen. 
Dies ging denn im Weſentlichen dahin, daß Dänemark binnen 
vier Wochen 43000 Mann in der ſehr ftarfen Stellung des 
Danewerk verſammeln könne; hier ſei im Winter bei ſtarkem 
Froſt eine Umgehung möglich, aber eine Streitfraft von etwa 
60000 Mann dazu erſorderlich; dieſe jei jo weit bereit zu 
halten, daß ſie am Tage der Kriegserklärung ſofort aus⸗ 
marſchiren könne. 

In einem vertraulichen Briefe vom 22 December 1862 ſchrich 
Bismarck: „es iſt gewiß, daß die ganze däniſche Angelegen⸗ 
heit nur durch den Krieg in einer für uns erwünſchten Weiſe 
gelost werden unn. Der Anlaß zu dieſem Kriege läßt ſich 
in jeder Augenblick finden, welchen man für einen günſtigen 
zur Kriegführung hält. Alsdann aber kommt es viel mehr 
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auf die Stellung der außerdeutſchen Großmächte zur Sache, 
als auf die Intrignen der Würzburger Regierungen und 
deren Einfluß auf die Stimmung in Deutſchland an. Den 
Nachtheil, das Londoner Protofoll unterzeichnet zu haben, 
theilen wir mit Oſterreich, und können uns von dieſer Unter- 
ſchrift ohne kriegeriſchen Bruch nicht losſagen. Kommt es 
aber zum Kriege, ſo hängt von deſſen Ergebniß auch die 
künftige Geſtaltung der däniſchen Territorialverhältniſſe ab.“ 

Damals, im December 1862, war nun Bismarck der 
Anſicht, daß ſich zur Zeit eine Bundesexecution nicht empfehle, 
da fie Holſteins Einwohner bedrücken würde, und an Schleswig 
nicht rühren dürfe; dem bedrängten Schleswig jedoch könne 
nicht die Execution, ſondern nur der nationale Krieg helfen. 
Für den Veginn eines ſolchen Krieges aber jand Bismarck 
die euro päiſche Lage zweifelhaft und die deutſchen Zuftände 
vollig ungeeignet. „Es läßt ſich nicht vorherſehen, ſchrieb 
er, welche Entwicklung den deutſchen Bundesverhältniſſen in 
der Zukunft beſchieden iſt. So lange fie aber annähernd 
dieſelben bleiben wie bisher, kann ich es nicht für ein preußifches 
Intereffe halten, einen Krieg zu führen, um im günſtigſten 
Falle in Schleswig⸗Holſtein einen neuen Großherzog ein⸗ 
zuſeten, der aus Furcht vor preußischen Anncgionsgelüfte 
am Bunde gegen uns ſtimmt, und deſſen Regierung ein 
bereittwilliges Object öſterreichiſcher Umtriebe fein würde, un- 
geachtet aller Dankbarkeit, die er Preußen für feine Erhebung 
ſchulden möchte.“ 

Denmach ſchien ihm, unter völliger Schlagfertigkeit für 
den geeigneten Moment, einftweilen ein aufmerfjames Hin⸗ 
halten der Frage geboten. Da die preußiſche Armer in ihrer 
neuen Formation die von Roon begehrten 60 000 Mann in 
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jedem Augenblick bereit ſtellen konnte, war von irgend welchen 
Raſtungen feine Rede; man begnügte ſich, einige zuverlüſſige 
Officiere nach Dänemark zu ſchicken, um über etwaige mili⸗ 
tärifche Vorkehrungen des Gegners unterrichtet zu bleiben. 
In dieſer abwartenden Polit konnte Bismarck durch den 
Ausbruch des polniſchen Aufſtandes und die Verwicklungen 
in Folge der Februar⸗Convention nur beſtärkt werden. Als 
aber das Patent vom 30. März 1863 erſchien, däuchte es 
dem Minifter ebenſo wie dem Grafen Rechberg doch unmöglich, 
eine ſo plumpe Herausforderung völlig ſchweigend hinzunehmen. 
An einen preußiſchen Krieg gegen Dänemark war freilich jetzt 
noch viel weniger als vor drei Monaten zu denken, wohl 
aber bot das Patent, ganz abgeſehen von ſeinem innern 
Zuſammenhange mit der drohenden Einverleibung Schleswigs, 
Anknüpfungspuntte genug für ein Epeutionsverfahren des 
deutſchen Bundes zu Gunſten der holſteiner Specialintereffen. 
Denn das Patent erweiterte zwar gemäß den deutſchen For⸗ 
derungen die Rechte der holſteiner Stände, erlaſſen aber 
hatte es König Frederik wieder ohne ſtändiſchen Beirath, 
in greller Nichtachtung der Zuſagen von 1852, und dazu tamen 
dann ſchwere Verleßungen, welche Holftein auf finanziellem 
Gebiete trotz des Bundesbeſchluſſes vom 30. März 1860 
in der neuen Ordnung erlitt. Hier alſo war Stoff genug 
zu einer Frankfurter Berathung über die endliche Vollziehung 
der Bundesexecution. Es war und blieb eine halbe Maaß⸗ 
regel, jedoch hatte fie wenigſtens eine vortheilhaſte Seite, 
gerade die verfaſſungsmäßige Langſankeit jeder bundestäglichen 
Verhandlung. Es war leicht zu berechnen, daß das Ende 
des Jahres herankommen mußte, ehe die Execution zum 
Beſchluß erhoben, und die Executionstruppen in Bewegung 


» Google \ MICH 


Der Yundestag und die Öffentliche Meinung. 121 


geſetzt werden durften; bis dahin hielt die Verhandlung die 
Frage lebendig, und unterdeſſen konnte Vieles geſchehen, vicl⸗ 
leicht die geſammte Weltlage von Grund aus verwandelt 
werden. Alſo ſprach Preußen auf Rechberg's Frage ſein 
Einverſtändniß mit einen Vorgehen am Bundestage aus. 
Zugleich aber bewegte ſich die öffentliche Meinung in 
Deutſchland mit lebhafter Ungeduld. Überall forderte die 
liberale Preſſe zu kräftigem Vorgehen gegen die däniſche Un⸗ 
gebühr auf; der bisher von dem deutſchen Bunde eingehaltene 
Standpunkt, die Forderung des Vertragsrechts von 1852, 
wurde als völlig verwerflch bezeichnet, da dieſe Verträge ſelbſt 
bereits eine ſchimpfliche Einſchränkung der alten Landesrechte 
erſchaffen hätten: man ſolle Gott danken, daß Dänemark 
diefe Schranken jetzt ſelbſt niedergeriſſen habe, aber nicht 
Deutſchlands Kraft aufbieten, fie mühſam wieder aufzurichten. 
Freilich hatte man geringes Vertrauen auf die Politit der 
deutſchen Mächte in der großen Frage, da in deren frühern 
Stadien ſich Oſterreich ſtets dänenfreundlich gezeigt, und 
Bismarck die Nothwehr Schleswig- Holſteins als ſchnöde 
Empörung verurtheilt hatte. Vor Allen nahm hier der 
Nationalverein ſeine Stellung. In einem heftigen Manifeſt 
verurtheilte er die preußiſche Politit, welche ſich rechtlos im 
Innern, freiheitfeindlich gegen Polen, und mattherzig gegen 
Dänemark zeige, und damit jeden Anſpruch auf die Führung 
Deutſchlands verloren habe: er forderte dagegen die Verufung 
eines deutſchen Parlaments, welches nach dem Willen des 
deutſchen Volkes das heilige Recht der Herzogthümer auf ihre 
geneinſame Unabhängigkeit und agnatiſche Erbfolge gegen den 
böſen Willen jedes Widerſachers verwirllichen werde. Die 
meiſten Regierungen der Mittel und Kleinſtaaten ſahen ſonſt 
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mit Abſcheu auf den Nationalverein und hatten ſchwere Be- 
denken bei der Erwähnung eines deutſchen Parlaments: aber 
ſie bemerkten doch auch, daß der Ruf nach Befreiung der Herzog⸗ 
thümer nicht bloß bei den politiſchen Parteien, ſondern im 
Herzen des ganzen Voltes lebhaften Wiederhall fand, und 
mehrere unter ihnen waren bereit, den verhaßten Unitariern 
dieſes Agitationsmittel durch eigenes Auftreten für Schlestwig⸗ 
Holſtein zu entwinden. Wie früher, gab auch jetzt Hannover 
hoͤchſt energiſche Erklarungen im Bundestage ab; der badiſche 
Miniſter Roggenbach meinte, durch Auſchluß an die Weſtmächte 
in der polniſchen Frage werde deren Unterſtützung in der 
dänischen für Deutſchland zu gewinnen fein, und Oldenburg 
brachte in Frankfurt den Antrag ein, nachdem Dänemark die 
Verträge von 1852 gebrochen, möge Deutſchland dieſelben 
für unverbindlich erklären und für die Herzogthümer die volle 
Herſtellung des alten Rechts fordern. 

Dem preußiſchen Minifter schien ein ſolches Vorgehen 
in hohem Maaß bedenklich, da es bei allem gutem Recht der 
deutſchen Sache uns derſelben Gefahr wie 1848 ausſetzte, der 
volligen Iſolirung gegenüber einem allseitigen Widerſpruch 
der europäiſchen Mächte, welchem ſich Oſterreich ebenſo wie 
damals zugeſellt hätte. Bismarck wies demnach ſchon am 
17. April im Abgeordnetenhauſe einen gleichlautenden Antrag 
gegen die Verträge von 1852 mit Nachdruck zurück, indem 
er allerdings auf die Behauptung des Abgeordneten Tweſten, 
Preußen ſei bei feinen innern Wirren zu einem Kriege gegen 
Dänemark unfähig, das geflügelte Wort erwiderte, die Regierung 
werde, wenn ſie einen Krieg für nothwendig erachte, Krieg 
führen, mit oder ohne Gutheißen des Hauſes. Als dann 
Anfangs Juni die Ausſchüſſe des Bundestags ihre Anträge 
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über die Exerution dem Abſchluſſe eutgegenführten, und ſofort 
der friedengfelige Lord John Ruſſell dringende Abmahnungen 
nach Berlin und Wien richtete, überjandte Bismard am 7. Juni 
eine ausführliche Erörterung des Gegenſtandes an den Groß⸗ 
herzog von Oldenburg. Die Verwerfung der Verträge von 
1852 würde, ſchrieb er, in England den übelſten Eindruck 
hervorbringen und dieſe Macht auf die dänische Seite hinüber 
drängen; dasſelbe ſei von Frankreich anzunehmen, und auch 
von Rußland wenigstens in dem Falle, wenn wir uns zugleich 
von dem Londoner Protokolle über die Thronfolge losſagten. 
Durch eine feindliche Haltung der Großmächte würde Deutſch— 
lands Stellung für die Zukunft verſchlimmert, was bei der 
jegigen Spannung der europäischen Lage doppelt bedenklich 
wäre. Sodann aber ſtehe Osterreich unwandelbar feſt auf 
dem Rechtsboden von 1852, und für die Herzogthümer gebe 
es nichts Wichtigeres als die Übereinftimmung der beiden 
deutſchen Großmächte in der Frage. Beide aber ſeien durch 
den Londoner Vertrag von 1852 gebunden; er könne aljo 
den Großherzog nur auf das Dringendſte erſuchen, die jo 
weſentliche Einſtimmigkeit am Bunde nicht durch feinen Antrag 
zu ſtören. Höchſt wahrſcheinlich komme Dänemark der jetzt 
in Frankfurt zur Erwägung ſtehenden Aufforderung, das 
Patent vom 30. März zurückzunehmen, nicht nach, da ein 
ſolcher Gehorſam einen vollſtändigen Syſtemwechſel in Kopen 
hagen vorausjegen würde. Erfolge alſo dann die Execution, fo 
habe der Bund es immer in ſeiner Hand, die Bedingungen für 
das Aufhören derſelben feſtzuſezen; ſollte aber Dänemark der 
Execution bewaffneten Widerſtand entgegenftellen, jo wäre dies 
das Allergünſtigſte für die deutſche Sache, da Dänemark hiemit 
vor Europa die Rolle des rechtswidrigen Angreifers überuähme. 
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Bei dem Großherzog hatte diefe Darlegung keinen Erfolg 
Um ſo entſchiedener aber wirkte zur Zeit noch die Haltung 
Oſterreichs und Preußens in Frankfurt. Am 18. Juni er- 
ftatteten die Ausſchüſſe des Bundestags ihren Vortrag, worin 
unter Ablehnung des Oldenburger Begehrens dieſelben 
eine Aufforderung an die bänifche Regierung beantragten, 
daß ſie binnen ſechs Wochen das Patent vom 30. März 
außer Wirkſamkeit ſetze, und zur Einführung einer Geſammt⸗ 
ſtaatsverfaſſung, entweder auf Grundlage der Vereinbarungen 
von 1852, oder des engliſchen Vermittlungsvorſchlags von 
1862, die erforderliche Einleitung treffe. Zugleich möchten 
die Ausſchüſſe beauftragt werden, die bei einer Weigerung 
Dinemarts zu ergreifenden Maaßregeln vorzuſchlagen. Da 
niemand an einen ſofortigen Gehorſam der däniſchen Re 
gierung glaubte, hatte Bismarck über die militäriſchen Maaß⸗ 
regeln bereits eine Verhandlung mit Wien eröffnet. Sein 
Vorſchlag ging dahin, aus Rücksicht auf Europa weder 
preußiſche noch öſterreichiſche Streitkräfte in erfter Linie zur 
Czecution zu verwenden, ſondern nur Truppen aus den 
Mittel- und Kleinſtaaten, damit der bundespolizeiliche Charakter 
der Maaßregel recht augenfällig gewahrt bleibe. Hiemit er⸗ 
Härte Graf Rechberg ſein volles Einverftänbnif. Da er trog 
aller kricgeriſchen Grimaſſen Halb s an einen bewaffneten 
Widerſtand der Dänen nicht glaubte, hielt er vier bis fünfe 
taufend Mann für völlig ausreichend; höchſtens möchten die 
beiden Großmächte für den unwahrſcheinlichen Nothfall eine 
Reſerve bereit halten. Ein militäriſches Gutachten, welches 
General Moltke auf Grund der in Dänemark vorgenommenen 
Recognoscirungen am 24. Juni einreichte, lam zu derſelben 
Auffaſſung. Der Inhalt jener Berichte lieferte folgendes 
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Ergebniß: „Dänemark macht noch feine directen Kriegs⸗ 
rüſtungen, aber bereitet ſich auf einen Confliet mit Deutſch⸗ 
lund vor. Es hat die deutſchen Elemente feines Heeres auf 
die Inſel Seeland gezogen, und die Herzogthümer mit däniſchen 
Truppen auf halbem Kriegsfuß beſezl. Die Vertheidigungs⸗ 
linie Friedrichſtadt⸗Eckernförde, mit dem Danewerk im Centrum, 
iſt vervollſtändigt, und zählt jetzt fiebenzig Werke. Der da- 
durch veranlaßte Kostenaufwand läßt feine andere Vermuthung 
als diejenige zu, daß die däniſche Armee hier, und zwar nur 
bier, Stand halten will. Denn da die Kräfte zur Beſetzung 
dieſer Stellung kaum ausreichen, ſo läßt ſich nicht annehmen, 
daß noch Zerſplitterungen derſelben in Holſtein Statt finden 
werden.“ 

Zur Überwältigung des Danewerks gab übrigens Moltke 
bereits damals die Operation an, welche er im folgenden 
Jahre dem verbündeten Heere zur Aufgabe ſetzte. 

Am 9. Juli 1863 nahm der Bundestag mit einem Mehr 
von 13 Stimmen gegen 4 den Autiag der Ausſchüſſe an; 
nach Kopenhagen gelangte ſomit die Aufforderung, ſich binnen 
ſechs Wochen über das Wörzpatent und Holſteins Stellung 
im Geſammtſtaate zu erklären. Die Verhandlungen über 
Stärke und Aufſtellung des Erecutionscorps gingen dann 
weiter. Oſterreich blieb bei feinem Sage: ein Bundescommiſſar 
und 4000, höchſtens 5000 Mann, und forderte unter der 
Hand den König von Hannover auf, den es durch eine ſo 
ehrenvolle Auszeichnung bei ſeiner Partei in den deutſchen 
Händeln ſeſtzuhalten dachte, Beides, den Commiſſar und die 
Truppe, zu ſtellen. Bismard, in der Erwägung, daß es für 
Deutſchlaud keinen beſſern Kriegsfall gebe, als wenn Dänemark 
die Bundestruppen aus Holſtein hinauswerfe, ließ ſich die 
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geringe Störte des Corps gefallen; nur müſſe eine öfter: 
reichiſche und preußiſche Reſerve bereit ſtehen. Entſchieden aber 
verwahrte er ſich gegen ein alleiniges Commifforium Han⸗ 
novers, und begehrte Auftrag an Sachſen neben Hannover, je 
einen Civilcommiſſar und einen Truppentheil zu ftellen. Oſter— 
reich wollte dem zuftimmen, wenn Hannover, gegen welches 
es ſich gebunden habe, keinen Widerſpruch erhebe. Während 
dieſer Correſpondenzen ſchien ſich aber draußen der europäiſche 
Horizont ſchwer zu bewölken. In Dänemark folgte eine 
Bekanntmachung der andern, welche ſämmtlich eine wachſende 
feiegerifihe Stimmung bekundeten, über Regelung der Einquar- 
tierungslaſten, Säuberung der Feſtungsrayons, Vermehrung 
der Seeofftiere. Ganz unvermuthet machte dann der König 
von Schweden dem däniſchen Monarchen einen Beſuch auf 
Villa Skodsborg, und ſofort flogen durch Kopenhagen die 
Gerüchte von dem Abſchluß einer ſcaudinaviſchen Allianz, und 
ſteigerten den Muth und das Gelärme der eiderdäniſchen 
Partei. Noch viel schwerer aber fiel in das Gewicht, daß 
am 23. Juli der Leiter der engliſchen Staatsgewalt im offenen 
Parlament mit voller Kraft ſein Wort zu Dänemarks Gunften 
in die Wagſchale warf. Es war dieſes Mal nicht der freund⸗ 
liche Vermittler Lord John; es war der erſte Lord dos 
Schatzes, Lord Palmerſton ſelbſt, welcher hier mit haftiger 
Unbedachtſamkeit dem ihm ſtets wenig beliebten Deutſchland 
ein drohendes Quos ego entgegen rief. Über die Rechtsfrage 
machte er ſich geringe Sorge. Er hatte ſonſt wohl ſchon 
geäußert, der ſchleswig-holſteiniſche Handel ſei jo verwickelt, 
daß nur drei Menſchen ihn verfianden hätten, der erſte der- 
ſelben ſei Prinz Albert geweſen, der ſei todt, der zweite ein 
däniſcher Staatsmann, der ſei verrückt geworden, der dritte 
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ſei er, Palmerſton, ſelbſt, und er habe es vergeſſen ). Von. 
dieſer glücklichen Unwiſſenheit getragen, rief er jetzt dem 
Parlamente zu: der deutſche Bund könne Verfügungen über 
Holſtein treffen; über Schleswig habe er jo wenig Befugniſſe, wie 
über Spanien oder Marokto; glücklicher Weiſe ſei das zerrüttete 
Oſterreich fo friedensbedürftig, daß es ſicher Alles thun würde, 
um einen Zuſammenſtoß mit Dänemark zu vermeiden; ſollte 
aber dennoch das Unerlaubte verſucht werden, ſollte Deutſch⸗ 
land die für Europa und vor Allem für England ſo wichtige 
Integrität Dänemarks antaften, ſo werde es nicht mit Dänemark 
allein zu kämpfen haben. Lord John ſchüttelte zu diefem 
Kriegsſignal bedenklich den Kopf; als der preußiſche Bot 
ſchafter dem ſtolzen Redner Vorſtellungen machte, rief Palmerston 
leichthin: man muß die Dänen doch etwas aufmuntern; fie 
find der ſchwächere, von euch mißhandelte Theil. Die Auf⸗ 
munterung war denn in verhängnifvoller Weiſe gelunge 
in Kopenhagen zweiſclte ſeitdem niemand mehr an der eng 
liſchen Hülfe, und in größtem Jubel erſcholl die Forderung, 
die Bundesereution ohne Weiteres als Kriegsfall anzusehen 
Noch ift nichts beſchloſſen, ſagte damals der Miniſter Hall 
zu dem ruſſiſchen Geſandten, meine Meinung aber geht ent- 
ſchieden auf Krieg, da der Bund ſich unbefugter Weiſe in 
die Verhältniſſe Schleswigs und des Geſammiſſtaats cünmiſchen 
will. Nicht anders redete König Frederit: er ſuche keinen 
Streit, könne aber die Nachgiebigkeit nicht weiter treiben; 
fein Heer ſei schlagfertig, fein Panzerſchiff Rolf Krake werde 
nächſtens einmal der Stadt Danzig einen Beſuch machen 
Beſondere Heiterkeit herrſchte in den dänischen Zeitungen, 
daß Hannover die Executionstruppen ſeellen ſollte; dieſem 
) Mittheilung Lamarmora's, Un po di piü luce. 
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Küſtenſtaat werde man in gründlicher Weiſe von der See 
her beikommen. 

In Deutſchland kam mit dem Anfang des Auguſt in 
die Vorbereitungen der Exccution eine Pauſe durch das 
plötzlich über die Nation hereinbrechende Ereigniß des Frank⸗ 
furter Fürſtentags, neben deffen Verhandlungen und Feſtlich⸗ 
keiten die jpeciellen Geſchäfte im Eschenheimer Palaſte ruhten. 
Mittelbar jedoch hatte der Fürſtentag auch für Schleswig⸗ 
Holſtein ſehr bedeutende Folgen. Obgleich die erlauchte Ver⸗ 
ſammlung einen Wunſch des Minifters von Beuft, am 
Schluſſe ihrer Berathungen eine große Demonftration zu 
Gunſten der Herzogthümer in Scene zu ſetzen, nicht erfüllte, 
war Oſterreich immerhin durch den Verlauf des Congreſſes 
in eine Stellung gekommen, welche ihm die Zuneigung 
der deutſchen Regierungen und Völker doppelt wünſchens⸗ 
werth machte, und es ſomit zu einer geſteigerten Wärme in 
der Behandlung der däͤniſchen Streitfrage antrieb. Als am 
26. Auguſt in Frankfurt die Antwort Dänemarks auf den Bundes 
beſchluß vom 9. Juli einlief, in welcher die Aufhebung des 
Märzpatents verweigert, die Ausführung der Execution aber 
ziemlich unverblümt als Kriegsfall bezeichnet wurde: da ſchrieb 
Rechberg ſofort an Bismarck, fand die Antwort durchaus 
ungenügend und ſprach die Hoffnung aus, daß die beider⸗ 
ſeitigen Bundestagsgeſandten bereits angewieſen ſeien, dem 
Erecutionsverfahren weitere Folge zu geben. Die Ausſchüſſe 
gingen denmach an das Werk. Es zeigte ſich jedoch die 
Ausführung nicht ſo leicht, als man bisher geglaubt hatte, 
da Hannover und Oddenburg nach allen tapfern Worten 
jeht, wo es Ernst werden ſollte, mit einem Male von ſchweren 
Sorgen erfüllt waren, wobei Hamburg ihnen mit tiefen 
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Seufzern über die vielleicht bevorſtehende Blokade der Elb⸗ 
mündung ſecundirte. Graf Platen, ber hannover ſche Minifter, 
ſtöhnte über die Möglichkeit, daß die lleine Schaar Han⸗ 
noveraner, die auf Bundeskoſten ausrücken ſollte, von den 
Dänen in die Pfanne gehauen würde: denn, fagte er, wir 
haben kein Geld, um die dagegen nöthige Reſerve ſelbſt an 
der Grenze aufzustellen; wir können uns dem Unheil nicht 
ausſetzen, wenn nicht Preußen ein entſprechendes Hülfscorps 
mobiliſirt. Neben dieſem Kleinmuth der Küſtenſtaaten redete 
man zu Dresden, Stuttgart und München um ſo kriegeriſcher 
im Vollgefühle binnenländiſcher Sicherheit, und Oſterreich, 
welches ſeine Bundesreform noch keineswegs aufgegeben hatte, 
belobte dieſe patriotiſche Geſinnung, mahnte in Hannover zu 
friſcherem Muthe und drängte auf kräftiges Auftreten beim 
Bunde. In Wahrheit war Rechberg durchaus nicht der 
Meinung, einen dänischen Krieg zu beginnen; er lebte viel 
nehr des Vertrauens, durch eine ſolche Haltung die Dänen 
einzuſchüchtern und damit einige Conteſſionen für die Herzog⸗ 
thümer ohne Friedensſtörung zu erlangen. Ein diplomatiſches 
Erſuchen Lord John Ruſſell's um Mäßigung in der dänischen 
Sache wurde alſo, obgleich durch Frankreich unterſtützt, von 
Rechberg zurückgewieſen, da es ſich lediglich um eine innere 
Burdesſache handle — denn auch zur Prüfung der Frage, 
ob Holſtein die vertragsmüßige Stellung in der däniſchen 
Geſammtverfaſſung habe, ſei der Bundestag als ſolcher 
competent. Da ſich auch Preußen mit dieſer Auffaſſung ein⸗ 
verſtanden erllärte, fo vereinigten ſich im Laufe des Sep⸗ 
tember die Ausſchüſſe des Bundestags über einen Antrag, 
die Versammlung möge die Höfe von Öfterreich, Preußen, 
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Weiſe erſichen, daß jede der beiden letztern Regierungen 
einen Cwücommiſſar und 3000 Mann nach Holſtein ſende. 
die beiden erſtern aber für den Full eines Widerſtandes die 
nothwendize Unterſtützung bereit hielten; dies ſei Dänemark 
anzuzeigen, unter Stellung einer dreiwöchentlichen Friſt zur 
Abwendung der Maaregel durch Folgeleitung gegen den 
Bundesbeſchluß vom 9. Juli. 

In Kopenhagen aber, wo man fort und fort auf den 
Beiſtand Englands pochte, bewirkte die Nachricht von dem 
Bevorſtehen eines ſolchen Antrags lediglich den Beſchluß be⸗ 
ſchleunigtes Vorgehens auf der unwiderruflich eingeſchlagenen 
Bahn. Dan hatte das Märzpatent weſentlich zu dem Zweck 
erlaſſen, um durch die Ausſonderung Holſteins die Ein- 
verleibung Schleswigs vorzubereiten; wenn man dieſe Ein⸗ 
verleibung fo rasch wie möglich vollzog, fo konnte man nach- 
her das unnöthig gewordene Märzpatent dem Zorne des 
Bundestags Preis geben, und ſich dann, unter der Zu 
stimmung Europas, jede weitere Einmiſchung des Bundes in 
die innern Verfaſſungsfragen Dänemarks verbitten. Demnach 
erfolgte am 28. September die im Sommer bereits ange 
kündigte Eröffnung des außerordentlichen Reichsraths durch 
eine Thronrede, in welcher König Frederik ein neues Ver⸗ 
faſſungsgeſetz für Dänemark Schleswig ankündigte, für Unſer 
Reich, wie er die beiden Lande im Gegenſaß zu Holſtein⸗ 
Lauenburg bezeichnete. Der Reichsrath, wurde erklärt, folle 
eine ſolche Stärke erhalten, daß er kräftig werde, die ganze 
conftitutinnelle Entwicklung der Monarchie allein zu tragen. 
Niemand konnte dies anders verſtehen, als daß in Zukunft 
ſowohl der ſpeciell dänische Reichstag als die ſchleswiger 
Stände auf provinziale Verwaltungsſachen ohne Budgetrecht 
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und gejeggebende Gewalt befehränft werden follten. Auch 
wenn dieser letzte Schritt im Augenblicke noch nicht vor- 
geſchlagen wunde, immer lag für Deutſchland die Sache fo, 
daß der Bund bereits ſeit 1858 den bisherigen proviſoriſchen 
Zuſtand als eine verhüllte Einverleibung Schleswigs und 
demnach als vertragswidrig bezeichnet hatte, und daß jetzt 
das bisherige Proviſorium in die definitive Einverleibung ver⸗ 
wandelt werden ſollte. Die Herausforderung gegen Deutſch⸗ 
land war alſo noch erheblich trohiger als bei dem März 
patent. Es war hienach natürlich, daß, als am 1. October 
der Bundestag zur Abſtimmung über den Ausſchußantrag 
ſchritt, die Ankündigung der Execution faft einstimmigen Bei⸗ 
fall fand. Eben ſollte die Umfrage beginnen, als der öſter⸗ 
reichiſche Präfibialgejandte eine neue engliſche Depeſche erhielt, 
welche dringend von dem beabſichtigten Vorgehen abmahnte. 
Kübeck gab der Versammlung davon Nachricht, erklärte aber 
zugleich, daß er darin keinen Grund ſehe, die Abstimmung 
auszufegen. Bei biejer waren bann die einzigen Diffentirenben 
Dänemark und Luxemburg, die grundſäzlichen Gegner der 
Maaßregel, und neben ihnen Baden, welchem der Antrag nicht 
genug that, und die Forderung der ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Realunion von 1848 die einzig würdige für Deutſchland 
erſchien. Der Antrag der Ausſchüſſe wurde mit 14 gegen 
3 Stimmen zum Beſchluſſe erhoben. 

Von beiden Seiten war hiemit der feindliche Gegenfat; 
in voller Beftimmtheit ausgeſprochen. 

In dieſem Augenblicke aber fand es Bismarck gerathen, 
nicht die Ziele, wohl aber die Haltung der preußiſchen 
Politik zu mobifieiren. Er wünſchte, wenn es ohne ander; 
weitiges Unheil möglich wäre, noch einigen denen der 
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Execution, da ihm die allgemeine Lage forrdauernd mißlich 
für ein Unternehmen chien, aus dem große europäische Ver⸗ 
wicklungen entſpringen konnten. Nachdem Gortſchakoff die 
Verhandlungen über Polen ſo kategoriſch abgebrochen, war 
es kein Geheimniß, daß Napoleon auf Krieg gegen Rußland 
ſinne. Sodann war das Verhältniß zwischen Preußen und 
Oſterreich ſeit dem Frankfurter Fürſtentag äußerſt geſpannt; die 
Frage, ob man mit einem ſolchen Genoffen in eine bewaffnete 
Expedition eintreten ſollte, deren Folgen ſich noch jeder Be⸗ 
rechnung entzogen, mußte ſchweres Bedenken erregen. Preußen 
war ber ruffifchen Freundſchaſt einftweilen ſicher; auch Napo⸗ 
leon zeigte ihm ſeit Auguſt wieder den Wunſch einer An⸗ 
näherung; immer aber ſchien es bei der Ungewißheit der 
ganzen Lage gerathen, auch mit der dritten der fremden 
Großmächte, mit England, ein gutes Verhältniß zu bewahren, 
und hiefür gab es jetzt kein beſſeres Mittel, als in der däni⸗ 
ſchen Sache verſöhnliche Mienen und der bisher abgelehnten 
engliſchen Vermittlung einiges Entgegenkommen zu zeigen. 
Wenn Dänemark es erfuhr, fo erwuchs daraus schwerlich der 
deutſchen Sache ein Nachtheil. Vielmehr war nach der in 
Kopenhagen herrſchenden Stimmung bei einem ſolchen Ver⸗ 
halten Preußens nichts wahrſcheinlicher, als ſtets wachſender 
Ubermuth, ſtets geſteigerte Rechtsverletzung, und damit für 
Deutſchland ſiets günftigere Chancen in dem unerlüflichen 
Krieg. 

Mehr als eine Gelegenheit, nach dieſen Geſichtspunkten 
Stellung zu nehmen, fand ſich gleich in den nächſten Tagen. 

Einer der hervorragendſten däniſchen Magnaten, Baron 
Bligen-Finede, Schwager des Thronerben Prinzen Chriſtian, 
Großgrundbeſiger in Jütland und Schweden, früher eine 
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Zeit lang däniſcher Minifter, hatte als Abgeordneter eines 
jütiſchen Beziris im Reichsrathe ſich der bäuerlichen Ju 
tereffen mit einfichtigem Eifer angenommen, und dadurch 
großes Anſehen bei der dortigen Bevölkerung gewonnen. So 
eben hatte er dann zu heftigem Zorn der Eiderdänen ſeinen 
jütiſchen Bauern erklärt, daß fie auf der Welt kein Intereſſe 
an dem Märzpatent und an der Knechtung Schleswigs, ein 
deſto größeres aber an der Erhaltung des Friedens hätten: 
darauf ſchrieb er den 3. October an Bismarck, den er von 
früherer Zeit her perſönlich kannte, ob Preußen geneigt fein 
würde, die Bumdesexccution zu verhüten, wenn Dänemark 
das Märzpatent zurüdziehe, die Stellung der deutſchen Schles⸗ 
wiger in gerechter Weiſe regle, und als Bürgſchaft für den 
Wechſel des Syſtems zugleich ein Miniſterwechſel eintrete. 
Kaum hatte Bismarck dieſe Zuschrift empfangen, als am 
7. October der engliſche Botſchaſter, Sir Andrew Buchanan, 
bei ihm erſchien, um im Auftrage Lord John Ruſſell's mit 
ihm dieſelbe Frage, die Verhinderung der Exetution, zu ver⸗ 
handeln. Wir wenden uns, ſchrieb Lord John, dieſes Mal 
nicht an Oſterreich, deffen Stimmung ſehr gereizt erſcheint — 
Rechberg hatte nochmals die englische Vermittlung zurück 
gewieſen — ſondern nur an Preußen, an deſſen Mäßigung wir 
nicht zweifeln. Bismarck erklärte, vor Allem die Befehle des 
Königs (damals in Baden) einholen zu müſſen: nach feiner 
perſonlichen Auffaffung fei die Sache ſehr ſchwierig und 
eigentlich nur beim Bunde zu behandeln; bei den Gegen- 
ſtänden des innern Bundesrechts könne von fremder Ein⸗ 
wirkung keine Rede ſein, was jedoch die internationalen Fragen 
(Schleswig) betreſſe, jo würde er beim Bunde für Annahme 
der engliſchen Vermittlung ſtimmen, wenn vorher Dänemark 
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dieselbe acceptirt und der Exerution keinen Widerſtand ent- 
gegengeſett habe. Nachdem er ſich dann in Baden die Zu⸗ 
stimmung des Königs erwirkt, ſandte er am 10. October 
folgende Antwort an Blixen: „Wenn die Kundmachung vom 
30. März zurückgenommen wird, wenn die Einrichtungen, 
durch welche fie nach der Erllärung des Min iſteriums ent- 
behrlich werden joll, keine neuen Erſchwerungen der Situation 
bringen, wenn außerdem die von Ihnen in Ausſicht geſtellten 
Erleichterungen der Lage der Deutſchen in Schleswig in's 
Leben treten, fo ſtimme ich gegen die Ausführung der 
Execution, und glaube, meine Anſicht durchzuſetzen, ſo heiß⸗ 
blütig auch Oſterreich und feine Freunde die Vollziehung 
betreiben. Fallen die Vorbedingungen fort, fo fehlt meinen 
gemäßigten Anschauungen die Operationsbafis, und der Bund 
iſt ſchon zu weit vorgegangen, um ſelbſt für einen engliſchen 
Vermittlungsvorſchlag noch einer Ausſicht auf praktiſchen 
Erfolg Raum zu laſſen ... Ich würde mich herzlich freuen, 
wenn ich in die Lage käme, unſere gegenfeitigen Beziehungen 
amtlich mit Ih nen verhandeln zu können. Ihre jehigen 
Miniſter haben vermöge ihrer Vergangenheit nicht die Freiheit 
der Bewegung, um eine Verftändigung in das Leben führen 
zu können.“ 

Ganz in demſelben Sinne gab der Miniſter dem engli⸗ 
ſchen Botſchafter am 15. October die in jedem Worte wohl⸗ 
envogene Erwiderung: „Wenn Dänemark dem Bundestage 
erklärt, daß es bereit iſt, dem Bunde Genugthuung zu geben 
hinſichtlich des Anſpruchs Holſteins und Lauenburgs, ihre 
eigene Gefeggebung, fo wie die Verwendung aller in den 
Herzogthümern erhobenen Gelder zu beauffichtigen, und wenn 
Danemark weiter erklärt, daß es für die Löſung der inter⸗ 
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nationalen Frage die engliſche Vermittlung angenommen hat: 
dann wird Preußen verſuchen, die Bundesexecution zu ver⸗ 
hindern.“ 

Es war Alles jo geſtellt, daß England auf dem Staud⸗ 
punkte des unparteiischen Vermittlers kaum eine Einwendung 
erheben konnte, aber allerdings auch fo, daß eine runde An- 
nahme der verſchiedenen Vorausſetzungen däniſcher Seits 
ſchwerlich zu erwarten war. Demnach hatte auch Tags zuvor, 
am 14. October, unter dem Vorſitze des Königs, ein preußiſcher 
Minifterrath; zwar beſchloſſen, daß der Minifter des Aus- 
wärtigen, ſoweit es Preußens Ehre verftatte, auf Erhaltung 
des Friedens bedacht fein, zugleich aber auch, daß der Kriegs- 
und der Finanzminiſter die Koſtenanſchläge für Küſtenſchutz 
und Truppenaufſtellung machen würden, zu denen Preußen 
im Fall der Execution veranlaßt werden konnte. 

Zugleich entwickelte Bismarck in einer Weiſung an den 
preußiſchen Bundestagsgeſandten von Sydow vom 16. Du 
tober feine Geſammtauffaſſung des. augenblicklichen Standes 
der Sache: 

„Die Herausforderung, welche in der dänischen Bekannt 
machung vom 30. März enthalten war, legte dem deutſchen 
Bunde die Nothwendigkeit einer beſtimmten Gegenwirkung 
auf. Wenn letztere den deutſchen Anſprüchen vollſtändig ent⸗ 
ſprechen ſollte, jo war der Bundeskrieg die allein richtige 
Form für dieſelbe. Die von Oldenburg vorzeſchlagene Außer⸗ 
kraftſezung der Verträge von 1852 konnte nur dann für 
ein ehrenvolles Auskunftsmittel gelten, wenn mit ihr der 
gleichzeitige Entſchluß verbunden war, den dadurch rechtlich 
brauſpruchten Status quo ante thatſächlich mit Gewalt 
wieder herzuſtellen. Da aber die Gefammtlage Europas es 
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widerrieth, in dieſem Augenklick einen Bündeskrieg zu be 
ginnen, fo wurde zu dem Auskunftsmittel gegriffen, das 1858 
begonnene Executionsverfahren wieder aufzunehmen. Wir 
haben uns die Halbheit dieſer Maaßregel und die Mihlicfeit 
ihres praktiſchen Erfolges für die Sache der Herzogthümer 
niemals verhehlt, konnten aber nicht für angemeſſen halten, 
derselben einfeitig entgegen zu treten, fo lange fie von ber 
Mehrzahl der deutſchen Regierungen mit einer Lebhaftigkeit 
befürwortet wurde, welche aus einer theils wirklichen, theils 
angenommenen Urklarheit über die von der Execution zu er 
wartenden Neſultate entsprang. Die Schwierigkeiten, die es 
für uns hatte, der Execution offen entgegen zu treten, die 
Verwicklungen, welchen vorzugsweiſe Preußen in Folge der 
ſelben ausgeſetzt fein würde, wurden von unſern Gegnern in 
Deutſchland mit Klarheit erkannt, und behufs ihrer Aus- 
beutung wandten frühere Gegner der Sache der Herzogthümer 
den letztern ihre lebhafte Theilnahme zu. Dieſe ſcheint bei 
den gleich uns den Folgen eines däniſchen Krieges aus⸗ 
geſezten Seeftaaten im Erkalten begriffen zu fein, während 
Oſterreich und die ſüddeulſchen Binnenſtaaten um jo ent 
ſchiedener ein entſchloſſenes Vorgehen gegen Danemark be 
treiben. Inzwischen hat die vertrauensvolle Sicherheit der 
Beziehungen der Bundesſtaaten unter einander in Folge der 
Vorgänge, welche durch Oſterreichs Reformbeſtrebungen in 
das Leben gerufen wurden, eine Erſchütterung erlitten, ver- 
möge deren der gegenwärtige Moment zu ſolchen gemein- 
ſamen Unternehmungen, die zu europäiſchen Verwicklungen 
führen können, wenig geeignet erſcheint. In dieſer Lage der 
Dinge it es nicht unſere Aufgabe, die Execution um ihrer 
ſelbſt willen zu fordern, wenn ſich zu ihrer Verhütung ehren⸗ 
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volle Auskunftsmittel darbieten, oder wenn ſich ihr, ohne 
unſer Verſchulden, im Schoße der Bundesverſammlung 
Hinderniſſe entgegenſtellen.“ 

Indeſſen war der Moment nicht mehr ferne, in welchem, 
zunächft durch die Verblendung des Widerſachers ſelbſt, die 
Wege der deutſchen Politit ſich zu ebnen begannen. 

Während Lord John Ruſſell unendliche Tinte verbrauchte, 
um unabläſſig in Frankfurt von der Vollziehung der Exe⸗ 
cution und in Kopenhagen von bewaffnetem Widerſtand gegen 
die Excution abzumahnen, blieb das däniſche Minifterium 
unbeirrt in feinem Programm, zuerſt die Einverleibung 
Schleswigs zu vollziehen, und dann durch Rücknahme des 
Märzpaten ts dem Bundestage den Vorwand zur Einmiſchung 
zu nehmen. Am 15. October kam König Frederik von 
Schloß Glücksburg nach Kopenhagen, um der Berathung des 
Miniſteriums über die dem Bundestag zu ertheilende Antwort 
beizuwohnen. Die Stimmung in der Hauptſtadt war äußerst 
ſelbſtbewußt. Man glaubte nicht an den Muth des Bundes- 
tags, trotz Englands Einſpruch die Exetution in Vollzug zu 
ſetzen, und wurde tapfer, wie immer, wenn man Deutſchland 
für unentſchloſſen hielt. Orla Lehmann, jetzt Minifter des 
Innern, hatte lurz zuvor einer däniſchen Schützengilde bie 
Erklärung zugerufen: die Regierung hat den jetzigen Bruch 
mit dem Bunde in vollem Vorbedacht herbeigeführt, und 
fühlt ſich affo bei feiner Entwicklung ganz und gar nicht in 
Verlegenheit. Indeſſen ſetzte Blixen zuerft den Miniſter Hall, 
und dann am 18. October auch den König von Bismarcks 
Brief in Kenntniß; der immer gleich indolente Fürft, ber 
bisher den Kopenhagener Vollshaufen zu Gefallen eider⸗ 
däriſche Politit getrieben, war jeht von der Sorge erfüllt, 
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durch die Bundesegecutton feine behagliche Ruhe geſtört zu 
ſehen; er fiel Blixen um den Hals und nannte ihn ſeinen 
Retter. Die neue Verfaſſung, ſagte er, deren Discuſſion 
jeht die Minifter betrieben, werde er, auch wenn der Reichs, 
rath ſie annahme, nimmermehr ſanctioniren. Weiter aber 
brachte es Blixen nicht). In Gegenwart der Miniſter er- 
mannte ſich der König nicht zum Widerſpruch; es wurde eine 
überall ablehnende Antwort nach Frankfurt beſchloſſen; der 
König reiſte am 19. wieder nach Glücksburg zurück, und die 
Eiderbänen blieben ungeſtört im Befig der Regierung. Hall 
ließ zunächſt feine Zeitungen einen grimmigen Frderkrieg 
gegen Blixen eröffnen, der mit dem Landesfeinde politi che 
Rathſchläge zum Schaden des Vaterlandes austauſche, und 
jegte im Übrigen alle Mittel in Bewegung, um die neue 
Verfaſſung im Reichsrathe jo raſch wie möglich durchzutreiben. 
Während er öffentlich, Bismarck anklagen ließ, daß er durch 
den elenden Bligen ſich in die Beſctzung der däuiſchen Meini- 
ſterien einzumiſchen ſuche, bearbeitete er im Stillen die viel 
fach bedenklichen Abgeordneten mit dem Vorgeben, daß er 
durch dirccte Verhandlung mit Bismartk den feſten Entſchluß 
Preußens kenne, es nie zu einem ernften Conflict mit Däne- 
mark tommen zu laſſen. Immer koſtete es einige Mühe, bie 
für die neue Verfaſſung erforderliche Zweidrittelmajorität zu⸗ 
ſammen zu halten. Zwar bei der Spccialverhandlung der 
zweiten Leſung erlangte Hall die Verwerfung aller Verbeſſe⸗ 
rungsanträge gegen drei oder vier Stimmen; ein Antrag 
Blixen's, die Verfaſſung nach dem Beſchluſſe des Reichsraths 
noch der Berathung einer neuen conſtituirenden Verſammlung 
zu unterziehen, wurde gleich nachdrücklich abgewieſen, und 

9 Blizer's Erzählung an fuel, in deſſen Bericht v. 21. Febr. 1865, 
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nach Hall's Begehren der 1. Januar 1864 als Einführungs⸗ 
termin für die Verfaſſung feſtzeſtellt. Noch einmal aber ſetzte 
es einen ſcharfen Kampf vor der Schlußabſtimmung. Kein 
Geringerer, als der ehemalige Miniſter Bluhme, der Unter⸗ 
händler der Verträge von 1852, erhob ſich gegen deren 
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vom 28. Januar 1852, ſagte er, habe damals die Rechts- 
grundlage ſowohl für den Londoner Vertrag als für die 
Herſtellung des Friedens mit Deutſchland gebildet. Der 
leitende Geſichtspunkt bei all dieſen Acten ſei die Integrität 
der däniſchen Monarchie geweſen, als nöthiges Beſtandtheils 
für das europäijche Gleichgewicht. Schon die Ausſonderung 
Holſteins im Jahre 1858 habe eine Verletzung dieſer In⸗ 
tegrität enthalten, immerhin aber bisher nur als eine provi⸗ 
ſoriſche und deshalb für den Augenblick zu ertragende Maaß⸗ 
regel. Mit dem Mörzpatente aber ſei fie definitiv geworden, 
und damit die Rechtsgrundlage von 1852 aufgegeben, und 
anftatt der Integrität die Zerſtücklung der Monarchie ber 
gonnen. Im Jahre 1852 fei verſprochen worden, daß 
Schleswig eine gleiche Stellung wie Holstein haben, daß 
Schleswig nicht incorporirt, daß die Einverleibung nicht an- 
geſtrebt werden ſollte: im Widerſpruch hiemit erſcheine jetzt 
dieſes neue Geſetz, von welchem das Miniſterium allerdings 
behaupte, daß es cine Einverleibung weder in ſich ſchließe, 
noch vorbereite. Ich will meinerfeits, fagte Bluhme, dieſe 
Erklärung nicht beſtreiten. Aber welche der auswärtigen 
Mächte wird es uns glauben? 

Die Antwort auf dieſe Frage war bereits auf allen 
Seiten vorhanden. Der ſchwediſche Minister Manderſtröm 
erklärte, daß die neue Werfaffung, wenn fc auch nicht un⸗ 
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mittelbar die Competenz des Reichsraths, des Reichstags und 
der Provinzialſtände ändere, doch nothwendig zu ſolchen 
Anderungen führen müſſe, und hatte gleich auf eine erſte 
vertrauliche Mittheilung darüber am 5. October eine dringende 
Warnung nach Kopenhagen erlaſſen ). Der englifche Geſandte 
in Kopenhagen, der höchſt dänenfreurdliche Sir Arthur 
Paget, bezeichnete die neue Verfaffung geradezu als eine 
Kriegserklärung gegen Deutſchland ). Lord John Ruſſell 
war, wie Manderſtröm, der Anſicht, die neue Verfaſſung ſei 
noch nicht gerade die Einverleibung Schleswwigs, allerdings 
aber die Anbahnung derſelben, und enthalte ſomit eine directe 
Verletzung der Vereinbarung von 18529). Das war die 
Rechtsauffaffung der beiden Regierunger, auf deren Hülfe 
Dänemark in erſter Linie rechnen zu körnen hoffte. 

Aber die eiderdaniſchen Führer drängten in blindem 
Eifer vorwärts, ſelbſt gedrängt, wie ſie waren, von der un⸗ 
erbittlichen Conſcquenz ihres bisherigen Thuns. Sie be 
achteten es nicht, daß am 5. November Kaiſer Napoleon 
durch einige lurze Sätze feiner Thronrede die ganze bisherige 
Lage der europäiſchen Politik aus allen Fugen riß. Sie ber 
gnügten ſich, am 8. November eine Erklärung nach Frankfurt 
zu ſenden, wenn der Bundestag gewiſſe, ſehr mäßige Er⸗ 
weiterungen des ſtändiſchen Budgetrechts für Holſtein in 
Kopenhagen nachſuchen wollte, würde die dänische Regierung 
geneigt fein, dieſem Wunſche, unter der Vorausſetzung loyales 


y Abschrift deven ſandte der preufjiſche Grfandte am 2. September 
1864 uach Berlin. Notiz darüber erhielt die preußiſche Regierung schon 
durch Bericht vom 12. October 1863. 


9 Sclazer's Bericht, 16. October. 
9 Bernſtorf's Bericht. 16. November 
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Benehmens der Holſteiner, zu willfahren, ein Vorſchlag, der 
unter den gegebenen Verhältniſſen nur als ein neuer Hohn 
gegen Deutſchland aufgenommen werden konnte) Endlich am 
13. November kam es im Reichsrath, nachdem Blixen durch 
eine ſehr ungeſchickte Rede gegen die neue Verfaſſung die 
Stimmung erbittert, und Hall mit großem Nachdrucke die 
Cabinetsfrage geftellt Hatte, zu der entſcheidenden Abſtimmung. 
Für die erforderliche Zwridrittelmehrheit bedurfte es 37 Stim- 
men; Hall ſiegte mit 40 gegen 16. Für zwei ſeit lange 
unvertretene ſchleswiger Bezirke, welche ſicher der Oppoſition 
zugefallen wären, hatte die Regierung die Erſatzwahl ver⸗ 
ſchleppt; unter der Mehrheit befanden ſich die Stimmen der 
fünf Minister, und troß alledem hätte der Übertritt von 
vier Stimmen genügt, das Geſetz zu beſeitigen. Indeſſen, 
gleich viel, ob mit großer oder kleiner Mehrheit, der Schlag 


9 Kurz vorher batte der englische Geſandte in Kopenhagen, Sir 
Arthur Paget, größere dänifche Conceffionen für Holſein in Ausſich 
geſtent, und Bismard darauf dem daniſchen Gefandten in Berlin, 
dern von Bunade, gejagt, wenn dieselben in Holitein fofort eingeführt 
würden, und Dänemark zugleich für die ſchleswiger Frage die engliſche 
Vermittlung annähme, fo könnte die Egecution unterbleiben, und der 
bisherige Zustand provifſoriſct — bis zu glüdlichem Ende der ganzen 
Verhandlung — fortdauern. Beide Theile würden bald die Unerträglich⸗ 
keit desselben empfinden. Qunade berichtete dies an Hall, und dieser 
nahm davon Beranloffung, damals und päter zu erzählen, Bismarck 
babe ſowozl das Holfteinifche Angebot vom 8. Pobenber, als die gleich 
zeitig eingebrachte neue Berfaffung für Danemark Schleswig im Boraus 
gebilligt Bismarcks ganze Correſpondenz bezeugt die abjolute Grund⸗ 
loſigkeit diefer Darftelung; ſchon am Z. dann am 5. und 13. November 
bat Bismard den Gefandten Balan beauftragt, bei Hal ernften Wider 
ſpruch gegen die neue Berfafung einzulegen, und am 8. December 
jene Hallſche Erzählung auf das Bejtimmteite denentirt. 

Den Herzog von Öramont (Andreas Mer) hat dies dlles nicht 
gehindert, Halls Mährchen ſehr ernſtlich zu wiederholen. 
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war gefallen, und die Verträge von 1852 durch däniſche 
Hand in die Luft geſprengt. 

Noch an demſelben Tage eilte Hall hinüber nach Glücks⸗ 
burg, um ſein Verfaſſungswerk durch die königliche Unterſchriſt 
zum Abſchluß zu bringen. Aber bei feiner Ankunft fanb- er 
den König auf den Tod erkrault. Eine Geſchwulſt an der 
Naſe hatte Eiterung und Kopfroſe herbeigeführt; nur in 
kurzen Momenten zeigte der Kranke noch Beſinnung und 
geiftige Fähigkeit. In einem ſolchen Augenblick legte ihm 
Hall die Urkunde zur Zeichnung vor, der König aber, ſei es 
in einer letzten Anwandlung von Rechtsgefühl, ſei es in einer 
ſchadenfrohen Stimmung gegen einen wenig geliebten Nach⸗ 
folger, weigerte, wie er es Blixen erklärt hatte, die Unter⸗ 
ſchrift. Ich will nicht zeichnen, rief er, Chriſtian mag es 
thun. Am 15. November 1863 ſtarb er, 55 Jahre alt, der 
Letzte des königlichen Mannsſtammes. Ein ganz neuer Hori- 
zont eröffnete ſich damit für den deutſch daniſchen Streit. 
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Erbſtreit und Berfaffungsfrage. 


Die Thronrede des Kaiſers Napoleon am 5. November 
1863 war wie ein zündender Blitz in die politiſchen Kreiſe 
eingeſchlagen. 

„Die Verträge von 1815 haben aufgehört, zu beſtehen. 
Was iſt vernünftiger, als die Mächte Europas zu einem 
Congreſſe, und damit zu einem höchſten Schiedsgericht über 
alle ſtreitigen Fragen zu berufen?“ 

Noch an demſelben Tage war eine Einladung an alle 
Souveräne Europas ergangen, ſich perſönlich zu einem 
ſolchen Congreſſe in Paris einfinden zu wollen. 

Das war die Ankündigung eines Schauspiels, neben 
welchem der Frankfurter Fürſtentag ſich wie der Däumling 
neben dem Oger ausgenommen hätte. 

Der müchtigſte und ehrſüchtigſte der europeiſchen Mon- 
archen, wofür damals Napoleon von aller Welt gehalten 
wurde, erklärte in ſeierlicher Weiſe, daß die Rechtsgrundlage, 
auf welcher der Beſtand der Staaten Europas beruhte, 
nicht mehr exiſtire; es ſei deshalb nöthig, den Geſammtzuſtand 
des Welttheils einer kritiſchen Erörterung durch alle Sou: 
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veräne zu unterziehen. Eine Verhandlung von zwanzig ge⸗ 
Rönten Häuptern, ohne Bezeichnung oder Begrenzung des 
Gegenſtandes, ohne Angabe ihrer Ausgangs- und Zielpunkte, 
ohne vorausgegangene Feſtſtellung ihrer Competenz, Geſchäfts⸗ 
ordnung und Exerutionsmittel, gab wenig Ausſicht auf fried⸗ 
liche Löſungen, ſondern ließ unverkennbar bei ihrem Urheber 
ftets neue kriegerische Überrafchungen vorausſeßen. Die Rede 
iſt impertinent, rief Königin Victoria von England. Der 
Streich ift doch zu ſtark, ſagte Kaiſer Alexander von Rußland. 
Niemand freute ſich über die Einladung, aber freilich, 
niemand hatte Eile, durch eine Ablehnung den Zorn des ge⸗ 
fürchteten Imperators auf ſich zu ziehen. Die kleinern Höfe, 
Papſt und Sultan voran, wetteiferten, ihre Bereitwilligkeit 
zu erklären. Unter den Großmächten aber wäre jede bereit 
geweſen, der andern die mißliche Ehre der Zurückveiſung zu 
überlaſſen. Rußland hoffte in dieſer Beziehung auf Oſter⸗ 
reich und England: Lord John Ruſſell aber meinte, daß 
Oſterreich und Preußen in erſter Linie zu der ablehnenden 
Erklärung berufen ſeien, und beſchränkte ſich zunächſt darauf, 
in Paris die dauernde Rechtsbeſtändigleit der Verträge von 
1815 zu betonen, und um nähere Auskunft über die Gegen⸗ 
ſtände zu erſuchen, welche Napoleon auf dem Congreſſe zur 
Sprache zu bringen beabsichtigte. 

Über die Tendenz des franzöſiſchen Vorſchlags hatte 
kein Menſch in Europa einen Zweifel. Zu laut und bestimmt 
hatte Napoleon es ausgeſprochen, daß er gegen Preußen und 
Rußland, die klar und auftichtig in der polniſchen Sache, 
ohne weitere Feindſeligkeit gegen Frankreich ihren Weg ge 
halten, keinen Anlaß zur Beſchwerde habe. Aber ebenſo 
wenig hatte er ein Geheimniß aus der Erbitterunz gemacht, 
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mit der ihn Englands und Ofterreich Verhalten erfüllt hatte 
— ihn zuerſt zum Abbruch feiner hoffnungsvollen Beziehungen 
zu Rußland zu verleiten, und dann, als nationale Ehre ein 
kriegsmuthiges Einſchreiten erforderte, ihn ſchmählich auf den 
Sand zu ſetzen. Der Vorſchlag des Congreſſes bedeutete 
alſo eine Deckung der erlittenen diplomatischen Niederlage 
auf Koſten der treuloſen Genoſſen, vor Allem Oſterreichs. 

So wiederholte ſich der nach dem Krimkrieg erlebte 
Vorgang: Napoleon ſchickte ſich an, von den bisherigen Ver⸗ 
bündeten hinweg auf die Seite der Gegner überzugehen; wie 
damals an die Stelle der orientaliſchen, trat jetzt an die Stelle 
der polniſchen in feinem Sinne nochmals die italieniſche Frage. 

Die natürliche Folge dieſer plötzlichen Evolution der 
franzöſiſchen Politik war ein allgemeiner Umſchwung in den 
gegenſeitigen Beziehungen der großen Mächte. Bisher hatten 
England und Oſterreich auf Frankreichs Seite gegenüber 
Rußland und Preußen geſtanden. Jetzt wurde in Wien und 
London mit Eifer die Loſung ausgegeben, daß für die Ruhe 
der Welt nichts nöthiger ſei als ein feſtes Einverſtändniß, 
wenn nicht geradezu eine Quadrupelallianz, der vier Groß⸗ 
mächte gegen den unruhigen Pariſer Friedensſtörer. In 
Rußland, wo die friſche Entrüſtung gegen Napoleon's pol⸗ 
niſches Treiben noch fortdauerte, fand dieſe Aufforderung ent⸗ 
ſchiedenen Anklang. Nicht ganz fo rückhaltlos jedoch schloß 
ſich Preußen an. In Berlin beſtand freilich von jeher, bei 
König Wilhelm vielleicht in noch höherem Grade als bei 
ſeinem Miniſter, ein tiefes Mißtrauen gegen die Entwürfe und 
die Zuverläſſigkeit des franzöſiſchen Kaiſers. Unverkennbar 
aber war, daß die neue Wendung Napoleon's in einer für 
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vorſchlag dachte Bismarck nicht viel anders als Lord John 
oder Graf Rechberg, aber er war weit entfernt davon, die 
ihm in London zugedachte negative Rolle auf ſich zu nehmen. 
Im Gegentheil, gleich auf die erſte Nachricht ſagte er vor⸗ 
läufig dem franzöſiſchen Geſandten am 8. November, er per- 
ſönlich et gang einverftanden; wäre man noch im Januar 
dieſes Jahres, fo hätte er dies auch amtlich auf das Ein- 
gehendſte zuſichern können; ſeitdem aber habe Frankreichs 
Verhalten in der polniſchen Sache dem Könige Anlaß zur 
Beunruhigung gegeben, doch hoffe er auf baldige Herſtellung 
des Vertrauens; zunächſt habe Preußen kein eigenes Intereſſe 
für den Congreß, aber auch überall keinen Grund gegen deſſen 
Zuſtandckommen. Am 14. November empfing darauf der 
König aus der Hand des Geſandten die kaiſerliche Einladung. 
Er ertheilte zunächſt die mündliche Antwort, daß er im 
Princip gegen den Congreß keine Einwendung habe, und gab 
nur anheim, ob nicht ein vorausgehendes Einvernehmen der 
fünf Großmächte und das Erſcheinen der leitenden Miniſter 
anſtatt der Souveräne zweckmäßig fein würde; bis dahin 
betrachte er übrigens die Verträge von 1815, fo weit fie 
nicht vertragsmäßig abgeändert ſeien, als rechtsverbindlich. 

Es war, wie man ſieht, nicht viel, was hier zugeſagt 
wurde, und beſonders bedauerte Napoleon den Vorſchlag, 
von einer Zuſammenkunft der Souveräne abzusehen, und 
damit die Eröffnung des Congreſſes eines bis dahin uner- 
hörten Glanz zu berauben. Indeſſen wußte ihn Graf 
Goltz durch die Bemerkung zu beruhigen, es handle ſich beim 
Könige nur um Die Frage, ob die Souveräne zum Beginne 
oder zum Abſchluſſe der Verhandlungen erſchienen, und 
offenbar ſei das Erſtere mißlich, da man doch keine Sicher⸗ 
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heit über die Erreichung pofitiver Reſultate habe. Dies war 
unmöglich zu beftreiten, und fo nahm Napoleon an, was er 
wünſchte: Preußen habe dem Eongreffe zugefimmt, und ver- 
doppelte ſeitdem feine Freunbfehaftsbezengungen gegen den 
Berliner Hof, — ein Ergebniß, welches keinesfalls für 
dieſen zu den unerfreulichen zählte. 

Um ſo niedergeſchlagener war die Stimmung in Wien. 
Denn in der That, Rechberg 's Politik hatte eine überall 
ungünſtige Jahresbilanz aufzuweiſen. Der letzte Verſuch, 
die Bundes reform des Frankfurter Fürſtentags wenigſtens 
theilweiſe durchzuführen, war in der Nürnberger Conferenz 
gründlich mißlungen. Auf eine nach Berlin gerichtete Drohung 
einer franzöſiſchöſterreichiſchen Allianz, wenn Preußen die 
Bundesreform nicht annehme, hatte Bismarck mit der 
lakoniſchen Erklärung geantwortet, daß Preußens Ablehnung 
unmiberruffich fei. Mit Rußland ſtand man in Folge des 
in der polniſchen Sache beliebten Verhaltens auf ebenſo un⸗ 
ſicherem Fuße wie nach dem Krimkrieg. Und in dieſer Lage 
ſah man plötzlich die Spitze des franzöſiſchen Degens auf 
die eigene Bruſt gerichtet. Die italieniſche Frage war aufs 
Neue zur Berathung Europas geftellt, wenn der Corgreß zu 
Stande kam, und Napoleon's active Feindseligkeit war vollends 
zu befürchten, wenn Oſterreichs Widerſpruch den Congreß ver⸗ 
hinderte. So war es denn gewiß, daß man ſchließlich doch 
dem durch ſeine Meereswogen geſicherten England die Sprengung 
des napoleoniſchen Congreßgedankens überließ immer aber blieb 
auch dann die Geſinnung Napoleon's gegen Oſterreich die 
gleiche, und da eine Unterſtüung gegen dieſelbe bei England 
wahrſcheinlich und bei Rußland zweifellos nur in diploma⸗ 
tiſchen Schriften zu erlangen war, erſchien für meg 
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wünſcherswerther und entſcheidender als jemals die Her⸗ 
ftelfung eines guten Verhältniſſes zu Preußen. Schon am 
11. November konnte in dieſem Sinne der preußiſche Ge⸗ 
ſandte Werther aus Wien berichten: ſein engliſcher College 
habe dem Grafen Rechberg bemerkt, wie wichtig der fran- 
zöſiſchen Übermacht gegenüber die Einigkeit der deutſchen 
Großmächte ſei, es möge alſo Oſterreich die Bundesreform 
auf ſich beruhen laſſen; ſofort habe Rechberg ausgerufen: 
wie gerne, wenn nur Preußen es uns jetzt noch möglich 
macht. Drei Tage ſpäter erklärte Rechberg ſelbſt dem Ge 
ſandten ſein Bedauern, daß Preußen feine Anſichten über 
den Corgreß bisher noch nicht nach Wien mitgetheilt habe 
und als Werther meinte, Oſterreichs Verhalten in der Frage 
der Vundesreform habe das alte Vertrauen geſtört, rief 
Rechberg aus: heute gibt es wichtigere Dinge als Bundes⸗ 
reform; Preußen, denke ich, hat mit uns das gleiche Intereſſe 
an der Anerkennung der Verträge von 1815. 

Eine gründlichere Verwandlung der Lage, wie ſie hier 
binnen wenigen Wochen für die beiden deutſchen Mächte cin- 
wat, ließ ſich nicht denken. Das durch Oſterreichs Bundes- 
reform bedrängte, einer gewaltigen Coalition gegenüberftehende, 
in Deutſchland völlig iſolirte Preußen fand ſich jetzt von 
England geschätzt, von Frankreich umworben, von Oſterreich 
als einzig zuverläſſige Stütze aufgeſucht. Es war das wohl; 
verdiente Ergebniß einer ebenſo entſchloſſenen wie vorſichtigen 
und vor allen Dingen klaren und furchtloſen Politik. 

Während dieſe Umgeſtaltung der europäiſchen Verhält- 
niſſe ſich entwickelte, ging die Kunde von dem Erlöſchen des 
däniſchen Mannsſtammies durch die Welt, und neue Über⸗ 
raſchungen ſtanden dem Wiener Cabinet bevor. 
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Am 13. November hatte der däniſche Neichsrath die neue 
Berfaffung für Dänemark Schleswig angenommen. Am 15. 
war Frederik WII. in Glücksburg geſtorben. Am 16. wurde 
in Kopenhagen Chrſtian IX., der Protokollprinz, wie ihn 
die Deutſchen nannten, als Herrscher der dänischen Geſammt⸗ 
monarchie ausgerufen, und von ihm das eiderdäniſche Mini⸗ 
ſterium Hall einſtweilen im Amte beibehalten. Aber an dem⸗ 
ſelben Tage verkündete ein Patent des bisherigen Erbprinzen 
von Auguſtenburg, daß er kraft feines agnatiſchen Erbrechts, 
nachdem ſein Herr Vater zu ſeinen Gunſten verzichtet, als 
Herzog Friedrich VIII. die Regierung Schleswig- Holſteins 
antrete, den deutſchen Bund zum Schutze der legitimen Erb⸗ 
folge aufrufe, und gemäß dem Staatsgrundgeſetze von 1848 
die Berſaſſung Schleswig- Holſteins und die Rechte feines 
Volkes aufrecht zu halten gelobe. Troß der im Jahre 1852 
Hingend bezahlten Verheißung, trotz des Londoner Protokolls, 
trat des Thronfolgegeſehes von 1853, erhob ſich Auguſtenbung 
mit der Forderung auf den erblichen Beſitz der Herzogthümer. 

Wir kennen die rechtliche Erörterung, nach welcher der 
Erbprinz ſich durch das von feinem Vater 1852 gegebene 
Versprechen nicht für gebunden erachtete. Er hatte damals 
geſchwiegen, aber einige Jahre ſpäter, als der Streit zwiſchen 
Dänemark und dem deutſchen Bunde begann, eine Verwahrung 
feiner Rechte nach Kopenhagen und Berlin geſandt; dieſelbe 
war jedoch aller Orten als in ſich bedeutungslos lediglich zu 
den Acten geſchrieben worden. Er hatte darin gejagt, daß, 
nachdem ſein Vater ein paſſives Verhalten verſprochen, er 
die Pflicht habe, den Anſpruch feines Hauſes aufrecht zu er⸗ 
Halten: eine Erklärung, welcher der Einwand entgegenftand, 
daß er, fo lange fein Vater lebe, überhaupt nicht legitimirt 
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fei, als Haupt und Vertreter des Haufes zu handeln. Des⸗ 
halb wählte er jetzt in feinem Patente die Form, daß Herzog 
Chriſtian zu ſeinen, des Sohnes Gunſten, abgedankt und ihm 
die Rechtstitel Auguſtenburg's cedirt habe. Damit aber tam 
ſein Verfahren auf einen vollends zweifelhaften Boden, und 
feine Gegner verſehlten nicht, ihm dies mit bleibendem Noch⸗ 
drucke vorzuhalten. Mochte er ſelbſt, ſagten fie, durch das 
Verſprechen feines Vaters gebunden fein ober nicht, ohne 
alle Frage ſtehe feſt, daß der Vater gebunden ſei. Deſſen 
bei fürftlichen Ehren und Worten gegebene Zuſage habe nun 
im eigenen und im Namen feiner Familie dahin gelautet, daß 
er nichts unternehmen wollte, um die in Dänemark ein⸗ 
zurichtende Thronfolge und neue Ordnung zu ftören: was 
aber hätte er unternehmen können, mehr geeignet, dieſe Thron⸗ 
folge von Grund aus zu erſchüttern, als eine Ceſſion der 
in feiner Hand gefeſſelten Anſprüche an einen Erben, deſſen 
Hand frei war? Die Ceſſion ſtehe demnach in formellem 
Wöderſpruch zu dem Gelöbniß von 1852, woraus ſich ohne 
Weiteres ihre abſolute rechtliche Nichtigkeit ergebe. 

Und die Meinung des Voltes in den Herzogthümern? 

Die uns vorliegenden Berichte geben darüber folgende 
Auskunft. 

Seit 1852 waren Jahre vergangen, wo in Schleswig⸗ 
Holſtein der Name Auguſtenburg nicht genannt worden. Die 
Familie hatte Geld von Kopenhagen genommen, lebte im 
Ausland, Wenige wußten überhaupt noch von ihr. In dem 
hart gedrückten Schleswig war fie nie beliebt geweſen; nie 
mand ſetzte auf ſie oder auf ihre deutſchen Verbindungen ſeine 
Hoffnung: überhaupt, wenn die deutſche Nation zauderte, ſich 
des Bundeslandes Holſtein anzunehmen, was ſollte vollends 


Google 125 5 


Stimmungen in Schleswig und in Hofftein, 151 


Schleswig von ihr erwarten? So richteten fich alle Wünfche 
der dortigen Patrioten an den im Geſetz von 1853 bezeichneten 
Thronfolger, den Prinzen Chriſtian von Glücksburg. Wie er 
ſich auch in den Stürmen von 1848 benommen habe, er 
habe ein rechtſchaſſenes deulſches Herz; er werde als König 
der Mifhandlung feiner deutſchen Unterthanen ein Ende 
machen, und dann wieder das alte, beiden Theilen frucht⸗ 
bare Miteinanderleben der Herzogthümer und Dänemarks 
herſtellen. Die ſtrenge Überwachung der däniſchen Polizei 
ließ von Außen ſonſt wenig Kunde in das Land gelangen; 
alle Gedanken alſo ſammelten ſich auf die an den Thron⸗ 
wechſel geknüpften Hoffnungen. 

Anders in Holſtein. Die Eiderdänen, wie wir wiſſen, 
legten nur ein geringes Gewicht auf die Behauptung dieſes 
Landes. Dazu kam das Eingreifen des deutſchen Bundes, 
welches hier trotz ſeiner Langſamkeit und Unbehülflichkeit den 
Drang nach voller Befreiung in immer wachsendem Maaße 
erfriſchte. Was den Herzog Chriſtian von Auguſtenburg 
betraf, ſo knüpfte er ſeit 1856 neue Verbindung mit einigen 
Mitgliedern der Stände an, indem er zugleich in Deutſchland 
durch eine nahe Freundſchaft mit Herzog Ernſt von Sachſen⸗ 
Coburg, deſſen unruhigem Thatendrang fein kleines Fürſten⸗ 
thum längſt zu enge geworden war, ſich eine neue Baſis 
für weitere Operationen ſicherte. Als durch das däniſche 
Patent vom 30. März der Bruch zwiſchen Deutſchland und 
Dänemark in nähere Wahrſcheinlichkeit rückte, erſchien Herzog 
Chriſtian auf einer großen landwirthſchaftlichen Ausstellung 
in Hamburg, wo gleichzeitig auch eine Berathung zahlreicher 
Genoſſen der deutſchen und der holſteiniſchen Nationalpartei 
Statt fand. Seitdem pflanzte ſich eine ftille Agitation durch alle 
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Laudſchaften Holſteins fort; ein Gentralcomite, Vertrauens- 
männer in allen Städten und Amtern, Aufzeichnung der 
Gleichgeſinnten, Beobachtung jedes politiſchen Gegners, das 
waren die Anfänge einer das Land umfaſſenden populären 
Organiſation. Bald ſchob man dies Treiben in gleicher Weise, 
wenn auch mit geringerem Erfolge, nach Schleswig vor; 
Advocaten, Lehrer, Kaufleute, überhaupt Männer des höhern 
Bürgerthums, waren die thätigen Vertreter der Bewegung. 
die ſich mit jedem Schritte, welchen der Bundestag vorwärts 
that, weiter entwickelte. Da erſcholl plötzlich die Nachricht 
von dem Tode König Frederiks durch das Land; die Führer 
crachteten den kritischen Augenblick gekommen, und beriefen 
eine Verſammlung der Vertrauensmänner aus beiden Herzog⸗ 
thümern nach Kiel, um den entſcheidenden Beſchluß für das 
Land zu faſſen. Die Holſteiner eilten dorthin, einſtimmiges 
Sinnes, zu der erſehnten Losreißung von Dänemark durch 
die Anerkennung Auguſtenburg's zu gelangen; die Mehrheit 
der Schleswiger aber ſah noch mit klopfendem Herzen der 
Erfüllung ihrer Hoffnungen durch König Chriftian IX. ent- 
gegen. 

Wie gerne hätte der wohlgeſinnte Fürſt dieſen Erwar⸗ 
tungen entſprochen; wie deutlich lagen ihm die Mißſtände 
und Gefahren der eiderdäniſchen Politik vor Augen! Er war 
ein ſchlichter, wohlwollender Mann, der bis dahin ausſchließlich 
ſeiner Familie gelebt, wackere Söhne und liebenswürdige 
Töchter erzogen, die gefährliche Bürde der Thronfolge ohne 
Ehrgeiz und ohne Freude übernommen hatte. Bei der Kunde 
von Frederik's Tod war ihm das ſchmerzliche Wort entfahren: 
jegt find die Tage meines Glückes vorüber. Sofort trat 
der preußiſche Geſandte Balan an ihn mit der eruſten Auſ⸗ 
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forberung heran, die Sanction der neuen Verfaffung zu 
weigern; der öſterreichiſche beeilte ſich, biefem Beispiel zu 
folgen; auch der ruſſiſche ſchloß ſich in gleichem Sinne an. 
Mehrmals hatte früher der König es ausgeſprochen, daß 
Frederik VII. im einſeitig däniſchen Sinne zu weit gehe; er 
ſelbſt Hatte den lebhaften Wunſch, feinen deutſchen Unter⸗ 
thanen Gerechtigkeit und Versöhnung entgegen zu tragen. 
Aber eben deshalb ſtand er in Kopenhagen einſam und wurzel 
los; die bänifche Leidenſchaft war aufgeregt in hohem Grade; 
die Zeitungen ſprachen von der deutſchen Bewegung in weg⸗ 
werſender und herausſorderuder Weiſe, und drohende Maffen- 
petitionen forderten von dem Könige die ſofortige Sanetion 
der Verfaſſung. So hatte er gleich im Beginne ſeiner Re 
gierung die ſchickſalſchwere Entſcheidung zu treffen. Am 
18. November berieth er die Frage in Anweſenheit des grau⸗ 
bärtigen Generals de Meza, der einſt für Dänemark im 
Kriege von 1849 das Beſte gethan, mit dem leitenden 
Minifter. Nach einigen Erwägungen hinüber und herüber 
erklärte Hall dem Monarchen trocknes Tones: Sire, wenn 
Sie nicht unterzeichnen, kann ich für Ihr Leben und das 
Leben Ihrer Familie keine Bürgschaft übernehmen — und 
wies dabei auf die Volkshaufen, welche mit Schreien und 
Toben ſich unter den Fenſtern des Palaſtes umher trieben. Da 
tief der alte de Meza dem Könige zu: Majeſtät, mit meinem 
Kopfe ſtehe ich für Sie ein; thun Sie ruhiges Sinnes, was 
Recht iſt; mit Ihren braven holſteiner Bataillonen jage ich 
dies Geſindel in alle Winde. Was Recht war, darüber gab 
es keinen Zweifel: aber man begreift, daß der König in 
grauſamer Unſchlüſſigkeit ſchwankte. Auf der einen Seite die 
jubelnbe Begeifterung feiner dankbaren Schleswiger; auf det 
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andern die Möglichkeit der Empörung der Hauptſtadt, viel⸗ 
leicht eine Niederlage der Truppen, oder bei deren Sieg der 
Fluch des bäniſchen Volkes gegen den blutbefleckten deutschen 
Tyrannen. Sein Geiſt war nicht ſtart, fein Herz nicht hart 
genug, um dieſe Probe zu beſtehen. Er verließ das Zimmer, 
um den Rath feiner Schwiegermutter einzuholen, und als 
Prinzeffin Charlotte fich für die däniſche Seite entſchied, voll⸗ 
zog er die verhängnißvolle Unterſchrift. Hall meldete es dem 
preußiſchen Geſandten mit der unglaublichen Bemerkung, daß 
hiedurch ja der internationalen Verhandlung nicht vorgegriſſen 
werde. Die däniſchen Zeitungen aber jubelten, daß von nun 
an die Rücklehr zu dem ſchmählichen Geſammtſtaate von 1852 
unmöglich geworden ſei 

Ja. fie war fortan unmöglich. In der Kieler Verfamm- 
lung hatte die Mehrheit der Schleswiger in ihrem Vertrauen 
auf König Christian die Candidatur Auguſtenburg's und die 
von den Holſteinern beantragte Vertreibung aller königlichen 
Beamten abgelehnt, als ein Telegramm aus Kopenhagen die 
königliche Sanction der Novemberverfaffung meldete. Damit 
war auch hier die Entſcheidung gegeben. Mit glühender Ent⸗ 
rüſtung ſtimmten jetzt auch die Schleswiger ein in den Ruf: 
„Los von Dänemark“ und demnach in die Erhebung Auguſten⸗ 
burg's. In wenigen Tagen beherrſchte dieſe Gefinnung das 
Land von der Elbe bis zur Königsau. Die große Mehrzahl 
der Beamten, Geiſtlichen, Schulzen und Lehrer verweigerten 
dem Protokollprinzen den Huldigungseid; die Mitglieder der 
Landtage und der Ritterſchaft traten zuſammen, um Hülf⸗ 
geſuche an den deutſchen Bund zu zeichnen; überall, wo keine 
bänifchen Truppen flanben, hatte die dänische Verwaltung 
chatſächlich aufgehört. Los von Dänemark, das war der ein- 
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müthige Ruf Schleswig⸗Holſtens geworden. Zu bewaffneter 
Erhebung kam es nicht; das Volk war ungerüſtet und 
30000 Mann dänischer Truppen im Lande. Alle Blicke, 
alle Erwartungen waren auf Deutſchland gerichtet. 

Im großen Vaterland aber hatte das populäre Gefühl 
feine Entſchlüſſe noch früher, noch raſcher als die Herzog⸗ 
thümer ſelbſt gefaßt. Hier wußte man von Auguſtenburg 
weder Gutes noch Böſes, als daß er 1848 für die nationale 
Sache gefochten, und daß damals die agnatiſche Erbfolge 
von Deutſchland anerkannt worden ſei. Der Eindruck ſeines 
unvermutheten Auftretens war jetzt um ſo größer, als er in 
dem Augenblick erfolgte, wo eben der neue, ärgſte Vertrags⸗ 
bruch der Gderpartei die Spannung zwiſchen Deutſchland 
und Dänemark zur Kriſis führte, wo zugleich der plötzliche 
Tod König Frederiks die Hand der Nemeſis den Völkern 
leibhaftig vor Augen zu ftellen ſchien. Man habe es erlebt, 
hieß es in allen Organen der deutſchen Volksſtimme, daß bei 
jeder Form der Verbindung zwiſchen Dänemark und den 
Herzogthümern für die letztern weder Vertrag noch Grund⸗ 
gefeg einen ſicheren Rechtsſchuz gewähre. Die einzige 
Rettung deutſches Rechts und deutſcher Ehre liege in der 
völligen Abtrennung der Herzogthümer von dem däniſchen 
Geſammtſtaate, jo daß in dieſer Sache wie in keiner andern 
die Forderungen fürſtlicher Legitimität, vollsthümlicher Frei⸗ 
heit und nationaler Würde unmittelbar zuſammen fielen. Der 
Gedanke, daß es außer der Augustenburger Thronfolge viel 
leicht noch andere Wege zum Sturze der Dänenherrſchaft in 
Schleswig- Holstein gebe, eriffirte unter all den Millionen 
deutſcher Männer nur bei Einem Menſchen, und dieſer Eine 
verſchloß ihn einſtweilen tief in feiner Bruſt. Sonſt ſchien 
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aller Welt nur die eine Wahl für die Herzogthümer möglich, 
zwiſchen Auguſtenburg und der Fortdauer des däniſchen Foches 
— umd wie hätte man hier noch von Wahl reden können? 
Den deutſchen Fürſten war das Londoner Protokoll von 
jeher verhaßt geweſen, denn wenn eine Conferenz der Groß⸗ 
müchte in dieſer Sache ihre Befugniß zur Regelung einer 
fürftfichen Succeffion durchſezte, welches deutſche Fürſtenhaus 
war dann noch bei einem etwaigen Streitfall der Zulunft feines 
Thrones sicher? Das deutſche Bolt aber war längſt ergrinmt 
über die Zauberei des Bundestags, die Halbheit der öſter⸗ 
reichiſchen, die herriſche Willkür der preußiſchen Politik: jetzt 
galt es, die unwürdigen Machthaber mit dem unwiderſtehlichen 
Strome eines brauſenden Nationalwillens voranzutreiben. So 
folgten ſich Tag um Tag die Kundgebungen. Die badiſche Re- 
gierung erlaubte ihrem Bundestagsgeſandten von Mohl, Voll⸗ 
macht auch von Herzog Friedrich VIII. anzunehmen und als 
deſſen Vertreter am 16. November beim Bunde Proteſt gegen 
jede Verlegung feiner Regierungsrechte einzulegen. Am 17. No- 
vember erhob Oldenburg Einfpruc) gegen die Thronfolge Ehri⸗ 
ftian’3 IX. in Schleswig Holſtein. Am 18. beantragte Frank, 
furts geſetzgebender Körper bei dem Senate die Anerkennung 
Herzog Friedrichs. Am 19. vollzog dieſe Anerkenmung der Her⸗ 
zog Ernſt von Coburg. Am 20. interpellirte der Abgeordnete 
Rechbauer die öſterreichiſche Regierung über Schleswig⸗Hol⸗ 
fteins Befreiung. Am 23. brachten die liberalen Fractionen 
des preußiſchen Abgeordnetenhauſes ihre Anträge auf An- 
erkennung des Herzogs Friedrich ein. Am 24. erllärte 
Miniſter Beuſt der ſächſiſchen zweiten Kammer, die Regierung 
beantrage beim Bunde die Nichtzulaffung des däniſchen Ge⸗ 
ſandten und Beſetzung Holſteins durch ein verſtärktes Bundes⸗ 
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corps bis zur Entſcheidung über die legitime Thronfolge 
durch den Bund. Am 25. ſprach die erſte Kammer einſtimmig 
ihre Befriedigung über dieſe Abſichten des Miniſteriums aus. 
Am 26. folgte eine. gleich einſtimmige Erklärung der zweiten 
Darmſtädter Kammer; der Miniſter Dalwigk verkündete am 27. 
feine Billigung dieſer Wünſche, und im gleichen Sinn, 
wenn auch in etwas vorſichtigeren Wendungen, redete in der 
württemberger Kammer an demſelben Tage der Miniſter von 
Hügel. Neben dem Alem ertönte ein unüberſehbarer Chorus 
von Vereinen, Versammlungen, ſtädtiſchen Magiſttaten und 
ſonſtigen Corporationen; der Ausſchuß des Nationalvereins 
janbte dem Herzog Friedrich feine Huldigung; Reſolutionen 
und Gelbfammlungen rührten ſich aller Orten; vielfach, war 
von der Bildung bewaffneter Freiſchaaren zum Schute Schleswig 
Holſteins die Rede. Endlich alſo war von der Bruſt des 
gewaltigen Deutſchland der Alp genommen, welcher ihm über 
ein Jahrzehnt den Athem verſetzt hatte; die ſo lange an⸗ 
geſummelte Maſſe des nationalen Grimmes machte ſich in 
überſchäumendem Ausbruche Luft; welcher fremde Gegner 
würde es wagen, ſich dieſer einmüthigen Begeisterung in 
den Weg zu ſtellen? Denn hier ſtanden, wie alle Gaue, 
fo auch alle Parteien des großen Vaterlandes zuſammen, 
Fürſten und Unterthanen, Conſervative und Liberale, Demo⸗ 
kraten und Legitimiſten. So ſtürmiſch die Bewegung auftrat, 
ſo wenig war ſie mit dem Gedanken materieller Revolution 
infictet, aus dem einfachen Grunde, weil fie überzeugt war, 
jeden in Deutſchland ſelbſt hervortretenden Zweifel oder Wder⸗ 
ſpruch durch ihre moralische Wucht ſehr bald mit ſich fortzu⸗ 
reißen. Die kleinen Gruppen der äußerſten Linken, ausgeſprochene 
Republikaner oder Sotialdemokraten, ſtanden verdrießlich ab⸗ 
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ſeits und ſpotteten über den Freiheitslärm, mit dem das 
deutſche Volk ſich zu den vorhandenen dreifig Kleinfürſten auf 
Tod und Leben noch einen ein und breißigften anſchaffen wollte. 

Dem Grafen Rechberg hätte nicht leicht etwas Wider⸗ 
wärtigeres in der ſchwierigen Lage jener Zeit begegnen 
tonnen, als dieſe gemeinfame Erhebung der deutschen Fürſten 
und Völker zu Gunſten Auguſtenburg's, dieſes heſtige Be 
gehren der Zerreißung der däniſchen Integrität, dieſe ſchnöde 
Verwerfung der alten öſterreichiſchen Tradition in dem deutſch⸗ 
däniſchen Streite. Wie lange war es denn her, daß Franz 
Joſeph nach Frankfurt gezogen und durch die jubelnde 
Huldigung der deutſchen Fürſten erfreut worden war? Und 
jept warfen ihm dieſelben Fürſten die Forderung in das 
Geſicht, allen wohlerwogenen Grundfägen der Wiener 
Politik zu entſagen und ſich die deutſche Kaiſerkrone durch 
einen abenteuerlichen Kreuzzug an die fernen Oſtſeeküſten erſt 
zu verdienen. Und wie, wenn er ablehnte, und dann Preußen 
ſich an die Spitze der Bewegung ſetzte, dieſes Preußen, 
welches ſich Rußlands vertrauter Freundſchaft und Frank 
reichs ſchmeichelnder Freundlichkeit erfreute, deſſen Miniſter 
dem Grafen Rechberg aus den alten Kämpfen am Bundestag 
beffer als jedem Andern bekannt war, deſſen König ſeit Jahren 
über den däniſchen Unfug und die deutſche Langmuth zürnte? 
Wo wäre dann ein Ende des Unheils für Oſterreich alzuſehen? 
Es war nur zu deutlich, daß Alles auf Preußens Verhalten 
in der fo pflößlich hereingebrochenen Kriſis ankam, und fort 
und fort drängte Rechberg in Berlin um bundesfreundliche 
Auskunft und Abrede über möglichſt gleichmäßiges Vorgehen. 

Bismarck, wie wir ſahen, hatte niemals Eile zum Ein⸗ 


tritt in einen däniſchen Krieg gehabt, und noch am 16. No- 
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vember keineswegs gegen die Thronbeſteigung Chriſtan's IX. 
proteftirt, ſondern factiſch den neuen König anerkannt durch 
die Mahnung, der Verfaſſung vom 13. die Sanction zu 
weigern. Aber daß am 18. davon das Gegentheil geſchah, 
eröffnete der Frage eine neue Zukunft. Dänemark hatte ſich 
auf ſchreiender Rechtsverletzung feſtgenagelt; jetzt war es 
möglich, die volle Befreiung der Herzogthümer in das Auge 
zu faffen, und der König und ſein Minifter waren darüber 
gleiches Sinnes. Nur war der Weg zu dieſem Ziele in den 
Augen des Berliner Cabinets ein ganz anderer, als ihn die 
Heinen Regierungen und die populäre Agitation bezeichneten. 
Der König billigte durchaus Bismarcks Anſchauung, daß in 
erſter Linie Alles auf die Beziehungen Preußens zu den 
andern Großmächten, und hier wieder auf die thätige Mit 
wirkung Oſterreichs ankomme. Wir haben im Jahre 1849 
erlebt, ſagte Bismarck, daß es übel ift, Einer gegen Vier zu 
ſtehen, Zwei gegen Drei iſt ein beſſeres Verhältniß. Dazu 
aber war die erſte Bedingung, daß man zunächſt nicht au 
dem Londoner Vertrag über die Thronfolge rüttelte: denn 
dieſen erklärten Öfterreich und die fremden Mächte ſämmtlich 
für schlechthin rechtsverbindlich. Nun hatte glücklicher Weiſe 
Chriſtian IX. durch die Sanction der Novemberverfaſſung 
den deutſchen Höfen einen von der Erbfolgefrage unabhängigen 
Kriegsfall geliefert, gegen deſſen Rechtmäßigkeit eine Ein⸗ 
wendung geradezu unmöglich war. An dieſem Punkte aljo 
war einzuſcten, an dieſem, und nur an dieſem, konnte mon 
hoffen, Oſterreich auf das Geleiſe der preußiſchen Politik 
hinüber zu ziehen. In Wien wollte man die Thronfolge Chri⸗ 
ſtian's IX. und die däniſche Integrität aufrecht erhalten: nun 
wohl, Preußen ſtellte keine damit unverträgliche Forderung, 


Google j 


160 Eröftreit und Berfaffungsfrage. 


wenn es die Zurücknahme der Novemberverfaffung, im Noth⸗ 
fall durch Waffengewalt, zu erlangen begehrte. Hier, und 
nur hier, hatte man Ausſicht, Oſterreichs Beiſtand zu ge 
winnen, und im Bunde mit ihm Schritt auf Schritt zum 
offenen Kriege gegen Dänemark zu gelangen. Dies war für 
jezt das Nothwendige, das völlig Unerläßliche. Stand man 
erſt im Kriege, fo waren alle frühern Verträge mit Däne- 
mark ſelbſt hinfällig; es würde dann die Aufgabe fein, auch 
dem Wiener Cabinet die völlige Losreißung Schleswig⸗Hol⸗ 
ſteins von Dänemark plauſibel zu machen; jedesfalls bot ein 
ſolches Vorgehen dem Auslande an keiner Stelle einen Rechts⸗ 
titel zur Einmiſchung. Und weiter noch: auf diefem Wege, 
und nur auf dieſem, vermied Preußen, ſich für die erbrecht⸗ 
lichen Anſprüche irgend eines Prätendenten im Voraus zu 
verpflichten; und wir wiſſen, wie wenig Bismarck für die 
Schöpfung eines neuen ſouveränen Großherzogs und Bundes⸗ 
fürſten unter dem Schirme des bisherigen Bundesrechts be- 
geistert war. Vollends aber von einem Auguftenburger Rechts- 
titel wollte er, der im Jahre 1852 die Abkunft mit Herzog 
Chriſtan unterhandelt hatte, und ſich alſo durch das jezige 
Auftreten der Familie perſönlich getäuſcht, jn beinahe vor 
Europa compromittirt ſah, nicht das Mindeſte wiſſen. Nach 
ſeiner Auffaſſung würden nur die Erfolge des Kriegs über 
die territorialen Ergebniſſe entſcheiden, in keinem Falle aber 
ein neues Großherzogthum, ohne vorherige Reform der 
Bundesverfaſſung, zuzulaſſen fein. 

Mit einem Worte alſo, trotz alles Stürmens der öffent⸗ 
lichen Meinung in Deutſchland, beſchloß Preußen, nicht die 
Thronfolge, ſondern allein die Verfaſſungsfrage zum Aus⸗ 
gangspuntt des Verfahrens gegen Dänemark zu nehmen. 
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Der Erbprinz von Auguſtenburg, der am 18. November in 
Berlin erſchien, empfing demnach von Bismarck die kurze 
Antwort, daß er ihm keine Rathſchläge ertheilen könne, da 
Preußen an das Londoner Protokoll gebunden fei. Gleich 
nachher zeigte ſich, wie richtig man hirbei den Wiener Hof 
beurtheilt hatte. So weit war" man dort von einem Zweifel 
gegen Chriſtian's Thronretht entfernt, daß man umgekehrt 
meinte, es ſei nur billig. daß man dem neuen Könige einige 
freie Zeit zur Oxientirung laſſe und deshalb den Vollzug der 
Execution einftweifen auffchiebe. Ia, man meldete nad) Verlin, 
daß man ſehr dankbar ſein würde, wenn Preußen die ganze 
Reſerve für die Execution allein ſtellen wolle, da die Ent- 
fendung eines jo Heinen Corps in fo weite Ferne für 
Öfterreich allerlei milttäriſche Unbeguemlichteit habe. Übrigens 
müſſe man dem Auguſtenburger Lärmen energiſch entgegen 
treten, und den Bundestag zur raschen Anerkennung König 
Christians zwingen. Die Summe war alſo: am liebſten 
gar nichts thun, ſpäter einmal etwas verhandeln, militärifche 
Maaßregeln, wenn ſie unvermeidlich wären, Preußen über⸗ 
laſſen. Bismarck antwortete darauf mit der Frage, ob nicht 
die ſämmtlichen Verträge von 1852 ein untrennbares Ganzes 
bildeten, bei deſſen Bruch durch Dänemark die deutſchen 
Michte in jeder Hinſicht freie Hand bekämen, erklärte übrigens, 
daß Preußen einstweilen von dieſer Freiheit noch keinen Ge— 
brauch mache, ſondern an dem Londoner Protokoll feſthalte, 
um fo mehr aber von Dänemark die Erfüllung jeiner con- 
fitutionellen Zuſagen fordere und deshalb vor allen Dingen 
Beschleunigung der längst beſchloſſenen Bundesepecution be 
gehren müſſe. 

Es war dafür geſorgt, daß der üſterreichiſche Minifter 
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über die Haltbarkeit ſeines bisherigen Standpunktes ſchleunige 
Auſtlärung empfing. 

In Frankfurt wirbelten unter den Diplomaten des Bundes- 
tags die Weinungen und Anträge bunt durch einander, und 
mit jedem Tage wurde es deutlicher, daß die Neigung der 
großen Mehrheit entſchieden nach der Auguſtenburger Seite 
ging. Die Zulaſſung des daniſchen Geſandten wurde lebhaft 
beſtrütten, weil der Bund noch nicht über die Rechtmäßigkeit 
der Throniolge Chriſtian's IX. in Holftein befunden habe. 
Als nach aner früher erhaltenen Weiſung die Geſandten der 
Großmächtr, Kübeck und Sydow, den Fortgang des Exeeu⸗ 
tionsverfahrens gegen Holſtein und zugleich einen Proteſt des 
Bundes gegen die neue daniſche Verſaſſung zur Sprache 
brachten, erklärte der bayerijche Geſandte, Baron von der 
Pfordten, von zahlreichen Stimmen unterftügt, daß weder 
von Execution noch von Proteſt zur Zeit mehr die Rede 
fein könnte, denn man würde den König Chriftian durch die 
Execution als den rechtmäßigen Herzog von Holſtein, durch 
den Proteſt als den rechtmäßigen Herzog von Schleswig an⸗ 
erkennen: da die Etbfolge aber ftreitig jei, müſſe der Bund 
nicht Execution, ſondern militäriſche Occupation Holſteins 
verfügen, darauf den rechtmäßigen Herzog ermitteln und an- 
erkennen, und endlich dieſem als Genoſſen des Bundes, wenn 
nöthig mit Hecreskraft, den Beſit von Schleswig verſchaffen. 
Von dem Londoner Protokoll könne bei dem Bundestage, 
der es nienals zu Geſicht bekommen, gar nicht die Rede jein. 

Bei der Stimmung der Gemüther in dem ganzen „dritten 
Deutſchland“ war es unzweifelhaft, daß Oſterreich allein 
nicht im Stande ſein würde, Bundesbeſchlüſſe in dieſer extra⸗ 
vaganten Richtung, wie man in Wien ſagte, zu verhindern, 
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dazu war, wie die Dinge lagen, ein kräftiges Zusammenwirken 
mit Preußen unerläßlich. Mit wahrer Erquickung vernahm 
man alſo, daß dieſes noch an dem Londoner Protokoll feſt⸗ 
halte, mithin über den leitenden Grundsatz mit Oſterreich ein- 
verſtanden ſei; wenn es allerdings raſchere Thätigkeit in der 
Verfaſſungsfrage als das Wiener Cabinet begehre, würde 
gerade bei einer engen Verbindung beider Höfe Oiterreich in 
der Lage ſein, nach Umſtänden zurückhaltend und mäßigend 
einzuwirken. Man entſchloß ſich hienach, um Preußens Beiſtand 
in der Erbfolgefrage zu ſichern, mit ihm zuſammen ſofort zur 
Execution zu ſchreiten, gerade nach Pfordten's Ausführung, 
daß fie den Fürſten, gegen deſſen Verwaltung fie ſich richte, 
hier alſo Chriſtian IX., als rechtmäßigen Landesherrn vor⸗ 
ausſetze. Hatte doch ſelbſt Lord John Ruſſell, deſſen Agenten 
an allen Höfen ſonſt Frieden und Vermittlung predigten, 
dieſe Schlußfolgerung anerkannt, und aus dieſem Grunde 
Beſchleunigung der Execution empfohlen). König Wilhelm 
drängte nicht weniger darauf, nach der einfachen Erwägung 
des geſunden Menſchenverſtandes, daß es für die weitere 
Entwicklung der Sache günftiger ſei, deutſche Truppen an 
der Eider, als nur an der Elbe zu haben. So kam denn 
am 24. November Abends zwiſchen Bismarck und dem öſter⸗ 
reichiſchen Geſandten, Grafen Karolpi, eine Übereinkunft zu 
Stande, beim Bundestage gemeinfom dahin zu wirken, daß 
die Execution jo raſch, wie es die Bundesgeſeze irgend ver⸗ 
ſtatteten, in Vollzug geſetzt werde. Daß Oſterreich, den 
früßern Bundesbeſchlüſſen entſprechend, bei der Execution 
mitwirken würde, verſtand ſich bereits von ſelbſt. 


) Beruſtorf, 22. November. 
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So war Öfterreich zu dem erſten Schritte einer thätigen 
Politit herbeigebracht, und Bismarck Tomte hoffen, daß bie 
natürliche Conſequenz desſelben es in der neuen Richtung 
weiter führen würde. Die Welt war erſtaunt, nachdem Jahre 
lang Öfterreich in erbittertem Hader an der Spitze der deutſchen 
Mittelſtaaten Preußen gegenüber geſtanden, jetzt plötzlich 
Oſterreich mit Preußen vereint, der großen Mehrheit des 
dritten Deutſchland entgegen treten zu ſehen. Und doch war 
das Ereigniß natürlich genug. Bei feiner ifolisten und ber 
drohten Stellung in Europa wollte Üfterreich um keinen 
Preis auch in Deutſchland völlig vereinzelt werden. So 
ergriff es in der die Lage beherrſchenden däniſchen Streitſache 
die Partei, weiche einstweilen dem Wierer Standpunkte am 
nächſten hielt. Es begehrte die Integrität der dänifchen 
Monarchie unter König Christian; darüber war mit dem 
dritten Deutſchland bei deſſen Augustenburger Schwärmerei 
eine Verftändigung unmöglich; man ſchleß alſo mit Preußen 
ab, welches ſich allerdings für die Zukunft alle Wege offen 
hielt, einſtweilen aber auf dem Boden des Londoner Proto- 
kolls bleiben zu wollen erklärte. 

Die Nachrichten, welche Bismarck in dieſen Tagen über 
die Haltung der übrigen Großmächte empfing, lauteten nicht 
minder günſtig. Am unficherften erſchien fortdauernd Eng⸗ 
land, aus dem einfachen Grunde, weil es in feinen eigenen 
Berathungen zu feinem feften Entſchluſſe kam. Die Königin 
Victoria, deren ältefte Tochter Kronprinzeſſin von Preußen, 
deren älteſter Sohn mit der Tochter Chritiar's IX. vermählt 
war, hatte Mitgefühl nach jeder Seite, beklagte die däniſche 
Hartnäckigkeit und hielt doch Preußen an den Londoner Vertrag 
gebunden; ihr Seclenwunſch war Erhaltung des Friedens. 
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Dafür Hatte fie denn an Lord John Ruſſell das denkbar 
eifrigſte Organ, dem jede Bedingung des Friedens, deutſch 
oder däniſch, vollkommen gleichgültig war, wenn fie nur 
den Krieg verhütete, und der in dieſem Sinne raſtlos feine 
Depeſchen, Aufforderungen und Abmahnungen in alle Welt 
hinausgehen ließ. Lord Palmerſton hielt ſich zur Zeit zurück; 
ſeine Feindſeligkeit gegen Deutſchland aber war ungeändert, 
und die von ihm nicht felten inſpirirte Preſſe richtete namentlich 
gegen Preußen die heftigsten Angriffe. Um ſo vorſichtiger 
bewahrte Bismarck dem englifchen Botſchafter gegenüber feine 
gedeckte Stellung. Lord John hatte kurz vor dem Tode 
Frederik's VII. den Drang zu einer englischen Vermittlung 
verloren, ertundigte ſich jezt aber auf's Neue in Berlin wie 
in Frankfurt, ob ein ſolches Erbieten Ausſicht auf Annahme 
haben würde. Bei einem Geſpröche mit dem ergliſchen Ge- 
fandten, Sir Andrew Buchanan, bedauerte Bismarck, daß 
Lord John ſich vor vierzehn Tagen nicht dazu hätte ent⸗ 
ſchließen können; damals ſei der Bund dazu bereit geweſen, 
was heute durch Dänemarks Wortbrüchigteit ſehr zweifelhaft 
geworden ſei. Dieſe lähme aber auch Preußens Stellung 
zum Londoner Protokoll von 1852. Nicht ohne Schein 
halte man uns entgegen, daß Dänemark feine damals über- 
nommenen Pflichten nicht erfüllt habe, wir alſo auch nicht 
mehr an das Protokoll gebunden ſeien. Wir ſeien freilich 
weit entfernt davon, dies als unſere Anſicht auszusprechen, 
hätten aber keine Mittel mehr, auf Andere in dieſem Sinne 
einzuwirken. Was uns ſelbſt betreffe, ſeien wir jedoch ſehr 
bereit, beim Bunde für die Annahme der engliſchen Vermitt⸗ 
lung zu ſtimmen. Sir Andrew ſuchte vergeblich darzuthun 
daß Dänemarks Vertragsbruch gegen Schleswig Preußen 
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nicht berechtige, ſich von dem Vertrage über die dänifche 
Integrität und Erbfolge loszuſagen, und daß Preußen 
durch den letztern nicht bloß Dänemark, ſondern auch den 
Großmächten gegenüber verpflichtet jei: die Widerlegung beider 
Sätze war aus der nähern Betrachtung der Vorgänge von 
1852 ſehr leicht zu führen. Übrigens, wozu eine ſolche Er⸗ 
örterung? fragte Bismarck. Ihr erkennt an, daß die neue 
dänische Verfaffung einen Vertragsbruch enthält, gegen den 
wir uns erheben müſſen; unſrerſeits haben wir uns vom 
Londoner Protokoll nicht losgeſagt, und ſind bereit, für die 
Annahme Eurer Vermittlung zu ſtimmen; ſo wären wir ja 
einig. Aber ſchon zwei Tage ſpäter war dieſe Vermittlung 
bereits wieder vom Horizonte verſchwunden, und an ihre 
Stelle der Antrag getreten, die Streitfrage nicht England 
allein, ſondern allen Unterzeichnern des Londoner Protokolls 
zur gemeinſamen Erwägung vorzulegen; ſonſt konnte England 
ſich vielleicht zu thätiger Unterſtützung Dänemarks veranlaßt 
ſchen. Acht Tage früher hatte England jeine alleinige Ver⸗ 
mittlung ausdrücklich deshalb angetragen, weil die Mitwirkung 
anderer Mächte den franzöſiſchen Congreßplan wieder beleben 
könnte. Man begreift, daß ein ſolches Gemenge von Zu⸗ 
gefländniffen, Drohungen und Schwantungen, wie es hier 
Lord John zu Stande brachte, einem Staatsmann von 
Bismarck's Anlage weder Furcht noch Ehrfurcht einfloßen 
konnte. Mochte es gelegentlich läſtig fallen, ſchwerlich konnte 
es einem beſonnenen Vorgehen ernſte Gefahr bringen. 

In anderer Weise erheblich waren dann die gleichzeitigen 
Berichte des Grafen Golh aus Paris. Goltz, ein geiſtreicher, 
lebhafter, zuweilen eigenwilliger, ſtets aber von äußern Ein- 
drücken abhängiger Mann, hatte die beginnende Entfremdung 
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zwiſchen Frankreich auf der einen, und Oſterreich⸗England auf 
der andern Seite, mit großer Freude begrüßt, und ging eifrig 
auf die günſtige Haltung der franzöſiſchen Staatsmänner ein. 
„Ich wünſche, ſagte ihm Napoleon am 23. November, auf 
dem Congreſſe mid) mit Euch über größere Dinge zu ver⸗ 
ſtändigen. Ich habe von Euch nichts zu verlangen, aber Ihr 
werdet Euch nicht verbergen, daß Ihr in Eurer jetzigen Lage 
nicht bleiben könnt. Preußen ift von Heinen Staaten um- 
geben, die fein Wirken hindern und feine Kraft nicht vermehren. 
Auf dem Congreſſe könnten wir dies und vieles Andere ge 
meinſam erwägen.“ Dem Miniſter Drouyn de Lhuys empfahl 
dann Goltz die Sache Schleswig Holſieins, wo fich für Frank. 
reich Gelegenheit zeige, ſeine Sympathie für das Nationalitäts- 
princip zugleich mit der Achtung vor alten Rechtsordnungen 
zu bethätigen. Der Miniſter beſtätigte dies, erklärte aber zur 
Zeit Frankreich durch das Londoner Protokoll gebunden; auf 
dem Congreſſe würde man weiter davon reden können. Daß 
der Bund Holſtein beſeze, um allen Parteien ihre Rechte zu 
wahren, erſchien dem Miniſter unbedenklich. Als dann Goltz 
den Gedanken hinwarf, Schleswig nach der Nationalität ſeiner 
Einwohner zu- theilen, jo daß Südſchleswig an Holſtein fiele, 
entgegnete Drouyn de Lhuys: wenn eine ſolche Theilung, 
namentlich im Hinblick auf die Möglichkeit einer ſcandinaviſchen 
Union, durchzuſegen wäre, fo würde es beſſer fein, Schleswig⸗ 
Holſtein zu einer preußiſchen Provinz und nicht zu einem ſelb⸗ 
ſtändigen Herzogthum zu machen, ſchon im Intereffe der 
Stärkung der deutſchen Seemacht; er rathe alſo, daß Preußen 
die Anſprüche Auguſtenburg's nicht als unbeſtreitbar hinſtelle. 
Als er bei dieſen Nußerungen auf Compenſationen deutete, 
und Goltz ſogleich darauf bemerkte, daß Preußen keine Pro- 
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vinzen zu vergeben Hätte, erläuterte der Miniſter, daß er nicht 
an territoriafe Abtretungen denke i die Conpenſationen könnten 
in einer Geldzahlung an Dänemark, in der Verleihung einer 
hohen preußischen Stellung an Auguftenburg, in guten Dienſten 
an befreundete Mächte bei andern Fragen beſtehen. 

Bei welcher andern Frage Frankreich Preußens „gute 
Dienſte“ wünſchte, und dann mit der Erwerbung Schleswig 
Holſteins belohnen wollte, lag auf der Hand. Golz theilte 
mit ihm die Wendung gegen Oſterreich, hatte aber über 
Schleswig⸗Holſtein keinen andern Gedanken, als deſſen Selb⸗ 
ständigkeit unter Auguſtenburg troß Oſterreich nach dem Be⸗ 
gehren der populären Stimmung in Deutschland durchzufegen. 
Ganz in dieſem Sinne redete er am folgenden Tage nochmals 
mit Napoleon in Compiegne, im vertrauten Geſpräche nach 
der Tafel bei einer Cigarette. Der Kaiſer erflärte zunächſt, 
keine Partei nehmen zu wollen; die Frage fei offenbar für 
den Congreß geeignet: aber, fügte er mit plötzlicher Wendung 
hinzu, nach den Außerungen der Großmächte ſcheint der 
Congreßplan keine großen Ergebniſſe mehr zu verheißen; ich 
fan nur noch die Bildung eines Allianzſiſtems für Frant- 
reich in das Auge faſſen, und wünſche ein ſolches mit Preußen 
einzugehen. Goltz, höchſt entzückt, erwiderte, die Überein⸗ 
fimmung in faſt allen Fragen (mit Ausnahme der polniſchen) 
werde von ſelbſt dieſes Ergebniß herbeiführen; es ſei das eine 
Zeilſrage, eine Frage des Temperament; der Eine gehe ſchnell, 
der Andere bedächtig auf das vorzeſtekte Ziel hin. Er freute 
ſich, als Napoleon feiner Anſicht zuſtimmte, daß Frankreich 
ſich mit England, Rußland oder Preußen, ficher aber nicht 
mit Öfterreich verbünden könne. 

Die Tragweite diefer Nachrichten reichte, wie man ſieht, 


b Google A 


Küßle Aufnahme der fronzöſſſchen Antriebe in Berlin. 109 


weit über die holſteiner Sache hinaus. Ohne Zweifel war 
es für die preußiſche Politik gngenchmer, mit Frankreich auf 
freundlichem als auf geſpanntem Fuße zu ſtehen. Aber die 
Summe der franzöſiſchen Außerungen wirkte auf den König 
eher abſtoßend als einladend. Wie kommt Goltz dazu, fragte 
er, ohne meine Autoriſation von der Möglichkeit einer fran⸗ 
zöſiſchen Allianz zu reden? In der That, eine solche, offen⸗ 
bar gegen Oſterreich gemünzte Verbindung, paßte übel zu 
dem heutigen Beſtreben, den Wiener Hof zu einem Bundes- 
krieg gegen Dänemark hinüber zu leiten. Dazu hatte der 
König trotz all der bisherigen politiſchen Spannung ein 
warmes Herz für ſeinen kaiſerlichen Neffen von Oſterreich; 
er hielt es freilich nicht erlaubt, einem ſolchen Gefühle ein 
Intereſſe des preußiſchen Staats zu opfern, aber es war 
ihm eine Freude überall, wo auf dieſer Seite fich Pflicht und 
Neigung vereinigen ließ. Im Verhältniß zu Napoleon war 
von dem Allem das Gegentheil vorhanden; er würde auch mit 
dieſem abſchließen, wenn das Staatswohl es erforderte, aber 
es würde ein von ſtetem Mißtrauen erſchwertes Opfer ſein. 
Droupn de Lhuys' Hindeutung auf eine preußische Annezion 
Schleswig- Holſteins ließ der König platt zu Baden fallen; 
ſeit Jahren hatte in dieſer Sache der Wunſch auf Wahrung 
der deutſchen Ehre und auf Befreiung der deutſchen Lande 
feine Seele erfüllt; ein eigennügiger Gedanke war ihm dabei 
nicht gekommen, und wenn ſich, was er lebhaft wünſchte, 
das Londoner Protokoll befeitigen ließ, war er bereit, fich 
mit Auguſtenburg zu verſtändigen. 

Indeſſen, dies Alles waren zukünftige Sorgen. Für den 
Augenblick war es deutlich, daß trotz Englands unentſchloſſenem 
Mißvergnügen Preußen, jezt im Einverſtändniß mit Ofterreich, 
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ohne Sorge wegen Frankreich und Rußland, die activen Ope⸗ 
rationen gegen Dänemark beginnen konnte. 

Am 26. November versammelte König Wilhelm feine 
Miniſter zu einer Conſeilſitzung im königlichen Palais. In 
längerer Rede wies er auf die Aufregung in Deutſchland 
hin, welche zwar patriotiſch, aber doch auch mit einzelnen 
revolutionären Elementen gemiſcht erſcheine, fo daß es nöthig 
ſei, ihr die heilſame Richtung durch thatkräſtiges Handeln zu 
geben. Einſtweilen ſei Preurßen noch an den Londoner Ver⸗ 
trag gebunden. Zwar ſei der Erbprinz von Auguſtenburg 
dem Verzichte ſeines Vaters nicht beigetreten, Preußen aber 
und Oſterreich hätten in London die Suceſſion Chriftian’s IX., 
unter Wahrung der Rechte der Herzogthümer, anerlannt. 
Trotz der Verletzung der letztern durch Dänemark ſeien die 
Dinge heute noch nicht ſo weit gekommen, daß Preußen ſich 
von dem Londoner Vertrag bereits losſagen dürfe. Deshalb 
ſeien die Rechte der Herzogthümer gegen den neuen König, 
wie gegen deſſen Vorgänger, zunächſt durch eine Bundesegecution 
zu ſchützen, was viele Kleinſtaaten eben deshalb beſtritten, 
weil die Execution die Anerkennung König Chriſtian's in ſich 
ſchlöſſe. Sei dem aber, wie ihm wolle, unter allen Un⸗ 
ſtänden ſei es dringend, daß Holſtein ſo bald als möglich in 
die Hände deutſcher Truppen komme. Preußen ſei auf⸗ 
gefordert, dazu eine Neferve zu ftellen; es ſei aber bei der 
nahen Möglichkeit größerer Verwicklungen unerläßlich, die 
Nüftungen weiter auszubehnen; Er, der König, werde alſo 
die Mobiliſtrung der 6. (Brandenburger) und 13. (weſtfäliſchen) 
Divifion, und als weitern Rückhalt, des Gardetorps, befehlen. 
Acht Tage nach dem Bundesbeſchluſſe müßten die Truppen 
warſchfertig fein. Eine Vorlage an den Landtag, die Kosten 
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betreffend, müſſe gemacht werden; derſelbe töne die Bewilli⸗ 
gung nicht weigern, da der Bund für die Cpecution eine 
Matrienlar-Umlage beſchließen werde. Der König forderte 
darauf die Miniſter zum Ausdruck ihrer Anſicht auf. Es 
ergab ich im Weſentlichen allgemeines Einverſtändniß. Auf 
Roon's Frage, ob Oſterreichs Mitwirkung geſichert ſei, er⸗ 
läuterte Bismarck, daß das Wiener Cabinet anſcheinend noch 
fefter als früher am Londoner Tractat feſthalte, jetzt aber 
gerade von dieſem Standpunkte aus auf die Execution dränge. 
Obgleich England ſich der letztern wohl ſchwerlich widerſetzen 
werde, könne daraus doch leicht ein Krieg mit Dänemark, 
welches den Forderungen Ofterreich® und Preußens zu ent» 
ſprechen, gar nicht mehr im Stande fei, und dann in weiterer 
Conſequenz ein eurapäiſcher Krieg entſtehen; die Rüſtung fei 
alſo auf das Möͤglichſte zu beſchleunigen; aus demſelben 
Grunde trat er auch einem Vorſchlage des Finanzminiſters 
entgegen, die Vorlage an den Landtag bis nach dem Erlaß 
der Matriculat Umlage auszusetzen. Zum Schluſſe genchnigten 
der König und das Conſeil den Entwurf der Erklärung, 
womit Bismarck die finanzielle Vorlage dem Landtage anzu⸗ 
kündigen gedachte. 

Die drei vom Könige bezeichneten Heertheile ergaben 
eine Stärke von rund 60000 Mann, alſo eben die Ziffer, 
welche Noon im Frühling als erſorderlich für einen däuiſchen 
Krieg bezeichnet hatte. An dem Ausbruch desſelben hatte 
kein Mitglied des Conſeils einen Zweifel mehr. Wiederholt 
Hatte Dänemark ſchon die Grecution als Kriegsfall bezeichnet, 
und vollends die Wiederaufhebung der neuen Verfaſſung hielt 
niemand, welcher die Kopenhagener Verhältniſſe kannte, für 
möglich. Mehr als jemals galten jetzt Bismarcks Worte vom 
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22. December 1862: „die däniſche Frage kann nur durch 
Krieg auf eine für uns günſtige Weise gelöſt werden; der 
Anlaß zum Kriege läßt ſich in jedem Augenblicke finden, in 
welchem unfere Stellung zu den Großmächten eine günſtige 
für die Kriegführung iſt.“ Und Dank feiner umfichtigen 
Politit war dieſer günſtige Augenblick endlich gekommen, und 
der König war wie ſeine Minifter entſchloſſen, ihn auf jede 
Gefahr auszunutzen. Auf jede Gefahr, denn gefahrlos war 
auch jegt die Bahn wahrhaftig nicht, jo ausſichtsteich fie ſich 
in dieſen lezten Novembertagen eröffnet hatte. 


8. Capitel, 
Die Execution in Holſtein. 


Wenn Oſterreich in die Verbindung mit Preußen unter 
dem ſtillen Vorbehalte mäßigender Einwirkung eingetreten 
war, jo ergab ſich daraus von ſelbſt, daß die active, treibende 
und folglich leitende Rolle in der Allianz vom erſten Tage 
an in Preußens Hände kam. Bereits war Oſterreich dem 
preußiſchen Wunſche auf Beſchleunigung der Bundesexccution 
beigetreten. Wenige Tage ſpäter gab es auch feinen Wider⸗ 
ſpruch gegen Bismarcks wichtigen Satz auf, daß die deutſche 
Verpflichtung gegen das Londoner Protokoll durch Dänemarks 
Vertragstreue in den Verfaſſungsfragen bedingt ſei, und mit 
dieſer ſtehe und falle. Auch hier hatte wieder das Drängen 
der Mittelſtaaten eingewüktz ſie warben eifrig für ihre Ab. 
ſicht, wegen mangelnder Erbberechtigung des Königs Chriſtian 
in Holſtein deſſen Bundestagsgeſandten gar nicht zuzulaſſen, 
und Bismarck machte demnach den Grafen Rechberg darauf 
aufmerkſam, daß man ſehr geringe Ausſicht habe, einen fu 
aufreizenden Beſchluß zu verhindern, wenn man nicht einiges 
Entgegenkommen zeige, und die Anerkennung Chriſtian's 
wenigſtens an die Bedingung knüpfe, daß vorher die dänische 
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Vertragspflicht in den Verfaſſungsfragen erfüllt ſei. Ned- 
berg konnte nicht umhin, die Richtigkeit dieſer Bemerkung 
anzuerkennen, da in der That die große Mehrheit der Bundes⸗ 
verſammlung mit jedem Tage ſich ununmwvundener im Sinne 
der Auguſtenburger Partei ausſprach, und gab alſo dem 
preußischen Vorſchlage feine Zustimmung. Außerdem erklärte 
Bismarck ſich bereit, bei aller Beſchleunigung der holſteiner 
Execution, in der ſchleswiger Verfaſſungsfrage die bisherigen 
Sünden Dänemarks nur als Nichterfüllung ſeiner alten Zu: 
jagen zu betrachten, und den pofitiven Bruch derſelben erſt 
mit der praftifchen Einführung der neuen Verfaſſung am 
1. Januar 1864 als vollzogen anzunehmen, dann aber auch 
Giegegen mit vollem Nachdruck einzuſchreiten. Wieder konnte 
Rechberg nicht anders, als einem ſolchen Verfahren das 
Lob der Milde und Verſöhnlichkeit ertheilen, den Aufſchub 
bis zum 1. Januar freudig acceptiren, damit aber ſich in- 
direct auch zu kräftigem Handeln nach dieſem Termine ver⸗ 
pflichten. Die wahre Bedeutung des Bismarck ſchen Vor⸗ 
ſchlags wurde damals weder in Wien noch anderwärts 
begriffen. Wer, wie Ofterreich, ernſtlich eine friedfertige 
Löſung wünſchte, hätte dringenden Grund gehabt, fo ſchnell 
und jo kräftig wie mögli gerade vor dem 1. Januar fein 
Ultimatum auf die Nücnahme der neuen Verfaſſung zu 
ſtellen. Denn höchſtens bis zu dieſem Termin gab es einen 
Reichsrath altes Styls, welcher die Rücknahme geſezlich 
votiren konnte: vom 1. Januar ab war die Rücknahme auf 
geſetzlchem Wege nur durch den Reichsrath der neuen Ver⸗ 
faſſung möglich, deſſen Zuſammentritt die deutſchen Mächte 
ebenſo wie die Fortdauer der Verfaſſung als Kriegsfall be⸗ 
zeichneten. Nur ein Staatsstreich konnte dann den Frieden 
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erhalten, und wie ſollte der arme Chriſtian einen Staats- 
ſtreich leiſten? 

Die beiden deutichen Höfe waren alſo einig über einſt⸗ 
weiliges Feſthalten am Londoner Protokoll, und folglich über 
die bedingte Zulaffung des dänischen Bundestagsgeſandten, ſo⸗ 
wie über die ſchleunige Vornahme der Bundesexecution gegen 
Christian IX. als Herzog von Holſtein. Kaiser Franz Joſeph 
ſprach dem preußischen Geſondten ebenso lebhaft feine hohe 
Befriedigung über das gewonnene Einverſtändniß, wie feinen 
Unwillen über das unerlaubte Verfahren und die maßlose 
Haltung der ſonſt jo correcten deutſchen Kleinſtaaten aus. 
Ein eben in Wien anlangender Agent Auguſteuburg's empfing 
ſofort die beſtimmte Andeutung, daß ſeine Sendung erfolglos 
ſein würde. 

In der Bundestagsſitzung am 28. November, wo die 
Zulaſſung des däniſchen Gesandten zur Verhandlung ſtand, 
ſtimmten denn die beiden Großmächte in dem oben an— 
gegebenen Sinne. Ihre Stellung zur Sache ſei durch das 
Londoner Protokoll und deffen von Dänemark angenommene 


Vorbedingungen gegeben. Sie ſeien an ihrem Theile zur 
Ausführung des Vertrags bereit, wenn Dänemark jene Vor⸗ 
bedingungen erfülle. Der Geſandte Chriftian’s IX. fei jeb 
falls für Lauenburg zuzulaſſeu, für Holſtein aber nur daun, 
wenn der König die Zuſagen von 1852 verwirkliche. Dagegen 
beantragte Sachſen die Nichtzulaffung des Geſandten und die 
Beſetzung Holſteins durch ein verſtärktes Bundescorps, bis 
der Bund den rechtmäßigen Erben anerkannt habe; Darnı- 
ſtadt aber ſchlug vermittelnd vor, die zum Zwecke der Ex 
eution in Ausſicht genommenen Maaßregeln jeht zum Schupe 
aller Rechte und Intereſſen raſch in Vollzug zu jegen. Nach 
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einer ſehr lebhaften Debatte war das Ende ein mit 12 gegen 
4 Stimmen gefahter Veſchluß, die Führung der hofftein- 
lauenburger Stimmen bis auf Weiteres zu ſuſpendiren, alſo 
noch keine pofitive Erklärung gegen König Chriſtian, immer 
aber eine entſchiedene Ablehnung des öſterreichiſch⸗preußiſchen 
Standpunktes. Troß der Vereinigung der beiden Großmächte 
hatte außer dem ſtets däniſch geſinnten Luxemburg nur Kur⸗ 
heſſen mit ihnen geftinmt, 

In voller Übereinſtimmung mit dieſer Haltung der 
Bundesmehrheit gingen in ganz Deutſchland die Wogen ber 
populären Bervegung höher und höher. Eine große ſchwäbiſche 
Vollsverſammlung brachte an ihre Regierung eine Adreſſe, 
worin das Londoner Protokoll, an welchem die Großmächte 
feſthielten, als eine Infamie bezeichnet wurde. Eine von der 
großdeutſchen Partei in München berufene Versammlung er⸗ 
klärte, die Großmächte hielten an dem Londoner Protokoll, 
aber mächtiger als die Großmächte fei die öffentliche Meinung. 
König Max von Bayern war auf ärztliche Anordnung zur 
Herſtellung ſeiner angegriffenen Geſundheit nach Italien ge⸗ 
reiſt; jezt erließ der Münchener Stabtrath an ihn eine pereı 
torifehe Aufforderung zur Rückkehr, weil feine Anweſenheit 
dem Vaterlande nöthig ſei, und der König beeilte fich, der 
Ladung Folge zu leiſten. Der Miniſter Beuſt ſagte dem 
preußischen Geſandten, er habe keinen lebhafteren Wunſch, 
als mit den Großmächten zuſammen zu gehen, aber wenn er 
in der Sache der Herzogthümer feine Haltung ändere, ei 
feine Stellung in Sathſen unmöglich. Ahnliche Dinge mel⸗ 
deten nach Berlin die Geſandten aus Karlsruhe und Stutt⸗ 
gart. In Frankfurt bat Pfordten die Vertreter Preußens 
und Sſterreichs flehentlih, die Mächte möchten doch, wenn 
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fie in der That nicht die völlige Trennung der Herzog⸗ 
thümer von Dänemark beabsichtigten, dies offen aussprechen, 
damit der Bund dann beſchlöſſe, daß zur Zeit gar nichts 
geſchehe: denn wenn es unter ſolchen Umſtänden zu irgend 
welchen militäriſchen Maaßregeln gegen Dänemark käme, 
könnte das Ende nur ein ebenſo kläglicher Mißerfolg wie 
1850 fein; Dänemark würde die begehrten Conceſſionen zu⸗ 
fagen, damit die Wiederauslieferung Holſteins erzwingen, und 
dann nach kurzer Friſt das treuloſe Spiel der Vergewaltigung 
auf's Neue beginnen. Nicht anders redete der badiſche Mi⸗ 
nifter Roggenbach: eine Bundeserecittion in Holſtein gegen 
den König Chriſtian, der kein Recht auf den Beſitz von Hot 
ftein hat, iſt unmöglich; Deutſchlands Pflicht gegen die 
Herzogthümer it die Occupation derſelben für den berechtigten 
Erben. 

Gegen all dies Stürmen und Drängen hatte Bismarck, 
der ſich der militäriſchen Actionsfreiheit Preußens auf alle 
Fälle ſicher fühlte, wenig einzuwenden. Es konnte im Ein⸗ 
zelnen unbequem fein, im Ganzen diente es ihm, Ofterreich 
an feiner Seite ſeſtzuhalten, die eigene Mäßigung bei den 
fremden Mächten in das günftigfte Licht zu ſtellen, und zu- 
gleich Europa aufmerkſam zu machen, daß mit der heißen 
Aufregung von 45 Millionen immer gerechnet werden müßte. 
Eine ſolche Hindeutung war nicht bloß bei Napoleon, ſondern 
auch für England von Belang, wo das Auftreten Auguſten⸗ 
burg's eine große Entrüſtung unter allen Parteien hervor⸗ 
gerufen hatte. Während Lord John Nuſſell noch einiger 
Maaßen glimpflich, immer aber ſehr ernft und warnend zu 
reden fortfuhr, überboten ſich Sir Andrew Buchanan in 


Berlin und Sir Arthur Paget in Kopenhagen 15 drohenden 
„. Syte, Negrindung d. Deutfäen Beides. TIT. 
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Reden, dab England leine deutſche Einmiſchung in die innern 
Angelegenheiten Dänemarks, und noch viel weniger eine Ab⸗ 
weichung von dem Londoner Vertrage dulden würde. Natür⸗ 
lich wuchs dadurch den Dänen der Starrſinn und die 
Kampfluft, wogegen Bismarck wieder nicht das Minbejte zu 
erinnern hatte: immer aber erſchien es doppelt nöthig, dem 
englischen Eifer keine Blöße, und der ſeindſeligen Geſinnung 
Lord Palnerſton's keinen Vorwand zu geben, mit dem er 
ſeine in Wahrheit friedliebende Nation in eine kriegeriſche 
Politik nachziehen könnte. 

Unter dieſen Verhältniſſen gab Bismarck dem preußiſchen 
Abgeordnetenhauſe am 1. December die vom Miniſterrathe ge⸗ 
nehmigte Erklärung über die preußiſche Politik in Sachen der 
Herzogthümer. Sie begann mit dem Satze, daß das Londoner 
Protokoll für Preußens Stellung maßgebend ſei; an unsrer 
Vertragstreue dürfe kein Zweifel haften. Dann gelte auch 
dasſelbe Gebot für Dänemart, deſſen damalige Zuſagen mit 
dem Londoner Vertrag ein untheilbares Ganze bilden und 
mit demfelben ftehen und fallen. Sagten wir uns von dieſer 
Grundlage los, ſo hätten wir überhaupt kein von Europa 
anerkanntes Recht, uns um Schleswig zu bekümmern. Die 
Entscheidung über die Frage, ob und wann wir durch Nicht⸗ 
erfüllung der bäniſchen Verpflichtungen in den Stand geſezt 
ſeien, den Londoner Vertrag für hinfällig zu erklären, müſſe 
die Regierung ſich vorbehalten; fie könne dieſelbe weder dem 
deutſchen Bunde überlaſſen, noch ſie hier zum Gegenſtande 
von Erklärungen machen. So lange wir den Londoner 
Vertrag nicht als hinfällig betrachten, ſehen wir in König 
Christian den Erben des Rechts und des Unrechts feiner 
Vorgänger, und haben demnach in Gemeinſchaft mit Oſter⸗ 
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reich die erforderlichen Anträge zur sofortigen Vollziehung 
der Execution geſtellt. Unter allen Umſtänden werde Preußen 
für das deutſche Recht in den Herzogthümern und für fein 
eigenes Anſehen im Rathe der Großmächte mit beſonnener 
Feſtigleit einſtehen. — Die Rede ſchloß mit der Ankündigung 
der nöthigen militäriſchen Vorkehrungen und der demnächſtigen 
ſinanziellen Vorlage an den Landtag. 

Unmittelbar auf den Vortrag dieſes Actenſtücks folgte 
eine ſtürmiſch aufgeregte zweitägige Verhandlung des Hauſes, 
in welcher alle Töne der vorher geichilberten populären Be⸗ 
wegung im ſtärkſten Ausdruck wieder klangen, das legitime 
Erbrecht Auguſtenburg's, die Nichtanerkennung des Londoner 
Protokolls durch ben deutſchen Bund, die vertragswibrigen 
Maaßregeln Dänemarks, durch welche auch für Preußen und 
Oſterreich das Protokoll hinfällig geworden. Dazu kam die 
allgemeine Erbitterung der Majorität gegen das Miniſterium 
in Folge des fortdauernden Verfaſſungsſtreits, ſodann die 
Unkenntniß der Kopenhagener Verhältniſſe, nach welcher man 
dänifche Nachgiebigkeit in den conftitutionellen Fragen und 
dann erneute Anerkennung der däniſchen Integrität durch die 
Großmächte befürchtete, endlich aber und vor Allem das tieffte 
Mißtrauen gegen Bismarc's guten Willen in der Sache 
Schleswig- Holſteins, welche er einſt heftig verurtheilt 
hatte. Auch vor fünfzehn Jahren hatte es die preußiſche 
Regierung an tapfern und patriotischen Worten nicht fehlen 
laſſen, und dennoch hatten 1850 preußische Truppen geholfen, 
Holſtein feinem königlichen Zwingherrn wieder zu unterwerfen, 
und Herr von Bismarck Schönhauſen hatte dies laut gebilligt. 
Wer konnte dafür einſtehen, daß derſelbe Mann nicht dasſelbe 
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Leider, Herr von Bismarck konnte dem hohen Haufe 
damals nicht ſagen, was er zu thun gedachte, und fo be 
ſchloß am 2. December 1863 eine Mehrheit von 231 gegen 
63 Stimmen: die Ehre und das Intereſſe Deutſchlands 
fordern es, daß ſämmtliche deutſche Staaten den Erbprinzen 
Friedrich als Herzog von Schleswig⸗Holſtein anerkennen und 
ihm in der Geltendmachung feiner Rechte wirlſamen Bei⸗ 
ſtand leiſten. 

Daß der Beſchluß des Hauses nicht die geringſte Wirkung 
auf das weitere Verfahren der Regierung ausübte, wird keiner 
Bemerkung bedürfen. Im Gegentheil, er war eher geeignet, 
das Gefühl, welches in dem Herzen des Königs für Auguſten⸗ 
burg vorhanden war, durch ein fo verkehrtes Verhalten feiner 
Parteigänger zu ſchwächen. Zunächſt kam Alles auf die 
Erlangung des Bundesbeſchluſſes für den ſofortigen Beginn 
der Eperution an, und Bismarck redigirte nach Rechberg's 
Wunſch die identiſche Note, durch welche beide Höfe auf ein 
zuſtimmendes Votum der einzelnen deutſchen Regierungen zu 
drücken und denſelben die Laſt der Verantwortung für das 
Heraufbeſchwören curopäiſcher Verwicklungen anschaulich zu 
machen gedachten. Da die Ausſchüſſe des Bundestags im 
Sinne des Darmſtädter Antrags an die Stelle der Execution 
eine Beſetzung des Landes „zum Schutze aller Rechte“ ſetzen 
wollten, fo ſandte Bismarck unter Zuſtimmung Karoly''s 
ſofort auch den Gegenantrag der beiden Großmächte nach 
Frankfurt. Er war ſehr einfach auf ſchleunigen Vollzug der 
Execution gerichtet, und hatte nur auf den dringenden Wunſch 
des Herrn von Kübeck den Zuſaßz erhalten, es ſollte damit 
den vom Bunde innerhalb ſeiner Competenz zu faſſenden 
Beſchlüſſen über die Erbfolgefrage nicht präjuditirt werden. 
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Daß nach preußiſcher Rechtsanſicht die Bundesverſammlung 
überhaupt zu einem Urtheil über die Erbfolge nicht competent 
ſei, dies in Frankfurt zu erklären, erachtete der Miniſter einſt⸗ 
weilen noch nicht angezeigt. Rechberg war mit Allem ein⸗ 
verſtanden, überhaupt war in Wien der Arger über die Eigen- 
willigkeit der Wittelſtaaten feit dem Ichten Bundesbeſchluſſe 
in ſtetem Wachſen, jo daß Rechberg nach Berlin die Anſicht 
ausſprach, wenn der Bund die Execution verwerfe, ſei dieſelbe 
von den beiden Großmächten allein durchzuführen, und jedes 
andere Verfahren des Bundes mit allen Mitteln zu verhindern. 
Den deutſchen Geſandten in Wien erllärte er mit höchſtem 
Nachdruck, nimmernehr ſollte man erwarten, daß Oſterreich 
ſich durch eine Anzahl Kleinſtaaten majoriſiren laſſen werde, 
inhaltſchwere Worte, deren keines für Bismarck's Gedächtniß 
verloren ging, bei denen er der alten Frankfurter Kämpfe 
gegen Preußens Majoriſtrung in heiterer Erinnerung gedachte. 
Dies Alles, verbunden mit den am 4. December abgeſandten 
ibentifchen Noten, verfehlte feine Wirkung bei einer Anzahl 
der Staaten zweiten und dritten Ranges nicht, ſo daß am 7. 
der Antrag der beiden Großmächte die Mehrheit, wenn auch 
nur von acht gegen ſieben Stimmen, gewann. Alſo Execution 
gegen den König⸗Herzog Chriſtian IX. von Holftein, um ihn 
zur Ausführung der Bundesbeſchlüſſe von 1860 und 1863, 
zu einer guten Einordnung der Herzogthümer in den däniſchen 
Geſammtſtaat zu nöthigen: dies büdete freilich einen harten 
Contraſt zu dem populären Rufe: los von Dänemark. In⸗ 
deffen, der Beſchluß war gefaßt, und die Vorbereitungen zu 
ſeiner Ausführung in vollem Gange. Bereits hatte eine in 
Frankfurt tagende Miltärcommiſſion eine erhebliche Ver⸗ 
ſtärkung des Ezecutionscorps vorgeſchlagen, 6000 Sachſen 
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und ebenſo viele Hannoveraner zur fofortigen Beſezung 
Holsteins, dann als erfte Reſerde an der Grenze 5000 
Oſterreicher und ebenſo viele Preußen, für den Fall aber 
eines kriegeriſchen Widerſtandes eine zweite Reſerve von 21000 
Oſterreichern und 30000 Preußen. Die Genehmigung der 
vier Regierungen erfolgte umgehend, und zugleich erklärte 
Oſterreich ſich bereit, ſeine Truppen unter preußischen Ober- 
befehl zu ſtellen; dazu wirkte die Hoffnung mit, Sachen und 
Hannover durch ein ſo großherziges Beiſpiel zu gleichem 
Verhalten zu nöthigen, und ſomit im Kriegsfalle die Auguften- 
burger Partei von ber Oberleitung fern zu halten. Die 
beiden Mittelftanten gaben denn auch, Hannover mit etwas 
ſauerſüßer Miene, für den Fall einer gemeinſamen Action bie 
gewünſchte Erklärung. Einſtweilen, wo es ſich noch nicht 
um Krieg, ſondern nur um Execution handelte, erhielt der 
ſächſiſche General von Hake die Führung der dazu beſtimmten 
Truppen. 

So war ein erſter weſentlicher Erfolg der preußischen 
Politik im Mittelpunkte der Gegenpartei, beim Bundestage 
ſelbſt, errungen. Auch die gleichzeitigen Ereigniſſe im Aus⸗ 
lande beftätigten die Richtigkeit der bisher eingenommenen 
Stellung und begünftigten die aus derſelben zu entwickelnde 
Thätigkeit. 

Das engliſche Cabinet war endlich über Napolton's 
großen Congreß zum Entſchluſſe gekommen, und hatte am 
25. November in einer ſehr eingehenden, ſehr Fategorifchen 
Erörterung dem Kaiser seine definitive Ablehnung ausge 
ſprochen, ein Beiſpiel, welchem gleich nachher die Wiener 
Regierung folgte. Napoleon fand ſich dadurch verletzt im 
innerſten Herzen, wüthete gegen Lord John, den er als feinen 
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perſönlichen Feind bezeichnete, prophezeite Oſterreich Drang⸗ 
Tale aller Art durch Krieg und Revolution, und erneuerte 
dem preußiſchen Geſandten ſeine Anerbietungen der vertrau⸗ 
teſten Freundſchaft. Als in dieſen Tagen der Erbprinz von 
Auguſtenburg den in feiner Lage doppelt unbefonnenen Schritt 
that, in einem demüthigen Schreiben den Kaifer um frarzö⸗ 
ſicche Unterſtützung zu Bitten, antwortete Napoleon in unbe⸗ 
ſtimmten Phraſen, in welchen er ſich durch das Londoner 
Protokoll gebunden und fomit an jeder Begünſtigung Auguſten⸗ 
burg's verhindert erklärte, daneben aber die nationalen Bes 
ſtrebungen des deutſchen Voltes als berechtigt anerkannte. 
Zugleich ſandte er, um ſich an England zu rächen, an die 
großen feſtländiſchen Höfe die Aufforderung, die leitenden 
Minister zu einer Verftändigung über alle ſchwehenden Fragen 
zuſammen treten zu laſſen. Es war deutlich, daß es ſobald 
zu einer gemeinſamen Thätigkeit Frankteichs und Englands 
nicht kommen würde, daß Napoleon zur Zeit nicht geſonnen 
war, der preufifejen Action irgend ein Hinderniß in den Weg 
zu legen, daß feine feindſelige Haltung gegen Öfterreic) dieſes 
immer ſtärier auf die Pflege feiner guten Beziehungen zu 
Preußen, und damit auf fortgeſetzte Unterftügung der preu- 
bischen Politik gegen Danemark anwies. 

In Berlin wurde die Wichtigkeit dieſes Verhältniſſes 
keineswegs verkannt. Man war durchaus nicht geneigt, ſich 
auf Napoleon's Inſinuationen vertrauter Freundſchaft ein⸗ 
zulaſſen, aber ebensowenig wünſchte man durch lahle Ab⸗ 
weiſung die günſtige Stimmung des Imperators kurzer Hand 
zu zerſtören. Der König genehmigte alſo eine Antwort auf 
den Vorſchlag einer Miniſterronſerenz, daß Preußen dagegen 
keine Einwendung habe; allerdings würden die andern Mächte 
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dort feine Verhandlung der polniſchen, rumäniſchen oder 
venetianiſchen Frage zulaſſen; es bliebe alſo die däniſche, und 
für deren Erledigung würde es unerläßlich ſein, auch England 
hinzuzuziehen. Dann aber ſei Preußen gerne bereit, in die 
Conferenz einzutreten. In Paris fand man freilich, daß auf 
dieſe Art die Conferenz ſehr viel von dem beabſichtizten 
großen und originalen Charakter verliere, erfannte aber aufs 
Neue das freundliche Entgegenkommen Preußens an, welches, 
ſagte Drouyn de Lhuys, ſtets bemüht ift, die Schwierigkeiten 
aus dem Wege zu räumen, während die Andern nichts 
Lieberes kennen, als Schwierigkeiten zu erfinden. Aber auch 
von dieſen Andern, England, Rußland, Oſterreich, empfing 
dann Preußen lebhaften Dank, daß es den neuen napoleoniſchen 
Gedanken durch ſeine Umarbeitung unſchädlich gemacht, und 
einmüthigen Beifall für den Vorſchlag, die däniſche Frage 
einer Conſerenz der Großmächte zu unterbreiten. 

In denſelben Tagen erhielt Preußen noch von einer 
andern Seite her ein Zeugniß, wie ſehr es ihm gelungen 
war, auch in den Augen der außerdeutſchen Mächte Dänemark 
in's Unrecht zu ſeten. Gortſchaloff wünſchte nach wie vor 
eine Zerſtuckelung Dänemarks zu vermeiden, damit nicht, wie 
er fügte, die Ofſſee zu einem deutſchen oder ſchwediſhen 
Binnenmerr würde; da er aber ſehr wohl einſah, wie ge- 
rechten Grund zum Kriege Dänemark den deutſchen Höfen 
gegeben hatte, ſo beantragte er einen gemeinſamen Druck 
aller Großmächte auf die däniſche Regierung. Es fiand 
für ſämmtlche Höfe die übliche Specialmiſſion nach Kopen- 
hagen bevor, um dem neuen König zu feiner Thronbeſteigung 
Glück zu wünſchen. Gortſchakoff war der Meinung, durch 
dieſe Geſandten ſolle der daͤniſchen Regierung dargelegt werben, 
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daß die deutſchen Mächte das Londoner Protokoll nur unter 
der Bedingung der bekannten Verfaſſungszuſagen unterſchrieben 
hätten; durch deren Verletzung und durch die Einverleibung 
Schleswigs würde alſo Dänemark feinen Freunden jede Unter⸗ 
ſtützung bei einem hierüber ausgebrochenen Kriege unmöglich 
machen. Napoleon nahm den Vorſchlag äußerſt kühl auf; 
deſto eifriger griffen Oſterreich und England zu; nur meinte 
Lord John, der übrigens zur Abwechſelung in dieſer Zeit 
ſich wieder einmal ſehr deutſchfreundlich äußerte, es würde 
bei der leider ſo ſtarken Spannung zwiſchen Deutſchland und 
Dänemark zweckmäßig fein, daß zunächſt nur die drei neutralen 
Mächte ſich zu dem von Gortſchakoff angeregten Schritte 
vereinigten. Er enpfahl dann, daß die betreffenden Gefandten 
ſich zunächſt nach Berlin, und erft nach Rüchjprache mit Bismarck 
ſich nach Kopenhagen begäben, womit Gortſchakoff völlig 
einverſtanden war. Daß mittlerer Weile Danemark am 
4. Derember das Märzpatent zurücknahm, wurde bei dem 
offenbaren Zusammenhange desſelben mit dem rechtswidrigen 
Erlaß der Nobemberverfaſſung von keinem der Cabinette als 
eine ernſtliche Coneceſſion betrachtet. 

Unter dieſen Umftänden wurde es Bismarck nicht ſchwer, 
ſich mit dem ruſſiſchen Specialgeſandten, Baron Ewers, der 
in den erſten Derembertagen nach Berlin kam, zu verſtändigen. 
Ewers würde die Dänen auf die ſchweren Gefahren ihres 
vertragswidrigen Benehmens aufmerkſam machen: blieben fie 
halsſtarrig, jo wäre zu erffären, daß die Mächte jede Ver⸗ 
antwortung für die Folgen ablehnten. Zeigten fie ſich ent 
gegenkommend, ſo könnten die Mächte auch auf den deutſchen 
Bund einwirten. Etwas lebhafter geſtaltete ſich einige Tage 
darauf, am 12. December, die Verhandlung mit dem engliſchen 
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Geſandten, Lord Wodehonſe, vor welcher Bismarck ſich auf 
Rechberg's Wunſch in genaues Vernehmen mit Karolyi geſetzt 
hatte. Der Lord klagte, daß Oſterreich und Preußen die 
Erfüllung des Londoner Vertrags von Dänemarks Verhalten 
in der Verſaſſungsfrage abhängig machten; Bismarck erwiderte, 
daß niemand ſich wundern könnte, wenn wir zur Erzwingung 
der bänifchen Zufagen von 1852 die Waffen ergriffen; mit 
dem Ausbruch des Krieges würde dann auch das Londoner 
Protokoll hinfällig; daß wir dies Alles noch nicht gethan, 
beweiſe unſere friedfertige Geſinnung. Dann ſprach der Lord 
fein Bedauern über die Bundesezecution aus, an die ſich 
vielleicht in Holſtein aufrühreriſche Schritte des Prinzen von 
Auguſtenburg und feiner Anhänger anknüpfen könnten; er 
hoffe, daß eine vorausgehende Proclamation des Bundes 
ſolchen Plänen wirkſam ſteuern würde. Bismarck hatte gegen 
den Erlaß einer ſolchen Proclamation nichts einzuwenden, 
wollte fich aber für die Wirkfamteit derſelben nicht verbürgen. 
Wenn der Prinz nach Holſtein käme und die Fahne des 
Aufſtandes erhöbe, ſo würde man, um der Bewegung Einhalt 
zu thun, ihn verhaften müſſen, und es ſei ſehr zweifelhaft, 
ob dies geſchehen könne, ohne einen unbezähmbaren Ausbruch 
der mächtig erregten Volksleidenſchaft in ganz Deutſchland 
herbeizuführen. Aber bedenken Sie, rief Wodehouſe, die 
Kriegsgefahr, der ſich Deutſchland durch ſolch ein Verhalten, 
durch die Einſchleppung des Aufruhrs im Gefolge der Bundes⸗ 
ekecution, ausſezen würde. Niemand, entgegnete Bismarck 
gelaſſenes Tones, kann die Kriegsgefahr mehr als ich be 
dauern. Der Geſandte ging dann auf eine Beſprechung der 
Verſaſſungsfragen im Einzelnen ein, und erffärte die im 
Jahre 1852 verſprochenen Einrichtungen für praktiſch un⸗ 
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ausführbar: Bismarck wollte dies in solcher Unbedingtheit 
nicht zugeben, war aber bereit, wenn Dänemark an deren 
Stelle beſſere Vorſchläge mache, dieſe in möglicht wohl⸗ 
wollende Erwägung zu nehmen. Und die am 18. November 
ſanctionirte neue Verfaſſung? fragte Wodehoufe. Über dieſen 
Punkt, erfolgte ſofort die Antwort, kann von einem Com⸗ 
promiſſe keine Rede fein; vor dem 1. Januar muß die Ver⸗ 
faſſung für Schleswig außer Kraft geſetzt werden, ſonſt 
würden die deutſchen Mächte ſich aller gegen Dänemark ein⸗ 
gegangenen Verbindlichkeiten einſchließlich des Londoner Pro⸗ 
tokolls enthoben erachten. Wenn jedoch bis zum neuen Jahre 
die Aufhebung der Verſaſſung erfolgt ſei, würde man däniſche 
Vorſchlege über eine neue Gefammtftantöverfaffung erwarten. 
Wodehouſe machte dagegen die Enwendung, daß es unmöglich 
ſei, bis zum 1. Januar einen Beſchluß des däniſchen Reichs⸗ 
raths über Aufhebung der Novemberverfaſſung herbeizuführen, 
da der alte Reichsrath geſchloſſen, und damit das Mandat 
desſelben abgelaufen fei, und der neue erſt nach dem 1. Ja⸗ 
nuar zu ſammentreten könne. Dies war unwiderleglich, machte 
aber auf den preußiſchen Miniſter nicht den mindeſten Ein- 
druck. Das iſt Sache der Dänen, ſagte er, auf welche Art 
fie ihr Unrecht gut machen wollen; wir müffen darauf beſtehen, 
daß Schleswig am 1. Januar von der Wirkſamkeit des Ge⸗ 
ſetzes ausgenommen iſt. Der König, ſetzte er vertraulich 
hinzu, wird sich wohl zu einem Staatsſtreich, und jedesſalls 
zu einem Miniftertvechfel entschließen müffen: mit einem fried⸗ 
liebenden und ſtabilen Regiment würden wir gute Nachbar⸗ 
ſchaft halten, eine tevohrtionäre und deutſchfeindliche Regierung 
aber unter der Herrſchaft der Straßendemokratie iſt für uns 
ein gefährlicher und unerträglicher Nachbar, mit welchem der 
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Krieg unvermeidlich würde. Wobehoufe fand in dieſen Kuße⸗ 
rungen natürlich wieder einen Beweis, daß Deutſchland ſich 
in Dänemarks innere Verhältniſſe einmiſchen wolle, Lord John 
Ruſſell konnte indeſſen nicht umhin, im Stillen die Richtigkeit 
der preußiſchen Erörterung zu erkennen, und wies demnach 
feinen Geſandten an, in Kopenhagen mit allem Nachdruck 
auf die Rücknahme der Novemberverfaſſung als die un- 
erläßliche Bedingung zur Fortdauer des Friedens zu dringen. 

Mit nicht gerade leichtem Herzen verließ nach dieſen 
Aufklärungen der dänenfreundliche Wodeh ouſe Berlin, und 
wurde in feiner Stimmung nicht gebeſſert, als er in Hamburg 
ſich bei dem englischen Conful Ward über die Lage der Dinge 
in den Herzogthümern erkundigte. Ward erklärte ihm, es 
gebe im ganzen Lande nur eine Meinung, nur ein Begehren, 
die völlige Trennung von Dänemark und folglich die An⸗ 
erkennung Friedrich's VIII., nicht gerade aus Liebe für deſſen 
Perſon, ſondern als einziges Mittel, wie man meinte, für 
die Abſchüttelung des däniſchen Joches; nicht einmal die reine 
Perſonalurion mit Dänemark ſei heute noch durchflihrbar. 
Als der Lord am 16. December in Kopenhagen ankam, 
machte er die entſprechende Erfahrung auf der entgegen⸗ 
geſetzten Seite. Zunächſt empfing ihn ſein ruſſiſcher College 
Ewers mit der Nachricht, daß die däniſche Regierung zwar 
auf einen Widerſtand gegen die Bundesezecution in Holſtein 
verzichte, um ſo beſtimmter aber an der Novemberverfaſſung 
ſeſthalte, und fo eben, am 13., das neue Wahlgeſetz zu 
derſelben veröffentlicht habe. Der däniſche Miniſter, welchen 
Wodehouſe ohne Verzug auffuchte, beſtätigte Ewers Ausſage: 
er, Hall, werde keinesfalls der Minifter fein, auf beffen Rath 
nach Englands Begehren die neue Verfaffung aufgehoben 
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würde. Wodehouſe verabredete darauf mit Ewers eine iden⸗ 
tiſche Note, welche die Beſeitigung der Verfaſſung forderte; 
Hall blieb aber bei feinem Entſchluß, wie beftimmt ihm auch 
Lord Wodehouſe am 21. Derember die Mittheilung machte, 
daß England dann es Dänemark überlaſſen müßte, Deutſch⸗ 
land auf eigene Verantwortung die Stirne zu bieten. Ich 
kenne, ſagte Hall, die Gefahren der Ablehnung, aber die 
Gefahr unfrer innern Zerrüttung bei ber Annahme ift größer; 
für die Dynaſtie und das Land ift das Beſte, in einer feſten 
Stellung bei Schleswig den Kampf anzunehmen. Da erſchien 
bei ihm Sir Arthur Paget, um ihm auf Befehl König 
Chriſtian's vorzustellen, derſelbe dürfe erwarten, daß der 
Minifter, der Schöpfer der Verfaſſung, zu deren Sanction er 
den König genöthigt, unter den jegigen Umftänden es auf ſich 
nehme, die Aufhebung derſelben zu beantragen. Die Folge 
war auf der Stelle Hall's Entlaſſungsgeſuch. Der König 
verſuchte darauf, ein Miniſterium zur Herftellung des Friedens 
zu bilden; er wandte ſich an Männer der alten Geſammt⸗ 
ftantspartei, an confervative Generale, er dachte an Bligen- 
Finecke. Aber bei der Macht der Eiderdänenpartei, bei der 
im Reichsrath herrſchenden Mehrheit und der hoffnungsloſen 
Verwicklung der Lage, wünſchte oder wagte Keiner die er⸗ 
drückende Aufgabe zu übernehmen; nach wenigen Tagen 
mußte der König ſich den Eiderdänen auf's Neue unterwerfen. 
Wenigſtens den ihm ſeit dem 18. November tief verhaßt ge⸗ 
wordenen Hall vermied er; an die Spitze des Cabinets trat 
jezt der bisherige Cultusminiſter Biſchof Monrad, welcher 
im Übrigen die politiſchen Anſchauungen feines Vorgängers 
vollſtändig teilte, ja viel weniger als dieſer zu vorſichtiger 
Erwägung, ſondern in höherem Grade zu rückſichtsloſer 
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Action geneigt war. Der Miriſterwechſel bedeutete alſo nicht 
Einfenten, ſondern geſteigerten Troß. Wonrad weigerte die 
Aufhebung der Novemberverfaffung noch entſchiedener als 
Hall: Dänemark war auf den Krieg gefaßt. 

Unterdeſſen hatten ſich auch in Deutſchland die Dinge 
in gleicher Richtung weiter bewegt. Der Bundesbeſchluß vom 
7. December, welcher die Execution gegen den König Herzog 
Chriſtian von Holſtein verfügte, hatte in den weiteſten Kreiſen 
der Bevölkerung einen Sturm der Entrüſtung heworgerufen. 
Jetzt ſei es klar, daß es ſich den beiden Großmächten nur um 
den reactionären Zweck handle, jede volksthümliche Bewegung, 
jede deutſche Thätigkeit zu Gunſten Schleswig- Holſteins zu 
unterdrücken und, nachdem man Schanden halber einige Con- 
eeffionen in den Verfaffungsfragen, gleich viel ob scheinbare 
oder trügeriſche, erlangt hätte, dann das gelnebelte Land dem 
von den Fremden erhobenen UIſurpator auszuliefern. Überall 
begannen ſich jetzt die zahllosen Localvereine für Schleswig⸗ 
Holſtein in feſtere Verbände und Landesvereine zu organiſtren; 
um ihnen einen leitenden Mittelpunkt zu geben, hatten bereits 
die Führer der beiden großen Parteien, des Nationalvereins 
und des Reformvereins, eine Aufforderung an alle Mitglieder 
der deutſchen Landtage erlaffen, am 31. December in Frank 
furt zu einer großen Verſammlung zuſammenzutreten und über 
die geſetlichen Mittel zur Durchführung der Rechte Schleswig⸗ 
Holſteins Beſchluß zu faſſen. Eine zahlreiche Bolksverſamm⸗ 
lung in Augsburg forderte den König Max von Bayern auf, 
ſich an die Spitze des deutfchen Volkes zu ftellen, das treff 
iche bayerifche Heer nach Schfeswig-Holftein zu führen und 
als Retter der Nation den Herzog Friedrich dort einzusetzen. 
Fortdauernd wetteiferten die Kammern der Einzelſtaaten in 
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Adreſſen und Reſolutionen gleiches oder ähnliches Inhalts, 
in Frankfurt, Oldenburg, Baden, Braunfchtveig, Württemberg, 
Berlin. Mehrere Regierungen ſchloſſen ſich unumwunden an, 
zum Theil mit Maaßregeln von ſcharfer praktiſcher Bedeutung. 
Baden begehrte und erlangte von ſeinen Kammern einen Credit 
von 2300000 Gulden zur Mobilſirung feines ganzen Armee 
corps. Coburg verſtattete dem Prinzen von Auguſtenburg, 
auf ſächſiſchem Boden den Anfang zur Ausrüſtung eines 
ſchleswig holſteiniſchen Heeres zu machen. In Weimar ver⸗ 
langte die Regierung vom Landtage einen Credit von 
500000 Thalern und die Ermächtigung zur Erhebung einer 
Kriegsſteuer für die beiden nächſten Jahre. In Oldenburg 
erklärte der Minifter dem Landtage, jcht oder nie ſei die Zeit, 
die Rechte Deutſchlands und Schleswig⸗Holſteins zu ſichern. 
Heſſen⸗Darmſtadt kündigte einen Antrag am Bunde an, zur 
Wahrung aller Rechte außer Holſtein auch das Herzogthum 
Schleswig durch Bundestruppen befegen zu laſſen. König 
Max antwortete auf die Augsburger Adreſſe ſofort durch ein 
veröffentlichtes Handſchreiben an ſeinen Minifter, daß er ſich 
von dem guten Rechte Auguſtenburg's überzeugt habe und 
bereit ſei, bei dem Vunde und durch den Bund mit allen 
Kräften für die Durchführung der hienach erforderlichen 
Politik einzuſtehen. Verſchiedene Antriebe kamen zuſammen, 
den König in dieſer Richtung zu beſtärken. Kurz zuvor hatte 
den griechiſchen Thron, von welchem des Königs Bruder Otto 
verjagt worden, ein Sohn Chriſtian's IX. eingenommen und 
dadurch Bayerns Abneigung gegen Dänemark verſchärft. Vor 
Allem aber erſchien in München die Vorſtellung zußerſt Iodend, 
jetzt von den hochgehenden Wellen der Volksgunſt getragen, 
mit einer großen Action ſich an die Spitze des dritten Deutſch⸗ 
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land zu ſchwingen und damit den alten Lichlingsplan der 
deutſchen Trias zu verwirklichen. 

Inmitten all dieſer Agitation erließen am 12. December 
die vier Executionsregierungen die geſetzliche Aufforderung an 
Dänemark, binnen ſieben Tagen ſeine Truppen aus Holſtein 
zurückzuziehen. Am 14. genehmigte der Bundestag die von 
Preußen vorgelegte Inftruction für die beiden Civilcommiſſare, 
deren Hauptbeſtimmung dahin lautete, das Land während der 
Dauer der Execution nach den beſtehenden Geſetzen zu ver⸗ 
walten. Die Truppen waren von allen Seiten her im An⸗ 
marſch; die öſterreichiſche Reſerve nahm in Hamburg, die 
preußische in Lübeck Stellung; nachdem General Hale am 
19. December den Oberbefehl angetreten, überſchritten die 
ſächſiſchen und hannoveriſchen Abtheilungen am 24. die Grenze, 
beſetzten zuerſt Wandsbeck und von dort ſich ausdehnend, noch 
vor Jahresſchluß das ganze Herzogthum. Zu Kriegsthaten 
bot ſich kein Anlaß, da die Dänen beim Anrücken der Bundes⸗ 
truppen ihnen jede Stellung wie einer Wachablöſung in tiefem 
Frieden überließen. Sofort aber machte auch die Stimmung 
des Landes ſich Luft. Schritt auf Schritt mit dem Vorrücken 
der Truppen rief das Volk in einmüthiger Begeiſterung den 
Herzog Friedrich als Landesherr aus, und vertrieb die ver⸗ 
haßten dänischen Beamten und Geiftlichen, welche dem Könige 
Chriſtian den Huldigungseid geleitet hatten. Die beiden 
Bundescommiſſare konnten nicht umhin, Beides mit ihren In⸗ 
ſtructionen in Widerſpruch zu finden, und erließen demnach 
ihre Verbote. Als aber das Volk ſich dadurch in keiner Weiſe 
beirren, und in jedem Ort, welchen die Dänen weiter räumten, 
den Herzog hoch leben ließ und die mißliebigen Beamten ab⸗ 
ſetzte, als gegen Ende des Jahres Prinz Friedrich ſelbſt in 
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Kiel erſchien und mit überſtrömendem Enthuſiasmus von den 
Einwohnern begrüßt wurde: da waren auch die Commiſſare 
damit zufrieden, und traten allmählich ſelbſt mit dem jungen 
„Herzog“ in vertrauliche Beziehungen. Für den ſüchſiſchen 
Commiſſar, Herrn von Könneritz, verſtand ſich dies bei der 
poltichen Tendenz feiner Regierung ungefähr von ſelbſt; in 
Hannover waren zwar der König und Graf Platen dem 
Auguſtenburger Treiben von Herzen zuwider, wagten aber 
gegenüber ihrer Bevölkerung und Wolfsvertretung nicht, ſich 
zu dieſer Geſinnung offen zu bekennen, und ſo ſetzte auch ihr 
Commiſſar in Holftein, Geheimrath Nieper, ſeinem ſächſiſchen 
Collegen und deſſen Auguſtenburger Sympathien keinen wirk⸗ 
ſamen Widerſtand entgegen. Der Erbprinz richtete in feiner 
Wohnung zu Kiel ſich nicht bloß einen Hofhalt, ſondern auch 
ein Cabinet und mehrere Miniſterien ein, deren Inhaber dann 
den Bundescommiſſaren fortdauernd guten Rath für die 
Führung der Landesverwaltung und insbeſondere bei der 
Beſetzung der zahlreichen leer gewordenen Amter ertheilten. 
An die Spitze der Verwaltung trat ein Collegium mit dem 
Titel der Landesregierung, welches die Befehle der Bundes 
commiſſare zu vollitreden, dabei aber fir felbftänbige Ent: 
ſcheidung der Geſchäfte eine ſehr weitgeſteckte Competenz er⸗ 
halten hatte. Als Mitglieder dieſer oder der untern Behörden 
wurden nur ſichere Anhänger Auguſtenburg's berufen, und 
weniger zuverläffige erſt gegen Ausſtellung eines Huldigungs⸗ 
reverſes ernannt. Die gehäffigen, freilich aber nicht auge“ 
hobenen däniſchen Geſetze gegen politische Vereine fielen in 
gründliche Nichtachtung, und das Land bedeckte ſich raſch mit 
einem Netze von, ſchleswig'holſteiniſchen“ oder „Kampfgenoſſen⸗ 


Vereinen“, welche jede dem Erbprinzen abgeneigte Meinung mit 
3. bel. Snarimbung 5. beuicen Mace. I 
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populärem Terrorismus unterdrückten. Nur der Zeitungspreſſe 
verſtatteten die Bundescommiſſare keine fo breite oder jo 
polemiſche Entfaltung des Augustenburger Paniers, aus dem 
ſehr begreiflchen Grunde, daß nach der Bundesinſtruction 
vom 14. December und bei der Haltung der beiden Groß⸗ 
mächte eine volle Offentlichfeit für die Agitation nicht gerathen 
erſcheinen konnte. Immerhin vollzog ſich fo viel auch am 
hellen Tageslichte, daß Beuſt ſpäter mit Grund behaupten 
konnte, die Exerution ſei von der erften Stunde an thatſäch⸗ 
lich eine Occupation geweſen. Lord Wodehouſe's Befürchtung 
hatte alſo Recht behalten, und die Stimmung gegen die deutſche 
Politit wurde dadurch ſowohl in England als in Rußland 
erheblich verſchlechtert. 

Deſto größern Beifall fand dieſe neue Gattung einer 
Bundesexecution in Deutſchland. So hart man den Beſchluß 
vom 7. December urſprünglich verurtheilt Hatte, jo rauſchend 
war der Jubel, mit welchem man eine ſolche Ausführung 
desſelben aufnahm. In der großen Mehrheit der Mittel und 
Kleinſtaaten waren Volk und Regierung eifrig beſchäftigt, an 
ihrem Theile Auguſtenburg's Sache weiter zu fördern. Herr 
von Beuſt hatte vom 19. bis zum 22. December in München 
verweilt, und mit dem bayeriſchen Miniſter von Schrend über 
das weitere Verhalten Abrede genommen, dann auf der Rück 
zeife in Augsburg den württemberger Minister von Hügel ge- 
sprochen, und darauf in Dresden der Kammer die völlige Über- 
einſtimmung der drei Regierungen verkündigt. Der Plan, wie 
ihn Beuſt entworfen hatte, ging, nach den Berichten des preußi⸗ 
ſchen und des ruſſiſchen Geſchäftsträgers in München, dahin, daß 
zunächſt Bayern in Frantfurt ſchleunige Prüfung des Auguſten⸗ 
burger Erbrechts beantragen, und hoffentlich binnen acht Tagen 
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die Mehrheit für die Anerkennung desſelben erlangen würde. 
Dann wäre von Bunde die Occupation der Herzogthümer 
zu verfügen, und zwar, wenn Oſterreich und Preußen ſich 
nicht betheiligen wollten, durch die für die Beziuingung Däne- 
marts völlig ausreichenden Truppen der Mittelſtaaten. Zu⸗ 
gleich würden in Holſtein die Stände zur feierlichen Aner⸗ 
kennung Friedrichs VIII. einberufen werben. Gleichzeitig mit 
der Münchener Miniſterconferenz fand dann am 21. December 
der große Abgeordnetentag in Frankfurt Statt, eine Verſamm⸗ 
lung von 491 Mitgliedern aus allen deutſchen Kammern, 
darunter aber, was allerdings für den weitern Verlauf der 
Agitation bedeutſam war, nicht mehr als 47 Preußen und 
gar nur 7 Öfterreicher. Die Versammlung beſchloß einstimmig 
und ohne Debatte, mit allen geſezlih zuläffigen Mitteln 
danach zu ſtreben, daß der Bund den Herzog Friedrich an⸗ 
erkenne und ohne Rückſicht auf fremden Einſpruch in ſein Recht 
einſeze; fie verhieß weiter, jede dafür eintretende Regierung 
zu unterftügen, jede dagegen wirtende mit allen verfaffungs- 
mäßigen Mitteln zu bekämpfen; ſie begehrte ferner die baldigſte 
Einberufung eines allgemeinen deutſchen Parlaments. End- 
lch ſetzte fie (gegen den Widerſpruch der großdeutfehen Partei⸗ 
führer) einen Centralausſchuß von 36 Mitgliedern ein, als 
Mittelpunkt der geſetzlichen Thätigkeit der deutſchen Nation 
für Schleswig⸗Holſtein und Friedrich VIII. Die wiederholte 
Betonung der gefeglichen und verfaſſungsmäßigen Mittel, auf 
welche das hier bezeichnete Wirken zu beſchränken ſei, war 
durchaus ernſt gemeint und auch in der Lage völlig begründet. 
Wozu revolutionäre Schritte, wenn Beuft, der damalige Führer 
der mittelftaatlichen Regierungen, offen erklärte, daß dieſelben 
der populären Bewegung nicht widerſtehen könnten, folglich 
13˙ 
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ſich an die Spitze derſelben ftellen müßten? So dachte jetzt 
3. B. der Ausſchuß der 36 nicht mehr an Bildung von Frei- 
ſchaaren, ſondern lediglich an Unterſtützung der Werbungen 
Herzog Friedrich's für ſeine künftige holſteiner Diwiſton. Die 
herrſchende Vorſtellung war, daß nach Anerkennung des 
Herzogs durch den Bundestag König Max die bayeriſche 
Armee gen Norden in Bewegung ſethe, dann Württemberg 
und Baden, und weiter Darmſtadt und Sachſen ſich an⸗ 
ſchlöſſen, daß darauf die rollende Lawine auch die norddeutſchen 
Mittel- und Kleinſtaaten vor ſich hertteibe, und jo ein ge⸗ 
waltiges, allen Großmächten imponirendes Volk in Waffen 
das alte Recht Schleswig⸗Holſteins und Deutſchlands zu ſieg⸗ 
reicher Geltung bringen würde. Preußen, deſſen Bevölkerung 
ganz desſelben Sinnes fei, würde dann, wie man meinte, keinen 
Widerſtand wagen, ja vielleicht ſelbſt von dem patriotischen 
Strome fortgeriffen werden. 

Es waren nicht bloß gutmüthige Volksvertreter, ſondern 
auch mehrere leitende Stantsmänner, welche ſich damals mit 
ſolchen Gedanken trugen. Es ſollte ſich bald zeigen, daß ſie 
Stimmungsbildern ohne jeden Boden in der proſaiſchen Wirk⸗ 
lichkeit folgten. 

Die zur Zeit verbündete mittel ſtaatliche und populäre 
Bewegung blieb allerdings nicht ohne eine bedeutende Wirkung. 
Aber dieſelbe fand gerade in der entgegengeſezten Richtung 
Statt, als ihre Urheber es gemeint hatten. Gegen die Execution 
fanden wir das Wiener Cabinet Anfangs widerſtrebend, dann 
aber, um die Mittefftanten an der Beſetzung des Landes für 
Auguſtenburg zu hindern, eifrig für Preußens Antrag auf 
Beſchleunigung der Execution. Ganz dasſelbe wiederholte 
ſich jetzt hinſichtlich Schleswigs. Bisher hatte Oſterreich über 
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deſſen Beſchwerde nur an weitere Unterhandlung gedacht; als 
aber die Mittelftanten und die populäre Agitation jet um 
die Wette die Eroberung des Landes für deſſen angeftammten 
Fürſten begehrten, kam in Wien die Meinung auf, um dieſer 
verbrecheriſchen Narrheit der Mittelſtaaten, wie es die Ruſſen 
nannten, einen Riegel vorzuſchieben, müßten Oſterreich 
und Preußen in der Beſetzung Schleswigs den Auguſten⸗ 
burgern zuvorkommen, und die Entſcheidung der gefährlichen 
Frage in die eigene Hand nehmen, um hiemit auch für 
Schleswig die Integrität der däriſchen Monarchie zu be 
wahren. 

Schon am 19. December Hatte Rechberg an Karolyy 
einen Erlaß folgendes Inhalts geſandt. 

Es ſei erlangt worden, daß Europa dem Einrüden in 
Holſtein keinen Widerſtand entgegenſehe. Aber es werde 
nicht lange mehr möglich fein, den Standpunkt feſtzuhalten, 
auf dem es ſich lediglich um eine innere deutſche Frage 
handelte. Der Drang der Ereigniſſe werde uns zwingen, 
die ſchleswig'ſche Frage in das Auge zu faffen. Der Bund 
könne richt wohl ein Egccutionscorps nach Holſtein schicken, 
und zugleich ein gleichgültiger Zeuge der Einverleibung 
Schleswigs bleiben. Oſterreich und Preußen hätten erklärt, 
daß die Geltung des Londoner Tractats für ſie von der 
Erfüllung der däniſchen Verpflichtungen gegen Schleswig 
abhangig ſei; bei der allgemeinen Spannung ſcheine die 
Frage unabweisbar, ob nicht der Augenblick gekommen ſei, 
von Dänemark die Erfüllung jener Verpflichtungen zu be 
gehren. Auf dieſem internationalen Gebiete laſſe ſich aller: 
dings die Mitwirkung der übrigen Mächte nicht ablehnen. 
Andrerſeits fordere das Intereſſe des Bundes und der Zur 
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ſtand der Geiſter in Deutſchland möglichft pofitive Garantien. 
Preußen ſcheine als erſten Schritt die Beſtimmung eines 
Termins zu betrachten, nach deſſen fruchtloſem Ablauf wir 
uns von dem Londoner Vertrag loszuſagen hätten. Aber 
damit ſchiene uns gegen die andern Mächte, welche die Inter 
geität Dänemarks für das europäische Gleichgewicht nöthig 
erachten, ein Kriegsfall geſeht, ohne daß den Bewohnern 
Schleswigs geholfen würde. So weit man ſehe, würde durch 
eine Beſezung Schleswigs, gleichzeitig mit der Einwilligung 
in eine europäiſche Conferenz, wie fie bereits angeregt ſei, 
die Gefahr eines europäiſchen Krieges nicht in demſelben 
Grade wie durch eine grundſätzliche Verneinung der däniſchen 
Integrität hervorgerufen werden. Wenn Lord Wobchoufe 
eine Suſpenſion der neuen däniſchen Verfaſſung vor dem 
1. Januar in Kopenhagen durchſetze, könnten wir uns be⸗ 
gnügen, auf die definitive Erledigung der Verſaſſungsfrage zu 
dringen, und die Execution in Holſtein in eine Pfandnahme 
wegen Schleswig übergehen zu laſſen; im andern Falle würden 
die Bundestruppen in Schleswig ſelbſt einrücken müſſen. 

Zugleich ftellte Oſterreich in Berlin den Antrag, ger 
meinfam in Frankfurt die Auſlöſung des Ausſchuſſes der 36 
zu fordern, was Bismarck ohne Wöerſpruch bemilligte. Die 
Wiener Gemeindebehörden hatten auf eine Bitte an den 
Kaiſer um kräftige Unterftägung Schleswig⸗Holſteins die 
Antwort erhalten, daß ſie ſich nicht um hohe Politik, ſondern 
um das Wohl der Stadt zu bekümmern hätten. 

In Berlin hatte Bismarck, welchem weder der Bundes 
tag, noch die Mittelftanten, noch die öffentliche Meinung 
beſonderen Reſpect einflößten, der Bewegung bisher ſehr 
auhig zugeſehen. Dem Könige hatte fie zwar nicht die per- 
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ſönliche Sympathie für den Prinzen von Auguſtenburg zer⸗ 
ſtört, wohl aber die Sache desſelben ſtark verleidet. Eine 
Bitte des Prinzen, auch auf preußiſchem Gebiete Truppen- 
körper formiren zu dürfen, ſchlug der König ſehr beftimmt 
ab. Deſto größere Befriedigung erwecte die Thaſſache, 
Oſterreich jetzt auch in Bezug auf Schleswig zu kräftigem 
Vorgehen nach der preußiſchen Methode bereit zu ſehen. 
Noch einmal erwog Bismarck die Chancen jedes denkbaren 
Verſahrens. Wir können, ſagte er in einer dem Könige 
unterbreiteten Denkſchrift, wenn die däniſche Verfaffung am 
1. Januar in Kraft tritt, nicht unthätig bleiben. Es bieten 
ſich in dieſem Falle drei Wege. Auf dem erſten würde man 
ſich nach der Forderung der öffentlichen Meinung von dem 
Londoner Vertrage losſagen, und mit geſammter Heeresmacht 
in Schleswig einbrechen. Das wäre offener Krieg, und zwar 
Bundeskrieg, und lediglich der Ausgang des Kampfes ent⸗ 
ſchiede über das Schicksal der Herzogthümer; aber allerdings 
würden wir dabei mit den Großmächten und insbeſondere 
mit England in gefährliche Spannung gerathen. Der zweite 
Weg beſtände in der Losſagung vom Londoner Protololl 
ohne den Beginn einer kriegeriſchen Action. Dann möchte 
der Bund Entſchluß über bie Erbfolgefrage faſſen, und wenn 
er für Auguſtenburg entſchiede, den Prinzen im Bundeslande 
Holſtein einſetzen. Aber Schleswig bliebe dann ſchutzlos, 
denn hier haben wir kein anderes Recht der Einmifchung als 
aus den Verträgen von 1852, die mit unſerer Losſagung 
vom Londoner Protokoll unferer Seits zerriffen wären. Zur 
Prifung des Erbrechts auf Schleswig wäre der Bund in⸗ 
competent, und wäre auch Auguſtenburg's Anrecht un⸗ 
beſtreitbar, ſo wäre immer der Bund nicht verpflichtet, einem 
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deutſchen Fürſten ein außerdeutſches Land zu erobern; ſonſt 
hätte er Neuenburg für Preußen, Toscana für Oſterreich 
behaupten müſſen. Dieſer Weg würde alſo nur bis zur 
Eider führen, wenn man nicht einfach eine von allen Mächten 
als rechtloſe Aggreſſion ausgelegte Erklärung der Eroberung 
zu Hülfe nähme. Wir würden Holſtein von Dänemark ab- 
reißen, was vielleicht ohne Kampf durch bloße Unterhandlung 
erreichbar wäre, und Schleswig, das rechte Object des Dani- 
firungseifers, Preis geben. England würde auf ſolcher Baſis 
ſich nie an einer Conferenz betheiligen. Bleibt der dritte 
Weg. Öfterreih und Preußen äußern ſich gar nicht über 
den Londoner Vertrag, jonbern gehen zur Action über, um 
die Erfüllung der däniſchen Verpflichtungen von 1852 zu 
erzwingen. Alſo am 1. Januar ein Ultimatum dieſes Sinnes, 
vom Bunde, oder wenn dieſer nicht will, von beiden Mächten, 
oder auch gar kein Ultimatum, und fofortiges Einrücken, um 
das Streitobject, deſſen Danemark ſich eben bemächtigen will, 
dem Gegner zu entziehen. Das wäre Krieg mit Dänemark, 
welcher dann raſch und energiſch zu führen wäre; die andern 
Mächte Hätten dabei keinen Titel zur Enmiſchung; höchſtens 
Schweden käme vielleicht in das Feld. Unſere Stellung in 
der Conferenz würde durch den Beſitz des Streitobjects nicht 
ungünſtiger werden. 

In dieſem Sinne ſtellte Bismarck bei dem Könige ſeinen 
Antrag. Dieſer hätte kaum einen liebern Wunſch gehabt, als 
der dänischen Integrität und dem Londoner Protololl ſofort 
den Rücken zu kehren; aber auch Er wußte, wie wichtig es 
Europa gegenüber wer, Oſterreich an feiner Seite zu be⸗ 
halten, und wie wenig Oſterreich jetzt ſchon an die Zerreißung 
der bänifchen Integrität dachte. Das praktiſch Weſentliche 
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war immer, daß die deutſchen Truppen, wie früher die Elbe, 
fo jezt die Eider überſchriten, wenn möglich die Truppen 
des ganzen Bundes, ſonſt aber jedesfolls neben den preußiſchen 
die Oſterreicher. So erging, nachdem Rechberg ſein Ein- 
verſtändniß ausgeſprochen, am 26. December die Weiſung an 
Sydow nach Frankfurt, beim Bundestage gemein ſam mit 
Kübeck den dringlichen Antrag zu ftellen, der Bund möge 
Schleswig in Pfand nehmen für die Erfüllung der däniſchen 
Verpflichtungen von 185182, ein Antrag, bei welchem die 
deutſche Anerkennung des Londoner Protokolls und ſeirer 
Thronfolge die nicht ausgesprochene, aber in der Sache ge 
gebene Vorausſetzung war. 

Die Diplomaten der Bundesverſammlung ſtanden damals 
noch unter dem frischen Eindruck des eben erlebten Abge⸗ 
ordnetentags. Sydow ſelbſt hatte darüber am 22. December 
berichtet, nach dieſem Ereigniß würde es dem Bunde unmöglich 
ſein, Beſchlüſſe unter anderer Vorausſetzung als jener der 
Zerreißung des Londoner Protokolls zu faſſen; ſonſt ſtehe 
unmittelbar die Revolution, oder was vielleicht noch schlimmer 
wäre, ein allgemeines Gefühl tiefer politischer Verzweiflung 
bevor. Ganz in dieſem Sinne erfolgte am 23. der bayeriſche 
Antrag, ſchleunige Prüfung der Erbfolgefrage, fo daß Ber 
richt darüber binnen acht Tagen zu erſtatten wäre; Darm⸗ 
ſtadt ſchloß ſich am 28. mit feinem Antrag auf Beſetzung 
Schleswigs zum Schuße aller Rechte an. Alſo nur mit 
schwerer Sorge erfüllten an demſelben Tage Kübeck und 
Sydorw den erhaltenen Befehl, die Inpfandnahne Schleswig 
zum Zweck der Aufrechthaltung der verhaßten Verträge von 
1852 zu begehren. Die beiden Syſteme traten ſich damit 
in möglichſt ſchroffer Härte entgegen. 
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Auch Europa ließ in dieſem Augenblick feine Stimme in 
Frankfurt vernehmen. Eine engliſche Note, welche Sir 
Alexander Malet am 27. December dem Präſidialgeſandten 
übergab, hob hervor, daß, wenn der Bund durch einen über⸗ 
eilten Schritt einen dem Londoner, von allen Großmächten 
unterzeichneten Vertrag entgegengeſetzten Weg einſchlüge, ſich 
die ernſteſten Verwicklungen ergeben möchten: England ſei 
daher bereit, den Zuſammentritt einer Conferenz der Londoner 
Signatärmächte und eines Vertreters des Bundestags zur 
Verhandlung der Frage vorzuſchlagen. Aber die Erregung 
der Gemlither in Frankfurt war zu groß, als daß das Schriſt⸗ 
ſtück eine andere Wirkung als geſteigerte Hitze hätte hervor: 
bringen können. Mohl begehrte, dasſelbe in den Acten des 
Ausſchuſſes zu begraben, wenn man ein Papier überhaupt 
annehmen wolle, welches für Neuſeeländer geſchrieben ſcheine. 
Pjordten ſagte, nach einem ſolchen Vorgange werde fich 
hoffentlich keine einzige Stimme in der Versammlung noch 
für den Londoner Vertrag erflären. 

Von ſolchen Leidenſchaften bewegt und zerriſſen, trat 
Deutſchland in das Jahr 1864 ein. 
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Die Ausfichten für den Antrag der beiden Großmächte am 
Bundestag ſtanden ſchlecht genug. Am 31. December ſtellten 
fie auf Rechberg's Betreiben dort das weitere Begehren, der 
Bund möge den Prinzen Friedrich auffordern, Holſtein wieder 
zu verfaffen: die Abſtimmung am 2. Januar 1864 zeigte 
ihnen, daß ihre Mehrheit beim Enecutionsbeſchluß vom 
7. December verſchwunden war: ihre Forderung wurde von 
9 gegen 7 Stimmen abgelehnt. In Hannover war bis dahin 
der König und fein Minifter des Auswärtigen, Graf Platen, 
entſchieden gegen alle Anſprüche Auguſtenburg's geweſen: 
Platen aber war ein Staatsmann, welcher die Zähigkeit, 
Miniſter zu bleiben, und deshalb die Biegsamkeit nach allen 
Seiten, zu ben höchſten politichen Tugenden rechnete. Jetzt 
ſah er das Land, die Kammer, ſeine Collegen ohne Ausnahme 
und zuletzt auch den eigentlichen Vertrauensmann des Königs, 
den Staatstath Zimmermann, von dem Strome ber, öffent: 
lichen Meinung erfaßt. Wenn ich mich von den Mittelſtaaten 
trenne, ſagte er dem preußiſchen Geſandten, ſo gibt Windt⸗ 
horſt (damals Juſtizminiſter) ſofort feine Demiſſion, und die 
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Cabinetskriſis iſt da. Herzog Adolf von Naſſau hatte ebenſo 
wenig Neigung, ſich unter bayeriſche Führung zu ſtellen, als 
mit feinem Landtage für Auguſtenburg zu ſchwärmen, aber 
jeine Stimmung war wirkungslos in Frankfurt, da er dort 
mit Braunſchweig zu einer Curie vereinigt war, deren Votum 
zur Zeit von Braunſchweig geführt wurde. Noch hielten 
Mecllenburg und Kurheſſen zu Preußen; man wußte aber, 
daß die Höfe von Schwerin und Steelig nur noch widerwillig 
dem Drucke des ſtarken Nachbars folgten, und in Caſſel der 
Miniſter Abze in feiner Meinung ebenſo einſam ſtand wie 
Platen in Hannover. Abbe war dieſes Mal ein Realpolitiker; 
er fund, daß die deutsche Nation mit dem Auguſtenburger 
Lärmen wieder einmal eine große Dummheit begehe, und die 
einzig verſtändige Löſung der Frage die Annexion der Herzog⸗ 
thümer an Preußen ſei. Trozdem aber verhehlte er dem 
preußiſchen Geſandten in Caſſel nicht, daß er ſchwerlich noch 
in der Lage ſein würde, für den Hauptantrag vom 28. De⸗ 
cember in Frankfurt ftimmen zu können. Dieſen Antrag 
hatten indeß die Ausſchüſſe des Bundestags einſtweilen zurück 
gelegt, und dafür den Freiherrn von der Pfordten mit dem 
Berichte über Auguſtenburg's Erbrecht beauftragt. In wenigen 
Tagen lieferte der gewiegte Rechtsgelehrte, welcher zur Zeit 
durch fein keckes Auftreten, ſeine raſtloſe Thätigkeit und feine 
ſchlagſertige Dialettit die Mehrheit der Verſammlung beherrschte, 
eine ausführliche Darlegung der beiden Sätze, daß der 
Bund durch den Londoner Vertrag nicht gebunden, und daß 
überhaupt die Ausführung des Vertrags urmöglich geworden 
ſei. Graf Rechberg überſandte dagegen der bayerſſchen Re⸗ 
gierung am 10. Januar eine nicht minder ausführliche Ver⸗ 
wahrung gegen die von den Mittelſtaaten eingenommene 
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Stellung in der Frage der Herzogthümer. Wo der Bundes⸗ 
tag innerhalb feiner geſetzlichen Competenz Beſchlüſſe faſſe, 
würden Oſterreich und Preußen leinen Einſpruch dagegen er⸗ 
heben. Aber Beſchlüſſen gegenüber, welche ohne Rückſicht 
auf Geſetz und Verſaſſung nach polttiſcher Convenienz in 
freiem Belieben gefaßt wären, würden die beiden Müchte 
ſich nimmermehr majoriſiren laſſen. Das Thronfolgerecht 
Chriftian’s IX. beruhe nicht auf dem Londoner Vertrag. 
ſondern auf dem dänischen, in aller Form Rechtens er- 
laſſenen Reichsgeſez von 1853; durch den Beſchluß vom 
29. Juli 1852 habe auch der Bund ſein Einverſtändniß mit 
der Erhaltung der däniſchen Integrität ausgeſprochen; durch 
kein Geſetz fei dem Bunde das Recht zur Entscheidung einer 
ſtreitigen Thronfolge oder zur Oerupation eines nicht zum 
Bunde gehörigen Landes wegen möglicher Erbanſprüche eines 
noch nicht anerkannten Fürſten beigelegt. Die Verwerfung 
des Antrags vom 28. December würde eine Sprengung der 
deutſchen Solidarität bedeuten; die ſchleswig holſteiniſche Frage 
würde ihre Löſung entweder mit Ehre und Gewinn, oder 
mit Schmach und Verluſt für Deutſchland finden, je nachdem 
Deutſchland die Grenzen der Gefeplichfeit einhalten würde 
oder nicht. 

Bismarck aber ſchrieb an Sydow in kürzerer Faſſung: 
Pfordten's Arbeit erſcheint mir parteüſch und oberflächlich. 
Wir können eine ſolche Behandlung völkerrechtlicher Trans⸗ 
actionen, an denen wir Theil genommen, nicht dulden. Wir find 
ebenſowenig wie Öfterreid) geſonnen, uns in dieſer wichtigen 
Frage der Führung des K bayeriſchen Bundestags geſandten 
zu überlaſſen; ich wünſche, daß Sie dies zu der Richtſchnur 
Ihrer Außerungen in den Ausſchüſſen machen, und den Stand⸗ 
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punkt der Großmächte mit der Energie vertreten, mit welcher 
wir ihn nöthigesfalls durchzuführen entſchloſſen find. 

Der durch große Herzensgüte ausgezeichnete Sydow 
antwortete tief befümmert, er und Kübeck redeten ganz nach 
dieſer Vorſchriſt. Aber in Frankfurt ſei nichts zu bewirken; 
die Geſandten der Gegner hätten bindende Inſtructionen, mit 
deren Inhalt die meiſten perſönlich einverſtanden feien. Vor 
Allem König Mar von Bayern ſei ganz feſt in feiner Politik, 
einmal, weil er bei jeder andern eine allgemeine Revolution 
befürchte, dann, weil er den europäifchen Mächten nicht die 
Befuguiß einräumen wolle, über Thron, und Erbrechte 
deutſcher Fürſtenhäuſer zu entſcheiden. Nicht einmal die bloße 
Perſonalunion der Herzogthümer mit Dänemark würde beim 
Bundestage noch zur Anerkennung zu bringen ſein 

Und nun drängte in Berlin auf der einen Seite das 
Abgeordnetenhaus, bei dem die Regierung eine Rüſtungsanleihe 
von 12 Milionen Thalern beantragt hatte, und beſſen Mehr⸗ 
heit im tiefften Mißtrauen gegen den Bismarck von 1850 
das Geld nur bewilligen wollte, wenn die Regierung durch 
Anerkennung Auguſtenburg's alle Brücken zur Unkehr hinter 
ſich abwerfe — und auf der andern begehrte Sit Andrew 
Buchanan im Namen Englands die Zurücknahme des Antrags 
vom 28. December, da jedes Einrücken deutſcher Truppen in 
Schleswig eine ſchwere Gefahr für den europäischen Frieden, 
alſo die ganze Sache unter einſtweiliger Erhaltung des 
Status quo einer Conferenz der Mächte zu unterbreiten ſei. 
Bismarck erklärte der Volksvertretung, wenn ſie das Geld 
verweigere, werde die Regierung es nehmen, wo ſie es finde; 
dem engliſchen Geſandten aber entgegnete er, den Status quo 
habe Dänemark durch Erlaß der Verſaſſung widerrechtlich 
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geändert und müffe ihn durch Aufhebung derſelben herſtellen; 
im Weigerungsfall ſei die Beſetzung Schleswigs das berechtigte 
Zwangsmittel. Gleichzeitiges Feſthalten am Londoner Ver⸗ 
trag und fülle Duldung der dänischen Vertragsbrüche ſei für 
Preußen eine unmögliche Pofition. Wenn England uns 
Hindere, Zwangsmittel für die Erfüllung der däuiſchen Ber⸗ 
bindlichkeiten anzuwenden, fo müßte Preußen ſich vom Lon- 
doner Vertrag losſagen, einen Miniſterwechſel vollziehen und 
ſich nach der Forderung des Abgeordnetenhauſes der 
Auguſtenburger Partei anſchließen. Hierauf verſtummten 
Sir Andrew’s drohende Worte. 

Es war ſehr klar, daß, wenn gehandelt werden ſollte, 
keine Stunde mehr geſäumt werden durfte. An demſelben 
Tage, dem 5. Januar 1864, that Bismarck den entſcheidenden 
Schritt. Er ſandte an Werther nach Wien einen Erlaß, 
welcher zunächſt die Berechtigung beider Höfe feſtſtellte, nach 
Dänemarks fortgeſetzter Haltung ſich vom Londoner Vertrage 
loszuſagen, dann aber es Europa gegenüber für zweckmäßiger 
erklärte, einſtweilen noch keinen Gebrauch davon zu machen, 
ſondern Dänemark zur Erfüllung feiner Pflichten aufzufordern, 
unter Androhung bewaffnetes Einſchreitens, fei es im Namen 
des Bundes, ſei es im eigenen Namen. Wahrſcheinlich werde 
der Bundestag den heſſiſchen Antrag annehmen, auf Beſetzung 
Schleswigs wegen Nichtigkeit des Londoner Vertrags. Trotz 
dem würden wir an unfrem Wege feſthalten, weil wir hier 
eine von Europa anerkannte Baſis haben, während uns das 
Recht, gegen den Londoner Vertrag aufzutreten, von aller Welt 
außer Deutſchland beſtritten wird. Aber jede Action ſei für 
uns an die Voraus ſetzung geknüpft, daß Oſterreich mit uns 
völlig einverſtanden iſt. Hier ſeien die Befehle zur Heran⸗ 
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ziehung der erforderlichen Truppen bereits ausgefertigt. Die 
politiſchen und militärischen Gründe für möglichſte Be⸗ 
ſchleunigung liegen auf der Hand; nach ſo langer Geduld 
ſei man in der Lage, gegen Dänemark ein raſches Vorgehen 
eintreten zu laſſen, die Zurücknahme der Novemberverfaſſung 
alfo binnen 48 Stunden zu fordern, und nach der voraus 
ſichtlihen Weigerung fogleid) in Schleswig einzurücken. Man 
bitte dennach, einen höheren öſterreichiſchen Officier behufs 
der militärischen Abreden ſchon jezt hieher zu ſenden. Dies 
Alles hoffte man, werde den öſterreichiſchen Intentionen ent⸗ 
ſprechen. 

Vertraulich fügte der Miniſter noch die Bemerkung Hinzu: 
bei der großen Wichtigkeit und den unabſeh baren Conſequenzen 
der Sache ſei es unerläßlich, daß Oſterreichs Erklärungen in 
bindender und jedes Zurückweichen ausſchließender Form ge⸗ 
geben werden; ohne dieſe Sicherheit ſei es für uns unmöglich, 
vorzugehen. In Schleswig ſeien weder däniſche noch Auguſten⸗ 
burger Demonſtrationen zu dulben; während der Dauer ber 
Occupation habe eine militärische Regierung Statt zu finden. 

Die Aufforderung traf in Wien günſtigen Boden. Die 
Entrüſtung über die Überhebung der Mittelftanten und die 
Beſorgniß über die Folgen ihres Auftretens waren um fo 
höher geſtiegen, als man erfuhr, daß Kaiſer Napoleon den⸗ 
ſelben ſeinen unumwundenen Beifall ſchenkte, und fein 
Wiener Votfchafter, der Herzog von Gramont, den deutſchen 
Collegen täglich Ermunterung zuſprach. Schr richtig schloß 
Rechberg daraus, daß Napoleon Bundesgenoſſen gegen Oſter⸗ 
reich ſuche, und hielt um fo feſter an der unvermuthet er⸗ 
langten preußiſchen Stütze. Er hatte ſo eben Werther aus⸗ 
einander geſetzt, man müſſe den Herzogthümern gründlich 
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Helfen, ihre alte Verbindung wieder herſtellen und nur eine 
Perſonalunion mit Dänemark beſtehen laſſen. Von Auguſten⸗ 
burg könne natürlich keine Rede fein, da deſſen Einſehung 
von Europa nicht geduldet würde. Wie würde bei ſolchen 
Conflicten Napoleon, der fie im Stillen herbeizuführen ſuche, 
im Trüben fiſchen! Man müſſe alſo den Hetzereien des Bundes⸗ 
tags kräftig zuvorkommen und ihm feine Incompetenz zur 
Regelung der Erbfolgefrage ſcharf zu Gemüthe führen. Alles 
komme darauf an, der Einigkeit zwiſchen Oſterreich und 
Preußen ſeſte Dauer zu geben 

So war er denn höchlich erfreut, als Werther ihm den 
Erlaß vom 5. Januar mittheilte und ihm vorſchlug, den In⸗ 
halt in bindender Form zu verabreden. Da die preußiſche 
Regierung für jeht feine Losſage vom Londoner Protokoll 
und feine Zerreißung der dänischen Integrität begehrte, jo 
war ihm das gegen die Novemberverjaffung beantragte 
Zwangsverfahren vollkommen genehm. In einem von den 
Kaiſer präfidirten Miniſterrath am 10. Januar wurde dem- 
nach über den Entwurf einer Punctation mit Preußen nebst 
entſprechender Weiſung an Karolyi Beschluß gefaßt. Wit 
aufrichtiger Befriedigung, hieß es in der letztern, haben wir 
wahrgenommen, daß auch Preußen ſich nicht für Losſagung 
vom Londoner Vertrage, ſondern für Beharren auf dem bis⸗ 
herigen Wege entſchieden hat: in dieſem Hauptpunkte einig, 
ſind wir bereit, auf Preußens weitere Vorſchläge einzugehen. 
Die Punctation ſagte dann, daß die beiden Regierungen in 
dem Wunſche, die Übereinftimmung ihrer Schritte durch eine 
bindende Verabredung zu ſichern, ſich über folgende Beſtin⸗ 
mungen verſtändigt hätten: 1. Aufforderung an Dänemark, 


die Novemberverfaſſung binnen 48 Stunden aurügzurehmer; 
„ Sypel, Begründung %. chen Reiches. im 
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im Weigerungsfalle Abreſe der Geſandten und Belegung 
Schleswigs durch ſchon bereit gehaltene öſterreichiſche und 
preußiſche Truppen. 2. Selbſtändiges Vorgehen beider 
Mächte, wenn der Bundestag den Antrag vom 28. Decenber 
nicht annimmt. 3. Vorbereitung der zur Einnahme oder 
Umgehung des Danewerks erforderlichen Streitkräfte. 4. Im 
Falle der Beſezung Schleswigs Verhinderung aller däniſchen, 
Augustenburger oder demokratischen Demonſtrationen, Ber- 
waltung des Landes durch Giviltommiffere unter der höchſten 
utorität des Dberfefehfäpabers der Truppen. 5. Annahme 
des Vorſchlags einer europäiſchen Conferenz nur unter der 
Vorausſetzung entweder der Zurücknahme der Novemberver⸗ 
faffung oder der Beſezung Schleswigs. Dann fuhr der 
Entwurf fort: 

„Für den Fall, daß es zu Feindseligkeiten in Schleswig 
käme, die dermalen in Kraft ſtehenden Vertragsverhältniſſe 
zwiſchen den deutſchen Mächten und Dänemark ſonach auf: 
gehoben würden, behalten die Höfe von Eſterreich und 
Preußen ſich vor, in Bezug auf die künftigen Verhältniſſe 
der Herzogthümer andere Bedingungen, als die in den Stipu- 
lationen von 1851/52 enthaltener, in gemeinsamem Einver- 
ſtändniſſe aufzuſtellen, worüber ſie eintretendes Falles die 
ſachgemäßen weiteren Abreden treffen würden. Sie werden 
ſich jedesfalls nicht anders als im gemeinſamen Einverſtändniß 
von dem Princip der Erhaltung der dänischen Monarchie in 
ihrem ſeitherigen Veſtande, und von der durch den Londoner 
Vertrag eingegangenen Verbindlichkeit, die Erbfolge des Königs 
Chriſtian anzuerkennen, losſagen.“ 

6. Vorbehalt weiterer Vereinbarung für den Fall that⸗ 
ſächlicher Einmiſchung anderer Mächte. 
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„Die in den vorſtehenden Punkten enthaltenen Berab⸗ 
redungen ſollen dieſelbe Kraſt und Geltung haben, als ob 
ſie den Inhalt eines förmlichen Vertrags⸗Inſtrumentes bildeten.“ 

Wie man ſieht, war hier durch die erſten Artifel das 
Verfahren, durch den Artikel 5 Zweck und Ziel der Action 
vectragsmäfig jefigeftelt. Als Mazimum der im Kriegsfall 
an Dänemark zu richtenden Forderungen ergab ſich die Per⸗ 
fomafunion der Herzogthümer mit dem Königreiche; eine 
vollftändige Befreiung derſelben und eine Schmälerung der 
dänifehen Integrität ſollte nur unter Öfterreid)s Zuſtinmung, 
d. h. unter feinen Umſtänden, begehrt werben. Als Karoli 
am 12. Jaruar den Entwurf dem preußiſchen Minifter zu: 
ſandte, betonte er noch beſonders die Wichtigleit dieſes Ar⸗ 
tels, der Losſagung vom Londoner Protokoll nur nach ger 
meinſamem Einverſtändniß; dies allein verbürge das gegen- 
feitige Vertrauen, die Localifirung des Kriegs, die Verhütung 
einer europäifchen Conſlagration, und damit das Gelingen 
des Unternehmens. 

Aber, wie wir wiſſen, von Grund aus entgegenſetzt 
war die Meinung König Wühelmis und ſeines Minifters 
Aus Rückſicht auf Europa beſchränkten ſie zur Zeit ihr Be⸗ 
gehren auf Erhaltung des Rechtszuſtandes von 1852. Jedoch, 
ihre ganze Hoffnung war auf die dänische Halsſiarrigleit im 
Unrecht gefegt, die es zum Kriege und damit zur Löſung der 
frühern Verträge triebe: und unbedingt feſt daun ihr Ent- 
ſchluß zur völligen Befreiung der Herzogthümer von. jeder 
Form der dänischen Herrſchaft. Bismarck ſchlug demnach 
folgende Faſſung des fünften Artiels vor: 

„Für den Fall, daß es zu Feindseligkeiten in Schleswig 
käme, und alſo die zwiſchen den deutſchen Mächten und Däne⸗ 
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mark beſtehenden Vertragsverhältniſſe hinfällig würden, be 
halten die Höfe von Ofterreich und Preußen ſich vor, die 
tünſtigen Verhältuiſſe der Herzogthämer nur in gegenſeitigem 
Einverſtändniſſe feſtzuſtelen. Zur Erzielung dieſes Einver- 
ſtändniſſes werden fie eintretendes Falles die ſachgemäßen 
weiteren Abreden treffen. Sie werden jedesfalls die Frage 
über die Erbfolge nicht anders als in gemeinſamem Einver- 
ſtändniß entſcheiden.“ 

Hiemit war, wie in Rechberg's Entwurf, jedes einfeitige 
Vorgehen einer der beiden Mächte ausgeſchloſſen. Aber auf 
dieſe Negative beſchränkte ſich der Vertrag; es war nicht 
mehr eine beſtimmte Poſition bezeichnet, bei der es im Falle 
mangelndes Einverſtändniſſes ſein unwiderrufliches Bewenden 
hätte. Karolyi ließ ſich überzeugen, daß man für den 
Kriegsfall ſich alle Wege offen halten müſſe, und empfahl 
feinem Hofe die Annahme des preußiſchen Amendements. 

Wer möchte entſcheiden, was geschehen wäre, hätte nicht 
wieder der erlauchte Bundestag es übernommen, Rechberg 
zum Entschluß zu treiben. Die Mittel- und Kleinſtaaten 
waren fo eben in ihrer eifrigen Sicherheit noch erheblich ge: 
fteigert worden durch ein an ſie, mit Übergehung der beiden 
Großmächte, allein an fie gerichtetes Cireular der franzöſiſchen 
Regierung vom 8. Januar, worin das Londoner Protokoll 
ein ohnmächtiges Werk genannt, die Theilnahme des deutſchen 
Bundes an der von England vorgeſchlagenen Conferenz als 
wünſchenswerth bezeichnet, und bis zu erlangter Auskunft 
hierüber Frankreichs Entfchlichung über die Conſerenz vor- 
behalten wurde. Der Eindruck, welchen ein fo ungerwöhn- 
licher Schritt des mächtigen Nachbars hervorrief, war groß 
Die Mittelſtaaten empfanden nicht gerade einen Wunſch, 
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nach Erneuerung des Rheinbundes, aber die Möglichkeit einer 
franzöſiſchen Anlehnung erſchien doch für den Nothfall ſehr 
beruhigend; immer ſchien Frankreich der Auguſtenburger Sache 
gewonnen, und man konnte um fo unbedenklicher am Bundes⸗ 
tage vorwärts gehen. Auf den 14. Januar, den Tag, an 
welchem in Wien Bismarcks Amendement erwogen wurde, 
war die Abstimmung über den Antrag vom 28. December 
anberaumt. Kübeck und Sydow hatten berichtet, daß fie 
höchſtens auf fünf bis ſechs Stimnien rechneten, und darauf 
umgehend die Weifung empfangen, gleich nach der Ablehnung 
im Namen beider Regierungen die Erklärung abzugeben, daß 
dieſelben hienach die Inpfandnahme Schleswigs als euro⸗ 
päifche Großmächte unabhängig vom Bunde vollziehen würden. 
So geſchah ez. Mit den Großmächten stimmten wur Kur⸗ 
heſſen, Mecklenburg und die Kleinſtaaten der 16. Curie; 
der Antrag war alſo verworfen, und die Geſandten verkün⸗ 
deten ſofort die Entſchließung der beiden Großmächte. Da 
war denn Überraschung, Verwirrung, Entrüftung gewaltig. 
Bayern erhob ſich mit feierlicher Verwahrung aller Rechte 
des Bundes, obwohl ſchwer zu ſagen geweſen wäre, welches 
Recht des Bundes durch preußiſche Besetzung eines nicht zum 
Bunde gehörigen Landes bedroht oder durch Erzwingung 
vertragsmäßiger, vom Bunde feierlich acceptirter Pflichten 
verletzt würde. Indeſſen, eine große Anzahl Stimmen ſchloß 
ſich der Verwahrung an, und Sachſen verſüeg ſich ſogar 
zum offenen Proteſte gegen den Durchmarſch der nach Schles⸗ 
wig beſtimmten Truppen durch das jetzt unter Bundes- 
verwaltung ſtehende Holftein. Dieſe Stimmungen ſetzten ſich 
dann mit verſtärktem Ausdruck in die Vollsvertretungen, 
Voltsvereine und Volksverſarnnlungen fort. Der Magiftrat 
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von Nürnberg proteftirte gegen jeden Durchmarsch öſterreichi— 
ſcher Truppen ohne Bundesbeſchluß; eine Volksverſammlung 
in München forderte den König Max auf, das bayerische 
Schwert in die Wagſchale zu werfen; die württemberger 
Kammer erſuchte ihre Regierung, Heer und Volkswehr mobil 
zu machen; der Ausſchußß der 36 erklärte, die beiden Groß⸗ 
machte hätten die führende Stellung in Deutſchland verwirkt; 
das preußiſche Abgeordnetenhaus lehnte die Anleihe ab, weil 
Preußen von Deutſchland abfalle und feine Großmachtſtellung 
mißbrauche. Alle Welt lebte eben der Überzeugung, welche 
allerdings, was Oſterreich anging, nicht unbegründet war, 
der Zweck der angekündigten Beſetzung Schleswigs ſei fein 
anderer, als Auslieferung der Herzogthümer an den Dänen⸗ 
könig und Protokollprinzen Chriſtian. Ganz in derſelben 
Weiſe machten ſich die Eiderdänen Muth; die wahren Gegner, 
ſagten fie, welche die deutſchen Großmüchte treffen wollten, 
fein die Mittelſtaaten und die Revolution, durch die zur 
Zeit Eſterreich, Preußen und Dänemark gleichmäßig bedroht 
fein; die Sache werde demnach ganz fo wie 1850 ver⸗ 
laufen. 

Für Rechberg mußten ſchon die Vorgänge in der Bun⸗ 
destagsſitzung entſcheidend fein. Sein Geſandter hatte dort 
die Beſetzung von Schleswig angekündigt, und je größer das 
dagegen erhobene Gelärme war, deſto feſter ſah ſich die 
Regierung an das feierlich ausgeſprochene Wort gebunden. 
Es ging jetzt nicht mehr an, wegen einer Differenz mit 
Preußen über eine vielleicht gar nicht eintretende Zukunfts⸗ 
frage in ſchmähliche Unthätigkeit zurückzufallen. Und wenn 
Preußen ſich nicht voſitiv für die dänische Integrität ver- 
pflichtete, immer verhieß es doch, keine Einrichtung ohne 
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Einverſtändniß mit Öfterreich zu treffen. Man blieb alſo 
in der Lage, jeden unliebjamen Einfall des kecken preußi⸗ 
ſchen Miniſters im Keime zu erſticken. Vollends aber gegen- 
über der franzöſiſchen Außerung erſchien eine Trennung 
von Preußen unmöglich. So erwirkte Rechberg bei dem 
Kaiſer die Annahme des preußischen Amendements, und am 
16. Januar wurde die Punctation amtlich unterzeichnet. 
Noch an demſelben Tage erhielten die Geſandten Balan und 
Brenner den telegraphiſchen Befehl zur Aufforderung an die 
dänische Regierung, die Verſaſſung binnen 48 Stunden zurück 
zunehmen. Als die Geſandten den Auftrag vollzogen, erbot 
ſich Monrad zu weiterer Unterhandlung; es wurde ihm ent⸗ 
gegnet, dazu ſei die Zeit vorüber. Er ertheilte darauf am 
18. die ablehnende Antwort. Daß die Dänen Schleswig 
nicht wie Holſtein ohne Gegenwehr räumen würden, war 
längſt bekannt, und mithin der Krieg entſchieden. In Preußen 
wie in Öfterreidh waren die militärischen Vorkehrungen in 
vollem Gange. Die öfterreihifchen Truppen ſollten wegen 
der Voltsſtimmung in Bayern und Sachſen durch Schleſien 
nach Norden befördert werden; für die 13. preußiſche Divifion 
wurde der Durchmarſch von Weſtjalen nach Holſtein durch 
Hannover nachgeſucht, die Einwilligung aber etwas hin⸗ 
gehalten, ſo daß Bismarck dem dortigen Geſandten ſchrieb, der 
Durchmarsch würde auch ohne Erlaubniß erfolgen, eine Notiz, 
welche der Geſandte übrigens nicht als Drohung verwenden 
ſolle, ſondern nur zu perſönlicher Kenntnißnahme erhalte; 
dann entschloß man ſich in Hannover, die Zustimmung unter 
Vorbehalt aller Rechte des Bundes zu ertheilen. Feldmar⸗ 
ſchall Wrangel übernahm am 20. den Oberbefehl über die 
beiderſeitigen Streitkräfte; an demſelben und den folgenden 
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Tagen rückten die allürten Truppen in Hamburg, Lübeck, 
dem oldenburgischen Eutin und Holſtein ein, ohne eine andere 
Anmeldung als jene durch die betreffenden Fouriere und 
Cuartiermacher, jo daß dieſe Kleinſtaaten ebenſo wie Die 
beiden Bundescommifſare formellen Proteſt gegen ein jo 
rüctſichtsloſes Verfahren erhoben. Eine Anfrage des preußi⸗ 
schen Kriegsminiſters an den Vundesgeneral Hale, ob er ſich 
und feine Truppen nicht unter Wrangel's Oberbefehl ſtellen 
wolle, wurde mit zorniger Entſchiedenheit zurückgewiesen; 
als namentlich die ſächſiſche Regierung es ſehr übel ver⸗ 
merkte, erwiderte Bismarck mit ruhigſter Freundlichkeit; wir 
hätten den wackern Bundestruppen einen Autheil an dem 
patriotischen und ruhmverheißenden Werke jo gerne gegönnt. 
So beſtimmt übrigens, wie in allen dieſen Punkten Preußen 
die Nichtachtung der bundestäglichen Stimmungen bethätigte, 
fo bereitwillig erklärten die beiden Großmächte in Frankfurt 
am 19. Januar, daß die Schritte, welche ſie jeßt zur Sie 
rung der deutschen Rechte auf Schleswig thäten, in keiner 
Weiſe die Anordnungen des Bundes hinsichtlich der Execution 
und der Verwaltung Holſteins ſtören ſollten; fie erwarteten 
jedoch, daß ihrem Vorgehen für die Rechte Deutſchlands und 
Schleswigs das bereitwillige Entgegenkommen des Bundes 
und der Holſtein benachbarten Bundesgebiet nicht fehlen 
würde. 

Dieſes Verfahren und vor Allem die ſchleunige Be- 
wegung impofanter Heeresmaſſen gegen die Eider übte denn 
auch auf der Stelle ſeine Wirkung auf den Bundestag und 
die Mittelſtaaten. Jener antwortete auf die Erklärung der 
Großmächte, daß unter Wahrung der Rechte des Bundes 
die verbündeten Truppen alle Erleichterung und Unterftügung 
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finden ſollten. Veuſt, welcher ſeinem Bundesgeſandten den 
Auftrag gegeben hatte, für Verhinderung des Durchmarſches 
durch Holſtein zu wirken, erklärte einige Tage ſpäter dem 
preußifchen Vertreter in Dresden, er hoffe, daß man ihn 
nicht für einen ſolchen Don Quixote halten werde, welcher 
auf den Gedanken eines bewaffneten Widerſtandes gerathen 
könnte. In Stuttgart hatte der Miniſter Hügel ſtets mit 
Grauen an die Möglichkeit eines offenen Bruches mit den 
Großmächten gedacht, und in der Kammer nur deshalb jo 
tapfer geredet, um die Gührung im Lande möglichst zu be⸗ 
ſchwichtigen; vollends der alte König Wilhelm ließ jetzt 
öffentlich verkünden, was er den Geſandten an feinem Hofe 
längſt gesagt, daß er mit dem ganzen böſen Handel nichts 
zu schaffen haben wolle. Außerſt kummervoll war König 
Mar von Bayern, in hohem Grade aufgeregt ſein Miniſter 
Schrend, daß das ſchöne Bild der bayerischen Trias: Hege⸗ 
monie jo schnell in Nebel zerrinne: aber daß man ſich nicht 
mit dem Degen in der Hand den beiden Großmächten in den 
Weg stellen könne noch dürfe, war doch beiden Männern auf 
der Stelle klar. Wohl redete noch Beuſt von einer neuen 
Miniſterconferenz, und Roggenbach von einer Vereinigung 
aller mittelſtaallihen Kammern zum Kerne eines deulſchen 
Parlaments: aber in München war man plötzlich und gründ- 
lich aufgeklärt darüber, daß Rathen und Reden jetzt nicht 
mehr fördern körme, daß man ganz und gar nicht gerüftet, 
Preußen aber binnen 14 Tagen in erdrückender Übermacht 
ſchlagſertig ſei, und daß König Mag ein Blutvergiepen 
zwiſchen Deutſchen und Deutſchen im tiefſten Herzen ver- 
abſcheue. Und wenn man nach all der grimmen Energie im 
Reden, jetzt mit einem Male den Augenblick des Handelns 
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gekommen ſah: was wäre denn geſchehen, wenn man im 
Sinne der bisherigen Agitation gehandelt hätte? Um den 
Dänen etwas mehr abzunehmen, als Preußen einſtweilen 
verlangt hätte, wäre man über die preußiſchen Truppen her⸗ 
gefallen, welche eben den Dänen das Bajonett an die Rippen 
ſetzten; am Morgen hätte man als däniſcher Genoſſe gegen 
die Preußen, am Nachmittag als preußischer Helfer gegen die 
Dänen gefochten; eine weltgeſchichtliche Confuſſton hätte die 
Annalen des deutſchen Volkes bereichert. Nein, da man ſich 
einmal zu dem einzig verftändigen Entfchluffe nicht aufraffen 
mochte, nach Roon's Antrag die Bundestruppen unter 
Wrargel's Oberbefehl zu ftellen, jo blieb für die Mittel- 
ſtaaten nichts übrig, als das Schickſal der eigenwilligen 
Minorität auf ſich zu nehmen und in grollender Unthätigkeit 
dem Störteren die Wege frei zu laſſen. 

Unterdeſſen hatte das Vorgehen der beiden Großmächte 
eine nicht geringere Klufregung in Europa als in Deutſchland 
hervorgerufen. Allen Andern voran war wieder Lord John 
Ruſſell. der bereits am 31. December die förmliche Einladung 
zu einer Conferenz an die Mächte verſandt hatte, und der 
jegt mit doppeltem Nachdruck durch Palmerſton's antideutſche 
Stimmung und durch den Einfluß der Prinzeſſin von Wales 
zum Handeln gedrängt wurde. Um jo unerſchöpflicher war 
feine ſchriftſtelleriſche Thätigkeit, um fo größer die Zahl 
ſeiner Depeſchen und Vorſchläge. Er mahnte die nicht⸗ 
deutſchen Unterzeichner des Londoner Protokolls, für die 
Integrität Däuemarls und die Thronfolge Chriftian’s IX. ein- 
zuſtehen. Er forderte ſie auf, durch identiſche Noten Preußen 
und Öfterreich von der Beſetzung Schleswigs abzuhalten. 
Er drängte in Kopenhagen, daß man jo fäjnell wie möglich 
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die unfelige Novemberwerſaſſung befeitigen und damit den 
Deutſchen den letzten Vorwand zum Bruche entziehen möge. 
Er beantragte in Wien und in Berlin eine beftimmte Erklärung. 
daß die deutſchen Mächte an dem Princip der däniſchen Inte⸗ 
geität feſthielten. Mündlich deutete er dem beutfchen Geſandten 
an, daß in biefem Falle England gegen die bloße Perſonal⸗ 
union der Herzogthümer mit dem Königreiche nichts einwenden 
würde, im entgegengeſetzten Falle aber dazu gedrängt werden 
könnte, eine Flotte zum Schutze Dänemarks in die Oftfee zu 
ſenden. Am 24. Januar ſchrieb er auf's Neue nach Paris. 
begehrte gemeinſames Handeln aller Mächte gegen die Auguften- 
burger Candidatur, wenn nöthig mit gewaffneter Hand, er- 
kannte aber an, daß Preußen und Oſterreich eine gemäßigtere 
Linie einhielten, bei welcher ernſte Verwicklungen nur dann 
zu befürchten wären, wenn Dänemark ſeine Verpflichtungen 
in den Verfaſſungsfragen erfüllte, und die deutschen Höfe 
trogbem weitere Forderungen erhöben; jedoch jei auch in 
dieſer Hinſicht ein ſchleuniges Einverſtändniß der europäischen 
Mächte dringend zu wünſchen. Zugleich erörterte er nach 
einem dänifchen Vorſchlage in Wien und Berlin, es fei ein 
unbilliges Verlangen, daß Dänemark binnen 48 Stunden 
die Verfaſſung aufhebe, was ohne einen Staatsſtreich un⸗ 
möglich ſei; er beantrage alſo einen Aufſchub von ſechs 
Wochen, binnen deren die däniſche Regierung den Reichsrat 
berufen und die geforderte Maaßregel auf gefepliche Weiſe 
herbeiführen könne. 

Aber auf allen Seiten mußte er erfahren, wie un⸗ 
anfechtbar die Stellung war, welche Bismarck für ſeine active 
Politik genommen hatte, wie genau ſie der damaligen Lage 
der europäiſchen Verhältniſſe entſprach. Im innerſten Herzen 
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waren alle Cabinette einverftanden, daß Dänemark mit ſchnöder 
Reckheit ſich Deutſchland gegenüber in's Unrecht geſetzt; 
niemand hatte Luſt. zum Schutze einer jo faulen Sache ſich 
auf einen Krieg gegen das in Waffen ſtarrende Geſammt⸗ 
deutſchland einzulaffen, während in Berlin und Wien noch 
fein Wort gegen die däniſche Integrität oder die Thronfolge 
Chriſtian's IX. gefallen war. Rußland wünſchte allerdings, 
Dänemark ſo glimpflich wie möglich behandelt zu fehen, wies 
aber jeden Gedanken an einen Bruch mit Preußen, ſeinem 
muthigen Genoſſen während der polniſchen Wirren, unwillig 
von der Hand. Napoleon hielt ſeſt an ſeinem Gedanken, 
Preußens Bündniß zu gewinnen, und an der Hoffnung, aus 
dem däniſchen Kriege weitere Verwicklungen erwachen zu 
ſehen, welche Preußen an feine Seite führen müßten. Schon 
im December hatte er dem italieniſchen Geſandten Nigra 
geſagt: wir werden es dahin bringen, daß ſich Preußen und 
Oſterreich mit Kanonen beſchießen. Am 27. Januar inter: 
pellirte er den preußiſchen Botſchafter, ob die Gerüchte wahr 
ſeien, daß Preußen dem Wiener Hofe deſſen außerdeutſche 
Beſizungen gewährleiſtet habe, und als er darauf eine beſtimmt 
verneinende Antwort erhalten, ließ er am 28. der engliſchen 
Regierung ertlären, daß er nur mit Widerwillen an eine 
Waaßregel herantreten würde, welche ihn in einen Krieg mit 
Deutſchland verwickeln Könnte; für England bedeute ein 
ſolcher Krieg nichts weiter als Blokirung einiger Häfen und 
Wegnahme einzelner Schiffe; für Frankreich würde es der un- 
glüdlichſte und gewagteſte aller Kriege ſein, auf welche das 
Kaiſerthum ſich einlaſſen könnte; jo lange das Gleichgewicht 
der Mächte nicht eruſtlich bedroht jei, werde er ſich lediglich. 
die volle Freifeit seines Handelns offen halten. 
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Einigen Anklang bei den außerdeutſchen Höfen fand nur! 
der Vorſchlag eines Aufſchubs der militärischen Operationen, 
um Dänemark Raum zur geſetzmäßigen Aufhebung der 
Novemberveifaſſung zu gewähren. Frankreich, Rußland und 
Schweden empfahlen denſelben in Berlin. Indeſſen räumte 
Napoleon gleich bei dem erſten Geſpräche dem Grafen Goltz 
ein, daß es ſich hier nicht um ein plötzliches Ultimatum, 
ſondern um ein letztes Wort nach zwöffjähriger Geduld bei 
Nichterfüllung der Verträge und nach dreimonatlichen Pro⸗ 
teften gegen offenen Vertragsbruch handle, und jeder Zweifel 
ſchwand, als England den Vorſchlag in geſchäftlicher For⸗ 
mulirung vorlegte. Die deutſchen Mächte, hieß es, follten 
anſtatt der materiellen Garantie durch die Beſetzung Schles⸗ 
wigs die diplomatiſche Garantie eines durch alle Theilnehmer 
des Londoner Vertrags zu unterzeichnenden Protokolls an⸗ 
nehmen, durch welches Dänemark ſich verpflichtete, feinem 
Reichsrathe die Aufhebung der Verſaſſung für Schleswig 
vorzuſchlagen und die Annahme des Antrags durch den 
Reichsrath nach beſten Kräften zu erſtreben. Lord Palmerſton 
übergab dem Grafen Bernſtorff den Antrag mit drohenden 
Worten für den Fall der Ablehnung; der Graf fragte, ob 
England die Aufhebung der Verfaſſung garantire; Palmerston 
entgegnete, das ſei nicht nöthig, da, wenn Dänemark den 
Vorſchlag ablehne, alle Mächte Deutſchlands Recht anerkennen 
und den Dänen jede Unterſtützung eigen würden. Der 
Werth des englischen Antrags wurde ſofort durch Dänemark 
ſelbſt in grelles Licht gerückt, indem Miniſter Monrad damals 
dem Landthing erklärte, es ſei ſchwer zu jagen, was man bei 
einer Unterhandlung mit Deutſchland hinfichtlich Schleswigs 
verlangen ſolle; leichter ſei es anzugeben, was man niemals 
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zulaſſen werde, nämlich ein Schleswig Holſtein, ein wie Holſtein 
ſellſtändiges Schleswig, und eine Theilung Schleswigs — 
alſo, können wir Hinzufegen, Alles und Jedes, wodurch die 
vertragswidrige Knechtung Schleswigs auch nur hätte ge⸗ 
mildert werden können. Als dieſe Nachrichten in Berlin 
anlangten, befahl der König auf der Stelle die Ablehnung 
des englischen Antrags, und blieb feſt auf dieſem Veſchluſſe, 
obgleich auch Rußland die Annahme lebhaft empfahl, und 
Vernſtorff und Rechberg schwere Bejorgniffe über die wachsende 
Verfinſterung des politiſchen Horizontes äußerten. Rechberg 
erfannte an, daß bei der Erregung des deutſchen Volkes der 
Einmarſch in Schleswig nicht verzögert werden könnte, mahnte 
aber um fo mehr, zur Beſchwichtigung Englands die begehrte 
Anerkennung der däniſchen Integrität auszuſprechen und zu⸗ 
gleich als Bethätigung unſerer Friedensliebe auf beſchleunigten 
Zuſammentritt der europäiſchen Conferenz zu dringen. Er 
wies zumächft die faiferfichen Geſandten in Paris und London 
zu einer Darlegung an, daß ein Aufſchub des öffentlich an- 
gekündigten Einmarſches in Schleswig die deutſchen Mächte 
proſtituiren müßte; feine erſte Folge würde fein, daß der 
Bundestag die Belegung Schleswigs für Auguftenburg be⸗ 
ſchloſſe; damit wäre dann die däniſche Integrität, an welche 
Oſterreich und Preußen bisher nicht gerührt hätten, offen 
angegriffen. Oſterreich denke nicht an eine Zerſtücklung 
Dänemarks; fie liege nicht in feinen Wünſchen und in feinen 
Intereffen; fie wäre im Gegentheil feinen Principien und 
allen ſeinen Traditionen zuwider. Oſterreich wolle hier wie 
ſonſt ſich nicht zum Ritter der Nationalitäten machen; es 
überſchreite die Eider, um ſchweren Verwiclungen zuvorzu⸗ 
kommen, da ohne fein Vorgehen Dänemark ſchon längſt eine 
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Invaſion durch den Bund von der ernfteften Tragweite er- 
fahren hätte. Bismarck redete in einem Citeular nach London, 
Paris, Petersburg und Stockholm aus ſchärferem Tone. Wenn 
wir nach dem engliſchen Antrag, ſagte er, den Zuſammentritt 
des Reichsraths zuließen, ſo würden wir damit die Rechts⸗ 
beſtändigkeit der von uns verworfenen Verfaſſung anerkennen; 
die einzige Möglichkeit der Erhaltung des Friedens beſteht alſo 
darin, daß ſich Dänemark unſerer Inpfandnahme Schleswigs 
nicht widerſetzt; wenn es einen ſolchen Widerstand verſuchte, 
ſo würden daraus kriegeriſche Ereigniffe entſtehen, deren Folgen 
in die deutſch daniſchen Beziehungen um fo tiefer eingreifen 
würden, als dadurch die zwischen beiden Ländern beſtehenden 
Vertragsverhältniſſe hinfällig werden müßten. Rechberg fand 
zu Bismarck's Verwunderung dieſe Sprache etwas aufgeregt 
und bedenklich, und drängte um fo mehr auf eine gemeinfame 
Erklärung beider Mächte, betreffend ihre Anerkennung der 
däriſchen Integrität. In Berlin waren ſowohl der König 
als der Minifter ſehr entſchloſſen, ſich in dieſer Hinſicht nicht 
die Hände zu binden, und drei Tage lang, vom 31. Januar 
tis zum 2. Februar, wurde zwiſchen den Cabinetten hin und 
her telegraphirt, bis man ſich über einen Text verſtändigt 
hatte, welcher nach Oſterreichs Wunſch die däniſche Integrität 
für jetzt anerkannte, aber auch nach Preußens Sinn der 
Zukunft nichts vergab. Die vom 31. Januar datirte Note 
erklärte demnach: indem die K. österr. (Egl. preußische) Re⸗ 
gierung die Rechte, deren Geltendmachung fie erſtrabt, auf 
die Stipulationen von 1851—52 baſirt, hat fie durch eben 
dieſen Act das Princip der Integrität der däniſchen Monarchie 
anerkannt; indem ſie zur Occupation Schleswigs ſchreitet, iſt 
fie nicht geſonnen, dieſes Princip zu verlaſſen: wenn fie 
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jedoch in Folge von Verwicklungen, welche durch das Beharren 
der dänischen Regierung bei ihrem vertragswidrigen Verfahren 
herbeigeführt werden könnten, oder in Folge der bewaffneten 
Intervention anderer Mächte ſich genöthigt ſehen ſollte, 
Combinationen zu entfagen, deren Ergebniß nicht mehr im 
Verhältniß zu den Opfern ſtände, welche die Ereigniſſe den 
deutſchen Mächten auferlegen möchten: ſo könnten keine 
definitiven Arrangements ohne Mitwirkung der Möchte, welche 
den Londoner Vertrag unterzeichnet haben, getroffen werden. 

Dieſe Säge waren langathmiger und verſchrobener, als 
Bismarck zu schreiben pflegte, wenn er ohne die Mitwirkung 
eines ſorgenvollen Genoſſen die Feder führte. Indeſſen, ſie 
enthielten doch das Weſentliche. Allerdings war in den 
Arfangsworten die Anerkennung der däriſchen Integrität, 
in den letzten die Bereitwilligkeit zur europäiſchen Conferenz, 
in dem Mittelſatze aber auch die Erklärung, daß mit dem 
erſten Kanonenſchuſſe die Verträge hinfällig feien, und die 
ſehr beſtinmte Hindeutung ausgeſprochen, daß eine fremde 
Intervention das Schickſal Dänemarks nur verſchlimmern 
werde. Mochte man ſich es in London gejagt fein laſſen, 

Unterdeffen hatten jenſeits der Eider die Feindſeligleiten 
bereits begonnen. 


Google ae de en 


SFlftes Buch. 
Danewerk und Düppel. 


„ Svbel, Begeäntung b. deuſcen Meides, DIE, 15 


Google 


oinal ram 
Y OF MICHIGAN 


von Google un 


1. Capilel. 
Aus bruch des Kriegs. 


Ende Januar waren die zur Beſetzung Schleswigs 
beſtimmten Truppen, bis auf wenige noch auf dem Marſche 
befindliche Regimenter, in der Nähe der Eder verfammelt. 
Sie bildeten drei Armercorps, das erſte die 6. und die 
13. preußiſche Divifion (Generale von Manſtein und von 
Wintzingerode) nebſt entſprechender Reiterei und Artillerie, 
unter dem Befehle des Prinzen Friedrich Carl von Preußen; 
das zweite, die Öfterreicher unter Feldmarſchalllieutenant von 
Gablenz, vier Brigaden Infanterie, eine Brigade Reiterei 
und ſieben Batterien, unter dieſem Beſtande ſechs Bataillone 
beutfcher Truppen, alles Andere — zur Verhütung nationales 
Fraterniſirens mit den Schleswigern — Czechen, Ungarn, 
Polen, Italiener; das dritte, eine preußiſche Gardediriſion 
unter General von der Mülbe, das Ganze 57000 Mann 
ſtark. Der Oberbefehlshaber, Feldmarſchall von Wrangel, 
einft ein rüftiger und ſchneidiger Reiterführer, war jeht 
genau achtzig Jahre alt und hatte, wie ſich bald zeigen 
ſollte, durch das Alter an Weite und Schärfe des Blickes, 
Sicherheit des Urtheils und Gleichmäßigkeit des Willens nicht 
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eben gewonnen. Offciere und Mannſchaften feines Herres 
aber waren mit wenigen Ausnahmen vortrefflich, ebenſo 
kriegsmuthig wie durchgebildet, jeder Truppentheil eine wohl⸗ 
gegliederte, feſtgeſchloſſene und deshalb zu jedem Zwecke 
ſchlagfertige Maſſe, ſo daß die Hoffnung berechtigt war, 
wenigſtens dieſem Feinde gegenüber werde bie Tüchtigkeit der 
Theile erſchen, was etwa bei der Oberleitung des Ganzen 
mangelhaft erscheinen könnte. 

In gewiſſer Hinſicht umgekehrt lagen die Dinge auf der 
dänischen Seite. Der Oberbefehlshaber, General de Meza, 
war ein kräftiger und lluger Officier, der feine Befähigung 
im Kriege von 1850 in ausgezeichneter Weiſe bewährt hatte, 
und nicht minder anerkennenswerth war ber bereits im Friedens 
ſtande angeftellte Theil ſeines Officiercorps. Aber der kleine 
Staat war durch die Grenzen feiner Finanzkraft gezwungen, 
im Friedensſtande die Zahl feiner Officiere und Unterofficiere 
auf ein ſehr geringes Maaß zu beſchränken, und die Dienſt⸗ 
zeit der Soldaten auf zehn Monate herabzuſetzen: bei der 
Mobilmachung trat dann mehr als eine Vervierfachung der 
Mannſchaſt in den Cadres ein; eine große Zahl mangelhaft 
gebildeter Reſerveofficiere wurde dazu herangezogen, und bei 
der oberflächlichen Abrichtung der Truppe entbehrten die 
Bataillone trotz aller Tapferkeit der Einzelnen die innere 
Solidität, deren ſich der deutſche Gegner erfreute. Dazu 
lam noch bei dieſem Kriege ein weiteres bedrohliches Moment, 
die völlige Unzuverläſſigkeit der in Schleswig Holſtein rerru- 
tirten Regimenter, welche in den deutſchen Truppen nicht den 
Feind, ſondern den Befreier erblickten. Die Geſammtſtärke 
des Heeres belief ſich auf ungefähr 55000 Mann, wovon 
für den bevorſtehenden Kampf in Schleswig nicht ganz 
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40000 verfügbar waren. Bei der für die Vertheidigung 
äußerft günftigen Beſchaffenheit des Landes, feinen tief ein- 
greiſenden Seebuchten, feinen ſumpfigen Niederungen, feinen 
überall eingehegten Feldern, war alſo für die 60000 Ver⸗ 
bündeten das Gewicht der größeren Zahl nicht erheblich, 
zumal Dänemark durch ſeine überlegene Kriegsflotte die 
Mittel beſaß, ſeine Landtruppen ungleich ſchneller, als es 
dem Gegner möglich war, in überraſchender Weiſe von einem 
Punkte des Kricgsſchauplahes zum andern zu bringen. 

Wie es General Moltke vorausgesehen, hatte man in 
Kopenhagen beſchloſſen, den ernſten Widerſtand nicht an der 
Eider, ſondern erſt an der Danewerkſtellung zu beginnen, 
jener gewaltigen, durch tiefe Moräfte gedeckten Schanzenreihe 
zwiſchen der Stadt Schleswig und den Quellen des Rheide 
fluſſes, an die ſich dann als Schutzwehr im Osten der breite, 
tief in das Land eingreifende Meerbufen, die Schlei, mit dem 
ſtark befeſtigten, anderthalb Meilen von Schleswig entfernten 
Übergangspunkt Mifſunde, im Weſten aber der Rheide und 
dann ber Treenefluß bis zu deſſen Einmündung in die Eider, 
ebenfalls mit breitvorliegenden, fumpfigen Mooren, anſchluß⸗ 
Da der deutſche Angriff ſich ohne Zweifel auf das eigentliche 
Danewerk richten würde, ſo war dorthin die Hauptmaſſe der 
Vertheidiger beſtimmt, ungefähr 22000 Mann Infanterie und 
Artillerie, nebſt einer Reſerve von 5000 Mann Infanterie 
und 2000 Dragonern. Zur Bewachung der Treene blieb 
nur eine Brigade zurück; mit der Deckung Miſſundes und 
der Schlei, einer Swecke von beinahe fünf deutſchen Meilen, 
war eine Poſtenlette von 9000 Mann beauftragt. Die ganze 
Stellung war trotz ihrer großen Ausdehnung von mehr als 
zehn deutſchen Meilen Länge eine ſehr ſtarke; bei dem Volt 
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von Kopenhagen galt ſie für unüberwindlich; in Paris meinte 
Kaiser Napoleon, die Deutſchen würden zwei Jahre lang 
ohne großen Erfolg vor ihren Wällen liegen konnen. Für 
den schlimmsten Fall würde die Rüczugsftrahe über Flensburg 
in das Sundewitt gehen, wo gegenüber der Injel Alſen, vor 
der über die Meerenge nach Sonderburg führenden Brücke, 
eine nicht minder ſtarke Schanzengruppe auf den Höhen von 
Düppel dem Heere eine drohende Stellung in der Flanke des 
nordwärts vorgehenden Feindes ſichern würde. 

Während diefer dänischen Vorbereitungen erwog auf 
Befehl des Königs Wilhelm General Moftfe den deutſchen 
Operationsplan. Dieſer Krieg, ſagte er, ſei leicht zu führen, 
aber ſchwer zu beendigen. Ein raſcher Abſchluß ſei nur da⸗ 
durch herbeizuführen, daß man dem Feinde alle irgend erreich 
baren Hülfsguellen abſchneide, alſo jo weite Landſtriche wie 
möglich befege. Die erfte Aufgabe war ſelbſtverſtändlich die 
Überwältigung des Danewerks, die nach Moltkes Meinung 
nicht durch unmittelbaren Anſturm in der Front, ſondern durch 
eine Umgehung in der öſtlichen Flanke, alſo durch die Über- 
schreitung der untern Schlei, zu bewirken wäre. Für ebenſo 
zeitraubend und mithin unthunlich wie den Frontalangriff auf 
das Danewerk, erklärte er einen ſolchen auf die Miſſunder 
Schanzen; wohl aber müſſe dieſes hefeftigte Ausſallsthor 
zugelegt, und gleichzeitig die däniſche Hauptmacht durch um⸗ 
fichtige Demonftrationen im Danewerk feſtgehalten werden. 
Wenn es dann dem Prinzen Friedrich Carl gelinge, fein 
Corps einige Meilen unterhalb Miffunde, wo das ſüdliche 
Ufer das nördliche überhöhe, über die Schlei zu bringen, und 
ſofort in raſchem Zuge Flensburg zu erreichen, fo ſei dem 
däniſchen Heere der Rückzug nach Norden und Oſten ver⸗ 
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legt; es könnte gegen Welten gedrängt und dort vernichtet 
werden. Würde hiedurch der kriegerische Eifer Dänemarks 
nicht gebrochen, oder das Ergebniß der Opemtion nicht in 
vollem Umfange erreicht, jo war Moltte nicht der Anſicht, 
Zeit und Blut mit einer Belagerung der Düppeler Schanzen 
zu vergeuden, da die Einnahme derſelben keinen andern 
Gewinn als den Beſiß von ein Paar Hektaren ſchleswig ſches 
Bodens liefern würde; man habe Kräſte genug, um däniſche 
Ausfallsverſuche durch eine zurückgelaſſene Abtheilung zu 
hindern, mit der Hauptmacht aber ganz Jütland zu über⸗ 
ſchwemmen, deſſen Verluſt auf das Schwerſte in Kopenhagen 
eupfunden werben müßte. Sollte jedoch auch dies noch nicht 
zum Frieden führen, jo würde man wieder ſich nicht mit 
einer Belagerung der jütiſchen Festung Fridericia aufhalten, 
ſondern ſich auf deren Beobachtung beſchränken, und sofort 
ein ſtarkes Corps auf die Inſel Fünen hinüber werfen, wo⸗ 
durch ohne Zweifel die ſchließliche Unterwerfung des Feindes 
erzwungen würde. 

Dieſer Operationsplan wurde dem Obertommando zur 
Kenntnißnahme, indeſſen nicht als bindende Vorſchrift, mit- 
getheilt. Vielmehr hieß es in der am 29. Januar vom 
Könige gezeichneten allgemeinen Inſtruction für den Feld⸗ 
marſchall ausdrücklich: jeder däniſche Widerſtand iſt mit 
Waffengewalt zu beſeitigen; es bleibt dabei dem Oberbeſehls⸗ 
haber volle Freiheit der Entschließung. Jedoch wird er auf 
folgende Punkte beſonders hingewieſen. Es ift eine Haupt 
aufgabe, das feindliche Heer zu vernichten, ehe es feine Ein- 
ſchiffungspunkte erreicht; wenn irgend möglich, ift dem Feinde 
der Rückzug nach Düppel abzuſchneiden; nach jedem Erfolge 
hat die unabläſſigſte Verfolgung Statt zu finden; nach voll- 
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endeter Occupation des Herzogthums ift das Land gegen 
den Wiedereintritt däniſcher Truppen zu ſichern; es find die 
nöthigen Vorkehrungen gegen Diverſionen im Rücken der 
Armee zu treffen, und dengemäß die Häfen von Eckernförde 
und von Kiiel zu beſetzen. 

In politiſcher Hinſicht wurde der Feldmarſchall ange- 
wieſen, die Regierung des Landes an ſich zu nehmen, fie, jo 
weit irgend thunlich, nach den beſtehenden Landesgeſetzen zu 
führen und die Koſten aus den Landeseinkünften zu beſtreiten, 
keine däniſchen, Augustenburger oder demolratiſchen Demon- 
ſtrationen zu dulden, jedoch, bemerkte der König, dabei keine 
Waffengewalt anzuwenden, nicht pedantiſch und kleinlich zu 
verfahren, und nur einzuſchreiten, wo öffentliche Vorgänge 
europäiſchen Anſtoß erregen könnten. Als Civilcommiſſar 
für die Landesverwaltung wurde dem Feldmarſchall der 
frühere Polizeipräsident von Zedlitz beigegeben; dieſem gefellte 
ſich fpäter, wie gleich hier angeführt werden mag, ein diplo⸗ 
matischer College, Herr von Wagner, und öſterreichiſcher 
Seits Freiherr Revertera hinzu, welcher Letztere übrigens 
die Führung der Verwaltungsgeſchäfte beinahe ganz dem 
preußiſchen Genoſſen überließ. 

Wrangel, der am 29. Januar ſein Hauptquartier von 
Hamburg nach Bordesholm verlegt hatte, ſandte von dort 
den folgenden Tag an General de Meza eine natürlich 
wirkuugsloſe Aufforderung, Schleswig zu räumen, und ver⸗ 
sammelte am Abend feine Corpsführer und Generale zu einer 
Conferenz, um die Anordnungen für die nächſten Tage feſt 
zu ſtellen. Auch hier war man einſtimmig der Meinung, das 
Danewerk nicht durch Frontalangriſſ, ſondern durch Un⸗ 
gehung zu nehmen. Für dieſe entſcheidende Bewegung wurde 
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dann das Corps des Prinzen Friedrich Carl beſtimmt; 
während die Ofterreicher und die angelangten Theile der 
Gordediviſion von Rendsburg gegen Schleswig rückten und 
dort die feindliche Hauptmacht beſchüftigten, würde der Prinz 
von Kiel über Eckernförde gerades Wegs auf Mifjunde vor⸗ 
gehen, die dortigen Schanzen ſtürmen und dann über die 
Schlei jegend, das däniſche Heer im Rücken faſſen. Gleich 
hier alſo, an einem äußerſt wichtigen Puntte, wich der Feld- 
marſchall von Moltke's Vorschlägen ab. Einige Stimmen, 
welche die Möglichkeit einer raschen Erstürmung der Miſſunder 
Schanzen in Frage ſtellten, wies er kurz und nachdrücklich 
zurück, blieb bei der angeordneten Dispoſition, und befahl, 
daß der Prinz von Miſſunde nach Glücksburg und von. dort 
nach Düppel marſchiren ſollte; an die Exiſtenz des dazwiſchen 
liegenden Flensburger Meerbuſens dachte der alte Herr im 
Augenblicke nicht. 

So überſchritten denn am Morgen des 1. Februar die 
beiden, ziemlich gleich ſtarken Heeresmaſſen, ohne Widerſtand 
zu finden, an verſchiedenen Punkten die Eider. Die dänischen 
Truppen wichen an dieſem Tage faſt ohne Gefecht überall 
von Stellung zu Stellung, fo daß das erſte Corps in raſchem 
Nachrücken, über das vorgeſehene Marſchziel hinaus, nach 
einem kleinen, aber kräftig durchgeführten Scharmützel, die 
Stadt Eckernförde erreichte. Von dort gelangte man am 
2. Februar lutz vor Mittag bis in die Nähe der Miffunder 
Schanzen, wo man ſofort mit einem wahlgezielten Geſchütz⸗ 
feuer empfangen wurde. Der Prinz zog feine Artillerie. 
64 Kanonen, vor, in der Hoffnung, durch deren umſaſſendes 
Feuer die Schanzen ſo weit zu ſchädigen, um dem Befehle 
gemäß den Sturm unternehmen zu können. So entſpann 
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ſich ein dreiſtündiger Geſchützlampf, bei dem die preufifchen, 
die Geſchitze deckenden Schützenſchwärme im Feuereifer ſich 
dicht an die feindlichen Redouten herandrängten und einen 
Verluſt von beinahe 200 Mann an Todten und Verwundeten 
erlitten. Da das Kanoniren auf die Schanzen gar leinen 
Eindruck machte, brach der Prinz, welcher ſelbſt mit Wrangel 
im Herzen nicht einverſtanden geweſen, das Geſecht verdrießlich 
ab. Eine Berathung mit Wrangel am 3. Februar blieb ohne 
Ergebniß; da beſtimmte Oberſt Blumenthal, Chef des General⸗ 
ſtabs des erſten Corps, den zufällig anlangenden General 
Danteuffel, bei Wrangel am 4. die Erlaubniß zum Schlei 
Übergang weiter unterhalb bei Arnis oder Kappeln zu er 
wirken. Der Marſch dorthin erfolgte am 5. unter großer 
Mühfel auf beeiſter Straße während arges Schneegeftöbers. 
Un Mitternacht erfuhr man, daß die Dänen das jenſeitige 
Ufer geräumt hatten, und General Röder ſetzte ſogleich ſeine 
Brigade auf Kühnen über. Am Morgen des 6. Februar 
folgten die andern Truppen auf einer raſch geſchlagenen 
Pontonbrücke; von den Dänen war weit und breit nichts zu 
entdecken. Bald erfuhr man weitere überraſchende Dinge. 
Die Oſterreicher und die Garden waren auf ihrem Marſche 
gegen Schleswig am 1. Februar bis zu dem Sorgefluſſe, am 
2. bis Noroby gekommen. Als fie von dort am 3. nordwärts 
vorgingen, ftich die österreichische Brigade Gondrecourt beim 
Hahnenkrug auf eine feindliche Abtheilung, während öſter⸗ 
reichiſche Jäger und preußische Grenadiere links davon das 
Dorf Jagel ebenfalls beſezt fanden. Auf beiden Punkten 
wurde der Gegner lebhaft angegriffen und nach tapferer 
Gegenwehr zurückgedrängt. Er fegte ſich indeſſen gleich wieder 
bei dem Dorſe Overſelk, und von dort durch neuen Bajonett 
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angriff vertrieben, auf dem Königshügel, einer Heinen Anhöhe 
nahe von den erſten Schanzen des Danerwerks und in deren 
Schußbereich gelegen. Dennoch aber erftürnten die Öfter- 
reicher mit unaufhaltſamer Hitze trotz harter Verluſte auch 
dieſe Stellung, ſetzten ſich hier feſt, und erhielten ſofort 
12 preußſſche Geſchütze zur Beſtreichung der feindlichen 
Schanze. Der allmählich ſich vorſchiebende Kampf hatte vier 
Stunden gedauert, und den Dänen 417, den Dfterreichern 
430 Mann gekoſtet. Am 4. Februar wurden auf dem fo 
gewonnenen Terrain vor dem öſtlichen Flügel des Danewerks 
überall Batterien erbaut, und die Beſchießung begonnen; vor 
dem wetlichen vertrieben die Preußen die däniſchen Vorposten 
an der Rheider Au; ein Generalſtalsofftcter gelangte, von 
zwei Mann begleitet, bis an den Wall jenſeits des über⸗ 
ſchwemmten Moraſtes; er fand das Eis tragfähig und die 
zur Vertheidigung der Dämme aufgeworfenen Schanzen 
schwach. Nach ſeinem Berichte, der leider in das Haupt 
quartier verſpätet gelangte, wäre ſchon am 5. Februar hier 
ein Angriff möglich gewefen. 

Auf der dänischen Seite war am 3. Februar König 
Chriſtan mit dem Minifter Monrad in das Lager gekommen, 
um ſeine kämpfende Armee zu begrüßen; er fand Offriere 
und Truppen in der beften Stimmung, und reiſte beruhigtes 
Sinnes im Laufe des 4., von dem Miniſter gedrängt, der 
eine ſchädliche Einniſchung des Königs in den Heerbefehl 
fürchten mochte, nach Sonderburg zurück. Auch General 
de Meza hatte dem Monarchen zuverſichtliche Mienen gezeigt, 
aber in ſeinem Innern war er von ſchweren Sorgen erfüllt. 
Er wußte, was der preußiſche Officier gefehen, daß der Froſt 
den Schuß, welchen die Waſſer gemähren, vernichte; die 
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Wirkung der feindlichen Geſchütze zeigte ſich erheblich ſtärker, 
als man vermuthet hatte; die Truppen, tapfer im Kampfe, 
hatten nicht Conſiſtenz genug, um ihnen längere Zeit hin⸗ 
durch das winterliche Biwak in den Schanzen zuzumuthen, wie 
es die bichte Nahe des Feindes gefordert hätte. Wie lange 
ließ ſich unter dieſen Umſtänden die Vertheidigung fortſcten, 
und was war das Schickſal der Armer, wenn ein glücklicher 
Sturm die Deutſchen in die Schanzen hineinführte? Däne 
mark aber beſaß nur dies eine Heer, mit deſſen Vernichtung 
der Krieg fünf Tage nach ſeinem Beginne entſchieden wäre, 
die Generalinſtruction für de Meza hatte demnach ausbrüd- 
lich die Erhaltung des Heeres als die höchſte aller Aufgaben 
bezeichnet. Nach der Weile ſtarker Charaktere faßte der Ge⸗ 
neral ohne langes Zaudern jeinen Entſchluß. Noch am Abend 
des 4. berief er ſeine höhern Offitiere zu einem Kriegsrath 
und legte ihnen jene bedenklichen Thatſachen vor. Wenn eine 
andauernde Deſenſive hoffnungslos erſchien, jo hätte es nut 
noch ein Mittel gegeben, die Stellung zu behaupten, ein Aus⸗ 
fall mit gefammter Kraft gegen den drängenden Feind, eine 
Angriffsſchlacht vor den Schanzen. Man wußte durch die 
Kanonade von Miſſunde, daß der Gegner ſtarke Entſendungen 
oſtwärts gemacht hatte; man hatte Ausſicht, hier mit ziemlich 
gleicher Zahl zu kämpfen. Aber auch bei dieſem Verfahren 
hieß es, Alles auf Eine Karte ſetzen; wenn man nicht ſiegte, 
war das völlige Verderben der Armee ſo gut wie gewiß. Und 
nach den Gefechten des 3. Februar, wo man die Kraft des 
Gegners ſo nachdrücklich empfunden hatte, traute man ſich 
nicht mehr eine ſichere Überlegenheit zu. Der Kriegsrath 
erkannte an, daß die Zuſammenſetzung und Ausbildung der 
Truppen keineswegs den Anforderungen an eine wohlorganiſirte 
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Armee entſpreche. Alſo leine glückliche Ausſicht, nicht für 
die Defenſive, nicht für den Offenfüoftoß. Es blieb demnach 
nichts übrig, als die fofortige Räumung des Danewerks, um 
dem Staate fein Heer, und damit die Möglichkeit des fort- 
dauernden Kampfes zu erretten, ſowie für das befreundete 
Ausland die Zeit für eine helfende Dazwiſchenkunft zu ge⸗ 
winnen. Hienach beſchloß der Kriegsrath nüt allen gegen die 
eine Stimme des Generals von Lüttichau. Die Befehle zum 
Nüdzug gingen auf der Stelle auch nach Miſſunde und 
Friedrichſtadt; der Ausmarſch der Truppen aus dem Dane- 
werk begann mit Hinterlaſſung der Poſitionsgeſchütze ſchon 
am 5. Februar Abends und war bald nach Mitternacht voll⸗ 
endet. Der Marſch ging zunächſt nach Flensburg; der Nach⸗ 
trab beſtand am 6. Februar ein äußerſt blutiges Gefecht beiÖver- 
fee gegen die verfolgende öſterreichiſche Brigade Notiz‘); im 
Übrigen paſſirte das däniſche Heer unangefochten Flensburg, 
von wo der größte Theil des Fußvolks in die Düppelſtellung, 
zwei Brigaden aber und alle Reiterei nordwärts nach der 
jätischen Grenze dirigirt wurden. 

So war denn das Danewerk nicht erſt nach zwei Jahren, 
wie Napoleon geglaubt, ſondern nach fünf Tagen in deutſcher 
Hand. Allerdings nicht nach Moltle's Plan durch eine Um⸗ 
gehung. welche die Vernichtung des feindlichen Heeres herbei⸗ 
geführt hätte. Nicht die Umgehung hatte die Räumung des 
Danewerks veranlaßt, ſondern umgelehrt, die ſcharfe Be⸗ 
drohung des Danewerks hatte dem umgehenden Heertheil alle 
Kämpfe und Opfer erſpart. Anſtatt den Prinzen Friedrich Carl 
ſogleich nach Arnis zu ſenden, wo der ſchwache däniſche Poſten 

)) Daniſcher Verlust 200 Mann tobt oder verwundet, 675 gefangen, 
und öfterreichifher 490 tobt ober verwundet. 
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feinen Übergang über die Schlei nicht hätte verhindern können, 
hatte man ihn vor dem ftarten Miſſunde nutzlos den 3. und 4. 
ſeſtgehalten; arſtatt ſich bei Overſelk mit hinziehenden De⸗ 
monſtrationen zu begnügen, hatte man die volle Wucht der 
tapfern Truppen auf den Gegner losgelaſſen. „Es ſind“, 
ſchrieb Oberſt Blumenthal an Moltke, „wohl nur wenige 
Menſchen im Stande, einen einfachen Gedanken ebenſo einfach 
auszuführen. Die däniſche Armee thut uns den Gefallen, ſich 
fo aufzustellen, daß wir fie durch eine Umgehung in die 
ſchlimmſte Lage bringen können; ftatt deffen rennen wir an 
der ſtärkſten Stelle ſo energiſch gegen ſie an und machen ihr 
fo bange, daß fie bei Zeiten zum Rückzug bläſt. Die Dänen 
waren am 4. Februar klüger als wir: wir kämen mit unferer 
Umgehung zwei Tage zu ſpät. Mit der reinen Durchfüh⸗ 
rung des Moltke ſchen Planes wäre höchſt wahrſcheinlch der 
Krieg zu Ende oder die Beſetzung Düppels und Alſens, Jut⸗ 
lands und Fünens ein militäriſcher Spaziergang geweſen. 
Jetzt jollte es dem Heere noch manchen Tropfen edles Bluts, 
es ſollte Bismarck noch manche Stunde geiftiger Spannung 
und Arbeit loſten, bis der folgenreiche Abſchluß erreicht wurde. 

Inmerhin war der Eindruck, welchen der raſche Fall des 
Danewerks hervorrief, ein gewaltiger. Je übertriebener die 
Dänen ſich ſelbſt und Andern die Unüberwindlichkeit ihrer 
Schanzen gepriefen, deſto betäubender fiel der Schlag auf die 
Gemüther in Kopenhagen. Das Volk tobte durch die Straßen 
und schrie über Verrath, Verrath durch den unfähigen Schwarz 
rock Manrad, Verrath durch die deutſchen Generale der Armee, 
Verrath durch den aus deutſcher Herkunft ſtammenden König 
ſelbſt. Es kam zu Tumulten, bei welchen die Truppen, 
ſchleswig⸗holſteiniſche Soldaten, einſchreiten mußten; öffentlich 
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wurde die Königin und eine ihrer Töchter inſultirt. Dieſem 
Lärmen gegenüber hatte die Regierung die Schwäche, den 
Retter des Heeres, den General de Meza, Preis zu geben; er 
verlor mit ſeinem ebenſo tüchtigen Generalſtabschef Kaufmann 
die leitende Stelle, und der Oberbefehl wurde einstweilen dem 
einzigen Diſſentienten des Kriegsraths, General Llttichau, 
übertragen. Nicht minder lebhaft wurde das Ausland erregt. 
In Paris war die Senſation um ſo ſtärker, als die däniſche 
Geſandtſchaſt unmittelbar vorher grauſige Lügenberichte über 
deutſche Niederlagen hatte ausgehen laſſen. Jetzt ſchwirrten 
in der Geſellſchaft alle Töne durcheinander, großer Zorn bei 
Engländern und Ruſſen, Überraſchung und Verdruß bei den 
Franzoſen; was die Regierung betraf, fo zeigten die Äußerungen 
des Kaiſers und des Miniſters eine gemiſchte Stimmung, 
lebhafte Glückvünſche für den preußischen Sieg, aber heim⸗ 
liches Bedauern, daß er mit fo wirkſamer Hülfe Oſterreichs 
erfochten worden. Denn, wie gejagt, man hatte Preußen zu 
dieſem Kriege ermuntert, weil man in Folge desſelben auf 
Verwicklungen zwiſchen den jetzigen Verbündeten hoffte; fehr 
widerwärtig mußte es fein, wenn eine lorbcerreiche Waffen⸗ 
brüderſchaft die Intimität zwiſchen Berlin und Wien in zu 
hohem Maaße befeſtigte. Immer wieder redete Napoleon von 
den Gerüchten, daß Preußen für ſeine Annexion der Herzog⸗ 
ihümer dem Wiener Cabinet den Beſiz Venetiens garantirt 
habe; immer wieder mußte Golß die amtliche Verſicherung 
wiederholen, daß an alledem kein wahres Wort je. Noch 
entſchiedener kim in England die abgeneigte Stimmung Lord 
Palmerſton's zur Erſcheinung. Er erklärte dem Grafen 
Bernſtorff, Preußens Verfahren enthalte die ungerechteſte 
Aggreſſion und die frevelhafteſte That, welche die Geſchichte 


Google 


240 Ausbruch des Kriegs. 


kenne, ein Angriff in dem Augenblick, wo der Gegner unfere 
Forderung zu erfüllen verſprochen und nur um fo viel Auf 
ſchub gebeten habe, um die Möglichkeit dazu zu gewinnen 
Wir haben oben die Nichtigkeit dieſer Erörterung dargelegt, 
nach der amtlichen Erklärung Monrad's, daß Dänemark niemals 
die poliiiſche Autonomie oder eine Theilung Schleswigs be 
willigen würde: der beantragte Aufſchub hätte demnach nur 
zu nuplofem Schreiben und Reden geführt und bie militärischen 
Operationen bis zu der für Dänemark günſtägern Jahreszeit 
verzögert. Palmerſton ſetzte dann auch ſeinen Vorwürfen 
die fanftere Bemerkung hinzu, jetzt werde allerdings nichts 
geſchehen, bis das Parlament ſich ausgeſprochen habe; im 
Frühling aber werde England nicht ſäumen, den Dänen zu 
helfen. Der größte Theil der Preffe ftimmte in dieſen Ton 
ein; auch im Parlamente war die große Mehrheit aller Parteien 
von däniſchen Sympathien erfüllt; aber eine andere Frage 
war es, ob man deshalb den Krieg gegen Deutſchland be⸗ 
ginnen, bamit dem engliſchen Handel den deutſchen Markt 
verſperren und Napoleon s Chegeiz Thür und Thor öffnen 
wollte. Der Führer der Tories, Lord Derby, erklärte im 
Gegentheil, vor einem ſolchen Kriege würde er, als vor dem 
größten Unglück, zurückſchrecken, und Lord John Ruſſell räumte 
ein, daß England den Dänen niemals auf materielle Unter⸗ 
ftügung Hoffnung gemacht habe. Ganz ähnlich ſtanden die 
Dinge in Schweden. Das Volk und die Reichsſtände Hatten 
durchaus keine Neigung zu irgend einem Kriege, bellagten 
freilich um ſo mehr den ungerechten Angriff der Deutſchen 
auf den nordischen Bruberftanım; der König aber wünſchte 
im Stillen thätige Theilnahme am Kriege, in der Hoffnung, 
daraus Capital für die ſcandinaviſche Union zu ſchlagen, und 
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der Minifter Manderſtröm ſprach es rüdhaltlos aus, wenn 
Frankreich oder England helfe, werde Schweden auf der 
Stelle Truppen ſerden. So erlennt man die völlige Un- 
ſicherheit der Lage, und begreift es, wenn Gortſchakoff damals 
den preußiſchen Geſandten mit der dringendſten Mahnung zur 
Vorſicht an ſeine Regierung beauftragte. Rußland, ſagte er, 
wird niemals gegen Preußen waffnen, niemals; aber um 
Gotteswwillen, haltet feft am Londoner Protofoll, damit Ihr 
nicht neben Dänemark auch England, Frankreich und Schweden 
auf den Hals bekommt. 

In Deutſchland rief die überraſchende Kunde von der 
Einnahme des Danewerks ſehr mannigfaltige Gefühle hervor, 
Jubel und Begeiſterung, Bedrücktheit und Verblüffung, im 
Allgemeinen freudige Stimmung bei den Volksmaſſen, Nieder 
geſchlagenheit bei den Parteiführern und bei den Regierungen. 
Die Agitation für Auguſtenburg begann zu erlahmen, da das 
öffentliche Intereſſe fich faſt ausschließlich den kriegerischen 
Operationen zuwandte. Die Einen ſagten darauf, die brutale 
Gewalt behalte heute die Oberhand, erſt eine künſtige Revo⸗ 
lution könne das Heil bringen. Die Andern meinten, wenn 
Preußen und Oſterreich fortführen, die Dänen zu ſchlagen, 
jo fei ſchließlich Alles gut: aber wer hätte dieſem Bismarck 
denn im Voraus trauen können? Der Ausſchuß der 36 er⸗ 
ließ gegen ſolche Anfichten ein kräftiges Manifeſt, worin er 
zu muthiger Fortsetzung der Agitation aufrief, mit der nur 
zur Hälfte unrichtigen Bemerkung, daß ohne die nationale 
Bewegung Oſterreich und Preußen nimmermehr fo weit 
vorangegangen wären. Unter der Bevölkerung der Mittel 
ftaaten fingen zahlreiche Stimmen an, zu bedauern, daß ihre 
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wärtigen Geſandten beim Bunde ſprachen öffentlich von der 
preußischen Annezion der Herzogthümer, und ihre deutſchen 
Collegen hörten das mit ſchweigendem Arger an. Ahnliche 
Berichte kamen nach Berlin aus Hannover und aus München; 
überall war von der Annexion als von einer ſichern Thatſache 
die Rede. König Max fragte den preußiſchen Geſandten, 
wie es bamit ſtehe, was ihm von dieſen Dingen, der Annexion 
der Herzogthümer und der dafür übernommenen Garantie 
Venetiens, bekannt ſei. Herr von Arnim antwortete wahr- 
heitsgemäß, daß er gar nichts darüber erfahren habe, jedoch 
entſchieden an ein ſolches Abkommen nicht glaube. Aber, 
fragte der König, woher entſpringen denn alle dieſe Gerüchte? 
Majeftät, erwiderte der Geſandte, aus der Anſchauung jedes 
unbefangenen Beobachters, daß ſie der Natur der Dinge ent- 
ſprechen. Der König ließ darauf das Geſpräch fallen. 

Allein noch einmal ſollte das ganze Elend der deutſchen 
Zerfplitterung von Grund aus aufgerührt werden. 

Schon die identiſche Note der beiden Großmächte vom 
31. Januar hatte die mittelſtaatlichen Regierungen, und ber 
ſonders Bayern und Sachſen, auf's Neue erbittert. Ohne 
den Schlußſatz zu beachten, laſen fie darin nur die wieder⸗ 
holte Anerkennung der Verträge von 1852, und vor Allen 
Beuſt, Noggenbach und Pfordten ſprachen ihre lebhafte 
Entrüſtung aus. Auf die Erklärung der Großmächte am 
14. Jauuar, ſagte Roggenbach, hätte man ſofort mit ber 
Anerkennung des Herzogs Friedrich und der Aufſtellung einer 
Bundesarmee antworten müſſen; das Verfahren der Groß⸗ 
möchte bedrohe die Unabhängigteit, ja die Griftenz der Mittel- 
ſtaaten. Die bayeriſche Regierung erließ darauf an die gleich⸗ 
geſinnten Höfe eine Einladung zu einer neuen Miniſter⸗ 
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conferenz in Würzburg, um ſich über ein gemeinſames 
Vorgehen zu verſtändigen; der Miniſter von Schrenck war 
etwas ruhigeres Temperaments, als Beuſt und Roggenbach, 
aber feine Auffaſſung der Sache ſtimmte mit der ihrigen 
völlig überein. Bei einem Geſuche des preußischen Geſandten 
enmickelte er fie mit großem Nachdruck Der Conflict, fagte 
er, iſt jetzt unabwendbar; ſobald der Bund die Erbfolgefrage 
entſchieden hat, fo find die Mittelſtaaten verpflichtet, zur 
Unterftügung des Herzogs nach Holſtein zu marſchiren; 
hoffentlich werden dann die Großmächte nicht militärische 
Whaßregeln gegen Deutſchland ergreifen; thäten fie es, fo 
würden wir eben der Waffengewalt unterliegen. Der Geſandte 
bemerkte ihm, ein ſolches Verhalten hieße die Franzoſen zur 
Einmiſchung geradezu einladen. Ich werde ſie nicht rufen, 
ſagte der Mäinifter; freilich, wenn fie den widerrechtlich an- 
gegriffenen Mittelſtaaten zu Hülfe kämen, fo könnte ich es 
nicht hindern. Die Erörterung ſetzte ſich in dieſen Tone 
ſehr eifrig und ebenſo ergebnißlos eine ganze Weile fort. In 
der ſächſiſchen Kammer erging ſich Beuſt in einer längern 
polemifchen Rede gegen die Politik der beiden Großmächte: 
man ſehe jetzt, wie übertrieben ihre Furcht vor dem Auslande 
geweſen; wie ſich dasſelbe den Einmarſch in Schleswig ge- 
fallen laſſe, würde es noch weniger einen Widerſpruch wagen, 
wenn die deutſchen Großmächte in feſter Einigkeit mit den 
Mittelſtaaten und dem deutſchen Volke handeln wollten. 
Gleichzeitig mit den Berichten über dieſe Vorgänge tamen 
nach Berlin vielfache Magen Wrangel's und feiner Officiere 
über die Unwillſährigleit, welche die Bundeseommiſſare und 
deren Beamte in Holſtein in Bezug auf die Bedürfuiſſe der 
figfüprenben Armee an den Tag, fegen,  anfommenben 
16* 
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Truppen die Einquartierung verweigerten, Lieferung von 
Lebensmitteln öfter erſchwerten als beſchleunigten, auf dem 
Telegraphen der Armer nur einen Draht einräumten, dagegen 
falſche oder auch böswillige Zeitungsrachrichten in Menge 
paſſiren ließen. Sie ſtehen, meldete der preußische Geſandte 
aus Hamburg, ganz und gar unter dem Einffuffe der for 
genannten herzoglichen Regierung. Zugleich berichtete Zedlitz, 
daß jezt auch in den ſchleswig'ſchen Orten Friedrichſtadt, 
Hufum, Tönning, Gading gleich nach dem Abzug der Dänen 
das Volt auf Betreiben von holſtemer Agenten aus Altona 
den Herzog Friedrich als Landesherrn proclamirt habe, und 
der franzöſiſche Botſchafter machte Bismarck ſehr ernſtlich 
auf die möglichen Folgen dieſer Wühlereien aufmerkſam. 
Bismarck, nicht geſonnen, durch den Bund oder durch Auguſten⸗ 
burg die preußiſche Action irgendwie hennnen zu laſſen, gab 
am 8. Februar Weiſung an Sydow, gemeinſam mit Kübeck 
ſchleunige Remedur dieſer Beſchwerden zu fordern, und be⸗ 
merkte ihm außerdem, es wünde zur Sicherung der militäri⸗ 
ſchen Operationsbaſis der Armee erforderlich werden, die Be⸗ 
legung der wichtigften Etappenpunkte, Rendsburg, Neumünfter, 
Kiel, Alto na, mit preußiſchen Truppen zu beantragen. Die 
beiden Gesandten erwirkten mit einiger Mühe bei den Aus- 
ſchüſſen am 9. Februar ein Schreiben an den Bundesgeneral 
Hake, worin den preußiſchen Wünſchen in Bezug auf Ein⸗ 
quartierung, Verpflegung und Telegraphen nothdürftig ent⸗ 
ſprochen wurde. Unterdeſſen aber war bereits eine preußiſche 
Brigade zur Veſetzung der Etappenplätze nach Hamburg ge⸗ 
kommen, und ehe noch Bismarck den betreffenden Antrag in 
Frankfurt hatte ſtellen können, ging Wrangel thatſächlich vor, 
forderte am 10. Februar Hake auf, preußiſche Abtheilungen 
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in Neumünſter, Kiel und Altona zuzulaſſen, und ließ trotz 
der ablehnenden Antwort Hake's dann am 12. ein Bataillon 
eigenmächtig in Altona einrücken, welches ſich als feſte Be⸗ 
ſatzung bei den Einwohnern einquartierte, die hannover ſche 
Bundesgarniſon übrigens unbehelligt ließ. Einige Tage ſpäter 
folgte in gleicher Weiſe die Befegung der drei andern Städte. 

Auf Hake's telegraphiſche Meldung über Altona entlud 
ſich die ſeit einem Monat angefammelte Berftimmung der 
Mittelſtaaten in den heftigsten Zornausbrüchen. Beuſt wollte 
Gewalt mit Gewalt abtreiben; Graf Platen in Hannover 
gab zwar dem hannover'ſchen Commandanten in Altona, 
General Gebſer, die entgegengeſezte Weifung, erklärte aber 
das preußiſche Benehmen für unentſchuldbar. Den eigentlich 
wunden Punkt der Sache berührte Herr von Schrenck; er 
fagte dem preußischen Geſandten, man wiffe, daß die Ber 
jegung nicht bloß den militärijchen Etappendienft zum Zweck 
habe, ſondern die Einſetzung Herzog Friedrich's verhindern 
folle; extreme Entſchlüſſe ſeien jezt unvermeidlich, wenn nicht 
raſche Genugthuung erfolge. In Frankfurt waren alle Ge⸗ 
ſandten der Mittelſtaaten einftimmig, daß man Zurücziehung 
der preußischen Garniſonen unter Garantie gegen Wieder⸗ 
holung der Maaßregel begehren, und eine anſehnliche Ver⸗ 
ſtärkung der Bundestruppen in Holſtein verfügen müſſe. 
Die Belegung der holſteiner Städte mit einer feften preußi⸗ 
ſchen Garniſon ſtand freilich nicht mit den bisherigen Bundes⸗ 
beſchlüſſen im Einklang; aber dasſelbe galt auch von der 
Duldung der Auguſtenburger Agitation durch die Bundes⸗ 
commiſſare. Bismarck blieb übrigens in ſeinen Darlegungen 
ſehr ruhig auf dem Standpunkte, die vom Bundestag am 
22. Januar verheißene Erleichterung aller nilitätiſchen Opera⸗ 
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tionen habe zu dem Glauben berechtigen müſſen, daß auch 
die Sicherung der militäriſchen Operationsbaſis dem Bunde 
genehm ſei. Für alle Fälle veranlaßte er die Zuſammen⸗ 
ziehung eines Theils des ſchleſiſchen Armeccorps an der 
ſächſiſchen Grenze zur Abkühlung des Eifers des Herrn 
von Beuſt; zugleich aber beschloß König Wilhelm, mit eigen⸗ 
Händigen Briefen den General Manteuffel nach Dresden und 
Hannover zu ſenden, und dadurch den beiden Monarchen die 
Hand zur Verſöhnung zu bieten 

Der General Edwin von Manteuffel war ein Mann 
von feſtem Charakter und großem natürlichem Verſtande, 
vielseitig und zumeift autodidaktiſch gebildet, unabhängig in 
ſeiner Geſinnung, erfüllt von originellen Anſchauungen, ſtets 
eigenartig in ſeiner Ausdrucksweiſe. In politiſcher Beziehung 
hielt er ſtramm zur conſervativen Partei. Ohne eine doctrinäre 
Voreingenommenheit war er der praktiſchen Überzeugung, 
daß Einer der Herr, und in Preußen dieſer Eine der König 
fein müffe: das parlamentarische Treiben däuchte ihm dabei 
recht laſig, und auch von der Agitation für die deutſche 
Einheit fürchtete er mehr eine Auflöſung des ſoliden preußiſchen 
Staatsweſens, als daß er eine politiſche Kräftigung der 
deutſchen Nation gehofft hätte. Seine hervorſtechende Be⸗ 
gabung hatte ihm ein großes perjönliches Vertrauen Friedrich 
Wilhelm 's IV. verſchafft und ihn dann in das ſchwierige 
Amt des Chefs des königlichen Militärcabinets geführt, wo 
er an dem Werke der neuen Heercsverfaſſung wesentlichen 
Antheil nahm, zugleich unter den unbrauchbaren Elementen 
des Officiercorps gründlich aufräumte, und mehrmals mili- 
täriſche und zuweilen auch diplomatiſche Specialmiſſionen an 
fremde Höfe mit Erfolg erledigte. In dieſer Stellung hatte 
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er vielfache perſönliche Berührung mit den hüöchſtgeſtellten 
Perſonen Europas, bei welchen Allen er durch ſeinen ber 
kannten politſchen Standpunkt von vorne herein wohl 
empfohlen war. Er hatte ſich für dieſe Verhältniſſe eine 
eigenthümliche Weiſe des Verkehrs ausgebildet; mit allem 
höſiſchen Neſpecte in der äußern Form verwanbte er die 
dem Soldaten wohl anſtehende Offenheit, um die unlieb 
famften Dinge in natürlicher Biederkeit zu fagen, immer 
mit dem Vorbehalte, jedes Mal in der Sache den Nagel auf 
den Kopf zu treffen. Für eine vertrauliche Unterhandlung 
wie die vorliegende, war er in jeder Hinſicht der rechte Mann. 

Er wappncte ſich übrigens für Dresden mit einem poli- 
ichen Aufſatz, bei deſſen Abfaſſung, wie mir beinahe scheint, 
fein vertrauter Freund, Leopold Ranke, etwas die Feder ge- 
führt hatte. Nach einigen Bemerkungen über die europäiſche 
Bedeutung des ſchleswiger Unternehmens und über die 
Nothwendigleit, neben dem Erbanſpruche Auguſtenburg's auch 
die politiſchen Machtverhältniſſe zu berückſichtigen, hieß es 
darin weiter: „die Fürſten ſollen nicht glauben, daß ihre 
Kammern wegen des Erbrechts für Auguſtenburg begeiſtert 
ſind. Der heutige Gegenſatz entſpringt nicht gerade aus 
demokratiſchen Principien oder einem Drange zur Revolution. 
Die Frage iſt, wem das Übergewicht in öffentlichen Dingen 
zufallen ſoll, den Kammermajoritäten oder dem Fürſtenthum. 
Wenn die Kammern ihre Auguſtenburger Candidatur durch“ 
fegen, jo find fie Meifter in den öffentlichen Angelegenheiten. 
Die Großmächte allein find ſtark genug, dies zu hindern. 
Welche Folgen, wenn es über die ſchleswig⸗holſteiniſche Frage 
zu offenem Bruche zwiſchen den Großmächten und den Mittel- 
flanten käme — vollends, wenn dieſe Frankreich anriefen! 
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Vielleicht erfüllte Frankreich dieſen Wunſch. Sicher aber 
würde England ſich widerſetzen; ebenſo würde Rußland 
Partei ergreifen. Welches Schickſal ſtände dann den deutſchen 
Fürſten bevor! Laßt Einen Mann ſterben, ſie würden Alle 
verloren ſein. Aber auch wenn er lebt, er wird ſie gegen 
eine fo augenſcheinliche Übermacht nicht vertheidigen können. 
Wäre er dann ſelbſt angegriffen und gefährdet, fo würde er 
fie lieber opfern, als ſich und feine Dynaſtie; fie würden 
untergehen, und niemand würde ſie bellagen.“ 

Am 16. Februar wurde Manteuffel von König Johann 
gnädig empfangen. Er überreichte zunächſt den königlichen 
Brief, der in herzlichen Worten auf die Unmöglichteit für 
die beiden Großmächte hinwies, durch Majoritätsbeſchläſſe 
des Bundestags in europäiſchen Fragen ſich binden zu laſſen, 
die Nothwendigkeit einer geſicherten Operationsbaſis betonte 
und das Schauſpiel beklagte, welches in einer gemeinſamen 
großen Nationalſache durch dieſe kleinlichen Reibungen dem 
Auslande gegeben würde. König Johann erklärte, für das 
freundliche Schreiben dankend, feine Bereitwilligkeit zur Ber- 
ſohnung, blieb aber bei der Anſicht, daß den Bunde eine 
Genugthuung werden müſſe. Manteuffel verſtattete ſich 
darauf die Bemerkung, wir hätten ſo lange Jahre Frieden 
gehabt, daß der Begriff des Kriegs ganz verloren gegangen; 
die Truppen ftänden vor dem Feinde, da ſei es unmöglich, 
jede für deren Sicherſtellung nöͤthige Maaßregel erſt diplo⸗ 
matisch eirzuleiten. Um die beiden, hiemit bezeichneten Auf 
ſaſſungen bewegte ſich der Fortgang des Geſprächs. Auf 
Manteuffel's Außerung, man möge doch bei einem Kampfe zu 
gleichem Zweck und gegen denſelben Feind nicht über Formfragen 
ſtreiten, erwiderte der König, leider ſei der Zweck ein verſchie⸗ 
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dener, die Mittelftanten wollten die Erhebung Auguſtenburg's 
durchſetzen, die Großmächte wollten dieselbe verhindern. Als 
Manteuffel ihm ſeinen politiſchen Aufſatz vorlas, betheuerte 
der König, daß er weit von allen Rheinbunds gedanken entfernt, 
und daß er von ſeinen Kammern keineswegs abhängig ſei. 

Ein Geſpräch des Generals mit Beuſt führte zu etwas 
präciferen Auseinanderſezungen. Beuſt redete ſehr ruhig, 
bedauerte, daß er zur Würzburger Conferenz reiſen müſſe, 
alſo vorher nicht füglich eine definitive Antwort geben könnte. 
Manteuffel räumte das ein, bat aber doch, zu bedenken, „daß 
wir morgen in Sachſen ſtehen könnten; möchten Sie alſo 
Ohre reiche Begabung in Anſpruch nehmen, eine fo traurige 
Cventualität zu verhüten.“ Wie? rief Beuft, wie denken 
Sie ſich den Fall, in dem Ihre Truppen in Sachſen ein- 
rückten? Sehr einfach, entgegnete der General: wenn in 
Holſtein ein Schuß auf einen preußiſchen Soldaten fiele, 
könnte der König nicht anders, er müßte Sachſen befegen; 
Beide müffen wir Alles aufbieten, dies zu vermeiden. Beuſt 
drückte darauf ſeine Freude aus, vor ſeiner Abreiſe nach 
Würzburg den General geſprochen zu haben. Als er am 
24. Februar zurückkam — von den ſonſtigen Ergebniſſen der 
Conferenz werden wir ſpäter noch ein Wort ſagen — ſchrieb 
König Johann an König Wilhelm, er müffe bei feiner ent⸗ 
ſchiedenen Überzengung bleiben, daß Auguſtenburg der einzige 
Erbberechtigte fei, und alfo der Bund ihm zu feinem Rechte 
verhelfen müſſe; übrigens würde Sachſen unter Wahrung 
und Geltendmachung feines Rechtsftanbpunfts die Action der 
Großmächte. welche jedesfalls den gemeinſamen Feind ſchwächen 
müſſe, nach Kräften erleichtern; Hake würde Befehl erhalten, 
jeden Conflict zu vermeiden. 
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Unterdeſſen war Manteuffel am 19. Februar in Han⸗ 
nover eingetroffen, wo dann der Verlauf im Weſentlichen 
der gleiche war. König Georg sprach in abgeſtoßenen Sägen 
etwas heftiger und gereizter als der König von Sachſen, die 
Formen müßten beobachtet werden, Wrangel scheine ſich leicht 
über die Formen hinwegzuſezen, aber die Formen ſeien 
nöthig zur Erhaltung des Vundes. Der Minister Platen 
erklärte, er ſei kein Preußenfeind, könne aber feine Geſinnung 
nur auf dem Gebiete des Bundesrechts bethätigen. Hannovers 
Stellung fei ſchwierig; hier berrſche der Nationakverein, in 
Süddeutſchland die Demokratie; Sachſen ſchüre das Feuer. 
Wenn die Regierung hier schroff auftrete, fo gerathe fie ganz 
in Abhängigkeit von Preußen, was er als hannover 'ſcher 
Miniſter doch nicht befördern könne. Übrigens verſprach er, 
Alles zur Erhaltung der Eintracht zu thun, und in demſelben 
Sinne beantwortete dann der König auch das Schreiben des 
preußiſchen Monarchen. Die Sache war damit für den 
Augenblick beigelegt, und die preußiſchen Bataillone blieben 
in den holſteiner Städten. Manteuffel aber war bereits 
unterwegs zu einer weitern, wichtigern Verhandlung. 

Der Bundestag hatte eine erſte Verwarnung über die 
Bedeutung feiner Majorität gegenüber den Großmächten er- 
halten. Aufs Neue war die Unvernunft einer Bundesver- 
faſſung, welche Recht und Macht in verſchiedene Hände legte, 
durch die falſchen Schritte der Rechthaber an das Tageslicht 
gekommen. Immer aber war die Lehre noch nicht fühlbar 
genug geweſen; in der Hauptſache blieben ſie nach wie vor 
in ihrer Oppoſition gegen die Politik der beiden großen Re⸗ 
gie rungen. 
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In Kopenhagen war, nachdem der erfte Schrecken über 
die Räumung des Danewerks überwunden worden, der Ent⸗ 
ſchluß zum Widerſtande lis auf's Außerſte lebendig geblieben. 
Bereits am 3. Februar hatte man die Beſchlagnahme nicht 
bloß der preußiſchen und öſterreichiſchen, ſondern aller Deuts 
jeher Schiffe, die ſich in däniſchen Häfen befanden, angeordnet, 
damit alſo nachträglich auch die holſteiner Bundesezecution 
als Kriegsfall gestempelt und dem Bunde einen rechtlichen 
Titel zur Erklärung des Vundeskriegs gegeben. Zugleich 
wunde über die holſteiner und ſchleswiger Häfen die Blolade 
verhängt, und dieſe Maaßregel bald nachher auch auf eine 
Anzahl deutſcher Oſtſeehäfen ausgedehnt. Daneben gingen 
dann die Verhandlungen, durch welche man auf eine Inter⸗ 
vention der freuden Mächte hinwirkte. Schon am 6. Januar 
Hatte man dieſelbe durch eine Circulardepeſche angerufen, 
einftweilen ohne eine Äußerung über die gewünſchte Form 
des Beiſtandes. Als dann England am 20. Januar ſeinen 
Vorschlag einer Conferenz erneuerte, und dann auch Rußland 
ſeine Zuſtimmung ausſprach, erklärte der Miniſter des Aus⸗ 
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wärtigen, Quaade, ein ruhiger und gemäßigter Mann, der 
nur aus Patriotismus einen Sitz in dem eiderdäniſchen 
Cabinet eingenommen hatte, am 30. Januar das Einver⸗ 
ftänbniß ſeiner Regierung. Darauf wiederholte England 
ſeinen Antrag in Berlin und Wien, indem es zur Ermög- 
lichung eines ruhigen Verhandelns zugleich den jofortigen 
Abſchluß eines Waffenſtillſtandes begehrte. Die Antwort 
beider Höfe war ohne vorausgegangene Abrede gleichlautend, 
daß man zu einem Stillſtand bereit jei, wenn Dänemark 
vorher die Düppelftellung und die Inſel Alſen räume; dieſe 
Forderung ergab ſich politiſch aus dem urſprünglichen Pro⸗ 
gramm der Jupfandnahme von ganz Schleswig, und milttäriſch 
aus dem Bedüfriß, die Flarke des verbündeten Heeres gegen 
etwaige Offenſioſtöße des Feindes zu fihern. Da aber Däne⸗ 
mark dieſes Zugeſtändniß kategorisch ablehnte, und ſtatt des⸗ 
ſelben jetzt erklärte, erſt nach völliger Räumung Schleswigs durch 
die Deutſchen unterhandeln zu können: fo blieb für jegt nichts 
übrig, als den militäriſchen Operationen ihren Lauf zu laſſen. 

Nachdem am 7. Februar die Verbündeten Flensburg 
beſetzt hatten, fanden im Hauptquartier lebhafte Verhand⸗ 
lungen über die Richtung der weitern Thätigkeit Statt. Von 
der einen Seite wurde die möglichſt raſche Einnahme der 
Düppeler Schanzen, von der andern bie Beſetzung Norb⸗ 
ſchleswigs und Jütlands als das wirkſamſte Mittel zur Über- 
wältigung des däniſchen Widerſtandes bezeichnet. Moltke, 
ſtets in der Anſicht, daß die Koſten und Opfer einer Ber 
lagerung Düppels außer Verhältniß zu dem Nutzen der Ein⸗ 
nahme ſtänden, während die Beſetzung Jutlands in Kopen⸗ 
hagen entſcheidenden Eindruck machen müßte, reiſte jelbft 
hinüber in das Hauptquartier, und jeiner Meinung ent- 
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ſprechend, befahl dann Wrangel am 10. Februar, daß Prinz 
Friedrich Carl mit dem erſten Corps zur Beobachtung Düp⸗ 
pels zurückbleiben, Gablenz aber und die Gardediviſton gegen 
Jütland vorgehen ſollten. Der zur Deckung dieſer Provinz 
beſtimmte kleinere Theil des däniſchen Heeres unter General 
Hegermann⸗Lindencrone hatte Nordſchleswig völlig verlaffen, 
ſo daß die Verbündeten bis zum 17. Februar ohne Kampf 
die jütifhe Grenze erreichten. Unterbeffen Hatte aber der 
öſterreichiſche Eivilconmiſſar, Baron Revertera, dem Chef 
des Generalſtabs, General Vogel von Zaldenftein, ſchon 
am 14. die Mittheilung gemacht, daß bipfomatifche Gründe 
die Überſchreitung der jütiſchen Grenze bedenklich erſcheinen 
ließen, worauf dann Falckenſtein, unter ausdrücklicher Ge⸗ 
nehmigung des Feldmarſchalls, den Oſterreicher erſuchte, 
ſolche diplomatische Eröffnungen an ihn zu unterlaffen, da 
für das Hauptquartier nur militäriſche Rückſichtn maaß⸗ 
gebend fein könnten. Immer aber veranlaßte Falckenſtein den 
preußiſchen Diplomaten Wagner, den Vorgang ungeſäumt an 
Bismarck zu telegraphiren. Dieſer Hatte bis dahin an den 
Berathungen und Beſchläſſen über die Kriegsoperationen 
keinen Antheil genommen, griff aber jeht mit Entſchieden⸗ 
heit ein. Die mit Ofterreih bisher genommenen Abreden 
beſchräntten ſich durchaus auf Schleswig; fort und fort 
berichtete Werther von Rechberg's wachſender Beſorgniß über 
einen Bruch mit England und ein daraus entſpringendes 
engliſch⸗franzöſiſches Bündniß; am 7. Februar hatte Werther 
ausdrücklich gemeldet, daß Kaiſer Franz Joseph ſich über die 
bisherigen Siege gefreut, dabei aber die Hoffnung ausge⸗ 
ſprochen hatte, eine Verfolgung der Dänen nach Jütland 
würde nicht nöthig ſein. Wenn die Armee jetzt trotzdem 


Google 8 eren 


254 General von Manteuffel in Wien. 


vorging, jo ſchien bei ſolchen Wiener Stimmungen, welchen 
damals auch Karofyi ſehr beſtinmten Ausdruck gab, die Gefahr 
vorzuliegen, daß General Gablenz plötzich Gegenbefehl von 
feiner Regierung erhielte, und vor den Augen Europas die 
Wege der beiden Mächte weit auseinander gingen. Dies durfte 
nicht fein. Am 15. Februar wurde die königliche Ordre an 
Wrangel erlaſſen, bis auf weitern Befehl die Grenze einft- 
weilen nicht zu überſchreiten, bei welcher Gelegenheit dann 
auch der Kriegsmiriſter zu einer weitern Weifung an den 
Feldmarſchall veranlaßt wurde, in Holſtein keine definitiven 
Anordnungen mehr zu treffen, ohne vorher mit Bismarck die 
diplomatische Vorbereitung derſelben zu verabreden. Und wie 
nothwendig dieſe Maßregeln geweſen, zeigte ſich gleich am 
folgenden Tage, als Werther telegraphirte, auf Revertera's 
Bericht habe Kaiſer Franz Joſeph unmittelbar an König 
Wilhelm geſchrieben, zugleich aber auch dem General Gablenz 
bereits den gemeſſenen Befehl gegeben, einen Einbruch in 
Jütland keines Falls mitzumachen: man konnte jetzt den 
Kaiſer durch die Anzeige beruhigen, daß Wrangel die ent 
ſprechende Weiſung ſchon geſtern erhalten hätte. Um fo 
grimmiger nahm der Feldmarſchall den Beſehl auf, und tele. 
graphirte an den König, daß dieſe Diplomaten, welche die 
ſchönſten Operationen ſtörten, den Galgen verdienten , eilte 
aber am 17. Februar von Apen rade nach Hadersleben, um 


Y) Dieſe Depeſche tam amtlich zu Bismerc's Keuntniß, er rächte 
fig dafür, als Wrangel fpäter nach Berlin zurückkam, indem er ihn 
bei jedem Zuſammentreffen als Luft behandelte. Wrangel ertrug dies 
nicht lange; als Beide einmal an der königlichen Tafel neben einander 
jaben, fragte er den Minifter: mein Sohn, kaunſt Du nicht vergefien? 
Nein, war die Antwort. Naßh einer kurzen Baufe: mein Sohn, lannſt 
Du nicht vergeben? Bon ganzem Herzen, ſagte Bismarck, und fie 
blieben ſeitdem gute Freunde. 
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an Ort und Stelle das Nöthige vorzukehren. Hier aber er⸗ 
hielt er am 18. die Meldung, daß die preußjſchen Garde; 
huſaren an der Spitze feines Vortrabs mit einer kleinen 
däniſchen Abtheilung handgemein geworden, bei der Ver⸗ 
folgung die jütiſche Grenze überſchritten und die nächſte 
jutiſche Stadt, Kolding, beſetzt Hätten; Wrangel befahl da⸗ 
rauf, daß Kolding behauptet, ſonſt aber nicht weiter vor⸗ 
gegangen werden follte. Moltke eilte nach Berlin zurück, 
um dort den durch Zufall herbeigeführten Vorgang zu er⸗ 
läutern, das Feſthalten der einmal genommenen Stellung zu 
empfehlen und Überhaupt für die Aufrechthaltung des bis⸗ 
herigen Planes einzutreten. 

Hiebei fand er feine Schwierigkeiten. Der König und 
Roon hatten ſtets feine Auffaſſung getheilt, und auch Bis⸗ 
marck erhob keinen Widerſpruch, ſobald nur Öfterreich® Zu⸗ 
stimmung erlangt wäre. Der Sturm auf Düppel, der Über: 
gang nach Alſen, ſchrieb er am 16. Februar an Werther, 
kann ſchwere Opfer koſten: weshalb fie bringen, wenn wir 
das Ergebniß durch eine Preffion auf Jütland erreichen 
können? Seinerſeits gab Werther nach einem Winke Rech⸗ 
berg 's anheim, ob nicht eine Vertrauersperſon in befonderer 
Sendung nach Wien lommen könnte, um auf den Kaiſer ein⸗ 
zuwirken, und da die Nachricht von der Beſetzung Koldings 
dann wieder verſtärkte Aufregung in der Hofburg hervorrief, 
ſo erhielt General Manteuffel die Weiſung, nach Vollendung 
feiner hannover ſchen Miffton mit einem eigenhändigen Briefe 
des Königs nach Wien abzugehen. Bismarck gedachte, den 
Anlaß zu einer Gefammtrevifion des Verhältniſſes zu Oſter⸗ 
reich zu benutzen, und die ſchwebende militäriſche Frage in 
einen weitern politiſchen Zuſammenhang zu rücken. Der 
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Brief des Königs an den Kaiſer, 21. Februar, faßte ſeinen 
Inhalt in den männlichen Worten zufammen: 

Unfere Politit wäre eine verfehlte, wenn wir fie 
nicht zu beftiedigendem Abſchluſſe führten; ich lege 
hohen Werth auf Englands Freundſchaft, glaube aber 
nicht, daß England oder irgend eine andere Macht es 
in ihrem Sntereſſe finden wird, uns anzugreifen, fo 
lange wir vereint bleiben; aber auch wenn die Gefahr 
näher läge, als meiner Meinung nach der Fall ift, fo 
gibt es doch Umſtände, unter welchen ich es für nicht 
möglich halte, davor zurückzuſchrecken, und fo glaube 
ich, daß nichts geeigneter it, fie herbeizuführen, als ein 
Verhalten, welches irgend eine Beſorgniß vor derſelben 
verrathen würde. — 

Sodann erklärte die dem General ertheilte Inſtruction 
Es handelt ſich um zwei Fragen, Vorwärtsgehen der Armeen 
in Jütland, Entſcheidung der Machtfrage in Deutſchland 
zwiſchen den Mittelſtaaten und den Großmächten; Beides 
hängt enge zuſammen. Die Beſetzung Jütlands, hieß es 
weiter, ſei unerläßlich als Repreſſalie für die Wegnahme 
deutſcher Schiffe und die bald zu erwartende Blokade unferer 
Häfen; es liege auf der Hand, daß wir dieſe Repreſſalie nicht 
in Schleswig nehmen könnten. Wir ſeien es der Stimmung 
der Armeen und ber öffentlichen Meinung ſchuldig, ſeſt und 
vollſtändig unſer Programm durchzuführen, unſere Macht 
ſtellung in Deutſchland zur Geltung zu bringen und vor den 
directen Angriffen der Mittelſtaaten nicht zurüctzuweichen 
Der Antrag Oſterreich⸗Preußens, bei der Bundesezecution in 
Holſtein betheiligt zu werden, fei beim Bunde zur Annahme 
zu bringen; die Mittelſtaaten müßten erfahren, daß, wenn fie 


Google 5 


. 


Schreiben des Königs an den Raifer. 257 


Oſterreichs und Preußens europäiſche Politik der Herrſchaft 
der Bundesmehrheit zu unterwerfen ſtretten, fie den beiden 
Mächten die Fortſetzung eines ſolchen Bundesverhältniſſes 
unmöglich wachten. Die Frage ſei von den Mittelſtaaten 
auf die Spitze getrieben worden, und der Augenblick ſei 
günſtig, fie zur Entſcheidung zu bringen, weil ſich England 
und Rußland zur Zeit der Mittelſtaaten nicht annehmen 
würden, deren Politik gerade gegen die von jenen Mächten 
eingenommene Stellung gerichtet jei. Einen etwaigen Ein- 
ſpruch Frankreichs Hätten Öfterreich und Preußen nicht zu 
ſcheuen, jo lange fie einig blieben. 

Wie man ſieht, war hier die deutſche Frage als unmittel- 
bare Conſequenz der ſchleswig⸗holſteiniſchen geſtellt, und damit 
der Standpuntt ergriffen, von dem aus Preußen in den 
folgenden Jahren den Sturz des Bundes und die Gründung 
des deutſchen Reiches herbeigeführt hat. 

Vertraulich wurde Manteuffel angewieſen, jede Er⸗ 
wähnung umfaſſenderer Allianzvorſchläge zwiſchen Preußen 
und Ofterreich zu vermeiden, und wenn fie von Rechberg 
angeregt würden, ſie als außerhalb ſeiues Auftrags liegend 
zu bezeichnen; uur im Nothfall möge er als feine perſönliche 
Auffaſſung durchblicken laſſen, daß der König ſchwerlich im 
Voraus eine Garantie des Beſizſtandes oder vertragsmäßige 
Verbindlichkeiten übernehmen, jedoch ein Bündniß mit Oſter⸗ 
reich für beſtimmte Zwecke und beſtimmte Fälle vortheilhaft er- 
achten würde, da ihm jede der beiden Mächte durch ihr eigenes 
Intereſſe genöthigt ſcheine, die andere bei den Angriffe eines 
übermächtigen Gegners nicht im Stiche zu laſſen. Für jeh 
böten indeffen die Beziehungen zu Frankreich keinen Anlaß zu 


einer ſolchen Beſorgniß; im Gegentheil, wenn en fort⸗ 
8. Sppbel, Begründung d. beatier Arden. IT 
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führe, uns Schwierigkeiten zu machen, hielte man es nicht für 
unmöglich, den franzöſiſchen Einfluß gegen England zu benutzen. 

Als Manteuffel mit dieſen Auſträgen in Wien anlangte, 
fand er ſich allerdings in einer Atmoſphäre, gründlich ver- 
ſchieden von dem frifchen und vorwärtsdrängenden Hauche, 
der ſeine Inſtructionen durchwehte. Die Bevölkerung war 
nach dem kurzen Aufflammen im November 1863 ſehr bald 
von jeder kriegeriſchen Neigung zurückgekommen; der Kampf 
an der entlegenen Dftjee verhieß vielleicht Gewinn für Preußen, 
aber nur Gefahr und Opfer für Öfterreich; der Krieg war 
völlig unpopulär geworden. Uns haben die Dänen nichts zu 
Leide gethan, war die allgemeine Rede. Ein unbeſtimmtes 
Mißtrauen gegen Preußen war im Volle wie in den regie 
renden Kreiſen weit verbreitet. Dabei waren die Finanzen 
des Reiches zerrüttet, das Deficit ſtark, der Credit ſchwach, 
die Majorität des Reichsraths mit der Regierung auf ge: 
ſpanntem Fuße, und ganz Ungarn wie Ein Mann in offener 
Rechtsverwahrung gegenüber der unitariſchen Reichsverfaſſung. 
Mehr als einmal erklärte Rechberg und beſtätigte der Kaiſer 
dem preußiſchen Unterhändler, daß Oſterreich vor dem Aus: 
gleich mit Ungarn nicht in der Lage jei, einen großen Krieg 
zu führen, ja daß es ſchwierig fein würde, auch nur dem 
Armeccorps in Schleswig einige Verſtärkung nachzuſenden 
Ganz und gar war man beherrſcht von der Beſorgniß eines 
franzöſiſchen Angriffs, deshalb von dem Streben, nicht bloß 
mit Preußen, ſondern auch mit Rußland und England zu 
ſammen zu halten, und folglich nichts zu thun, was dieſe 
Mächte dem Wiener Cabinet entfremden könnte. Man hatte 
bedenlliche Symptome einer engern Annäherung zwiſchen 
Frankreich und Italien wahrgenommen, und deshalb ſo eben 
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die in Venetien ſtehenden Truppen um 21 Bataillone ver⸗ 
mehrt. Man verfügte am 24. Februar, Rußland zu Liebe, 
den Belagerungszuſtand in Galizien, und gab damit der 
dort noch fortglimmenden polniſchen Inſurrection den letzten 
Gnadenſtoß, mußte aber zu dieſem Zwecke auch dorthin ver⸗ 
ftärfte Beſatzungen werfen. Aus England vernahm man, 
daß Lord Palmerſton im offenen Parlamente erklärt habe, 
der verbrecheriſche deutſche Krieg gegen Dänemark fei durch 
die Verlegung der jütifchen Grenze doppelt frevelhaft ge- 
worden; man erfuhr zugleich, daß er Alles aufbiete, um den 
Kaiſer Napoleon zu einer rettenden Intervention herbei⸗ 
zubringen. Und dieſer meift gefürchtete und meift gehaßte 
Mann runzelte eben jezt die Stime, erwähnte dem Bfter- 
reichiſchen Votſchafter die Möglichkeit einer diplomatiſchen 
Einwirkung der beiden Weſtmächte, und, wohl um Preußen 
einen leichten Wink feines Mißfallens an deſſen wachſender 
Intimität mit Oſterreich zu geben, ließ er in Berlin mit 
einigem Ernſte anfragen, ob man die Truppen bald wieder 
aus Jütland zurückzuziehen gedenke, worauf dann Bismarck 
mit der Frage antwortete, ob die neutralen Mächte uns 
etwa für die Sicherheit unſerer Truppen in Schleswig vor 
däniſchen Angriſſen einftehen wollten. Bei alledem erſchien alſo 
dem Wiener Cabinet der preußiſche Antrag, nicht bloß Kolding 
zu behaupten, ſondern ganz Jütland zu beſetzen, gefährlich in 
hohem Grade, als die beinahe ſichere Hervorrufung eines 
frindſeligen Einvernehmens Napoleon's mit Lord Palmerſton. 

Alle diefe Sorgen und Nöthe werden dem fpätern Be- 
trachter nur als weitere Belege für die Verſchrobenheit und 
Zerfahrenheit der deutſchen Zuſtände gelten können. Die 
fremden Mächte hatten, wenn auch mit Km die Be⸗ 
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rechtigung des von Oſerrreich und Preußen angegebenen 
Kriegszwecks, der Beſchühung Schleswigs gegen die angedrohte 
Daniſtrung, anerkannt: nach welchem Völkerrechte der Welt 
wäre jetzt das unvermeidliche Kriegsmittel, das militäriſche 
Vordringen in Feindesland, beſtreitbar, oder nach welcher 
Logik aus der militäriichen Beſetzung auf die Absicht einer 
bleibenden Eroberung Jütlands zu ſchließen geweſen? Dies 
ift fo handgreiflich klar, daß nur der böſeſte Wille einen 
ſolchen Vorwand zur Feindſeligkeit hätte ergreifen Können, 
und was in einem ſolchen Falle die Ehre eines großen 
Volkes erforderte, hatte König Wilhelm in ſeinem Briefe 
deutlich genug gejagt. Daß damals übrigens dieſer Fall 
nicht zu beforgen war, ſprach Moltle in den schlichten Worten 
aus: da Napoleon uns wegen Schleswig nicht angegriffen 
hat, wird er es auch wegen Jütland nicht thun 

Indeſſen, trotz alledem fand Manteuffel große Schwierig⸗ 
keiten, der preußiſchen Auffaſſung in Wien Geltung zu ver- 
ſchaſfen. Zwar wurde er gnädig vom Kaſſer und hetzlich 
von Rechberg aufgenommen, fand aber die Generale bei aller 
Hoflichkeit weniger kameradſchaftlich als in frühern Jahren. 
Was Jütland betraf, fo erklärte man ihm gleich beim erften 
Worte, man wünſche vor jeder Entſcheidung noch nähere Nach⸗ 
richt aus Paris, insbeſondere über Bismarck's Vorſchlag, die 
Beſetzung Jütlands durch eine Garantie der Großmächte gegen 
dänifche Angriffe auf Schleswig zuı erfegen. Man blieb hiebei 
eine geraume Weile, obgleich Bismarck umgehend erwiderte, 
ſeine Erwähnung einer ſolchen Garantie ſei nichts als eine 
ornamentale Geſprächsphraſe geweſen; nicht anders habe er 
fie gemeint, nicht anders "Talleyrand fie verftanden; wie er, 
jei auch dieſer überzeugt, daß an eine derartige Garantie nicht 
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zu denken ſei. Unterbeffen erörterte Manteuffel mit dem Kaiſer 
und Rechberg den zweiten Theil feines Auftrags, die Unter⸗ 
werfung der Mittelſtaaten. Hier war das Einverſtändniß auf 
der Stelle vorhanden, da Beuſt's Auguſtenburger Politik von 
den Neutralen noch ſtrenger als von den deulſchen Groß 
mächten verurtheilt wurde. Man verabredete, die in Würz⸗ 
burg verhandelten Pläne, Zuſammenberufung der holſteiner 
Stände und Nachrücken füddeutfcher Truppen nach Holſtein, 
mit allen Mitteln, im Nothfall mit Waffengewalt, zu hindern. 
Sollte die Bundesmehrheit aber zur Anerkennung. Auguſten⸗ 
burg's oder zur Zulaſſung feines Geſandten schreiten, fo 
würden die beiden Mächte unter Proteft gegen einen ſolchen 
Beſchluß ihre Geſandten aus Franffurt abberufen, und damit 
die weitere Ordnung der deutſchen wie der holſteiner An⸗ 
gelegenheiten in die eigene Hand nehmen. Dies entſprach völlig 
Bismarcks Sinne; allerdings war man in Wien beſonders 
deshalb fo energiſch in dieſer Richtung, weil man die feſte 
Überzeugung hatte, daß es zu fo extremen Maaßregeln nicht 
kommen, ſondern ein kräftiger diplomatischer Druck für den 
Zweck ausreichend ſein würde. 

In Erwartung der Pariſer Nachrichten wurden dann 
auch bie militäriſchen Fragen beſprochen. Der an erſter Stelle 
einflußreiche General Heß erklärte das Vorgehen in Jütland 
für einen ſtrategiſchen Fehler, weil es die Operationslinie 
zu ſehr verlängere und den Dänen vermehrte Blößen zu ger . 
jährlichen Flankenangriffen böte. Cine ſehr ausführliche 
Denkſchrft des Generals Huyn zum Erweiſe biefer Ste 
wurde nach Berlin‘ gefandt: der Zweck des Kriegs ſei 
die Bejegung Schleswigs, und dieſe erheiſche nicht die jütiſche 
Invaſion, ſondem die Einnahme Düppels und Alſens; 
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der Vormarſch nach Jütland zerſplittere die Krafte und gebe 
den Dänen die Möglichkeit, jede der vereinzelten Abtheilungen 
mit Übermacht zu ſchlagen. Eine echte Generalſtabs-Gelehr⸗ 
ſamkeit altes Styles, urtheilte Moltke darüber; die Beſetzung 
Schleswigs ift nicht Zweck des Kriegs, ſondern ein für ſich 
allein unzulängliches Mittel für den wirklichen Zweck, für die 
Erlangung eines geſicherten Rechtszuſtandes in den Herzog⸗ 
thümern; die Bedenken gegen das Einrücken in Jütland und 
die Verlängerung unſerer Operationslinie erledigen ſich einfach 
durch die Betrachtung der beiderfeitigen Stärken; die Dänen 
haben heute nicht mehr als 34000 Mann activ im Felde, 
fie können davon allerhöchſtens 27000 zu einem Vorſtoß zu⸗ 
ſammenziehen; wir aber haben bei Kolding 31000, vor Düppel 
29000, außerdem 5000 Mann in Holſtein; ſo kann uns jeder 
Angriffsverfuch nur willlommen fein; nichts wäre übler für 
uns, als gärzlicher Stillſtand der Operationen, durch welchen 
wir erllärten, am Ende unſeres Könnens zu ſtehen. Seiner⸗ 
ſeits entwickelte Manteuffel dem Kaiſer, man dürfe der jetzt 
ſtark demoraliſirten däniſchen Armee nicht Ruhe zur Herſtellung 
laſſen; die Sperrung der jütiſchen Grenze für die Deutſchen, 
während die Dänen fie frei paſſiren könnten, ſei ein Unding; 
man vergebe ein Bedeutendes der europäiſchen und nationalen 
Stellung der beiden Mächte, wenn man auf verftändige Forde⸗ 
rungen der Armee und auf die Klagen der beraubten Schiffs⸗ 
eigner erkläre, man lönne nichts thun aus Furcht vor der 
Möglichkeit eines Kriegs, und weil Oſterreich nicht wolle. Der 
Kaiſer blieb dabei, daß Oſterreichs Lage zu vielſache Schwierig⸗ 
keiten zeige; den Gedanken einer diplomatiſchen Annäherung 
an Frankreich, wie ihn Bismarck auch dem Grafen Karolyi 
angedeutet hatte, wies er mit faſt unwilliger Entſchiedenheit 
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zurück. Manteuffel ſagte, deshalb brauche Majeftät nicht in 
Sorge zu fein; Bismarck ſpreche mit Karolyi natürlich alle 
Möglichkeiten durch, fei aber ein echter märüicher Junker, alſo 
gewiß kein Freund des Bonaparte, und auch ihn, Manteuffel, 
würde der König nicht hergeſandt haben, wenn er dem Kaiſer 
eine franzöſiſche Allianz hätte vorſchlagen wollen. 

So zogen ſich dieſe Geſpräche, ohne daß man vom Flecke 
gekonmen wäre, fünf Tage lang hin. Indeſſen erhielt man 
endlich günſtigere Berichte aus Paris und London. Bei Palmer⸗ 
ſton wuchs freilich die Erbitterung, aber trotz aller dänischen 
Sympathien wollten weder die Königin, noch die Mehrzahl 
der Miniſter, noch die Führer der Oppofition ſich auf einen 
Krieg gegen Deutschland einlaffen. Napoleon aber rieb ſich 
die Hände, als er die Verlegenheit des verhaßten Lord John 
Ruſſell ſah; auf eine Verbindung mit England gegen Preußen 
hätte er ſich vielleicht eingelaſſen, wenn England ihm die Er: 
werbung des linken Rheinufers oder Belgiens dafür garantirt 
hätte — leider aber war es umgekehrt eben die Beſorgniß 
ſolcher franzöſiſcher Gelüſte, welche die englischen Staals⸗ 
männer von ernſten Schritten gegen Deutschland abhielt. Eine 
bündige Erklärung vermochte allerdings auch jetzt noch Fürſt 
Metternich von dem franzöſiſchen Monarchen nicht zu erlangen. 

Dazu kam der durch Palmerſton's Reden aufgeſtachelte 
Trotz der Dänen. Sie rüfteten aus allen Kräften, hoben 
Recruten und Matroſen aus, wollten nicht unterhandeln vor 
der Rückeroberung Schleswigs, und einen Waffenſtillſtand nur 
annehmen, wenn ſie Alſen behielten, die Deutſchen aber 
Kolding räumten. Lord John fragte darauf in Berlin an, 
ob Preußen auch ohne Waffenſtillſtand in die Conferenz eins 
treten würde, was Bismarck umgehend bejahte: es war doch 
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unmöglich, daß bei einer fo verſöhnlichen Haltung Preußens 
die neutralen Mächte für das kriegsluſtige Dänemark thätig 
Partei ergreifen ſollten. So kam man in Wien zum Ent⸗ 
ſchluſſe. Rechberg's perſönliche Mein ung war, wie Manteuffel 
glaubte, von Anfang an der preußiſchen günſtig geweſen: 
jetzt am 29. Februar erklärte ſich auch der Kaiſer gegen ein 
längeres Hinhalten und geneigt zum Vorgehen. Jedoch 
wünſchte er noch eine genauere Außerung Preußens, zu 
welchem Zwecke man in Jütland einrücke, wie man es den 
Großmäthten mittheifen, welche militäriichen Maßregeln man 
ergreifen jolle. Bismarck antwortete telegraphiſch, der Zweck 
fei ein dreifacher: Repreſſalien für die Wegnahme deutscher 
Schiffe, Theiung der däniſchen Streitkräfte, Überwindung 
des däniſchen Widerstandes gegen Waffenſtilſtand und Con⸗ 
fereng. An die Mächte jei keine vorausgehende Erklärung 
zu erlaſſen, da eine ſolche läſtige Antworten bewirken könne, 
ſondern gleichzeitige Anzeige, welche dem Acte keine politische 
Bedeutung beilegte. Manteuffel behielt freie Hand, in Bezug 
auf die militäriſchen Maßregeln den Öfterreichern jo weit wie 
möglich entgegen zu kommen. 

Hienach gelangten denn am 1. März Manteuffel. Werther 
und Rechberg zur Verſtändigung. Im Sinne der urſprüng⸗ 
lichen Abreden über die Beſetzung Schleswigs, würde die 
Einnahme von Düppel und Alſen das Hauptobject der 
weitern Operationen bilden, zu deren Deckung aber gegen 
däniſche Angriffe von Friderieia her würde Wrangel Vollmacht 
zur überſchrettung der jütiſchen Grenze erhalten. Denn 
die däniſchen Feindſeligkeiten zur See rechtfertigten die Aus⸗ 
dehnung des Kriegs auf das Königreich Dänemark im engern 
Sinn. Den Mächten ſei anzuzeigen, daß diefe rein militätiſche 
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Manfregel an ben frühern Erffrungen nichts ändere; nach 
wie vor ſei man zu Conferenz und Waffenſtillſtand bereit, zu 
letzterem entweder auf der Grundlage des militärischen Beſitz⸗ 
ſtandes ober unter gleichzeiliger Räumung Jütlands durch 
die Deutſchen und Alſens durch die Dänen, ſowie unter Ein⸗ 
ſtellung der däniſchen Kaperei unter allen Umſtänden. Übrigens 
jeien gemäß Artifel 5 der Punetation vom 16. Januar durch 
den Ausbruch des Kriegs die Verträge von 1852 hinfällig 
geworden, und die beiden Höfe würden ſich über die neuen, 
der Conferenz vorzuſchlagenden Grundlagen für die Stellung 
der verbundenen Herzogthümer in der dänischen Gejammt- 
monarchie verftänbigen. 

Nach erlangter faiferficher Genehmigung wurde dieſe Ab: 
kunft nach Berlin geſandt, dort am 5. März unterzeichnet, und die 
ihrem Inhalt entſprechenden militäriſchen Befehle am 6. erlaſſen. 

Der neue Vertrag war ein eigenthümliches Product aus 
der Miſchung preußiſcher und öſterreichiſcher Wünſche. Preußen 
Hatte die Beſehung Jütlands durchgeſeht, trotz Huhn's Sorgen 
über die übermäßig lange Operationslinie, trotz Rechberg's 
Furcht vor europäiſchen Verwicklungen. Damit die Maaßregel 
aber den neutralen Mächten lediglich als Deckung einer in 
Schleswig verlaufenden Hauptaclion darzeſtellt werden könnte, 
hatte Preußen trotz Moltke's militäriſcher Einwendungen ſich 
zu der ernſten Belagerung Dippels entſchloſſen. Endlich in 
polttiſcher Beziehung hatte Osterreich die Vernichtung der 
Verträge von 1852 anerkannt, dafür aber Preußen ſich zu 
einem Satze herbeigelaſſen, welcher als die erſte Forderung 
der beiden Mächte auf der Conferenz die Perſonalunion 
Schleswig- Holſteins mit Dänemark unter der Herrschaft 
Chriſtian's IX. bezeichnete, alſo immer noch die vollſtändige 
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Trennung der beiden Gebiete vermied und Auguſtenburg's 
Anſprüche abſolut beſtitigte. Genug, man war einig, und der 
Kaiſer erfreute ſich des neugeſtärkten Bundes mit einem 
Monorchen, den er als den feften Vorkämpfer in der Abwehr 
parlamentariſcher Übergriffe in erhebendem Gegenſaße zu der 
Haltungsloſigkeit der mittelftaatlichen Höfe verehrte. Auch 
über Bismarck wurde damals günſtig in Wien geſprochen: 
man könne ihn nicht lieben, aber Reſpect vor feiner Energie 
und Königstreue müſſe man haben. Manteuffel hielt dieſe 
Stimmungen für den Hauptgrund der im November voll 
zogenen plötzichen Schwentung Oiterreichs von den Mittel: 
ftaaten hinweg an Preußens Seite. Wie dem nun auch fein 
mochte, einmal den Entſchluß gefaßt, zeigte Kaiſer Franz 
Joſeph wieder vollen und frijchen Eifer zum Kriege. Da, 
wie gejagt, eine Verſtärkung ſeiner Landtruppen in Schleswig 
nicht wohl thunlich erſchien, war er bereit, ſechs oder acht 
größere Kriegsſchiffe aus der Adria in die Morbfee zu ſenden, 
um dort den deutſchen Handel zu ſchützen und die dänischen 
Blokaden zu brechen, obgleich gerade durch eine maritime 
Maaßregel Englands Eiferſucht an der empfindlichſten Stelle 
erregt werden lonnte 

Rechberg ſchrieb damals an Karolhi, wenn wieder einmal 
zwischen Berlin und Wien eine Trübung entſtehen follte, 
möchte der König doch nur gleich wieder den General Man⸗ 
teuffel Herjenden. 

In Jütland hatten dann gleich nach der Ordre vom 
6. März die Operationen begonnen. Der größte Theil der 
preußiſchen Gardediviſion ging von Kolding gegen Frideriein 
vor, nahm unterwegs 200 Dänen gefangen und ſchloß dann 
die Feſtung von allen Seiten ein. Eine kurze Beſchießung 
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der Stadt durch die preußiichen Feldgeſchütze hatte natürlich 
keinen Erfolg. Die Ofterreicher, durch preußiſche Reiterei 
verſtärkt, erſtürmten am 8. März Veile in einem ſcharſen 
Gefecht) mit ſolchem Nachdruck, daß General Hegermann⸗ 
Lindencrone den weitern Widerſtand aufgab und ſeine Truppen 
vorläufig hinter dem Lijmfjord auf der Inſel Mors und in 
Nordjütland in Sicherheit brachte. Um den 20. März war 
die größere Hälfte des Landes ſüdlich vom Limfjord der 
deutſchen Invaſion Preis gegeben. Wrangel wollte ſogleich 
auch hier eine beutjche Landesverwaltung einſetzen und zum 
Beſten der geſchädigten deutſchen Kauffahrer eine ſtarkt 
Contribution erheben, empfing aber ungeſäumt die Weifung, 
daß dies pofitifche Maaßrezeln ſeien, welche er nicht ohne 
höhern Auftrag in das Werk zu ſetzen habe; für jetzt habe 
er ſich zu begnügen, von den Einwohnern die Verpflegung 
der Truppen nach Kriegsbrauch zu begehren. Dem Arger, 
welchen dieſe neue Belehrung bei dem Feldmarſchall erregte, 
gab er durch die Rücfrage Ausdruck, ob er unter dem Titel 
der Verpflegung auch Schuhe für die Soldaten requiriren 
dürfe, was Roon darauf ſehr gelaſſen bejahte. Übrigens 
war Wrangel als Vorgeſetzter ebenſowenig bequem wie als 
Untergebener: Zedlih beſchwerte fi uraufhörlch, wie der 
Feldmarſchall bald hier bald dort die mühſam ſtzzirte 
Ordnung der Verwaltung in Schleswig durch unüberlegte 
Verfügungen ſtöre, und auch bei den Offttieren ging vielfach 
die Klage, daß er mit ermüdender Unruhe in das Detail der 
Operationen eingreife, und doch von einer planvollen Einheit 
der oberſten Leitung wenig zu ſpüren fei. Um fo mehr er- 


9 Allerdings ohne große Verluſte: Öfterreicher 12 Tobte, 72 Wer: 
wunbete, Dünen 35 Todte und Berwundete, 192 Gefangene, 
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freuten fi) Alle der Anweſenheit des Kronprinzen, der ſeit 
dem Beginne des Feldzugs im Hauptquartier weilte und wit 
unermüdlicher Liebenswürdigfeit bei der Ausgleichung solcher 
Frictionen klug und feſt das Beſte that. Der König befahl 
denn auch am 30. März, daß Wrangel fortan feine Ber- 
fügung ohne vorherige Rückſprache mit dem Kronprinzen 
erlaſſen ſolle, womit khatſächlich demſelben die oberfte Leitung 
der Armee übertragen war 

So ſehr Wrangel mit der Beſetzung Jütlands einver⸗ 
ſtanden war, ſo entſchieden hatte er noch in einem Berichte 
an ben König vom 23. Februar die Belagerung von Düppel 
widerrathen. Dieſelbe ſei mit den vorhandenen schweren 
Gefchügen nicht durchführbar; die Heranſchaffung eines Be- 
lagerungstrains würde lange Zeit erfordern, da zwiſchen 
Hamburg und Harburg keine Brücke, und zwiſchen den verſchie⸗ 
denen Bahnhöfen in Hamburg keine Verbindungsbahn exiſtire, 
und weiterhin die Chauffee von Flensburg ins Sundewitt 
durch das abſcheuliche Wetter und die ſtarken Militärtrans- 
porte bodenlos geworden ſei. Vier Wochen könnten vergehen, 
bis die heran zu ſchaffenden Geſchlize vor Düppel in Batterie 
ftänden, und dadurch eine Stodung aller Operationen bewirkt 
werden. Es ſei alſo beffer, davon abzuſehen, zumal die Er⸗ 
oberung dieſes kleinen Erbenwinfels keinen wirklichen Gewinn 
brächte. Nicht einmal zu dem Beſitze Alſens würde fie führen, 
da der Übergang dorthin ohne die Mitwirkung einer Flotte 
unausflihrbar bleibe. 

Indeſſen, wären dieſe Argumente auch doppelt ſo ſtark 
geweſen, nach dem neuen Wiener Abkommen mußte man zum 
Werte ſchreiten. Auch Moltke hatte allmählich feinen Bder⸗ 
ſpruch aufgegeben, nach der Betrachtung, daß die Einnahme 
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des Plates, vor dem jezt beinahe die Hälfte der Armee ſeit 
einem Monate rerognoscirend und ſcharmuzirend, schließlich 
aber thatenlos ſtand, zu einer Ehrenſache, namentlich für die 
preußiſchen Waffen, wurde, welche bis dahin zu einer größern 
Leiſtung noch keine Gelegenheit gefunden hatten. Schon am 
26. Februar waren Beſehle zur Bereitſtellung von 24 ſchweren 
Sefchügen ergangen; nach dem Abschluß in Wien, am 3. März, 
wurde die Abſendung derſelben und weiterer Nachſchub an- 
geordnet; am 13. traf ein erſter Transport von 28 Kanonen 
aus Weftfalen ein und wurde zur Anlage von Batterien bei 
Ganmelmark am Südufer des Meerbujens Wenningbund 
verwandt, von wo aus über einen Wafferfpiegel von unge 
fähr 2000 Schritt Breite hinüber die däniſchen Schanzen in 
der linken Flanke beſtrichen, und bei etwas weiterer Entfernung 
auch die Stadt Sonderburg auf Alſen und deren Brücken 
nach Duppel getroffen werden konnten. Das Feuer begann 
hier am 15. März, ſteckte einige Häuſer der Stadt in Brand 
und beläſtigte die dänische Veſaßung der Schanzen nicht 
wenig durch die Zerſtörung ihrer Baracken. Nachdem dann 
vor der Front der Schanzen die Dänen aus den Dörfern 
Weſterdüppel und Rackebüll vertrieben worden waren, konnte 
auch am Nordufer des Wenningbund eine Batterie errichtet 
werden. Nach der Ankunft weiterer ſchwerer Geſchütze ge⸗ 
dachte man gegen Ende des Monats zu dem Beginne der 
eigentüchen Belagerung, zur Anlage der erften Parallele zu 
ſchreiten. Indeſſen zeigten ſich die Schanzen, je näher man 
herankam, erheblich ſtärker, als mon urſprünglich geglaubt 
hatte, und ſo kam Oberſt Blumenthal auf den Gedanken, 
den bisherigen Plan, nach welchem zunächſt Düppel und dann 
erſt Alſen genommen werden ſollte, umzukehren, eine Landung 
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auf Alſen zu bewerkſtelligen, dort die Dänen in offener 
Feldſchlacht, Hoffentlich vernichtend, zu beſiegen und damit den 
Fall von Düppel ohne weitere Anſtrengung herbeizuführen. 
Prinz Friedrich Carl hielt Anfangs das Unternehmen für 
äußerſt bedenklich; auch General Moltke, ſo ſehr ihm die 
Vortheile desſelben im Falle des Gelingens einleuchteten, er- 
Härte es für unausführbar, wenn man nicht einige Kriegs⸗ 
ſchiffe zur Deckung desſelben von der pommeriſchen Kifte in 
den Alſenſund hinüberbringen könnte; er hätte ganz entſchieden 
eine Landung auf der Inſel Fünen durch die preußiſche 
Gardediviſton vorgezogen, wo die Dänen in keiner Weiſe 
damals auf einen Angriff vorbereitet waren. Indeſſen hätte 
dies wieder neue Verhandlungen mit Wien erſordert, welche 
ſich vielleicht lange Zeit und ſchließlich fruchtlos hinſchleppen 
konnten, während man jetzt in Berlin, bei dem fortdauernden 
Drängen Englands auf Conferenz und Waffenſtilſtand, 
dringend eine baldige, möglichſt glänzende, Waffenthat wünſchte. 
Da nun Blumenthal mit der ganzen Kraft einer wohldurch⸗ 
dachten Überzeugung an feinem Vorſchlag feſthielt, da er um 
ermüdlich bei Friedrich Carl und Moltke, bei dem Kronprinzen 
und Wrangel ſeinen Sat entwickelte, die Sache ſei ausführbar, 
wenn auch gefährlich, jedoch, wo gebe es im Kriege große 
Erfolge ohne große Gefahr? ſo wurde am 25. Mürz die 
Genehmigung ausgeſprochen, und zugleich, damit während der 
Landung hinreichende Kräfte vor Düppel verfügbar blieben, 
der größte Theil der Gardediviſton in das Sundewitt zurück 
berufen, worauf dann die Oſterreicher ſich wieder bei Veile 
und Fridericia concentrirten. Nun iſt der nördliche Theil des 
Alſenſundes mehr als noch einmal fo breit als der südliche: 
andrerſeits hatten die Dänen ihre Truppen als Rückhalt für 
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Duppel faſt ganz in die füdliche Hälfte der Inſel gezogen: 
wenn alſo im Norden die Überſchiſfung der auf einander 
folgenden Truppentheile längere Zeit erforderte, hatte man 
dafür bei einem überraſchenden Angriff dort größere Ausſicht, 
die Landung ohne Kampf zu bewerkſtelligen. Es war hienach 
als Übergangspunkt das Dorf Ballegard im Norden gewählt 
worden. Natürlich koſtete die Herarſchaffung der zur Uber⸗ 
ſahrt erforderlichen Boote und Pontons, ſowie der Heranmarfch 
der Garderegimenter eine gewiffe Zeit: mittlerer Weile wurden 
die Dänen aus einer weitern Strecke des Vorterrains vor 
den Schanzen durch ſcharfe Kämpfe am 28. März verdrängt, 
fo daß in der Nacht des 29. die erſte Parallele etwa 1000 
Schritt vor den feindlichen Werten ausgehoben werden konnte 
Bewaffnet wurde fie jedoch nur mit einigen Mörferbatterien, 
da man die ſchweren Demontirzeſchütze nach Ballegard zur 
Deckung der Überfahrt gegen däniſche Kriegeſchiffe hatte ent- 
ſenden müſſen. Das Wetter war jetzt günſtig, die See voll 
kommen ruhig, und ſo wurde die Nacht vom 2. auf den 
3. April für die Landung beftimmt, und 26 Bataillone dazu 
in Ballegard und Umgegend verſammelt. Um Mitternacht 
war Alles bereit; in dieſem Augenblicke aber ſette das Wetter 
um, und die See wurde fo ſtürmiſch, daß ſämmtliche Schiffer 
und Pontoniere die Unmöglichleit der Überfahrt erklärten 
Nach all den getroffenen Vorbereitungen, durch welche 
der Plan vielen tauſend Menſchen bekannt geworden, konnte 
man jetzt nicht mehr Hoffen, bei einem ſpätern Verſuche die 
Dänen, wie es nöthig wäre, volftändig zu überraſchen. Über⸗ 
haupt machten ſich nach dieſem Mißlingen alle früher ſchon 
vorhandenen Bedenken mit doppeltem Nachdruck geltend, und 
ganz von ſelbſt kam man zum Entſchluſſe zurück, die fü 
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lange hinausgeſchobene Belagerung Düppels jetzt endlich mit 
möglichfter Energie und Schnelligkeit zu beginnen. Die Zahl 
der ſchweren Geſchütze hatte ſich unterdeſſen verdoppelt und 
wurde weiterhin durch unausgeſetzten Nachſchub vervierfacht; 
man ſah ſich bald im Stande, ein überwältigendes Feuer 
gegen die Schanzen zu eröffnen. 

Während dieſer vor Düppel gepflogenen militärifchen 
Erwägungen erlebte Preußen noch einige kleinere kriegeriſche 
Epiſoden, welche als gute Vorzeichen auch für künftige mari⸗ 
time Operationen gelten konnten. Am 16. März überfiel 
ein Bataillon der Brigade Schlegell die däniſche Beſatzung 
der Infel Fehmarn nach glücllicher Überfahrt über den 
ſtürmiſch bewegten Mecresarm, welcher die Inſel von der 
holſteiner Küste trennt, und nahm die überraſchten Gegner 
ſämmtlich gefangen. Am 17. März ſtach dann Capitän 
Jachmann mit zwei Schraubencorvetten und einem Raddampfer, 
zuſammen mit 43 Kanonen, von Swinemünde aus in See 
zu einer Recognoscirung der däniſchen Flotte unter Contre- 
admiral Dockum, sechs Schiffe mit 182 Kanonen, bei Rügen, 
ostwärts von Arcona; trotz der gewaltigen Übermacht des 
Feindes ging Jachmann demfelben keck zu Leibe, ſchoß ſich 
zwei Stunden lang mit ihm herum, brachte einer däniſchen 
Fregatte erhebliche Schäden bei, und führte ſeine leichten 
Fahrzeuge wohlbehalten, wenn auch nicht ohne Verlegung, 
unter dem Jubel der Bevölkerung, wieder in den Hafen 
zurück. Zu aller Welt Erſtaunen hatte ſich auch hier Initiative 
und frische Argriffsluſt nur auf der deutſchen Seite bei der 
altbewährten dänijchen Seemacht aber lediglich beſonnene, ja 
behutſame Vertheidigung gezeigt. 
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In der That wurde es Ende März für Preußen immer 
wünſchenswerther, durch einen möglichſt durchgreifenden und 
glänzenden Waffenerfolg fein Anſehen in Europa feftzuftellen 
und zu ſtärken. Denn der Zeitpunkt kamm heran, in welchem 
die Stellung der Großmächte zur deutſch⸗däniſchen Frage die 
definitive Ertſcheidung erhalten mußte. Es war offenbar 
von hoher Bedeutung, in welchem Lichte dann das Bild der 
preußiſchen Macht den europäischen Nationen erſcheinen würde 

Dänemark hatte, wie wir ſahen, den engliſchen Vorſchlägen 
einer Conferenz der Unterzeichner des Londoner Protofolls 
von 1852, eine ſcharfe Ablehnung entgegengeſetzt, ſtets in 
der Arſicht verharrend, wenn man den Kriegsſtand lüngere 
Zeit fortziehe, würde endlich doch eine günſtige Einmiſchung 
der Mächte erfolgen, und vielleicht in Deutſchland ſelbſt der 
innere Hader ſich in einem Bürgerkriege entladen. Palmer: 
ſton's Reden ſtärkten fortdauernd dieſe Stimmung, und als 
damals die Wahlen zum däniſchen Reichsrathe vorgenommen 
wurden, wetteiferten der frühere Minister Hall und der jetzige 
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Wähler, daß Dänemark niemals auf die Verbindung mit 
Schleswig verzichten, niemals eine Verbindung Schleswigs 
mit Holftein zulaffen würde. Indeſſen, bald nachher zeigte 
ſich, wie richtig Moltke die Wirkung der Beſetzung Jütlands 
vorausgeſchen hatte. Obgleich ſie in den erſten Wochen nur 
in einem Heinen Theil des Landes thatſächlich ausgeführt 
wurde, war doch für Kopenhagen die baldige Entziehung 
aller jütiſchen Einnahmen und Recruten zweifellos, und der 
Eindruck war jo ſtark, daß die däniſche Regierung das 
Wohlwollen der engliſchen durch einen erſten nachgiebigen 
Schritt zu ſichern beſchloß, und ſich zur Theilnahme an der 
Conferenz bereit erklärte, wenn dieſe die Verträge von 1852 
zur Grundlage nähme. Lord John Ruſſell hatte freilich 
ſeinerſeits in dem Eifer für die Erlangung der Conferenz 
mehrmals ausgeſprochen, ihm ſei jede Conferenz genehm mit 
oder ohne Baſis, mit oder ohne Waffenſtilſtand — indeſſen 
beeilte er ſich, den däniſchen Vorſchlag in Berlin und Wien 
nebſt der Bemerkung mitzutheilen, man könne die Verträge 
von 1852, wenn Deutſchland fie nicht als Baſis haben wolle, 
vielleicht als Ausgangspunkt bezeichnen. Da aber Bismarck 
auch dies entſchieden ablehnte, und Rechberg im Hinblick auf 
die öffentliche Meinung Deutſchlands ihm beitrat, ſo fand 
Lord John, man möge es Dänemark wie jeder andern Macht 
überlaſſen, für ſich einen Ausgangspunkt nach eigenem Be- 
lieben zu wählen, ohne jedoch die übrigen dadurch zu binden. 
Er ſchloß alſo, daß die friegführenden Parteien zur Conferenz 
bereit feien, erklärte ſeinerſtits als Zweck der Conferenz das 
Aufſuchen der Mittel zur Herſtellung des Friedens, und da 
Rußland nnd Schweden längſt ihre Zuſtimmung gegeben, 
wiederholte er jezt amtlich und dringlich die oft angekündigte 
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Einladung bei dem einzigen noch übrigen Reſtanten, bei 
Kaiſer Napoleon, welcher dann endlich feine Zuſage in der 
ſichern Hoffnung gab, daß auch dieſer Vermittlungsverſuch 
ein eitler ſein würde — und am 25. März bei dem deutſchen 
Bunde, welcher im Jahre 1864 doch schlechterdings mitwirken 
ſollte, nachdem feine Übergehung beim Londoner Protokoll 
von 1852 fo unbequeme Folgen gehabt hatte. 

Sonft hatte wahl der Satz gegolten, daß, wo Oſterreich 
und Preußen nitriethen, dadurch auch der Bund, virtualiter, 
wie man das nannte, vertreten und verpflichtet ſei. Im 
jegigen Falle aber waren beide Cabinette der Meinung, der 
Bundestag müſſe einen beſondern Vertreter nach London ab⸗ 
ordnen, damit dieſer durch den Augenschein ſich von der Un⸗ 
erreichbarkeit feines Ideales überzeuge, und umgekehrt den 
fremden Mächten die wild drohende Gährung des deutſchen 
Volkes und die Mäßigung der beiden Cabinette anſchaulich 
mache. Bismarck antwortete alſo am 26. März auf Englands 
Antrag, die Conſerenz am 12. April zu eröffnen, daß dieſer 
Tag für Preußen ebenſo paſſend ſei, wie jeder andere Termin, 
daß jedoch die amtliche Zuſtimmurg erſt erfolgen könne, wenn 
man die Annahme der Conferenz durch ben deutſchen Bund 
erfahren hätte, was bisher nicht der Fall ſei. Ohne den 
deutſchen Bund würde das Ergebniß der Conſerenz nicht 
rechtsbeſtändig fein, Preußen und Oſterreich aber könnten ſich 
in keinem Falle zu Ezecutoren der Confererz gegen den Bund, 
und dieſen nicht zum Märthrer einer in Deutſchland populären 
dee machen. Rechberg, ſtets in der Furcht vor Englands 
Drohungen, hätte ſeinerſeits die Eröffnung der Conferenz 
lieber beſchleunigt, als hinausgeſchoben, ließ ſich aber dann 
durch Bismard's Gründe für die Nothwendigkeit, Düppel 
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vor dem Beginn der Sitzungen zu nehmen, überzeugen, und 
ſchloß ſich zu Lord John's großem Verdruß der preußiſchen 
Erklärung an. Auch über die nachſte Inftruction der eigenen 
Geſandten kamen die beiden Miniſter zu einer vorläufigen 
Verſtändigung, nachdem Bismarck am 26. März dem Grafen 
Karolyi feine Auffaſſungen entwickelt hatte. Indem man 
ſich von den Verträgen von 1852 losſagte, follte zunächſt 
die bloße Personalunion der verbundenen Herzogthümer mit 
Dänemark vorgeſchlagen werden, da Rechberg nach wie vor 
an der Aufrechthaltung der Integrität der dänischen Geſammt⸗ 
morarchie feſthielt. Bismarck war dabei der Anſicht, Schleswig 
wie Holſtein in den deutſchen Bund aufzunehmen, und die 
Wichtigkeit und das Gedeihen des Landes durch die Anlage 
eines großen Schifffahrtscanals zwichen der Oft und Nord- 
fee zu erhöhen. Rechberg hatte gegen das Erftere nicht viel 
einzuwenden, und pries das Letztere als einen äußerſt glück 
lichen Gedanken. Dagegen von einer etwaigen Theilung 
Schleswigs nach den Nationalitäten wollte er um ſo weniger 
etwas wiffen, als am 20. März Napoleon die Abſicht an⸗ 
gekündigt hatte, bei der Conferenz als das beſte Auskunfts⸗ 
mittel eine Befragung der Einwohner Schleswig -Holſteins in 
Vorſchlag zu bringen; denn das Nationalitätsprincip und 
vollends eine Entſcheidung völkerrechtlicher Fragen durch Volks. 
abſtimmung lief ja allen öſterreichiſchen Traditionen ſchnur⸗ 
ſtracks zuwider. Auch nahm Rechberg von dieſen Berathungen 
Anlaß, in Berlin wie in Frankfurt noch einmal feine unbedingte 
Verwerſung der Auguſtenburger Candidatur nicht bloß vom 
politischen, ſondern auch vom rechtlichen Standpunkte aus- 
zuſprechen. „Wir find heute noch, schrieb er am 30. März, 
ebenſo feſt wie zur Zeit des Londoner Tractates überzeugt, 
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daß fein wirklich unparteiiſches Tribunal dem Prinzen die 
Erbſolge in Schleswig Holſiein zuſprechen könnte, und daß, 
falls ihm ein Erbrecht auf einen Theil von Holftein zu- 
geſprochen würde, die Macht der Verhältniſſe ihn zu einer 
Verzichtleiſtung bewegen müßte. Durch das Studium des 
nicht von Parteilichkeit freien Elaborats des Freiherrn von 
der Pfordten, ſowie durch neuere Vergleichungen, die wir in 
den zu Wien aufbewahrten Aten der ehemaligen oberſten 
Reichsbehörden angeftellt haben, find wir in diefer Auffaſſung 
nur beſtärkt worden.“ Bismarck wies dieſe Erörterung feines 
Wiener Collegen nicht zurück; im Gegentheil, er bewahrte ſie 
für alle Fälle künftiger Nuzanwendung in feinem für ſolche 
Dinge ſtets treuen und ſichern Gedächtniß. 

Unterdeſſen brachte die definitive Einladung zur Con- 
ferenz die Gemüther des Bundestags in lebhafte Bewegung. 
Seit Preußens kräftigem Auftreten in Holſtein zeigte ſich die 
Mehrheit im Taxis'ſchen Palaſte etwas flügellahm. Bei der 
letzten Würzburger Conferenz hatte Beuſt's Vorſchlag kriege⸗ 
rischer Rüſtungen nicht den geringsten Anklang gefunden; 
man blieb bei den alten Beſchlüſſen, beim Bunde auf Ber 
rufung des holſteiner Landtags, Verſtärkung der dortigen 
Bundestruppen und beſchleunigte Anerkennung Auguſtenburg's 
zu wirken. Aber ſelbſt für dieſes Programm fand ſich in 
Frankfurt weder friſcher Muth noch volle Einigkeit mehr. 
Am 11. Februar Hatten die Ausſchüſſe auf Grund des 
Pfordten'ſchen Berichts beantragt, daß das Londoner Pro- 
tokoll für den Bund nicht verbindlich und sachlich nicht aus 
führbar, alſo der auf Grund desselben angemeldete däniſche 
Geſandte nicht anzunehmen ſei, der Ausſchuß vielmehr über 
bie Erbfolgefrage weiter berichten folle: am 25. aber wurde 
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der erſte Punkt dieſes Antrags abgelehnt, und die beiden 
lezten nur mit 9 gegen 7 Stimmen angenommen. Als am 
3. März der Antrag der Großmächte. auch die Bundestruppen 
unter Wrangel's Oberbeſehl zu ſtellen und eine gemeinſame 
Cwwilvenvaltung für Schleswig-Holftein zu bilden, zur Ab⸗ 
stimmung kam, ergab ſich eine Mehrheit weder für Annahme 
noch für Verwerfung: der Antrag ging demnach zu gründ- 
lichtrer Prüfung an die Ausſchüſſe. Immerhin war alſo 
die Mehrheit noch ſtark genug. zu hindern, aber zu einem 
poſitiven Beſchluſſe vermochte fie es nicht mehr zu bringen. 
Bayern beantragte Verſtärkung der Bundestruppen in Hol⸗ 
ſtein unter fort dauernder Selbſtändigkeit Hake's, Hannover 
forderte Erllärung des Bundeskriegs gegen Dänemark, wobei 
natürlich Wrangel den Oberbefehl erhalten würde; damit 
wollte auch Sachſen zufrieden ſein, Darmſtadt ſogar dem 
Feldmarſchall ſchon jetzt den Oberbefehl zuerkennen, wenn 
nur die Erbfolgeſrage offen gehalten würde. Während alle 
dieſe Vorſchläge in den Ausſchüſſen weiter erwogen wurden, 
ſandte die öſterreichiſche Regierung den Erzherzog Albraht 
nach München, um dem dortigen Hofe die Motive und Ziel; 
punkte der kaiſerlichen Politik auf das Eirdringlichſte an 
nehmbar zu machen. Aber bayeriſcher Seits blieb man dabei, 
die Motive unrichtig und die Ziele ungenügend zu finden, 
und der Erzherzog mußte unverrichteter Dinge München ver- 
laſſen. Gleich nachher erkrankte am 8. März der König Mar; 
in Folge einer ganz unbedeutenden Verwundung wurde die 
linke Bruſtſeite von einem Rothlauf ergrifien, welcher Störung 
des Blutumlaufs, dann Blutvergiftung herbeiführte, jo daß 
ſchon am 10. Mittags, raſcher, als die Arzte glaubten, der 
Tod erfolgte. Die Trauer über den Verluſt des trefflichen 
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Fürſten war allgemein in München und ganz Bayern, und 
eine innige Theilnahme wurde weit über die Grenzen Bayerns 
hinaus empfunden. Es möge verſtattet ſein, aus dem Bericht 
des preußiſchen Geſandten über das Ereigniß einige Sätze 
Hier einzurücken. „Man kann nicht eigentlich fagen, ſchrieb 
Arnim, daß der König der Aufregung und den Seelenleiden 
in Folge der lezten politiſchen Verwitklungen erlegen ſei. 
Aber nachdem ihn die anmaaßenden Münchener Stadtbehörden 
mit einer nicht genug gerügten Inſolenz gewiſſer Maaßen 
zur Rückkehr in die Heimath gezwungen, nachdem ihn der 
Etelſte aller ſelbſtbewußten Brofefforen, Pfordten, über die 
wirkliche Lage der Dinge getäuſcht und ihn mit zubringlichem 
Rathe veranlaßt hatte, ſich durch das bedenlliche Handſchreiben 
zu compromittiren: da war der König in eine Lage gekommen, 
aus der erlöft zu fein, vielleicht kein Unglück ift. Es war 
eine Laſt auf ſeine Seele gelegt, die er nicht tragen konnte. 
Ohne Übergang war er in Widerſpruch gerathen mit ſeinen 
Traditionen und Neigungen. Zwiſchen der übernommenen 
Verpflichtung und der Unmöglichkeit, fie zu erfüllen, ſah er 
feinen Ausweg. Die Miſſion des Erzherzogs Albrecht hat 
alle in dieſer Lage natürlichen Zweifel und Beſorgniſſe mit 
doppelter Lebhaſtigkeit angeregt ; bie innerlichen Kämpfe mußten 
auf fein körperliches Befinden den nachtheiligſten Einfluß, 
haben und die Kraft zum Widerſtande gegen die Krankheit 
vermindern. Sein Herz war voll von Wohlwollen, und ſein 
Geift geläutert durch ernſtes Streben und durch den ſtets 
von ihm geſuchten Verkehr mit den edelſten geiſtigen Größen 
ſeiner Zeit. Was an ihm nicht genügte, hatte großes Theils 
feinen Grund in feiner Kränklichett“ 

Man wird ſchwerlich annehmen dürfen, daß König Max 


Google 


230 Ertürnung Düppels. 


bei längerem Leben im Stande geweſen wäre, den Gang der 
Ereigniſſe weſentlich zu ändern. Dennoch war ſein Tod 
auch für die Würzburger Coalition ein empfindlicher Verkuft. 
Sein junger Sohn, Ludwig II., beſaß, wie fich bald zeigte, 
neben manchen Sonderbarkeiten im Privatleben, eine scharfe 
Faffungs- und raſche Entſchlußkraft und einen durchaus ſelb⸗ 
ſtändigen Willen, damals aber war er eben den Knabenjahren 
entwachſen, bisher den Geſchäften vollig fern gehalten, ohne bie 
geringſte Sach- und Perſonenkenntniß in der deutſchen Politik. 
So mußte er einſtweilen die Miniſter feines Vaters gewähren 
loſſen und hiemit dieſen eine doppelt ſchwere Verantwortlichkeit 
auferlegen. Es ergab ſich daraus die Unmöglichkeit, ſowohl 
eines entſchiedenen Wechſels des bisherigen Syſtems, als auch 
irgend welcher gewagten Schritte zur Durchführung desſelben; 
der dritte deutſche Staat wurde einſtweilen ein todtes Blei⸗ 
gewicht an den Füßen der Bundespalitil. Zwar ſtellte, noch 
nach einer Weiſung des verſtorbenen Königs, am 12. März 
Pfordten in Frankfurt den förmlichen Antrag auf Anerkennung 
Auguſtenburg's, und erlangte auch eine Heine Mehrheit dafür, 
daß derſelbe nicht ſogleich in den Ausſchüſſen begraben wurde: 
zu einer Beſchlußfaſſung wagte aber er ſelbſt, gegenüber dem 
drohenden Widerſpruch der beiden Großmächte, es nicht zu 
treiben. 

Unter ſolchen Verhältniſſen empfing der Bund am 
25. März die engliſche Einladung zu der in London am 
12. April zu eröffnenden Conferenz. Da die Verträge von 
1852 dabei von Lord John nicht mehr erwähnt wurden, 
gab es auch für die Mittelftanten kein principielles Hinderniß 
gegen die Annahme. Auch darüber herrſchte allgemeines 
Einverſtändniß, daß der Bund dieſes Mal nicht durch die 
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Großmächte, überhaupt nicht durch Delegation eines Staats, 
ſondern durch eine vom Bundestag zu wählende und zu 
inſtruirende Perſon zu vertreten wäre. In dieſer Hinsicht 
bemühten ſich Roggenbach und Schrenck nach Kräften, noch 
vor der Conferenz die Anerkennung Auguſtenburg's durch 
den Bund herbeizuführen, fo daß für den neuen Herzog eine 
beſondere Vertretung auch in der Conferenz zu fordern wäre. 
Württemberg aber erwiderte darauf, dies wäre gleichbedeutend 
mit der Ablehnung der Conferenz überhaupt, und Beuft, der 
allmählich die Hoffnungsloſigkeit der bisherigen Wünſche 
begriff, ſprach ſich ganz entſchieden gegen eine beſchleunigte 
Anerkennung Auguſtenburg's und den dadurch unvermeidlichen 
offenen Bruch mit den Großmächten aus. Dies entſchied 
denn ſogleich auch die Perſonenfrage hinſichtlich der Be⸗ 
ſchickung der Conferenz. Bismarck erlangte die öſterreichiſche 
Zuſtimmung für Beust, welcher ſeinerſeits ſich durch das 
großmächtliche Vertrauen nicht wenig geſchmeichelt zeigte, 
während Schrenck in München jauere Wienen zu der Nach⸗ 
richt machte, daß in Frankfurt die Ausſichten für Pforbten’s 
Erwählung zweifelhaft wären. Eine weitere Frage waren 
die Aufträge, welche der Bund ſeinem Geſandten mitgeben 
würde, wo denn Rechberg die Anerkennung der däniſchen 
Integrität, Schrenck dagegen und Roggenboch die Vertretung 
der Auguſtenburger Erbrechte begehrten, jo daß die Mei- 
nungen ſich ſchroff gegenüber ſtanden, bis endlich Bismarck 
mit einer Bemerkung des gefunden Menſchenverſtandes einen 
Boden gemeinsamer Thätigkeit herſtellte. Wir Alle find einig, 
ſagte er, in dem Wunſche, das Recht der Herzogthümer im 
möglichſt weiten Umfang zu wahren; wir gehen nur aus⸗ 
einander in der Anſicht über den Weg zu dieſem Zirl. 
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Hienach wäre alſo, schrieb er den 3. April an Sydow, in 
dem Sinne, in dem wir einig sind, zu verfahren, und mithin 
als weſentlicher Kern der Inſtruction dem Geſandten der 
Auſtrag zu geben, für die Selbſtändigteit der Herzogthümer 
zu wirlen, die Rechte und Intereſſen derſelben nach allen 
Seiten zu vertreten, und jede erreichbare Garantie dafür zu 
finden. Dies war einleuchtend, und am 6. April ſtellte bei 
der Bundesverſammlung der Ausſchuß feinen entſprechenden 
Antrag. An der Annahme war fein Zweifel, ebenſo ficher 
konnte aber Bismarck nach London die Erklärung ſenden, 
daß nach der Geſchäftsordnung des Bundes die Erledigung 
der Sache, die Wahl des Geſandten und vollends deſſen 
Ankunft in England bis zum 12. April ſchlechthin unmöglich 
ſei, die erſte Sitzung der Conferenz alſo um mindeſtens eine 
Woche verſchoben werden müſſe. 

Dieſe Nachricht wurde im Hauptquartier vor Düppel 
mit Befriedigung vernommen, da der Abſchluß der Be 
lagerungsarbeiten bis zum 12. April zwar nicht geradezu 
unmöglich, immerhin aber der Termin etwas knapp bemeſſen 
geweſen wäre. Sprach es doch der im Hauptquartier an- 
weſende franzöſiſche Militärbevollmächtigte, Graf Clerm ont⸗ 
Tonnerre, wiederholt aus, bei der Starte der Schanzen würden 
Monate vergehen, che der Sturm gehörig vorbereitet fei. 
Indeſſen entwickelten ſeit dem 3. April der Artillerie Oberſt 
Colomier und der Ingenieur-Oberſt Mertens eine planmäßig 
und energisch vordringende Thätigkeit, deren oberſte Leitung 
dann am 8. April General von Hinderſin übernahm. Auf 
der ganzen Linie des die Schanzen umfaffenden Halbtreiſes 
erhaben ſich immer neue Batterien, welche die feindlichen 
Werke mit wuchtigen Eſſenmaſſen bedeckten, und zugleich von 
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ihrer nördlichen Flanke bei Rackebüll die feindlichen Strand- 
batterien auf Affen, ſowie von Ganimelmark aus die Stadt 
Sonderburg und deren Kaſernen und Militärmagazine unter 
Feuer nahmen. Obgleich die letztere Mnaßregel ſchon am 
2. April den Dänen im Voraus angekündigt worden, hatten 
nicht alle Bewohner den Ort geräumt, fo daß eine Anzahl 
derſelben, darunter auch mehrere Frauen und Kinder, von 
den preußiſchen Geſchoſſen erſchlagen wurden. Dieſer Vorfall 
ſchien den engliſchen Dänenfreunden geeignet, den wider⸗ 
wärtigen Deutſchen eine Lection zu ertheilen. Sir Andrew 
Buchanan richtete am 6. April in einem Privatbillet an Bismarck 
die Frage, ob es wahr fei, daß man Sonderburg ohne vor⸗ 
herige Anzeige bombardirt habe? ob Weiber und Kinder um- 
gekommen ſeien? ob die preußiſche Regierung ſolch' ein Ver⸗ 
fahren billige? Der Miniſter entgegnete mit ſtolzer Gelaſſenheit, 
er habe keinen Bericht über die Thatſache, ſei aber ſehr be⸗ 
ftendet, von einer befreundeten Regierung auf solche Art zur 
Rede geſtellt zu werden, und werde nur auf eine amtliche 
Anfrage Antwort geben. Darauf erfolgte am 7. April in 
beiden Häuſern des Parlaments ein praſſelnder Erguß von 
entrüfteter Menſchenliebe und giftigem Deutſchenhaß. Vor 
Allem der chriſtlich fromme Lord Shaſtesbury erging ſich in 
geimmigen Sägen, daß nach ſolchen Unthaten Preußen nicht 
mehr verdiene, zu ben civillſiten Nationen gezählt zu werden. 
Lord Palmerſton, der geſtrigen Abfertigung Sir Andrew's 
eingedenk, begnügte ſich, zu erklären, man könne keiner fremden 
Macht die Art ihrer Kriegführung vorſchreiben, jedoch ſei es 
verſtattet, eine Anſicht darüber auszuſprechen. Bismarck 
nahm von dieſen Redelbungen weiter keine Notiz, ſondern 
ließ nur in den Berliner Zeitungen eine lange Liſte der 
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ruſſiſchen Küſtenſtädichen und Fiſcherdörſer veröffentlichen, 
welche die englischen Flotten im Krinkriege mit chriſtlicher 
Humanität bombardirt, ausgeplündert, verbrannt hatten. Wie 
ſehr übrigens die Beſchießung Sonderburzs militäriic ber 
gründet war, wird uns ſogleich auch ein däniſches Zeugniß 
beweiſen. 

Die preußiſche Heerfi 
ſchloſſen, den Hauptangriff auf den linken, ſüdlichen Flügel 
der feindlichen Stellung zu richten. Nach der Einnahme der 
dort gelegenen Schanzen würde man den nach Sonderburg 
führenden Brücken, der einzigen Rückzugslinie des Feindes, 
am nächſten ſein, mithin Ausſicht haben, die Beſatzung der 
nördlichen Schanzen völlig abzuschneiden. Demnad; war 
ſchon die erſte Parallele auf einer Linie zwischen dem Wen- 
ningbund und der Flensburger Chauſſee gegenüber den vier 
ſüdlichſten Schanzen des Feindes angelegt worden; in der 
Nacht vom 7. auf den 8. April wurde 300 Schritt vor der⸗ 
ſelben eine zweite, und dann in jener vom 10. auf den 
11. April, wieder 250 Schritt vor der zweiten, eine dritte 
Parallele ausgehoben, in welcher man nur noch 500 bis 
600 Schritt von den dänischen Werten entfernt war. Die 
Zahl der ſchweren Geſchütze war jetzt auf 88 geſtiegen, und 
der Donner derſelben erfüllte die Luft bei Tag und bei Nacht. 
Über ihre Wirkung berichtete der dänifche Höchſtcommandirende, 
jetzt an Lüttichau's Stelle General Gerlach, ſchon am 9. April 
nach Kopenhagen: er halte es für feine Pflicht, ſich über die 
Jortſetzung der Vertheidigung von Düppel auszuſprechen; 
ſeit dem 7. April ſei die Überlegenheit der preußischen Artillerie 
unverkennbar; die däniſche Waffe jei ſchwächer, zum Theil 
veraltet; ſehr bald werde man den Fernkampf aufgeben 
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müſſen und ſich darauf beſchränken, eine Anzahl Geſchütze in 
den Schanzen zum Kartätſchenfeuer gegen einen Sturmangriff 
zu bewahren. Die Schanzen würden immer mehr demontirt, 
und die nächtliche Ausbeſſerung der Schaden ſchwieriger; bie 
Infanterie halte ſich ſehr brav, aber ihre Kräſte würden um 
ſo mehr geſchwächt, als das Bombardement von Sonderburg 
und der Unſtand, daß das Barackenlager keine Sicherheit 
mehr biete, eine ungünftige Wirkung haben müſſe. So ſinke 
die Hoffnung auf einen günstigen Erfolg mit jedem Tage. 
Bei einem ſiegreichen Sturme des Feindes ſei wenig Ausſicht 
auf einen glücklchen Rüctzug, da der Feind dann denſelben 
mit einem beherrſchenden Feuer aus den Schanzen treffen, 
und an den Brücken ein umheilvolles Gedränge entftehen 
würde. Es müffe alſo eine politiſche Erwägung entſcheiden, 
ob der Kampf in der Duppelſtellung fortgeführt, oder der 
hier verwandte Theil der Armee durch einen freiwilligen 
Nuckzug erhalten werden ſoll. 

Man erkennt deutlich, daß Gerlach hinsichtlich Düppels 
dieſelbe Überzeugung hatte, wie zwei Monate früher de Mezu 
über das Danewerk. Aber die Mißhandlung, welche ſein 
Vorgänger deshalb erlitten, schreckte ihn von gleich ſelb⸗ 
ftändigem Handeln ab: er legte alſo die Frage dem Mint 
fterium vor, und erhielt umgehend den telegraphiſchen Beſcheid, 
daß die Düppelſtellung auf das Außerſte vertheidigt werden 
müſſe. Einige Tage ſpäter kam eine Depeſche des Kriegs⸗ 
miniſters Lundby, die Behauptung der Stellung fei Angeſichts 
der bevorſtehenden Conferenz von überwiegender Bedeutung; 
dem folgte aber der Zuſah, es liege nicht in der Abſicht des 
Dänifterrathe, in die Handlungsfreiheit des Generals irgend⸗ 
wie einzugreifen. Es war ein Wort, der Demagogen würdig. 


Google 


236 Erftürmung Düppels. 


welche damals in Kopenhagen die Herrſchaft führten und 
auf folche Art für jeden Fall die Verantwortung auf den 
unglüeclichen Officier abwälzten. 

Unterdeſſen war die Wirkung der preußiſchen Batterien 
mit jedem Tage gewachſen. Bis zum 13. April war die 
Zahl ihrer Geſchüße bis auf 118 geſtiegen; die Schanzen 
wurden durch die mächtigen Geſchoſſe zu unförmlichen Erd⸗ 
haufen umgewühlt, die Scharten und Blendungen zerftört, 
der Aufenthalt innerhalb der Werke unmöglich gemacht. Die 
Dänen antworteten nur noch mit ſeltenen Schüſſen: die 
Mannſchaſt wurde bis auf einzelne Beobachtungspoſten aus 
den Schanzen zurückgezogen, und grub ſich hinter derſelben 
in Erdlöcher ein; die Stärke der vier Regimenter, welche in 
erſter Linie die Stellung beſetzt hielten, ſank in wenigen 
Tagen von 6400 auf 4200 Mann. Schon damals hielt 
man preußiſcher Seits den Sturm für thunlich, indeſſen 
wurde aus Berlin das Bedenlen angeregt, daß auf dem 
Zwischenraum von 600 Schritten zwiſchen der dritten Pa- 
rallele und den Schanzen die ſtürmenden Colonnen zu große 
Verluſte erleiden könnten, ehe ſie an den Fuß der feindlichen 
Werle gelangten: es wurde alſo beſchloſſen, noch eine vierte 
Parallele, 200 Schritt vor der dritten, auszuheben. Dies 
geſchah in der Nacht vom 14. auf den 15. April, nachdem 
man durch einen überraſchenden Angriff die feindlichen Vor⸗ 
poſten in die Schanzen zurücgejagt hatte. Gerlach telegra⸗ 
phirte darauf an Lundby, der Sturm ſei jeden Augenblick zu 
erwarten; wenn er bald komme, müſſe man allerdings Wider⸗ 
ſtand verfuchen, da noch einige Tage zur Sicherung ber Juſel 
Alſen nöthig feien; immer aber erbitte er freie Hand für das 
Obercommando. Lundby antwortete, der General habe freie 
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Hand in milttärſcher wie politſcher Beziehung. Darauf 
ſandte Gerlach ſeinen Stabschef nach Rapenhagen, und erhielt 
dann kelegraphiſch den Beſched, die Regierung bleibe bei ihrer 
Anſicht von der politischen Wichtigkeit des Feſthalteus, auch 
wenn ſich daraus verhältnißmäßig große Verluſte ergeben 
ſollten. Am 15. April dachte der General darauf, mit einem 
letzten verzweifelten Mittel, einem allgemeinen Ausfall unter 
Mitwirkung der Kriegsſchiffe, ſich Luft zu ſchaffen; der Ver⸗ 
ſuch unterblieb aber, als der Flottencommandant das Eins 
laufen in den Wenningbund ablehnte. So ſah man mit 
ſtumpfer Erwartung der kommenden Kataſtrophe entgegen. 
Prinz Friedrich Carl hatte unterdeſſen den Stum auf 
den 18. April feſtgeſezt und dafür die genauen Inftructionen 
ausgegeben. Es ſollten danach zunächſt die sechs ſüdlichſten 
Schanzen von je einer, aus Infanterie, Pionieren und Artil- 
leriſten gebildeten Colonne, im Ganzen von etwa 8000 Mann 
angegriffen, jede genommene Schanze von den Stürmern be⸗ 
fett gehalten, alles Weitere, der Angriff einer zweiten, Hinter 
den großen Werken aufgeworfenen Verſchanzungslinie, ſowie 
die Erstürmung des Brückenkopfs, den bereit gehaltenen Re- 
jewen überlaffen bleiben. General Gerlach hatte in den 
ſechs zunächſt bedrohten Schanzen ewa 2500 Mann, in 
der ganzen Düppelftellung rund 10000 Mann, dann noch 
eine Brigade, etwas über 2000 Mann, als Reſerve bei 
Sonderburg auf Alſen. Was ihm fonft an Truppen zu 
Gebote ftand, ungefähr 7000 Mann, war in den übrigen 
Theilen der Inſel zur Abwehr preußiſcher Landungsverſuche 
vertheilt. Am 17. April unterhielten alle preußiſchen Batterien 
den ganzen Tag hindurch ein mörderiſches Feuer, während 
deſſen die dänischen Soldaten bis auf ihre Beobachtungspoſten 
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ſich wieder Hinter die Schanzen zurückzogen. Nachdem das⸗ 
ſelbe ſpät Abends eingeſtellt worden, rückten Nachts gegen 
zwei Uhr die Sturmcolonnen in die vorderſte Parallele ein, 
während die Reſerven hinter derſelben Aufſtellung nahmen. 
Mit dem Morgengrauen eröffneten die Batterien ihr Feuer 
auf's Neue, Stunden lang, fo daß die däniſchen Offieiere 
glaubten, der Tag werde wie der vorige ohne weitere Angriffe 
vergehen, und der Maſſe ihrer Mannſchaft wieder erlaubten, 
hinter den Schanzen Schutz zu ſuchen. Plötzlich aber, mit 
dem Glockenſchlage zehn Uhr, ſchwieg die Kanonade, und in 
demselben Momente brachen die Sturmeofonnen aus der 
Parallele hervor. In wenigen Minuten waren ſie an und 
in dem Graben, überwanden und beſeitigten die Hinderniſſe 
— hier war es, daß Pionier Klinke, um den Kameraden einen 
Weg zwiſchen den Paliſſaden ohne Zeitverluſt zu eröffnen, 
durch unmittelbares Anzünden des Pulverſacks ſich ſelbſt mit 
den Pfählen zerſchmetterte — und erſtiegen die Bruſtwehr, 
oft ehe die heraneilenden Dänen von innen her die Höhe 
erreicht hatten. Noch war laum eine halbe Stunde verfloffen, 
als die sechs Schanzen erobert, ihre Veſatzungen getödtet oder 
gefangen waren, und überall die preußiſchen Fahnen auf den 
Werten flatterten. Der julelnde Schwung, mit welchem die 
Truppen den Sturm ausgeführt hatten, riß ſie an mehreren 
Punkten ſofort weiter zum Angriff auf die zweite Linie der 
feindlichen Verſchanzung fort, ſo daß General Manſtein ſtarke 
Reſerven, theils zu ihrer Unterſtützung, theils zum Angriff 
auf die vier nördlichen Schanzen der Stellung, vorgehen ließ. 
Dies Alles gelang nach einem dreiſtündigen, an verſchiedenen 
Punkten blutigen Kampfe; die Dänen erlitten dabei jo ftarfe 
Verluſte, und ihre Widerſtandskraft war jo gründlich gebrochen, 
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daß General Gerlach auch die Brückenkopf nicht länger zu 
behaupten wagte, ſondern die Reſte ſeiner Truppen nach 
Alſen hinüberführte und dann die Brücken abwarf. Gegen 
drei Uhr Nachmittags war die ganze Düppelſtellung, und damit 
das geſammte Feſtland des Herzogthums Schleswig, in den 
Händen der Sieger. Der glänzende Erfolg war preußiſcher 
Seits, wo im Ganzen 16000 Mann ins Gefecht gekommen 
waren, mit einem Verluſte von etwas über 1100 Todten und 
Verwundeten bezahlt worden. Auf der däniſchen Seite hatten 
ungefähr 11000 Mann am Kampſe Theil genommen, und mehr 
als 1100 Todte und Verwundete, ſowie 3600 unverwundet 
Gefangene, 118 Geſchütze und 4000 Gewehre eingebüßt. 
Die Kunde des schönen Sieges rief zunächſt in Berlin 
begeisterte Freude hervor. Der König empfing das Tele 
gramm unmittelbar nach der Abnahme einer Parade einiger 
Garderegimenter; er eilte auf der Stelle zurück, um ſelbſt 
den Truppen die Ruhmesbotſchaft zu verkünden und ſandte 
dann dem Prinzen Friedrich Carl und dem tapfern Heere 
feinen königlichen Dank. Wohl war hier Grund zur Zufrieden⸗ 
heit vorhanden. In dem schweren kricgeriſchen Ernſt der letzten 
Wochen hatte ſich neben der Kraft und Sicherheit der Führung 
zugleich die Überlegenheit der trefflich ausgebildeten Truppe 
über die Topſerkeit des schwach geſchulten Gegners in vollem 
Lichte gezeigt, und hiemit auch die technische Richtigkeit des 
königlichen Entſchluſſes, unerſchütterlich an der ſo hart ber 
ſtrittenen längern Dienſtzeit feſtzuhalten, auf's Neue bewieſen. 
Um fo mehr drängte es den Monarchen, ſeine Genugthuung 
den wackern Bataillonen perſönlich auszufprechen: er reifte 
ſofort nach Schleswig, um die Düppelſtürmer am 21. April, 
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laſſen. Die Bevölkerung des Herzogthums empfing den 
Monarchen aller Orten mit dankbarem Zujauchzen, und ver- 
nahm dann ſein von jeher ernft gemeintes Wort, daß fie für 
immer gegen Dänemarks rechtswidrigen Übermuth geſchützt 
werden ſollte. Ohne eine Stunde zu verlieren, wurde zu⸗ 
gleich im Hauptquartier die weitere Ausbeutung des gewonnenen 
Erfolges betrieben. Von einem Übergang auf die Inſel Alſen 
wurde wiederum abgeſehen, ſtets nach derſelben Erwägung, 
daß der Gewinn zu der Größe der möglichen Opfer nicht im 
Verhältniß ſtehe. Statt deſſen wurde die vollſtändige Be⸗ 
ſetzung Jutlands in möglichfter Ausdehnung beſchloſſen, und 
dazu neben den Öfterreichern die preußische Gardediviſton, 
verſtärtt durch eine neu herangezogene ſchleſiſhe Brigade. 
ein Jägerbataillon und einige Reiterregimenter, Alles unter 
der Führung des Generals Vogel von Falckenſtein, beftimmt. 
An deſſen Stelle, als Generalſtabschef des Hauptquartiers, 
trat jetzt General Moltke ſelbſt. Dieſe Schaaren ergoſſen ſich 
dann beinahe widerſtandslos über alle Theile Jütlands bis 
zun Sijmfjerb, hinter deſſen ſchüende Gewäſſer General 
Hegermann-Lindenerone zum zweiten Male vor der Über⸗ 
macht zurückwich. Wrangel blieb bei ſeinem ftühern Eifer, 
die Belagerung von Friberiein zu unternehmen, obgleich 
Moltle hier ebenſo beſtimmt und aus denſelben Gründen 
wie früher gegen die Verennung Düppels, Widerſpruch erhob. 
Indeſſen that der Gegner das Seinige, um dieſe Meinungs⸗ 
verſchiedenheit raſch auszugleichen. In Kopenhagen hatte der 
Verluſt der Düppelſtellung eine dumpfe Niedergeſchlagenheit 
in allen Kreiſen der Bevölkerung verbreitet, ohne jedoch den 
Muth der herrſchenden Partei völlig zu brechen: demnach kam 
man, wie es ſcheint, zu dem Entſchluſſe, der Vertheidigung des 
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Jeſtlandes keine schließlich doch nuzloſen Opfer mehr zu 
bringen, ſonderm die noch vorhandenen Streitkräfte allen 
zum Schütze der Inſeln, zunächst alſo Fünens und Alſens, 
zu verwenden. So wurde in der Nacht vom 28. April die 
Beſatzung Fridericias nach Fünen hinüber geſchafft, und der 
geräumte Platz ohne Kampf den Oſterreichern überlaſſen. 
Moltke drängte ſogleich, alle Vorkehrungen zur Landung auf 
dem ſchwach beſetzten Fünen zu treffen, damit dem Feinde 
die letzten Hülſsguellen zu entziehen, und der Hartuätkigleit 
der Gderdänen den Todesſtoß zu geben. General Gablenz 
gings Anfangs mit ſoldatiſchem Feuer auf den Gedanken ein, 
dann aber kamen ihm ſchwere, wie ſich ſpäter zeigte, ſehr 
begründete Zweifel über die Anſichten feiner Regierung, und 
der Plan wurde einſtweilen vertagt. 

Das in Schleswig triumphirende Deutschland bot damals 
in ſeinem Innern einen wunderlichen Anblick dar. Wohl hatte 
die Düppeler Siegeskunde ein Aufleuchten patriotiſches Jubels 
in allen Herzen hervorgerufen. Bald aber verſchwand die 
reine Freude wieder in dem Hader der Parteien. In Preußen 
blieb noch bei der großen Mehrheit des Volkes der Zorn über 
den verfaſſungswidrigen Zuſtand und die budgetloſe Verwal⸗ 
tung lebendig, und verdarb das Gefühl für die glänzende 
Waffenthat, weil durch eine ſolche die Ausſicht auf eine 
Anderung des hier fich bewährenden Heerweſens immer geringer 
wurde. Geſteigert wurde dieſes Gefühl durch das Auftreten 
der feudalen Partei, welche mit großem Geräuſche den 
Fall des däniſchen als erſten Schritt zur Erſtürmung des 
innern Düppel begrüßte. Es gab damals viele rechtſchaffene 
Männer im Lande, welchen Verfaſſung und Budgetrecht im 
bisherigen Preußen wichtiger erſchien, als die hung der 
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großen nationalen Frage, oder, in etwas anderer Wendung, 
welche die deutſche Einheit mit vollem Vertrauen von dem 
Heranwachſen populärer Freiheit erwarteten, und alſo die 
Stärkung der parlamentarifchen Rechte auch für dieſen Zweck 
erſehnten, dagegen von einer Vermehrung der preußiſchen 
Militärmacht trog der Erfahrungen von 1850 nichts wiſſen 
wollten. Dicſe Stimmungen fepten ſich fort in die übrigen 
deutſchen Staaten. Dort ſahen die liberalen Parteien in 
einem von Rethberg oder gar von Bismarck geleiteten Deutſch⸗ 
land den Untergang alles Rechts und aller Freiheit. So 
erfreulich ihnen für Schleswig⸗Holſtein die däniſche Niederlage 
war, ſo eifrig verdoppelten ſie jetzt bei dem Herannahen der 
Londoner Conferenz ihre Agitation für die volle Selbſtändig⸗ 
keit der Herzogthümer unter dem angeſtammten Fürſten; ſie 
waren fort und fort, troß des bei Düppel gefloffenen Blutes. 
trotz des in Schleswig verpfändeten Königsworts, in tiefem 
Mißtrauen gegen die Zuverläſſigkeit der preußiſchen Politik; 
fie hielten fort und fort an der kindlichen Hoffnung, durch 
populäre Reſolutionen und ſaftige Kammerbeſchlüſſe trotz aller 
Wiener Traditionen, kroh der öſterreichiſchen Heeresmacht, 
zu einem beutfchen Parlament und zur deutfchen Einheit zu 
gelangen. Sodann von den Regierungen der Mittelſtaaten 
lonnte menſchlicher Weiſe niemand eine große Begeiſterung 
für den glorreichen Fortgang einer Politik verlangen, gegen 
welche, als eine rechts und bundeswidrige, fie vom erſten 
Tage an den heftigſten Proteſt erhoben hatten. Zwar war 
nach den Erlebniſſen der letzten Monate der Trieb zu thätigem 
Widerſtande bei den Meiſten von ihnen verraucht; in Bezug 
auf die Conferenz hatte am 14. April der Bundestag mit 
einem Mehr von 10 gegen 6 Stimmen die von Bismarck 
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vorgeſchlagene allgemeine Inſtruction angenommen, trotz aller 
Bemühungen Schrencks und Roggenbach's die Erwähnung 
Auguſtenburg's unterlaſſen, und den entſprechend nicht 
Pfordten, ſondern Beuſt zum Geſandten für London erwählt. 
Aber die Stimmung war und blieb kummervoll und erbittert, 
in dieſem Augenblick am meiſten gegen Oſterreich, welches 
erſt vor wenigen Wochen in einer neuen Circulardepeſche den 
neutralen Mächten ſeine Anhänglichteit an die bänifche Inter 
grität verſichert und als einzigen Grund feiner Theilnahme 
am Kriege den Wunſch bezeichnet hatte, dadurch schlimmere 
Extravaganzen der Mittelſtaaten zu verhüten. Und was wäre 
andrerſeits von dem eigenwilligen und gewaltthätigen Bismarck 
zu erwarten, welcher jo eben dem öſterreichiſchen Mitkämpfer 
die Härtefte Abweiſung in dem großen Zollbereinskriege entgegen 
ſtellte, und damit auch die alten und lieben Herzenswünsche 
der Mittelſtaaten durchkreuzte? Könnte man hoffen, daß diese 
Hand die Sache der Herzogthümer zu einem in Deutſchland 
erwünſchten Ziele führen würde? Freilich, was wäre denn 
in Deutſchland, was wäre zugleich in Dresden, Berlin und 
Wien erwünſcht geweſen? 

Im Auslande machten ſich zur Zeit viel einfachere An- 
ſchauungen Bahn. 

Es wäre, berichtete Graf Clermont-Tonnerre der franzö⸗ 
fiichen Regierung, schlechterdings unmöglich, die Herzogthümer 
mit Dänemark verbunden zu erhalten; ſelbſt die Berfonalunion 
würde nicht mehr zu erzwingen fein. Nicht anders schrieb 
der gegen Wrangel's Einſpruch von Bismarck im Haupt- 
quartier zugelaſſene Correſpondent der Times: an eine Ver- 
bindung der Herzogthümer mit Dänemark in irgend welcher 
Form ift gar nicht mehr zu denken. Der engliſche Botſchafter 
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in Paris, Lord Cowley, geſtand dem Grafen Goltz: was man 
auch ſagen mag, bei uns in England verbreitet ſich mehr und 
mehr die Überzeugung, daß die Schleswig⸗Holſteiner von 
Dänemark los ſein wollen, und daß es ganz unengliſch fein 
würde, fie trogdem unter Dänemarks Herrſchaft zurüdzu- 
zwingen. König Leopold von Belgien, Ende März in London, 
äußerte, es würde eben ſo unmöglich ſein, die Herzogthümer 
und Dänemark zuſammen zu halten, wie einſt Belgien und 
Holland, und die Königin Victoria erklärte ihm ihr Einver⸗ 
ſtändniß mit dieſer Auffaſſung. Dieſelbe Meinung gewann 
Anhänger auch im Unterhauſe: ein einflußreiches Mitglied, 
Bernal Osborne, erklärte, demnächſt eine Motion einbringen 
zu wollen, des Inhalts, daß es ungerecht und unpolitiich fe, 
den Herzogthümern die Thronfolge des Londoner Protokolls 
gegen ihren Willen aufzunöthigen. Dies fand Wiederhall auf 
manchen Seiten, weil es ganz den allgemeinen Prindpien 
Englands entſprach. Palmerſton freilich und die große Mehr- 
zahl der Zeitungen blieb hartnäcktg bei ihren deutſchfeirdlichen 
Geſinnungen. 

Noch beſtimmter, wenn auch mit weitreichenden Hinter⸗ 
gedanken, ſprach ſich damals Napoleon zu Gunſten Schleswig⸗ 
Holſteins aus: hierüber ift jedoch in besonderem Zufammen- 
hange ausführlicher zu berichten. 
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Die Londoner Conferenz. 

Bei dem franzöſiſchen Monarchen waren die Stimmungen, 
welche ihm das Fehlſchlagen feines polniſchen Wirkens und 
dann feines großen Congreßplans angeregt hatte, durch die 
folgenden Ereigniſſe immer mehr befeftigt und verſtärkt worden. 
Gründlich empört gegen Oſterreich hatte ihn die Verhängung 
des Belagerungsſtandes in Galizien, unter welchem dann 
wührend der folgenden Monate die letzten Funken der pol⸗ 
niſchen Erhebung gründlich ausgetreten wurden. Dieſes Oſter⸗ 
wich, welches ihn zum Auftreten gegen Rußland miweranlaßt 
und nach leeren Demorſtrationen dann im Stiche gelaffen 
hatte, war jetzt offen auf die gegnerische Seite hinüber ge- 
treten. Mit innerer Befriedigung ſandte er demnach jene 
Depeſche vom 20. März nach London und dann an die 
deutſchen Höfe, worin er die Entscheidung über Schleswig 
Holſtein der Abſtinmung der dortigen Einwohner zu über⸗ 
laſſen beantragte, wohl wiffend, wie empfindlich jede Außerung 
dieſer Art gerade dem Wiener Hof ſein mußte. In der That 
erklärte Rechberg auf der Stelle, daß Oſterreich nimmermehr 
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auf dieſes revolutionäre Verfahren eintreten würde, und er— 
freute fi der warmen Juſtimmung des ruſſiſchen Cabinets 
zu fo correcten politiſchen Principien. Dagegen erſchien dem 
preußiſchen Miniſter ein ſolches kategoriſches Auftreten ebenſo 
unhöflich wie unnödthig, und folglich unklug in hohem Grade. 
Man war in Berlin ſo wenig wie in Wien geſonnen, nach 
der neuen Pariser Mode die eigenen ſtaatsrechtlichen Be⸗ 
ziehungen auf Plebiſctite zu gründen, ſah aber gar fine Ge 
fahr darin, in freundlicher Vereitiwilligfeit die Frage mit dem 
mächtigen und gefährlichen Nachbar zu beſprechen und ihm 
hier wie bei dem Congreſſe den Wunſch möglichſtes Ent⸗ 
gegenkommens zu bethätigen. Ganz gewiß, bemerkte auf 
Talleyrand's exſte Mittheilung Bismarck am 31. März, dächte 
auch Preußen, daß die Wünſche der Herzogthümer, namentlich, 
jo weit fie auf bejtimmten Rechten und Bedürfniſſen beruhten, 
in der Conferenz Rückſicht finden müßten. Zugleich aber 
machte er den Votſchafter auf den Plan des großen Nord» 
Oſtſce⸗Canals aufmerkſam, deffen Bedeutung auch für die fran- 
Zoſiſchen. Handelsintereffen der Kaiſer Napoleon, ber ſich 
jo lebhaft für den Suez Canal intereſſire, am wenigften ver- 
kennen würde. Darauf meinte der franzöſiſche Minifter, 
Drouyn de Lhuys, es ſei das Alles zwar recht ſchön, aber 
doch immer erſt ein ſehr unbeſtinnnter Beitritt zu dem Vor⸗ 
schlage Napoleon's. Er erläuterte dann dem Grafen Golz, 
Frankreich lege kein Gewicht auf die Frage, ob der Wille 
des ſchleswig holsteinischen Volkes durch Plebiſtit oder durch 
landſtändiſchen Beſchluß ermittelt werde; eine Andeutung, 
daß während der Abſtimmung die beiderſeitigen Truppen das 
Land zu räumen hätten, und eine weitere Bemerkung, daß 
die Erhebung Rendsburgs zur Bundesfeſtung nicht thunlich 
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ſein würde, zog er auf Golt's entſchiedenen Widerſpruch 
ſogleich zurück. Bismarck gab dann am 7. April etwas 
beſtimmtere Erklärungen. Mit Recht habe man den frühern 
Congreſſen den Vorwurf gemacht, daß fie die Völker lediglich 
als Tauſchobjecte zu beliebiger Verfügung unter Dritten ber 
handelt hätten; auch die Conferenzen, aus welchen das Londoner 
Protokoll von 1852 hervorgegangen, ſeien von dieſem Bor- 
wurfe nicht frei. Die gegenwärtige Conferenz werde ſich 
einer ſolchen Anklage nicht ausſetzen wollen. Es habe uns 
alſo gefreut, daß Frankreich dieſes wichtige Moment hervor⸗ 
gehoben, und damit die Beachtung desſelben durch die Con⸗ 
ferenz geſichert habe. Nur ſei es, allerdings ein ſehr wich 
tiges, aber nicht das einzige Moment, welches Berückſichtigung 
fordere; auch an das beſtehende Staatsrecht der Herzog⸗ 
thümer, die völkerrechtlichen Verträge, die Convenienzen der 
betheiligten Mächte, würde daneben zu denken ſein. 

Auch dies war noch nicht die runde Anerkennung des 
napoleonischen Plebiſcits; der Naifer aber konnte nicht um- 
hin, hier wie bei der Congreßfrage, zu geſtehen, daß Preußen 
mehr als alle andern Mächte ſich dem franzöſiſchen Stand⸗ 
punkt günſtig zeige. Wie die feindselige Geſinnung gegen 
Oſterreich, wuchs bei ihm auch der Wunſch, den Berliner Hof 
zu ſich herüber zu ziehen, mit jedem Tage. Es kam dazu, 
daß der Verdruß, welchen er gegen England feit dem No- 
vember im Herzen trug, eben jetzt durch höchſt unliebſame 
Vorgänge erneuert und geſchärft wurde. Man hatte in Paris 
zu Anfang des Jahres einen neuen Anſchlag gegen das Leben 
des Kaiſers entdeckt; man vermuthete, daß der in England 
lebende Mazzini dabei betheiligt ſei, und beantragte in London 
ein gerichtliches Verfahren gegen den großen Demagogen um 
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jo dringender, als man den Verdacht hegte, daß Mazzini 
dabei ſich der Unterſtüzung eines der höchſten engliſchen 
Staatsbeamten, des Admiralitätslords Stansfield, erfreut 
habe. Allein die engliſche Regierung lehnte wegen Mangels 
belaſtendes Materials die Einleitung eines Proceſſes gegen 
Mazzini ab, und aus gleichem Grunde wies das Unterhaus 
den Antrag auf ein Mißtrauensvotum gegen Stansfield zurück. 
Napoleon konnte gegen die juriſtiſche Begründung dieſer Be⸗ 
ſchlüſſe nichts einwenden, dadurch aber wurde ſein Grimm 
über die Beſchützung der Mordpläne nicht gemindert, für 
deren Mitſchuldige er jene Männer mit voller Überzeugung 
erklärte. Damit aber nicht genug. Am 4. April landete der ihm 
nächſt Mazzini meiſt verhaßte Italiener, der eifeigfte Wider- 
ſacher Napoleon's in der römiſchen Frage, General Garibaldi, 
in Southampton zu einem Beſuche feiner engliſchen Freunde. 
Der berühmte Held nationaler Freiheit wurde ſogleich von 
einem unermeßlichen Ausbruch populärer Begeiſterung em⸗ 
pfaugen, an welchem alle Stände ſich mit lärmendem Wett⸗ 
eifer betheiligten. Wo er ſich zeigte, war er von jauchzenden 
Volksmaſſen umgeben, Lords und Commoners drängten ſich 
heran, ihm ihre Verehrung zu bezeugen, ſelbſt der Prinz von 
Wales machte ihm ſehr unbedachtſamer Weiſe einen Beſuch. 
Einen Augenblick war Garibaldi der Abgott des engliſchen 
Volkes und der Löwe der englischen Geſellſchaft. Napoleon 
machte aus feinem Arger über dieſe Demonſtrationen fo wenig 
Hehl, daß zulett Lord Palmerſton es gerathen hielt, dem 
bedenklichen Gaſte die Heimkehr nach Caprera zu empfehlen. 

Somit ſchwer gereizt gegen England und erfüllt von 
feindſeligen Plänen gegen Oſterreich, war der Kaiſer um 
jo mehr des Sinnes, ſein Verhältniß zu Preußen enger zu 
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ziehen, und gab ſogleich nach Garibaldi's Erſcheinen in London 
ſeinem Miniſter die Weiſung, mit dem Grafen Goltz über 
Schleswig⸗Holſtein in vertrauliches Einvernehmen zu treten. 

Drouyn de Lhuys lud demnach am 9. April den Grafen 
zu einer Beſprechung ein. In ſeiner immer etwas breiten 
und lehrhaften Weiſe entwickelte er ihm, daß England die 
Abſicht habe, auf der Conſerenz die dänische Integrität und 
das Protokoll von 1852 zu erneuerter Anerkennung zu 
bringen, und dann den ſtreitenden Mächten zu überlaſſen, 
ſich über die den Herzogthümern innerhalb der Monarchie 
anzuweiſende Stellung zu verſtändigen. Ihm ſcheine dies 
für Deutſchland unannehmbar zu ſein, und auch Frankreich 
ſei bereit, ſich einem ſolchen Programme, welches ein wahrer 
Hohn ſei, zu wiberfepen. Nun Habe der Kaiser, wie es 
Bismarck richtig vorausgeſehen, das große Canalproject in 
jeiner ganzen Bedeutung gewürdigt, und dabei zunächft die 
Linie Schlei-Hufum, vorbehaltlich weiterer Erwägung, in 
das Auge gefaßt. Da der 1852 geſchaffene Zuſtand offen⸗ 
bar unhaltbar ſei, und auch das Syſtem der Perſonalunion 
ſchlecßlich feinen der beiden Theile befriedigen werde, jo fei 
das Beſte die vollſtändige Abtretung Holſteins und des ſüdlich 
von dem Canal gelegenen Schleswig. Darüber ſeien aber 
die Bevölkerungen zu hören, gleich viel, ob durch Plebiſcit 
oder Volksvertretung. Wenn deren Votum auf einen ſelb⸗ 
ſtändigen Staat unter dem Auguſtenburger Prinzen ginge, 
fo würde Frankreich ſich nicht widersetzen, obgleich es bie 
Schöpfung eines neuen Kleinſtaats nur beklagen könnte. 
Tiefe aber das Votum für einen Anschluß an Preußen aus, 
fo würde Napoleon es auf der Confererz zu dem feinigen 
machen. Er verlange dafür keine, auch nicht die geringſte 
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Landabiretung, jondern würde ſich mit den Compenſationen 
begnügen, welche ihm ein offenes und kräftiges Einverſtändniß 
auf andern Gebieten zu gewähren geeignet ſeien. Drouyn de 
Lhuys legte dann noch des Weitern dar, wie wenige Ein- 
wendungen gegen ein solches Syſten fid) erheben könnten; die 
innere Großartigkeit des Gedankens, ſagte er, muß auf der 
Corferenz einen unwiderſtehlichen Erfolg haben. Er bat dann 
noch um ſtrenge Discretion, und bemerkte, daß er ſich gegen 
den engliſchen Miniſter Lord Clarendon, deſſen Ankunſt in 
einigen Tagen erwartet war, völlig zugeknöpft verhalten 
würde, bis er auf die aben gemachten Mittheilungen Ant- 
wort aus Berlin empfangen hätte. 

So wurde der Gedanke einer preußiſchen Annexion der 
Herzogthümer, der längſt, wie wir ſahen, in der Luft lag. 
der jedesfalls für Deutſchlands Geſammtintereſſen die beſte 
Löͤſung des Streites darbot, und der auch von Napoleon 
ſchon früher geſprächsweiſe geſtreift worden war, jetzt amtlich 
aus Paris der preufiichen Regierung entgegen getragen. 
Die Londoner Conferenz ſtand vor der Thür: man mußte 
ſich erklären. Wie unfhägber Napoleon's Unterſtitzung für 
Preußen werden konnte, wenn ſie redlich gemeint war, bedarf 
keiner Erörterung. Aber war ſie redlich gemeint bei der 
ſtets unberechenbaren Natur des Kaisers? Wohl Hatte er 
ſeit dem Anfang feiner Regierung ſich Preußen ftets zu 
nähern geſucht; nach der kurzen polniſchen Störung ſchien 
er alſo jetzt nur zu der alten Geſinnung zurüttzukehren 
Aber er liebte es, wie ſein Oheim, mehrere Sehnen an ſeinem 
Bogen zu haben; man wußte, wie ſchnell und leicht er in 
Bundes- oder Kriegsfragen die Front zu wechſeln pflegte. 
Zur Zeit erſtrebt er in der That unſere Freundſchaft, schrieb 
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Graf Goltz, er empfiehlt uns die Annezion der Herzogthümer, 
weil wir darüber mit Öfterrei) und den Mittelflanten zer⸗ 
fallen und hiedurch unbedingt an Frankreich gekettet würden. 
Andrerſeits hatte König Leopold von Belgien dringende 
Warnung nach Berlin geſandt: die deutſchenfeindliche Auf⸗ 
regung in London werde durch Einflüfterungen von einer 
Seite her genährt, wo es freilich ein Hochgenuß wäre, 
England auf Deutſchland ſchlagen zu ſehen, und dann mit 
plötzlicher Energie für die eigenen Zwecke einzugreifen; Preußen 
möge alſo ſeſt mit Oſterreich zuſammen ſtehen und ſich nicht 
etwa mit den Freunden des in England verabſcheuten 
Auguſtenburg einlaſſen. Was dieſen Prätendenten betraf, jo 
war auch in Wien die Abneigung gegen ihn noch gewachſen. 
Der Geheimrath von Biegeleben, der auf dem Wege nach 
London, zur Theilnahme an der Conferenz, einen kurzen 
Aufenthalt in Berlin machte, verwarf Auguſtenburg's Be⸗ 
rechtigung dort ſo gründlich, daß nach ſeiner Meinung Öfter- 
reich eher als jenem, einem preußjſchen Prinzen einen Erb⸗ 
anfpruch auf den Thron der Herzogthümer zuerkennen lönnte. 
König Wilhelm, bei welchem der Erbprinz persönlich noch 
immer in Gnaden ſtand, konnte ſich dieſen Eindrücken doch 
nicht ganz entziehen; er antwortete dem König Leopold, daß 
er warme Sympathie für den Prinzen habe, aber allerdings 
ſich fragen müſſe, ob Preußen verpflichtet ſei, allein zu deſſen 
Gunſten ſich einem europäiſchen Kriege und vielleicht einem 
Radtzuge Olmützer Styles auszuſchen. Wie Bismarck darüber 
dachte, wiſſen wir. Noch hatte er nicht definitiv die Ber 
ſeitigung des Prinzen beſchloſſen, aber ſchwere Bedingungen 
für ſeine Zulaſſung ſtanden unumſtößlich bei ihm feſt. 

Nach Erwägung aller dieſer Momente durch König 
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Wilhelm jandte Bismarck am 14. April eine Antwort folgendes 
Inhalts an Goltz. 

Auf den engliſchen Vorſchlag wurde Preußen nur ein⸗ 
gehen können, wenn Schleswig Holſtein bis zum Abschluß der 
Verhandlung mit Dänemark von uns beſett und verwaltet 
bliebe. Da dies höchſt wahrſcheinlich nicht zu erreichen ſei, 
erkläre ſich der König mit der durch Drouyn de Lhuys vor⸗ 
geſchlagenen gemeinſamen Richtung einverſtanden, müſſe aber 
etwas beſſere Bedingungen für das deutſche Element, und 
insbeſondere eine nördlichere Lage des Canals oder der Grenze 
wünſchen. Hiefür würde die zweite der von Drouyn auf 
gestellten Alternativen (die preußiſche Annexion) ein ber 
ſcheideneres Maaß als die erſte vertragen, allerdings aber erſt 
dann die Zustimmung der Betheiligten finden, wenn ſich die 
erſte (Auguſtenburg) als unausführbar erwieſe. Immerhin 
würde für Preußen auch die erſte annehmbar erſcheinen; wir 
könnten uns den Erbprinzen gefallen laſſen, hätten aber fein 
Intereſſe, für ſeine Einjegung einen europäiſchen Krieg zu 
führen. Jedesfalls werde Preußen an einer Befragung der 
Bevölkerung, worüber wir mit Wien unterhandeln, und an 
dem Vorſchlag des Canals, wovon freilich Rußland nichts 
Hören will, in allen Stadien der Conſerenzverhandlung 
feſthalten. Jedoch ſei es nicht rathſam, gleich Anfangs die 
Bevölkerung zu einem Votum aufzurufen. Geſchähe es in 
dieſem Augenblick, fo würde fie für Auguſtenburg, aber gegen 
jede Theilung Schleswigs, und folglich nicht nach Napoleon's 
Wünſchen ſtimmen. Deshalb denke Preußen, auf der Con⸗ 
ferenz zunächſt die bisherige Forderung (Perſonalunion mit 
Aufnahme Schleswigs in den deutſchen Bund, Erhebung 
Rendsburgs zur Bundesfeſtung und Kiels zum Bundeshafen) 
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vorzubringen: Dänemark werde dies ſicher ablehnen und eher 
die Abtretung Holſteins und eines Theils von Schleswig vor⸗ 
ziehen; dann ſehe die Bevölkerung, daß es ohne irgend eine 
Theilung nicht abgehen würde, und mäßte ſich eben darein 
finden. Dasſelbe gelte auch von der Frage, wer das von 
Dänemark abzutrennende Gebiet erhalten ſolle. Für Preußen 
fei die Annegion natürlich vorzuziehen; die Bevölkerung aber 
würde dafür erſt ſtimmen, wenn die andere Combination ſich 
unerreichbar gezeigt hätte, und die Frage einfach ſtände: 
preußiſch oder däniſch. Übrigens fei ein Auſſchub der Ent⸗ 
ſcheidung, bei fortdauernder Beſezung des Landes, den 
preußiſchen Intereſſen nicht schädlich 

Als Goltz, dieſen Weiſungen entſprechend, bei Drouyn 
eine beſſere Grenze beantragte, erfuhr er auf's Neue, wie 
der Miniſter zwar die Befehle ſeines Herrn befolgte, für ſich 
ſelbſt aber der preußiſchen Tendenz Napoleon's ſehr wenig 
geneigt war. Drouyn wollte ſogar die Grenzlinie von der 
Schlei nach Eckernförde zurückſchieben, anftatt fie weiter nach 
Norden hinaus zu verlegen. Andrerſeits erklärte König 
Wilhelm, nachdem er in Schleswig die Verzweiflung der 
Einwohner bei jedem Gedanken an erneuerte däniſche Herr⸗ 
schaft geſehen, feinen unwiderruflichen Entſchluß, keinen 
deutſchen Bezirk wieder an Dänemark herauszugeben, alſo 
mindeſtens alles Land bis Apenrade für Deutjchland zu ber 
haupten. Bismarck hätte fi, um zum Abſchluſſe zu kommen, 
gerne mit Geringerem begnügt, mußte aber dem Grafen Golz 
den beſtimmten Befehl des Königs übermitteln. Glücklicher 
Weiſe zeigte ſich Napoleon freundlicher als fein Miniſter. 
Gleich nach der Kunde von Düppel Hatte er am 19. April 
ein warmes Glücwunſch Telegramm an den König geſandt, 
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und erklärte dann, ihm ſei die Nationalitätsfrage und das 
Votum der Bevölkerung das Weſentliche; er halte die Linie 
Schlei⸗Huſum für eine gute Grenze, und werde ſich, wenn 
Preußen dieſelbe für den ſchlimmſten Fall annehme, gebunden 
halten, die weitern preußiſchen Wünſche zu unterſtüßen; er 
ſelbſt habe übrigens gegen jede andere, für Deutſchland 
günſtigere Grenze, wenn Preußen ſie durch ein Votum der 
Bevölkerung erlange, nichts einzuwenden, im Gegentheil, er 
werde dann ſehr gerne Alles thun, ihre Annahme auch auf 
der Conferenz durchzusetzen. Nicht minder ſprach er fein 
Einverſtändniß mit dem von Bismarck gewünſchten Vorgehen 
auf der Conſerenz aus, zuerſt alſo Forderung der Berfonal- 
union, dieſes mittelalterlichen Baſtardprojerts, wie er ſich 
ausdrückte, deſſen allſeitige Verwerfung ficher ſei, darauf 
Vorſchlag Auguſtenburg's, welcher um ſo gewiſſer von der 
Conferenz abgelehnt würde, je mehr an Land und Leuten 
man für ihn fordere: daun bleibe nichts übrig als Theilung 
Schleswigs nach den Nationalitäten und Annexion des deutſchen 
Antheils an Preußen. 

Daß dies Alles in tiefem Geheimniß verborgen blieb, 
verſtand ſich von ſelbſt. Es war kein Vertrag, der hier ge⸗ 
ſchloſſen wurde; es war ein vorläufiges Einvernehmen, welches 
im Grunde keinen der beiden Theile verpflichtete, und lediglich 
für den Augenblick eine gegenfeitige freundliche Geſinnung 
bekundete Nur mit Wöderſtreben entſchloß ſich der König, 
nicht auf der ausdrücklichen Verwerfung der Schleilinie unter 
allen Umſtänden zu beſtehen: Goltz erhielt den Auftrag, dem 
Kaiſer die in Schleswig beobachtete Stimmung der Bevölkerung 
mit möglichſtem Nachdruck vor Augen zu führen, und um ſo 
mehr die Befragung derſelben zu actentuiten; dadurch werde 
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allerdings die Candidatur Auguſtenburg mehr in den Vorder⸗ 
grund gerückt; wir find ihr aber, ſchrieb Bismarck, nicht ent- 
gegen, wenn ſich damit für die deutſche Sache annehmbare 
Bedingungen erreichen laſſen. 

Es war denn über dieſen Pariſer Beſprechungen die 
Eröffnung der Conferenz herangekommen. So unbeſtimmt 
das mit Napoleon erreichte Einvernehmen auch war, fo 
wichtig und nützlich erſchien es gegenüber der Stimmung der 
übrigen Conferenzgeneſſen. Gewiß war bei der Klarheit der 
Rechtslage und der Wucht der deutſchen Kriegsmacht an 
keiner Stelle Nerv und Neigung zu offener Feindſeligkeit 
gegen Deutſchland. Aber aller Orten herrſchte der Wunſch, 
den Dänen möglichſt wenig zu nehmen, den Deutſchen mög⸗ 
lichſt wenig zu geben. Wiederholt hatte ſelbſt Napoleon dem 
Grafen Goltz erklärt, daß er in ganz Frankreich keinen Theil- 
nehmer feiner deutſchfreundlichen Geſinnung habe: mehrmals 
hatte Preußen in der Conferenz den Einfluß dieſes Verhält⸗ 
niſſes auf die Abſtimmungen des Fürſten Latour d' Auvergne 
zu empfinden. In Petersburg verſicherte Gortſchakoff, nie⸗ 
mals werde der Kaifer ſich mit Preußen entzweien, gab aber 
doch für die Conferenz unbedingte Vollmacht dem Baron 
Brunnow, welcher mit Palmerſton der Urheber des Londoner 
Protokolls von 1852 geweſen war. Die engliſche Regierung 
hatte außer Lord John Ruſſell den Lord Clarendon mit 
ihrer Vertretung auf der Confererz beauftragt, beffen Deutſch⸗ 
land wenig freundliche Geſinnung ſeit dem Krinkrieg bekannt 
war, und der fo eben in Paris gegen Deutschlands Intereſſen 
eifrig gearbeitet hatte. Der ſchwediſche Geſandte, Graf Wacht⸗ 
meiſter, erſchien mit der einfachen Inſtruction, überall die 
Dänen mit aller Kraft zu unterſtützen. Dinmatt ſelbſt 
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jandte zwar den gemäßigten Miniſter Quaade, hatte ihm 
aber zur Hülfe oder vielmehr zur Veaufſichtigung, den Ge 
jandten in London, Baron Bille, einen eifrigen Eiderdänen, 
und den Conferenzrath Krieger, einen der Redactoren der 
Novemberverfaſſung, beigegeben. Und all dieſen Widerſachern 
gegenüber hatte Preußen an feiner Seite den öſterreichiſchen 
Bundesgenoſſen, der bis dahin jeden kräftigen Schritt ſtets 
in Sorge vor englischer Ungnade gethan und aller Otten 
ſeine Verehrung der däniſchen Integrität betheuert hatte. 
Auch die Perſönlichteit der Wiener Repräſentanten war nicht 
gerade ermuthigend: Graf Mpponyi, der kaiſerliche Bolſchaſter 
am engliſchen Hofe, von Natur weder klar noch energiſch, 
ſtets darauf bedacht, ſeine angenehme Londoner Beziehung 
nicht zu verberben, und Herr von Viegeleben, ein kluger, 
ernfter, eifrig latholiſcher Mann, deſſen leitender Grundſaß 
ſonſt immer Frindſchaft gegen Preußen geweſen war. Preußen 
jeinerjeit8 hatte zur Umterftügung feines Botschafters, des 
ſtets wohlgeſinnten, aber mäßig begabten Grafen Bernftorff, 
ſeinen frühern Vertreter in Kopenhagen, Balan, als vor 
Allen ſachverſtändig, hinübergeſandt. 

Am 20. April machte Lord John, gedrängt durch die 
Rückſicht auf das gleichfalls tagende Parlament, den Ver⸗ 
ſuch, die Conferenz noch vor der Ankunft des deutſchen 
Bundestagsgeſandten zu eröffnen. Aber Bismarck blieb feit, 
nicht vor Beuſt's Eintreffen zu beginnen, und Rechberg konnte 
nicht wohl umzin, ihm, wenn gleich bedauernd, beizutreten. 
Auch beſprach damals Viegeleben noch in Berlin mit Bismarck 
und Karolyi die ganze Frage, und ließ ſich gefallen, den 
ſehr magern Inhalt feiner Wiener Inftruction durch Bismarck 
mit einer ganzen Reihe wichtiger Forderungen zu verſtärken, 
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welche für die etwaige Annahme der Perſonalunion den 
Herzogthümern die erforderlichen Rechtsgarantien ſichern 
follten. So fand denn erſt am 25. April die Eröffnung 
der Conferenz Statt, und ſofort ftellten die Neutralen den 
Antrag auf Abſchluß eines Waffenſtllſtandes. Die Deutſchen 
erklärten, darüber an ihre Regierungen berichten zu wollen; 
fie betonten übrigens ſofort die Vorausſetzung, daß dann die 
Feindseligkeiten ſowohl zu Waſſer als zu Lande, und ins⸗ 
beſondere die Vlokade der deutſchen Häfen, aufhören würden. 
Die Dänen beſtritten den letzten Punkt und wollten auf die 
Blokade auch während des Stilftandes richt verzichten; zu 
starkem Befremden der Deutſchen ftimmte jenen Graf Clarendon 
mit großem Nachdruck zu, da eine Blokade nicht zu den 
attiwen Feindſeligkeiten zu rechnen ſei. Demnach vertagte 
ſich die Conferenz bis zum Eintreſſen der für die Stilſtands⸗ 
frage erforderlichen Inſtructionen aus Wien, Berlin und 
Kopenhagen. Die fünf deutſchen Bevollmächtigten beſprachen 
in deren Erwartung die demnächſt einzuhaltende Taktik für 
die eigentliche Friedensverhandlung, wobei dann allerdings 
ſich ſehr beſtimmte Meinungsverſchiedenheiten zeigten. Die 
Oſterreicher wollten fo bald wie möglich ihre Bedingungen 
für die Erhaltung der däniſchen Integrität ſtellen und dabei 
den Grundsätzen von 1852 möglichſt nahe bleiben; die 
Preußen meinten, nach Bismarcks Vorſchrift, die Gegner 
kommen zu laſſen, jedesfalls aber auch die Perſonalunion 
nur bei vollſtändiger Sicherung der Herzogthümer gegen jede 
däniſche Bedrückung zu bewilligen. Veuſt begnügte ſich mit 
dem Ausſpruch, er werde jeden Vorſchlag zu Gunſten der 
Herzogthümer unterſtützen, unter Vorbehalt, weitergehende 
Anträge folgen zu laſſen. Hier wie bisher in 9955 Stadien 
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des Kriegs blieb Oſterreich in feiner mäßigenden, zurück- 
haltenden Rolle, jo daß Preußen immer mehr die treibende 
und damit die leitende Thätigkeit ganz von ſelbſt zuficl 
Gerade jetzt, am 26. April, lam die erſte Diviſion der 
oſterreichiſchen Flotte, zwei Fregatten und ein Kanonenboot 
unter Capitün Tegetthoff, bei Deal in Sicht der englischen 
Da brauſte denn alle in England vorhandene Ab- 
neigung gegen die deutſche Sache in heſtigem Toben auf. 
Zeitungsartikel und Interpellationen in beiden Häuſern des 
Parlaments erhitzten ſich gegenſeitig; Lord Palmerſton ſagte 
dem Grafen Apponpi mit dürren Worten, das Erscheinen 
dieſes Geſchwaders in den engliſchen Gewäſſern bei einem 
Kriege, welchen England ſtets für einen ungerechtfertigten 
erklärt habe, ſei eine Beleidigung der englischen Nation; 
wenn Tegetthoff in die Ojtſee gehe, fo werde die englische 
Canalflotte zum Schutze Dänemarks ihm folgen, und damit 
der Krieg zwiſchen Osterreich und England unvermeidlich fein. 
Die Dänen jubelten bei dieſen Vorgängen; von Neuem 
ſchöpften fie Hoffnung auf die erſchnte Hülfe Europas, und 
beſchloſſen, um jo feſter auf ihrem eiderdäniſchen Rechte ohne 
feiges Zurückweichen zu beſtehen. Auch in Wien hatte 
Palmerſton's Erklärung die entſprechende Wirkung: Rechberg 
zeigte ſogleih in Berlin an, daß zur Vermeidung größers 
Unheils die Kriegsſchiffe nicht in die Oftfee gehen würden, und 
aus denſelben Grunde ein Angriff auf Fünen nicht vor einer 
neuen Vereinbarung beider Höfe unternommen werden dürfe. 
In Bezug auf den Waffenſiillſtand hatte Bismarck troß 
ruſſiſcher und franzöſiſcher Mahnung zur Verſohrlichkeit auf 
der Stelle erklärt, daß die Fortdauer der Blokade während 
desſelben für Deutſchland unerträglich und ehrenrührig ſei; 
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Preußen weiſe ſie zurück auf jede Gefahr. Hierin fand auch 
Rechberg, gerade nach dem Eintreffen der zum Blokadebruch 
ausgesandten Kriegsſchiffe, ein Nachgeben unmöglich; er trat 
dem preußiſchen Vorſchlage bei, für die Aufhebung der Blokade 
die Unterlaſſung weiterer Kriegscontributionen in Jütland, 
baare Bezahlung für die Verpflegung der deutſchen Truppen 
und freie Thätigkeit der däniſchen Civilverwaltung daſelbſt 
zu bieten. Darauf wurde die zweite Sitzung der Conferenz 
am 4. Mai eröffnet, und von den dentſchen Mächten die 
verabredete Erklärung gegeben. Die Dänen entgegneten ſofort, 
daß nur die vollſtändige Räumung Jütlands durch die deutſchen 
Truppen ihnen die Aufhebung der Blokade annehmbar 
machen würde. Darauf Vernftorff: wenn die neutralen 
Mächte ebenfalls die Räumung Jütlands wünſchen ſollten, 
fo würde Deutſchlard unter der Bedingung darauf eingehen, 
daß Dänemark ſeinerſeits die bisher von ihm beſetzten ſchles⸗ 
wig'ſchen Inſeln aufgebe und zugleich die bisher gefaperten 
deutſchen Schiffe in Freiheit jege. Davon wollten wieder die 
Dänen nichts wiffen, aber trog ihres Widerftandes ſtellie 
jetzt Lord John Ruſſell den Antrag: der Waffenſüllſtand 
möge abgeſchloſſen werden unter Aufhebung der Blokade, 
Räumung Jütlands durch die Deutſchen, Räumung der 
ſchleswig'ſchen Inſeln durch die Dänen. Bis zur nächſten 
Sitzung, die auf den 9. Mai anberaumt wurde, erwarte die 
Sonferenz die Erklärung der betheiligten Höfe. Fraulreich, 
Schweden und Rußland ftimmten dieſem Antrag zu. 

In Wien und in Berlin freute man ſich, durch die ein- 
fache Annahme des engliſchen Vorſchlags den Wünſchen der 
Neutralen entgegenkommen zu können. Anders in Kopenhagen. 
Man ſah wohl, daß man etwas thun müffe, um nicht die 
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Gunſt der Neutralen durch ſtarren Trotz zu verſcherzen, 
wollte aber um keinen Preis die ſchleswig'ſchen Inſeln auf⸗ 
geben, welche man vor jedem deutſchen Angriff für vollig 
geſichert hielt, und meinte, wenn nach dem erſten preußiſchen 
Vorſchlag verfahren würde, aus Jütland unter den Augen 
des deutſchen Heeres ungehindert nicht bloß Steuern, ſondern 
auch Recruten beziehen zu können. So überraſchte Quaade 
am 9. Mai die Conſerenz durch die Erklärung. Dänemark 
müſſe zwar den engliſchen Vorſchlag ablehnen, laſſe ſich aber 
den preußiſchen gefallen, und wolle unter deſſen Bedingungen 
Waffenruhe für einen Monat nebſt Aufhebung der Vlokade 
bewilligen. Balan bemühte fid) vergeblich, eine längere Dauer 
der Waffenruhe zur Erleichterung des deutſchen Handels 
durchzuſetzen: ſchließlich wurde alſo durch einſtimmigen Be 
ſchluß der Beginn der Waffenruhe unter jenen Bedingungen, 
fo wie der Bestimmung, daß keine der beiden Parteien unter- 
deſſen ihre militäriſche Stellung verſtärken dürfe, auf den 
12. Mai feſtgeſtellt. 

An demfelben Tage, wo dieſes Abkommen geſchloſſen 
wurde, fand zwiſchen zwei Fregatten Tegetthoff's und drei 
däniſchen Kriegsschiffen noch ein waderes Seegefecht, drei 
Meilen öſtlich von Helgoland, Statt. Es kam dabei zu feinem 
eniſchiedenen Erfolg, da eine auf Tegetthoffs Flaggenſchiff 
entſtandene Feuersbrunſt den Capitän nöthigte, den Kampf 
abzubrechen: er zog ſich übrigens aus der gefährlichen Lage 
mit jo geſchickter Entſchloſſenheit heraus, daß Kaiſer Franz 
Joſeph ihn auf die Nachricht umgehend zum Contte-Admiral 
ernannte. In ganz Deutſchland, wo man an maritime 
Triumphe nicht gewöhnt war, erſcholl des braven Scemanns 
Preis und Ruhm, daß er unbeſiegt die däniſche Übermacht 
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beftanden. Überhaupt war das nationale Gefühl wieder hoch 
erregt, Angeſichts der Londoner Conferenz und der dort zu 
erwartenden Entſcheidungen. Jetzt heiße es, war die allgemeine 
Stimme, dem zudringlichen Ausland zu zeigen, wie feſt und 
opferfroh das deutſche Volk in Schleswig ⸗Holſteins heiliger 
Sache ſei. Schon vor der Eröffnung der Conferenz 
hatte der Ausſchuß der 36 in Frankfurt eine Verwahrung 
entworfen, welche, von möglichst vielen Mitgliedern deutſcher 
Landtage unterzeichnet, Herrn von Beuſt nach London zur 
Vorlage an die Conferenz übersandt werden ſollte, eine 
Wiederholung der alten drei Grund- und Cardinalſätze der 
ſchleswigholſteiniſchen Freiheit, und ein feierlicher Proteſt 
gegen jeden Beſchluß über die Herzogthümer ohne oder gegen 
deren Willen. Am 18. April wurde das Attenſtück von 
ſammtlichen Mitgliebem der zweiten Kammer in Dresden 
unterzeichnet; es ging dann von Land zu Land, und hatte 
am 8. Mai, als es an Beuft abgeſchickt wurde, 1350 Unter- 
ſchriften deutſcher Volksvertreter, darunter 183 Preußen und 
46 Öfterreicher, gefunden. An demſelben Tage erließ auch 
der grofdeutfche Reformverein fein Manifest für Schleswig⸗ 
Holſteins Freiheit und die Erbfolge Auguſtenburg's. Wieder 
an demſelben Tage kamen in Rendsburg 40000 Männer 
aus den Herzogthümern zuſammen, zu gleichem Veſchluſſe, 
unter der Erklärung, den letzten Blutstropfen für deſſen 
Aufrechthaltung einſetzen zu wollen. Daneben ging in den 
Herzogthümern ein Aufruf an den König von Preußen um⸗ 
her, Schleswig Holſtein mit dem preußiſch deutſchen Reiche 
zu verbinden, und am 11. Mai ſetzte einer der hervorragendſten 
Staatsmänner und Magnaten Preußens, der frühere Miniſter 
Graf ArnimBoygenburg, eine Adreſſe an den König in Um- 
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lauf, mit der Bitte um vollſtändige Trennung Schleswig- 
Hoffteind von Dänemark, jei es als ſelbſtändiges Staats 
unter Preußens Schutz, ſei es als Teiles des preußischen 
Staats ſelbſt; nach wenigen Tagen konnte die Adreſſe, be: 
deckt mit mehr als 30000 Unterſchriſten, dem Könige über- 
reicht werden. 

So harte Worte Bismarck früher manches Wal über 
ſolche Einmischung der Volksſtimme in das Wirken der Staats- 
männer ausgeſprochen hatte, zur Zeit ſah er mit Freude auf 
die Bewegung, welche, wie er hoffte, der Conferenz imponiren 
und Oſterreich vorwärts drängen mußte. Er befahl Zedlitz. 
in ganz Schleswig die Agitation gewähren zu laſſen, ja, zu 
begünſtigen, auch wenn fie Auguſtenburg ausrufen ſollte: 
denn unter Umftänden könne auch dieſer dem preußiſchen 
Intereffe förderlich fein. Die ganze Meute, rief er in feiner 
draſtiſchen Weiſe, die ganze Meute wollen wir läuten laſſen. 
Und wie ſchlug fie an! Wie hallte es wieder aus all den 
zahlloſen Versammlungen und Vereinen, wie erdröhnte von 
den Alpen bis zum Meere der Ruf: ein deutſches Schleswig 
Hofftein! los von Dänemark! Wenn wir, ſchrieb damals 
Bernſtorff aus London, die vollſtändige Trennung der Herzog 
thümer von Dänemark hier ohne oder gegen Bſterreich be⸗ 
gehren müßten, jo wäre Oſterreichs Einfluß in Deutſchland 
für immer vernichtet. 

Graf Rechberg teilte, mit wie ſchrwerer Beſorgniß immer, 
dieſe Überzeugung, und wagte deshalb keinen offenen Wider- 
ſpruch gegen den von Bismarck mit feſter Hand entworfenen 
Operationsplan. Den erſten Schritt, die Ankündigung, daß 
man ſich durch die Verträge von 1852 nicht mehr gebunden 
crachte, hatte Rechberg ja schon in den Wiener Abreden vom 
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6. März eingeräumt und in der Verwerfung der von Däne- 
mark für die Conferenz verlangten Baſis bethätigt. So konnte 
in der Sitzung des 12. Mai im Namen aller deutſchen Mächte 
Graf Bernftorff der Conferenz die Erklärung abgeben, daß. 
nachdem die Verträge von 1852 hinfällig geworden, Deutſch⸗ 
land zur Erwägung jeder neuen Combination bereit ſei, 
welche zu einem ſeſten und dauernden Frieden führen könne, 
ohne wohl erworbene Rechte zu verletzen. An dieſen letzten 
Satz, welcher die Erbfolgefrage offen hielt, waren Apporwi 
und Biegeleben ſchwer herangegangen, Beuſt aber hatte fie 
darauf hinweiſen können, daß ſchon bei der holſteiner Bundes⸗ 
crecution unter Zuſtimmung Oſterreichs ein folder Vorbehalt 
Statt gefunden habe, der ja an ſich über das Reſultat nicht 
das Geringſte entſcheide; und da Bernſtorff in gleichem Sinne 
feſt blieb, hatten die Öfterreicher fich endlich gefügt. In der 
Conferenz entzündete die Erklärung eine lebhafte Discuſſion, 
bei welcher Clarendon mit polemiſcher Schärfe und Brunnow 
mit elegiſcher Wehmuth die Rechtsbeſtändigkeit des Londoner 
Protokolls betonten, Krieger und Bille aber, in wunderbarem 
Contraſt zu den zahlloſen eiderdäniſchen Programmen, nichts 
Anderes zulaffen wollten, als die herrliche Gefammtverfaffung 
von 1852. Natürlich blieb Bernſtorff äußerſt ruhig bei feiner 
Erklärung, und die Conferenz beſchloß, in der nächſten Sitzung, 
am 17. Mai, zu vernehmen, welch’ ein neues Syſtem die 
deutſchen Mächte jept vorzuſchlagen gedächten. 

Bismarck war Anfangs nicht der Meinung, ſich ſchon 
jetzt darauf einzulaſſen. Unſer Zweck, fagte er, iſt die recht- 
liche Sicherſtellung der Herzogthümer; nachdem das Experiment 
von 1852 ſich fo völlig verſehlt erwieſen hat, find wir bereit, 
jeden neuen Vorſchlag zu erwägen, aber keineswegs verpflichtet, 
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ſolche Auskunftsmittel ſelbſt zu erfinden. Indeſſen berichtete 
Bernſtorff am 13. Mai von einem vertraulichen Gefpräche 
mit Lord John, worin er dem erglischen Minifter erklärt 
habe, Preußen könne in der nächſten Sitzung nichts Geringeres 
fordern, als die völlige Unabhängigkeit der Herzogthümer, 
und auch von einem dynaſtiſchen Bande könne keine Rede 
fein, bis Chriſtian IX. den juriſtiſchen Beweis feiner Erb⸗ 
berechtigung geſührt habe. Nach mehreren unthunlichen Vor- 
ſchlägen habe dann Lord John erklärt, er ſehe wohl, daß es 
unmöglich ſei, die beiden widerhaarigen Nationalitäten in 
einem Staatsweſen zuſammen zu halten; es bleibe nichts 
übrig, als ihre vollſtändige Trennung, alſo Theilung Schles⸗ 
wigs nach der Abkunft der Bewohner; dies wolle er im eng⸗ 
liſchen Miniſterrathe beantragen. Zwar hatte Palmerſton 
noch einmal in Paris fo dringend wie möglich eine ſcharſe 
gemeinsame Demonstration gegen Preußen in Anrezung ge- 
bracht, er empfing aber am 14. Mai die Nachricht, daß Napoleon 
dies ebenſo entſchieden wie früher verweigere, vielmehr den 
Fürſten Latour angewieſen habe, freilich überall für den Frieden 
zu wirken, jedoch jedes feindſelige Wort gegen Preußen zu 
vermeiden, da ein solches mit der allgemeinen Richtung der 
französischen Politik nicht übereinftimmen würde. Damit war 
das Todesurtheil der däniſchen Integrität geſprochen; es war 
Bernftorff'3 einzige Sorge, daß Dänemark eine letzte Rettung 
in der Annahme der von Oſterreich geliebten Perſonalunion 
finden möchte. Man ift jetzt hier, meldete er am 16. Mai, 
auf die weiteſtgehenden Forderungen von unferer Seite gefaßt; 
jedes Zurückweichen in unſerer Action könnte Alles verderben. 

Schon nach dem Berichte des 13. trug denn auch Bis⸗ 
marck kein Bedenken mehr, vorzugehen. Am 15. Mai wieder⸗ 
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holte er zunädft in einem bald nachher publicirten Erlaſſe 
an Bernſtorff die Erklärung, daß nach den vielfachen däniſchen 
Verletzungen der Verträge von 1852 auch die deutſchen 
Mächte an dieſe nicht mehr gebunden ſeien; ja, er erwähnte 
ſogar den Umftand, daß das Thronfolgegeſetz von 1853 den 
Ständen der Herzogthümer niemals vorgelegt worden, und 
dadurch nicht zu vollem, rechtlichem Beſtande gelangt ſei. 
Dieſe jauptung war, wie wir wiſſen, hiſtoriſch unrichtig, 
aber durch die Auguſtenburger Agitation aller Welt in Deutſch⸗ 
land geläufig geworden; ſie iſt hier merkwürdig genug, weil 
fie den einzigen Fall enthält, wo in der weitſchichtigen Er⸗ 
örterung der großen Frage Bismarck in eine vorübergehende 
Inconſeguenz verfiel. Daß übrigen? durch eine ſolche momentane 
Außerung des Minijters an ſeinen Geſandten dem eigenen 
Staate kein Recht vergeben, und einem Dritten kein Recht ein⸗ 
geräumt werden konnte, iſt ſelbſwerſtändlich. Sodann tele⸗ 
graphirte er an demselben Tage: der König befiehlt mir, 
Ihnen mitzutheilen, daß die gänzliche Trennung der beiden 
Nationalitäten in der That unſer Ziel iſt, unter Vorbehalt 
der dynaſtiſchen Frage, die für uns nur ſecundäre Bedeutung 
bat; um jedoch dies Ziel zu erreichen, ohne gegen Öfterreich 
wortbrüchig zu werden, müſſen wir zuerſt den Plan der 
Perſonalunion durchmachen, jo zwar, daß derſelbe nicht zur 
Annahme gelangt, aber auch nicht offenbar an unferer Oppo⸗ 
ſition scheitert. Sobald er als unausführbar erkannt ift, 
werden wir Öfterreich® Zuſtimmung zu der in Ihrem Geſpräche 
mit Lord John entwickelten Combination zu erlangen ſuchen. 
Zunächſt werden wir Oſterreich einladen, in der Sttzung 
am 17. mit uns die politiſche Autonomie und Unabhängigkeit 
der Herzogthümer bis zur Königsau zu begehren 
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Auf die hierüber noch an demſelben Tage ergehende An⸗ 
frage erklärte Rechberg ſich einverſtanden. Seine Meinung 
war dabei nach wie vor die Beſeitigung des däniſchen Ein- 
fluſſes in den Herzogthümern, immer aber die Einſetzung 
Chriftian’s IX. als Herzog von Schleswig ⸗Holſtein, und jo- 
mit die Perſonalunion der beiden Reichstheile. Die aus⸗ 
drücklche Erwähnung der Perſonalunion gleich in dem Antrag 
hatte er jedoch ſchon früher ſelbſt verbeten, wegen ihrer Un- 
popularität in Deutſchland *), um jo mehr aber in der Sache 
ihre ganz beſtimmte Bezeichnung gewünſcht. In London hatte 
denn Bernſtorff große Noth, den öfterreichiichen Collegen 
ſeinen Entwurf plauſibel zu machen, weil in dieſem auch jede 
indirecte Hindeutung auf die Perſonalunion vermieden, und 
dieſelbe eben nur nicht ausdrücklich ausgeſchloſſen war. Erst 
als wieder Beuſt eingriff und bei Anderungen des Entwurfs 
weiter gehende Anträge ankündigte, gab Biegeleben nach. 

Am 17. Mai wurde die Sizung der Conferenz unter 
allgemeiner Spannung der Mitglieder eröffnet. Auf Lord 
John Ruſſells Einladung verlas Vernſtorff die deutſche Er- 
klärung: dauernd ſei nur ein Friede, welcher den Herzog⸗ 
thümern feſte Garantien gegen fremde Unterdrückung, und 
Deutſchland fefte Garantien gegen periodische Wiederlehr der 
jetzigen Conflicte gebe; dieſe Garantien ſeien einzig zu finden 
in der vollſtündigen pofitifchen Unabhängigfeit der durch ge⸗ 
meinſame Inftitutionen verbundenen Herzogthümer. 

Eine Pauſe fragendes Erſtaunens folgte. Die Haupt⸗ 
ſache fehlte. Was will Deutſchland eigentlich? Die gänzliche 
Abtretung Schleswig⸗Holſteins oder die Personalunion? Ende 
lich fragte Quaade: welcher Art ſoll die Union der Herzog 
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thümer ſein? in welcher Weiſe follen fie mit der däniſchen 
Krone verbunden bleiben? Bernſtorff erwiderte, die Union 
ſolle eine volftänbige fein; zunächſt ſei dann zu ermitteln, 
wer der rechtmüßige Souverän derſelben ſei. Dies brachte 
die Sache wenig weiter; es eröffnete die Möglichkeit der 
Thronfolge Chriftian’s, aber auch die jeder andern; genug, 
Deutſchland weigerte ſich noch immer, ſeinen Candidaten zu 
bezeichnen. Was war der Grund für dieſe Unbeftimmtheit des 
Antrags in dem wichtigſten Punkte? Der Gedanke flog durch 
die Reihe der Neutralen, Deutſchland ſchweige darüber, weil 
an dieſer Stelle das bisherige Einverſtändniß zwischen 
Preußen und Oſterreich aufgehört habe; Preußen wolle ſich 
die Herzogthümer annectiren, Oſterreich die Annezion durch 
die Einſetzung Chriſtian's IX. verhindern. Sofort zeigte ſich, 
wie viel das Zuſammenſtehen der beiden Mächte für die 
Sache bedeutet hatte: bei dieſem erſten Anſchein eines Aus- 
einandergehens griffen die Engländer und Brunnow wieder 
nachdrücklich auf die Heilighaltung der Vertrage von 1852 
zurück; mit ihnen riefen auch Latour und Wachtmeister, die 
deutſche Erklärung fei gar fein Antrag, über den man ver⸗ 
handeln könne; gerade das Weſentliche, die dynaſtiſche Frage, 
bleibe in ihr dunkel und einer unſichern Zukunſt anheim 
geſtellt; in langem Hin⸗ und Herreden ſtritt man über Alles 
und Jedes, über die Competenz des deutſchen Bundes, über 
die Verfaſſungsverträge von 1852, über die bindende Kraft 
des Londoner Protokolls. Den Dänen wuchs bei dieſem 
Wirrſal der Muth; fie waren es, welche ſchließlich aller Un⸗ 
gewißheit ein Ende machten. Sie erklärten, hergefommen zu 
ſein in der Meinung, daß die Verträge von 1852 die Baſis 
der Conferenz bilden würden; freilich könnten ſie nicht hindern, 
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daß andere Mächte andere Ausgangspunkte für die Verhand⸗ 
lung nähmen, aber Berrſtorff's Antrag entferne ſich fo weit 
von dem däniſchen Standpunkt, daß fie denſelben nicht ein⸗ 
mal zum Berichte an ihre Regierung nehmen könnten. Quaade 
ſchloß mit dem enticheidenden Worte: wir müſſen den Antrag 
zurüdweiſen, auch in dem Falle, daß die Thronfolge in den 
Herzogthümern dem Könige Chriſtan zugedacht würde. Da⸗ 
mit war die Perſonalunion verworfen, unwiderruflich ver⸗ 
worfen, ehe fie ausdrücklich vorgeſchlagen, geſchweige denn im 
Einzelnen ernſtlich diseutirt worden war. Selbst Biegeleben, 
ihr zäheſter Vertreter, mußte jetzt eingeſtehen, daß die Auf⸗ 
findung neuer Combinationen unerläßlich geworden ſei. Zu 
dieſem Behufe vertagte ſich die Conferenz bis zum 28. Mai, 
um den Cabinetten Raum zu weiterer Erwägung und Ver⸗ 
ftändigung zu gewähren. Was England betraf, fo theilte 
Lord John bereits am folgenden Tage dem Grafen Bernſtorff 
mit, der Miniſterrath habe einſtimmig den Grundſatz adoptirt, 
daß der einzig jetzt noch mögliche Ausweg die Theilung 
Schleswigs nach den Nationalitäten ſei. Dies werde Eng- 
land in der nächſten Sißung beantragen. 
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Unmittelbar nach dem Eingange der ausführlichen Berichte 
über die Sizung des 17. Mai genehmigte am 21. König 
Wilhelm eine Depeſche Bismarcks an Werther, worin das 
weitere Verfahren Deutſchlands der Erwägung und Zuftim- 
mung Oſterreichs unterbreitet wurde. 

Bismarck begann darin mit dem Satze, daß nach der 
kategorischen Ablehnung der Personalunion durch Dänemark 
ein Zurückweichen der deutſchen Mächte durch die Rückiicht 
auf die eigene Ehre und auf die öffentliche Meinung aus- 
geſchloſſen ſei. Es bleibe nichts übrig, als die gänzliche Los⸗ 
trennung beider Herzogthümer bis zur Königsau von Däne- 
mark zu fordern. Man werde uns vielleicht aus europäiſchen 
Rückſichten den nördlichen Theil von Schleswig abhandeln, 
damit Dänemark nicht zu ſehr geſchwächt werde; bei der 
Perſonalunion hätte von einer Maaßregel dieſer Art keine 
Rede fein dürfen, um Dänemarks Übergewicht über die Herzog⸗ 
thümer nicht noch weiter zu erhöhen; bei einer völligen Ab⸗ 
tretung dagegen könnten wir eine ſolche Zeitung, Sitesnigs 
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um jo eher zulaſſen, als dadurch die beiden Nationalitäten 
völlig auseinander gejegt, und gegenſeitige Klagen über Be- 
drückung für immer ausgeſchloſſen würden. 

Die dynaſtiſche Frage, die Frage, wer künftig die 
Herzogthümer beherrſchen jolle, könnte auf der Conferenz einft- 
weilen dahin gefiellt bleiben; es würden dabei neben den 
Fragen des Rechts auch ſolche der Ausgleichung und Con- 
venienz zur Sprache kommen; man fei bereit, auch darüber 
mit Wien in Einvernehmen zu treten. 

Graf Rechberg wird es, fuhr dann die Depeſche fort, 
mit uns als oberſten Grundſatz auerkennen, daß für beide 
Mächte ein Erfolg Bedürſuiß it, der ſich nicht bloß recht⸗ 
fertigen läßt, ſondern in der That beweiſt, daß die deutſchen 
Intereffen in vollem Umfang bewahrt werden, ſobald die aus⸗ 
wärtige Politik des Bundes von den geeinigten beiden Groß⸗ 
mächten geleitet wird. Im Hinblick auf die Zukunft unſerer 
gegenseitigen Beziehungen, deren jo befriedigende Geſtaltung 
dadurch an Feſtigkeit und Dauer gewinnen wird, legen wir 
einen hohen Werth darauf, daß der öffentlichen Meinung bei 
uns ein möglichſt glänzender Erfolg in einer nationalen Sache 
ſich als das Ergebniß des jetzigen, und als Unterpfand des 
fernern feſten Zuſammenhaltens beider Mächte darſtelle. 

Nach dieſer allgemeinen Erörterung wandte ſich dann 
Bismarck der dynaftifchen Frage zu, die er, wie geſagt, auf 
der Conferenz einstweilen noch zurückgeſtellt wünſchte, ſchon 
jest aber darüber mit Oſterreich zur Verſtändigung gelangen 
möchte. Es iſt unerläßlich, dieſen Theil der Depeſche hier 
in vollſtändigem Wortlaute einzurücken. 

„Nach Beſeitigung Chriſtian's IX. iſt die Erbfolge 
Aluguſtenburg's ohne Zweifel diejenige, die sich nach Lage der 
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Dinge am leichteſten und ohne Gefahr europäischer Compll⸗ 
cationen verwirklichen läßt. Es würde dabei kin Widerfprud) 
von Seiten der Herzogthümer zu befürchten fein, und jede An⸗ 
näherung an das suffrage universel vermieden werden können 
Wir ſind deshalb nicht abgeneigt, uns für dieſelbe zu erklären, 
wenn wir dabei auf die Zuſtimmung der Kaiſerlichen Regie⸗ 
rung hoffen dürfen. 

Es würde aber dabei vor Allem auf Burgſgafen für 
ein wirklich confervatives Regiment anlommen, für die Sicher 
heit, daß die Herzogthümer nicht zu einem Herde demo⸗ 
kratiſcher Bewegungen werden. Der Erbprinz müßte ſich 
vollig von ſeiner bisherigen Umgebung trennen und ſeine 
Sache ganz in Oſterreichs und Preußens Hände legen. Et 
müßte vor Allem ſich von der unkluger Weiſe erklärten An- 
erkennung der Verfaffung von 1848 losmachen und die alte 
ſtändiſche Verfaſſung unter angemeſſenen Modiffeationen zur 
Grundlage feiner Stellung nehmen. 

Wenn wir aber auch dieſe Erbfolge, die einem weit ver⸗ 
breiteten Rechtsbewußtſein entſprechen und mit, obgleich nicht 
zweifelloſen, Rechtsgründen geſtützt werden kann, für die in 
der gegenwärtigen Situation am leichteſten ausführbare 
halten, ſo beabsichtigen wir nicht, andere Combinationen, falls 
das Wiener Cabinet ihnen zuneigen ſollte, auszuſchließen. 

Der Großherzog von Oldenburg erhebt eigene Anſprüche, 
die angeblich den Auguſtenburg'ſchen vorgehen. und die er 
uur bisher, aus Rückſicht auf den Erbprinzen oder um den 
beſten Zeitpunkt abzuwarten, nicht offen geltend macht. Einer 
Verwirklichung derselben würden wir nicht prineipiell entgegen- 
treten, und wünſchen hierüber die Anſicht des Grafen Rech⸗ 
berg zu fenmen, wie wir denn gerne jeden Tonfigen Borfog 
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Oſterrcichs erwägen werden, welcher das Ziel der vollen 
Sicherheit der Herzogthümer wahrt. 

Es kann natürlich in Wien nicht unbekannt geblieben 
fein, daß in Preußen ſelbſt in ſtarken, achtungswerthen Ele 
menten der Bevölkerung die Idee ſich geltend gemacht Hat, 
daß ſich in einer Verbindung der Herzogthümer mit Preußen 
ein Erſatz für die von den Verbündeten aufgewandten An- 
ſtrengungen und Opfer, und zugleich die ficherite Bürgschaft 
für das Gedeihen der Herzogthümer ſelbſt und gegen jede 
Möglichkeit der Wiederkehr der von Dänemark ihnen drohenden 
Gefahren finden laſſen würde. Auch in den Herzogthümern 
ſelbſt ſoll dieſer Gedanke nicht ohne Anklang ſein, indem der 
Enthuſiasmurs für den Herzog Friedrich nur den augenblick 
lichen Ausdruck der Negation gegen Dänemark darstelle. 

Wir wollen auch nicht verhehlen, daß ſolche Stimmen 
im eigenen Lande für uns in das Gewicht fallen, und daß 
wi eine ſolche Combination, wenn fie ſich aus der Natur 
der Verhältniſſe ergäbe, nicht alweiſen würden. Aber wir 
find weit entfernt, durch Beſtrebungen in dieſer Richtung 
iſche Verwicklungen hervorrufen und das Einverſtändniß 
mit Oſterreich gefährden zu wollen. Der König würde die Ver⸗ 
wirklichung ſolcher Gedanken, welche eben jezt ohne unſer Bi 
thun durch Adreſſen eines Theils der Unterthanen Sr. Majestät 
Ihm nahe gebracht worden find, immer nur in vollem Einver- 
ſtändniſſe mit feinem Kaiſerlichen Bundesgenoſſen anſtreben.“ 

Wie die ganze Depeſche, waren auch dieſe Schlußworte 
ſehr eruſt gemeint. Denn jo unbeugſam der gewaltige Mi- 
nifter in der Verfolgung eines großen Zwetkes war, ebenso 
elaſtiſch und vielſeitig zeigte er ſich in der Auswahl der 
dazu führenden Mittel, und nur eines der in der vorliegenden 
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Frage möglichen Mittel war die preufifche Annexion. Der 
weſentliche Zweck, die militäriſche Sicherung Norddeutſchlands 
und die Schöpfung einer deutſchen Seemacht, ließ ſich bei 
gutem Willen der Betheiligten auch ohne Annexion durch 
jefte Einordnung der ſchleswig⸗ holſteiniſchen Streitlrafte in 
das preußiſche Heerweſen, erreichen. Dazu war allerdings 
eine Beſchränkung der jchleswig-Hoffteinifchen Souveränität 
und folglich eine Modification des deutſchen Bundesrechts 
erforderlich, und die Frage war, wie ſich Oſterreich und 
Auguſtenburg hiezu ſtellen würden. Im Übrigen war gegen 
die Perſon des Erbprinzen von Auguſtenburg Bismarck mehr 
abgeneigt als gleichgültig, der König aber ſtets noch ſympa⸗ 
chiſch gefinnt; der Kronprinz intereſſirte fich fortdauernd mit 
großer Wärme für die Erhebung des ihm befreundeten jungen 
Fürſten; er hoffte auch von ihm bereitwilliges Eingehen auf 
die ſachlich begründeten Forderungen Preußens, als welche 
er fon in einer Denkſchrift vom 26. Februar die Erklärung 
Nendsburgs zur Bundesfeſtung, und Kiels zu einer preufi- 
schen Marineſtation, den Beitritt zum Zollverein, den Bau 
des großen Canals und eine Militär⸗ und Marine⸗ Convention 
mit Preußen bezeichnet hatte. Was Oſterreich betraf, fo 
war es der lebhafte Wunſch des Königs wie des Minifters, 
die freie und ehrliche Zuſtimmung des Wiener Hojes zu einer 
für Deutſchlands Geſannntwohl unerläßlichen Einrichtung zu 
erlangen, und nicht wieder, wie fo oft in früherer Zeit, ein 
großes deutſches Intereſſe deshalb abgewieſen oder erſchwert 
zu ſehen, weil es zugleich auch eine Stärkung Preußens in 
ſich ſchloß. So oft im letzten Jahrzehnt Bismarck der 
Gegner. Oſterreichs geweſen, jo feſt er eutſchloſſen war, das 
für Preußen und Deutſchland Nothwendige äußerſtes Falles 
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auch mit Waffengewalt durchzuſetzen: ebenſo ſehr war er von 
der Wahrheit durchdrungen, daß es nach der Natur der 
Dinge keine beſſere Allianz für Preußen als die österreichische 
gäbe, ſobald man nur zu der entſprethenden Auffaſſung auch 
in Wien gelangt wäre. Ganz entſchieden würde er ein dem 
Zwecke auch nur knapp genügendes Reſultat, wenn es im 
Einverſtändniß mit Oſterreich zu haben wäre, einem glänzen. 
deren und reicheren vorziehen, welches durch einen großen 
Krieg dem Wiener Hofe abgerungen werden müßte. 

So legte er jetzt, wo nach der Sitzung der Conferenz 
vom 17. Mai eine pofitive Entſchleßung über das künftige 
Schicſal der Herzogtbimer unaufchichher geworden, mit der 
vollen Offenheit, durch welche er mehr als einmal die Welt 
in Erſtaunen geſetzt hat, die Frage dem kaiſerlichen Gabinette 
vor, die Frage, ol in der Sache Schleswig⸗Holſteins Öfter- 
reich im Sinne der neueſten Allianz oder der alten Gferſucht 
zu verfahren gedenke 

Bei den damaligen öſterreichiſchen Staatsmännern war 
die Antwort ſchon jeit längerer Zeit herangereift, und ſeit 
der däniſchen Zurückweiſung der Perſonalunion auf der Stelle 
entſchieden. 

Wir haben wahrgenommen, an wie vielen Punkten 
Europas der Gedanke der preußiſchen Annexion ſeit Monaten 
aufgetaucht war, nach der Natur der Dinge, wie Arnim dem 
Könige Max von Bayern ſehr richtig geſagt hatte. In Oſter⸗ 
reich war man davon äußerſt unangenehm berührt. Schon 
am 27. April ſagte Rechberg im engſten Vertrauen zu 
Werther, er begreife, daß ſich in Berlin die Anſicht geltend 
mache, die künftige Stellung Schleswig' Holſteins müffe ſich 
möglichſt vortheilhaft für Preußen geſtalten; Oſterreich würde 
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gerne dazu die Hand bieten, aber die hödhfte Vorſicht jei 
nöthig; man müſſe die englische und ruſſiſche Freundſchaft 
für den unausbleiblichen Kampf gegen Frankreich und die 
Revolution bewahren; der dann ſichere Sieg würde auch 
Preußen eine territoriale Vergrößerung bringen; die jetzigen 
Conjuncluren aber paßten zu einer ſolchen ſchlechterdings 
nicht. Um ſo feſter hielt Rechberg an dem Wunſche feſt, 
daß durch die Anerkennung der Personalunion Schleswig: 
Holſtein für Chriſtian IX. gerettet, und Preußen nicht in die 
Verſuchung eigenmüßiges Begehrens geführt werde. Als 
trotzdem Dänemark die Perſonalunion jo unbedingt abgelehnt 
hatte, fand man ſich in Wien ebenſo wie in Berlin an einem 
Wendepunkt der Geſchicke. Nichts erſchien dringender als 
den damit leer gewordenen Herzogsthron König Chriſtian's 
mit einem andern Inhaber zu füllen, ehe Preußen an die 
Vacanz ehrgeizige Hoffnungen anknüpfen könnte. Freilich 
war es ungewiß, wie Preußen die Sache aufnehmen würde: 
aber hier war ja der Candidat des dritten Deutſchland, nicht 
bloß der Mittelftanten, ſondern auch des holſteiner und des 
deutſchen Volkes. Wenn man Auguſtenburg proclamitte, jo 
hatte man den ganzen Strom der nationalen Begeisterung. 
welcher bisher den innerſten Wünſchen Oſterreichs fo vielfach 
läſtig geweſen, in das öͤſterreichiſche Bette geleitet, und konnte 
mit dieſer Unterftügung richig Preußens Maßregeln erwarten. 
Und nun geſchah das Unerwartete: Preußen ſelbſt beantragte, 
in der Conſerenz Schleswiz⸗Holſtenn für Auguſtenburg zu 
fordern! Freilich redete die Depeche noch von ſonſtigen 
Möglichkeiten; indeſſen, gleichviel, dies Alles würde fich finden, 
wenn erſt Se. Hoheit Herzog Friedrich in Kiel inſtallitt und 
als jonveräner Bundesfürſt anerkannt wäre. Als Werther 
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am 23. Mai ſich bei Rechberg eingefunden und ſeine große 
Depeſche vorgeleſen Hatte, rief der Minifter: ſehen Sie hier 
dieſen meinen ſo eben redigirten Erlaß nach Berlin; auch 
er beantragt die Erhebung des Erbprinzen von Auguftenburg 
zum ſouveränen Herzog von Schleswig Holſtein; von den 
derfchiedenen Auskunſtsmitteln, welche Herr von Biöntare 
anführt, habe ich aljo bereits das ſelbe erwählt, welches auch 
er in die erſte Linie geftellt hat; unſere Übereinſtimmung 
könnte zu meiner Freude nicht vollſtändiger ſein; ich gehe 
nur noch einen Schritt weiter, indem ich den Erbprinzen 
joſort der Conferenz vorzuſchlagen wünſche; daß derſelbe 
conſervative Politik treiben muß, verſteht ſich ganz von ſelbſt. 
Was die audern, von Herrn von Bismarck angedeuteten 
Woglichkeiten betrifft, juhr Rechberg fort, jo wird Oldenburg 
beim Bundestage ſchwer Durchzufegen ſein, und eine preußiſche 
Annexion, jo gerne wir uns darüber mit Berlin verſtändigten, 
iſt doch zur Zeit wegen der europäischen Verhältniſſe un- 
thunlich. Der Vinifter ſchloß feine Auseinanderſetzung mit 
der Bitte, Bismarck's Depeſche in ſeinen Händen zu laſſen, 
damit er dieſelbe, die nach Form und Inhalt den günſtigſten 
Eindruck machen würde, dem Kaiſer vorlegen konnte. 

So viel Freundſchaft! jo viel Biederkeit! An Karalyi 
und Apponyi schrieb Rechberg am 24. Mai ſchon etwas 
deutlicher: das Erbrecht Auguſtenburg's jei Ofterreich niemals 
zweifellos erſchienen; nachdem aber Dänemark die Fortdauer 
des Verbandes mit den Herzogthümern unmöglich gemacht, 
ſcheine es, daß die deutſchen Mächte, den Wünſchen Deutſch⸗ 
lands gemäß, durch das Recht des Siegers ergänzen ſollten, 
was etwa den Anſprüchen des Herzogs von Auguſtenburg 
fehlen möchte. Es beginne damit ein neuer Abſchnitt unſerer 
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Politik. Eine Gefahr für den europäiſchen Frieden läge bei 
einer fung vor, welche das bisherige Gleichgewicht der 
Großmüchte ändern würde. Dabei habe die Erhebung 
Auguſtenburg's noch den Vorzug, daß durch ſie die für uns 
vollig unſtatthafte Anwendung des von Frankreich vertretenen 
Nationalitäsprincips gänzlich überflüſſig werde. 

Rechberg's Wort war nur zu richtig 68 beginnt damit 
ein neuer Abſchnitt unſerer Politik. Bisher hatte man dem 
fremden Dänemark gegenüber Auguſtenburg für unberechtigt 
erklärt, jezt dachte man, gegenüber dem deutſchen Allürten, 
dem Prinzen das fehlende Recht zu ſchaffen. Bisher hatte 
man zu Preußen gegen die Mittelſtaaten gehalten; jetzt 
dachte man wieder mit den Mittelſtaaten gegen Preußen zu 
gehen. Immerhin hoffte und wünſchte Rechberg dabei, durch 
schöne Anweiſungen auf die Zukunft, oder durch Entgegen⸗ 
kommen in dieſer und jener Einzelheit, jeden offenen Bruch 
mit Preußen zu verhüten. Es gab aber andere Männer in 
Wien, Gegner des preußiſchen Bündniſſes von Anſang au, 
und jezt beeifert, Preußens Winſche im Keime zu erſticen, 
und den Gegenſaß zwiſchen beiden Höfen möglichſt beftimmt 
hervortreten zu laſſen, an ihrer Spitze der jeit 1848 von 
Preußenhaß erfüllte Miniſter des Innern und Chef des 
Preßbureau's, Herr von Schmerling. Schon am 25. Mai 
brachten die beiden Zeitungen, der Botſchaſter und die Wiener 
Abendpoſt, triumphirende Artikel des Inhalts, die dänische 
Integrität, dieſer inhaltloſe Aberglaube der europäischen 
Diplomatie, ſei von den Mächten ſo gut wie aufgegeben; 
zugleich habe Preußen auf feine Annexionsgedanken verzichtet 
und ſei mit Oſterreich einig für Auguſtenburg; es frage ſich 
nur noch, ob es von biefem vielleicht gewiſſe Zugeftänbniffe 
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begehren werde, 3. B. eine Militärcenvention, 


schleswig holſteiniſche Heerweſen von Preußen abhängig mache; 
es werde Oſterreichs Aufgabe fein, dem Herzog die volle 
Souveränität zu bewahren. Es könne die Frage entſtehen, 
in welcher Art und Form werde der Herzog in feine Souve⸗ 
ränität eingeführt, an wen werden durch Dänemark zunächſt 
die Herzogthümer abgetreten werden? Es ſcheine am natür- 
lihſten, daß die Abtretung an die Sieger erfolge, wie es 
1859 mit der Lombardei geſchehen ſei. Dann würde Oſter⸗ 
reich hinfichtlich Auguſtenburg's wohl auf ein eontradietoriſches 
Verfahren Gavicht legen, enva vor einem europaischen Schieds⸗ 
gericht; vielleicht aber könnte die Einſetzung des Herzogs 
auch ohne rechtliche Procedur durch einen europäischen Net 
erfolgen. Übrigens werde Oſterreich nicht ſäumen, ſobald 
die ſchleswigholſteiniſche Frage geregelt fei, auf fein großes 
Unternehmen, die deutſche Bundesreſorm, zurückzukommen. 

Wie man ſieht, war das Programm ſo vollſtändig wie 
möglich. Beuſt und Pfordten hätten nicht anders ſchreiben 
Ehe Preußen noch eine Sylbe über Militärconvention 
liches geäußert hatte, wurde ihm angckündigt, daß 
der einzige Lohn für feine Auſtrengungen, daß Deutſchlands 
einziger Gewinn aus dem gefahrenſchwangern Kriege, die Er⸗ 
richtung eines neuen kleinen Mittelſtaats fein würde, vor⸗ 
behaltlich einer Wiederholung des Frankfurter Fürſtentags, 
dem ſich dann nach jo wohl empfangener Lection Preußen 
schwerlich wieder entziehen würde. Wunderlich nahm ſich in 
dem Programm nur der Satz aus, daß Dänemark die Herzog⸗ 
thümer an die beiden Sieger abtreten ſollte, wo dann doch 
der preußiſche Sieger ein Wort bei der Verfügung über ſein 
neues Eigenthum mitzureden hätte. 
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Ganz in demſelben Sinne mit dieſen Wiener Erörte⸗ 
rungen bewegte ſich die Nachricht, welche am 27. Mai Bern- 
ſtorff aus London telegraphirte: da wir morgen Auguſten⸗ 
burg beantragen, ſcheint es Beuſt angemeſſen, daß auch der 
Bundestag dieſe Frage in gleichem Sinne möglichſt bald, viel⸗ 
leicht noch in nächſter Woche, erledige. Bismark bachte nach 
der feindseligen Aufnahme feiner Depeſche gegen Oſterreich 
einſtveilen über die Zukunft zu schweigen, gegen den Bundes- 
tag aber ſetzte er jein Wort mit vollem Nachdruck ein. Er 
ließ durch Bernſtorff den Herren von Beuſt und Grafen 
Apponyi erklären, daß Preußen genöthigt fein würde, einen 
Antrag dieſer Art in Frankfurt auf das Entſchloſſenſte zu 
bekämpfen, nach dem unniderleglichen Grunde, daß eine jolche 
Vorwegnahme der Entſcheidung durch Bundesbeſchluß die be- 
rathenden Confcrenzmächte als ſchwere Beleidigung empfinden 
würden, ein Satz, welchem dann auch Rechberg nicht zu 
widerſprechen vermochte. Bismarck fügte übrigens dem Tele⸗ 
gramme zu Bernſtorff's Inſtruction noch die Bemerkung 
hinzu, Oſſterreich strebe, die Candidatur Auguſtenburg un⸗ 
wöderruſlich feſthuſtellen, um dadurch die Wöglehteit fpeciell 
preußischer Forderungen zu erſchweren; wir seien nicht in der 
Lage, uns dies gefallen zu laſſen; die dynaſtiſche Frage ſei 
mit Rücksicht auf die preußiſchen Intereſſen zu behandeln, und 
folglich andere Gventualitäten nicht eher auszuschließen, als 
bis wir mit Auguſtenburg verhandelt und ermittelt hätten, 
welche Stellung er ſich und ſeinem Lande künftig zu Preußen 
geben wolle. Wenn die Perſon Auguſtenburg's auf der Con- 
ferenz mehr Widerfpruch finde als das Printip der Theilung. 
fo ſolle Bernſtorff die Perſon fallen laſſen. Dieſen Weiſungen 
entſprechend, ſtellten darauf Vernftorff und Balan die 
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Redaction ihres Antrags mit der größten Vorſicht feſt: „Die 
deutſchen Mächte begehren die Conſtituirung Schleswig⸗Hol⸗ 
ſteins als eines jelbftändigen Staats unter der Souveränität 
des Erbprinzen von Auguſtenburg, da dieſer nicht bloß, in 
den Augen Deutschlands, die meiſten Rechtsanſprüche auf die 
dortige Thronſolge beſißt, jo daß ſeine Anerkennung durch 
den Bundestag geſichert ift, ſondern auch die Stimmen der 
ungeheuren Mehrheit der dortigen Bevölterung ohne Zweifel 
fur ſich hat.“ Eine Anerkennung der Auguſtenburger An⸗ 
ſprüche durch Preußen ſelbſt war alſo jorgfältig vermieden; 
als einziges Motiv des Antrags erſchien die Vollsſtimmung 
in den Herzogthümern und die Anſicht des Bundestags: 
nicht aus Gründen alſo eines feſten Rechts, ſondern einer 
leichteren Ausführbarktit wurde Auguſtenburg vorgeſchlagen. 

Unterdeſſen hatten die Grafen Ruſſell und Clarendon 
ihren Theilungsplan mit den übrigen Neutralen besprochen. 
Da weder Frankreich noch Rußland zum Schutze der dänischen 
Integrität einen Krieg gegen Deutſchland beginnen wollten, 
ohne ihren Beiftand aber ſogar Palmerſton die Rathſamkeit 
des Einlentens begriff, fo begleitete allgemeiner Beifall den 
engliſchen Vorſchlag, wenigſtens die däniſchen und die ge⸗ 
miſchten Bezirke Schleswigs für Chriſtian IX. zu erretten. 
Als künftige Grenze ſollte die Schlei und das Danewert feſt⸗ 
gejegt, auf dem künftig deutſchen Anteil aber weder Feſtungen 
noch befeſtgte Häfen angelegt, über das künftige Schickſal 
desſelben nicht ohne Zuftimmung ſeiner Bevölkerung verfügt, 
ſodann deutſcher Seits auf jede weitere Einmiſchung in die 
innern Angelegenheiten Dänemarks verzichtet, und endlich dem 
däniſchen Könige der Reſt feiner Beſitzungen durch die Groß 
mächte Europas garantirt werden. Vernſtorff, ebenfalls von 
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Ruſſell in's Vertrauen gezogen, verhehlte ihm nicht, daß die 
Schleilinie in der Sehe zveckwidrig, das Verbot befefligter 
Plätze aber für Deutſchland ehrwidrig fein würde. Jedoch, 
die Neutralen blieben bei ihrem Texte; es wurde verabredet, 
daß in der Sitzung zuerſt Bernſtorff die deutſche For 
derung, und dann Ruſſell den englischen Gegenantrag ftellen 
ſollte. 

Dies geſchah alſo am 28. Mai. Sofort nahm Brunnow 
das Wort, um mit gewohntem ſentimentalem Pathos ſeine 
ſchmerzliche Überraschung über die deutſcher Seits begehrte 
Zerreißung der däniſchen Monarchie auszuſprechen, den An⸗ 
trag mit lebhaftem Bedauern abzulehnen, allen Mitbewerbern 
Auguſtenburg's, insbeſondere dem Großherzog von Oldenburg, 
alle Rechte vorzubehelten. Graf Wachtmeiſter erklärte, nach 
ſeinen Inſtructionen ſei es ihm nicht erlaubt, in eine Be 
rathung des deutſchen Antrags einzutreten, geſchweige denn, 
ihm zuzuſtimmen. Ebenſo entschieden ſagte Quaade, wenn 
er ſchon den deutfehen Antrag vom 17. Mai für unannehmbar 
erllärt habe, jo könne er um fo weniger fi) auf eine Dis⸗ 
cuſſion des heutigen einlaſſen. Da auch der Fürſt Latour dem 
engliſchen Antrage in deſſen ganzem Umfange beitrat, fo war 
mithin hier, im Mathe Europas, die Erhebung Auguſtenburg's 
mit allen Stimmen außer den deutſchen zurückgewieſen. Die 
deutſchen Bevollmächtigten beſprachen darauf den engliſchen 
Vorſchlag. Graf Bernſtorff ſagte, die deutſchen Mächte 
müßten in jeder Theilung Schleswigs eine große Abſchwächung 
ihres berechtigten Begehrens erblicken, würden aber wahr⸗ 
ſcheinlich im Intereffe des Friedens fich zu einer ſolchen Con⸗ 
ceifion im Prineip herbeilaſſen, allerdings unter Vorbehalt 
einer richtigern Feſtſtellung der Grenze und voller Freiheit 


Google ERS 0 


334 Ausgang der Londoner Conferenz. 


für Feſtungsanlagen auf dem deutſchen Antheil. Lord Cla- 
rendon forderte die Dänen vergeblic) auf, ihre Meinung 
über das Princip einer Theilung zu jagen; fie ertlärten, dies 
nur zu nen, wenn die Deutſchen genau und vollständig 
ihr Votum über alle Punkte des engliſchen Antrags abgegeben 
hätten. Es blieb nichts übrig, als Vertagung der Sitzung 
auf den 2. Juni, in der Hoffnung, daß bis dahin die ſtteiten⸗ 
den Parteien zu bejtimmten Entſchlüſſen gekommen wären. 

Je weniger Neigung bei den Neutralen zu bewaffneter 
Bekämpfung der deutſchen Forderungen vorhanden war, um 
ſo lebhafter ſtrebten ſie jetzt, eine Herabminderung derſelben 
durch ſtarten diptomatiſchen Druck zu erlangen. Am 31. Mat 
hatten die Deutſchen eine vertrauliche Beſprechung mit den. 
Neutralen, bei der es äußerſt bewegt herging. Graf Ruſſell 
meldete, Dänemark habe das Prineip der Theilung ange- 
nommen, die Deutſchen möchten ſich alſo über die vorge⸗ 
ſchlagene Grenzlinie ausſprechen. Darauf erörterte Bernſtorff, 
unter Zuſümmung Beuſts und Appony’s, der Zweck der 
Theilung ſei volftändige Auseinanderſetzung der beiden 
Nationalitäten; nun würde aber die Schleilinie viele Tauſende 
deutſcher Einwohner unter däniſcher Herrſchaft belaſſen, den 
Zweck alſo völlig verfehlen, Deutſchland müſſe demnach die 
weiter nördlich gelegene Linie Apenrade⸗Tondern begehren. 
Kaum war das ausgeſprochen, ſo brachen die Neutralen in 
einen Sturm der Eutrüſtung aus; Deutſchland alſo fordere 
den ganzen gemifchten Bezirk; über ſolche Bedingungen könne 
man gar nicht reden; da möge die Conferenz lieber gleich 
ihre Sitzungen schließen. Bernſtorff erklärte, es gehe einmal 
nicht anders; nach den gemachten Erfahrungen könne Deutſch⸗ 
land dem Könige von Dänemark nicht einen einzigen deut⸗ 
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ſchen Unterthanen anvertrauen. In höchiter Aufregung, mit 
Thränen in der Stimme, rief Lord John dagegen, einen fo 
beleidigenden Satz könne man den Dänen gar nicht einmal 
mittheilen. Nun, ſagten Bernſtorff und Beuſt, ſo befragt 
die Bevölkerung, und ihr werdet ſehen, wie viel daniſche 
Geſin nung im Norden der Schlei vorhanden ift. Hier freilich 
beellte ſich Apponi, eirzuſchalten, daß er gegen eine Befragung 
der Landstände in Schleswig nichts zu erinnern hätte, aber 
die Anwendung des allgemeinen Stimmrechts ganz entſchieden 
verbitten müffe. Fürſt Latour erklärte, eine Volksabſtimmung 
tonne nicht über den Umfang der Abtretung, ſondern nur 
in dem abgetretenen Theil über die Wahl des Herrſchers 
Statt finden, jedesfalls müffe für Danemark eine militärisch 
feſte Grenze, wie die Schlei und das Dauewerk, geſichert 
bleiben. Um die Neutralen etwas zu befänftigen, trat Bern⸗ 
ſtorff auf dieſe Seite der Frage ein: die deutſchen Truppen 
hätten das Danewerk in zwei Tagen, Duppel aber erſt nach 
mehreren Wochen genommen; es ſei alſo auch in milttäriſcher 
Beziehung die Schlei eine weniger ſicherr Grenze für Däne 
mark, als weiter im Norden z. B. die Linie Flensburg 
Tondern; allerdings habe er die leztere zu beantragen, keine 
Vollmacht; um fo beſtimmter aber müſſe er das von ben 
Neutralen begehrte Verbot von Befeſtigungen auf dem deut⸗ 
schen Antheil zurückweiſen. 

Mitten in dieſe Erörterungen hinein fiel dann zu all⸗ 
gemeiner Ulberraſchung eine Anzeige Brunnow's: durch den Hin 
fall des Londoner Vertrags von 1852 feien die im Warſchauer 
Protokoll reſervirten Erbanſprüche des Hauſes Gottorp wieder 
aufgelebt; jedoch habe Kaiſer Alexander, um ſeine hohe Un- 
eigenntigigfeit zu betunden, und um zugleich das Friedens⸗ 
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werk zu erleichtern, dieſe Rechte in ihrem ganzen Umfange 
dem Groſherzog von Oldenburg übertragen. Es war dies 
zunächſt ein neuer Proteſt gegen Auguſtenburg; ſchon am 
28. Mai hatte der Kaiſer dem preußischen Militärbevoll⸗ 
mächtigten von Loen erklärt, in der Einſetzung des Erbprinzen 
würde er einen Sieg der Revolution erblicken. 

In der officiellen Sitzung vom 2. Juni wiederholten 
ſich dieſe Verhandlungen mit gleicher Unfruchtbarkeit. Die 
Dänen wollten nicht einmal die Schleilinie zugeben, ſondern 
forderten als Grenze weiter ſüdlich eine Linie Eckernförde⸗ 
Friedrichstadt, alſo für ſich etwa fünf Sechſtel des Herzog⸗ 
tums. Bernftorff dagegen stellte umgekehrt eine weitere deutſche 
Conceſſion in Ausſicht, indem er ſich mit Balan bereit er— 
klärte, ſeiner Regierung ſtatt der Apenrader Grenze die An⸗ 
nahme der Linie Flensburg-Tondern zu empfehlen ſofort 
aber kam von den Dänen die Erklärung, dies ſei ebenſo un⸗ 
annehmbar wie alles Frühere. Bernſtorff brachte darauf die 
Nothwendigkeit einer Verlängerung der am 12. Juni ab 
laufenden Waſſeuruhe zur Sprache, indem er die Bereit: 


willigkeit Preußens zu einem förmlichen, möglichſt ausge- 
dehnten Waffenſtilſtand zuſicherte. Die Dänen aber, um 
nicht die für Blokade und Kaperei günftige Sommerzeit zu 
verlieren, zeigten ſich auch hier zum Kummer der Neutralen 
Höchft abgeneigt: erft wenn ficjere Ausſicht auf den Abſchluß 
cines billigen Friedens vorhanden ſei, könnten fie eine fernere 
Waffenruhe bewilligen. Sie waren ſtets der Meinung, da 
England die öfterreichiiche Flotte nicht in die Oſtſee einlaußen 
laſſe, jeien fie auf ihren Inſeln ſicher, und könnten der deut 
ſchen Invaſion in Jütland noch eine lange Weile in Ruhe 
zuſehen. Erſt in der folgenden Sitzung, am 6. Juni, ließen 
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fie ſich herbei, in Gnaden eine Bewilligung weiterer Waffen⸗ 
ruhe bis zum 26. anzukündigen, worauf dann die deutſchen 
Mächte, ungern genug, am 9. ihre Zuſtimmung erklärten. 
Unterbeffen hatte man in Preußen die Verhandlung mit 
dem Erbprinzen begonnen. Der junge Fürſt war eilig nach 
Berlin gekommen, zeigte ſich aber bei einem Geſpräche mit 
Bismarck, ſpät Abends am 1. Juni, ſehr wenig beeifert, 
auf die preußiſchen Wünſche einzugehen. Nach dem Antrage 
vom 28. Mai, und vielleicht auch nach Notizen über die 
neueſten Wiener Stimmungen, ſchien er ſich bereits ganz als 
fouveränen Bundesfürſten zu fühlen, der verpflichtet fei, den 
Rechten ſeines Hauſes und ſeines Staats nichts zu vergeben. 
Man beſprach im Weſentlichen dieſelben Punkte, welche auch 
der Kronprinz in ſeiner Denkſchrift vom 26. Februar betont 
hatte. Der Prätendent bemerkte, daß er ohne Zuſtimmung 
der schleswig holſteiniſchen Volksvertretung ſich zu keiner Land⸗ 
abtretung und keiner Beſchränkung feiner Souveränität ver- 
pflchten könne. Je größere Stücke Schleswigs man den 
Dänen überlaſſe, deſto weniger werde er auf der andern 
Seite an Preußen dahingeben können. Über eine Militär- 
convention werde ſich reden laſſen; die Bedingungen der mit 
Coburg abgeſchloſſenen würden aber für Schleswig Holſtein 
nicht zuläſſig fein. Man folte, jagte er, mich nicht in 
Paragraphen einſchnüren, ſondern mein Herz zu gewinnen 
ſuchen. Wir hofften, erwiderte Bismarck, durch die Vertreibung 
der Dänen Ihr Herz bereits gewonnen zu haben. Der Prinz 
beeifte ſich, dieſe Täuſchung zu beſeitigen. Die Herzogthümer, 
ſagte er, halen Preußen nicht gerufen ; ohne Preußen würde 
der Bund ihre Befreiung leichter und ohne Läftige Bedin⸗ 


gungen bewirkt haben. Bismarck antwortete mit der ee 
v. Sybel, Begründung d. dertſchen Beides. III. 
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an die Furcht der Hannoveraner, die Elbe vor Auſſtellung 
der preußiſchen Reſerven zu überſchreiten, und deutete an, 
daß Preußens Eifer in der Förderung der Candidatur des 
Prinzen einiger Maaßen von dem Verhalten Sr. Durchlaucht 
gegen Preußen abhänge. In dieſer Beziehung, entgegnete 
der Prinz, hege ich keine Beſorgniſſe; die Sache it ſchon zu 
weit gediehen, um noch rückgängig gemacht werden zu können. 

Weitere Geſpräche zwiſchen ihm und dem ihm perſönlich 
nahe befreundeten Kronprinzen führten zu keinem erheblich 
befferen Reſultat und jedesfalls zu keinem geficherten Abſchluß. 

Für Bismarck war der Antrag vom 28. Mai von Anſang 
an nichts Anderes geweſen, als ein Frirdensvorſchlag an die 
Conferenz, je nach den Umſtänden ebenſo gut oder ebenso 
ſchlecht wie jeder andere, unter allen Umſtänden aber für 
Preußen ſo wenig mehr als jener der Perſonalunion vor⸗ 
handen, nachdem die Conferenz ihn verworfen hatte. Gleich 
nach der Beſprechung mit dem Prinzen ſchrieb er an den 
Geſchäftsträger in Petersburg, Baron Pirch, Preußen habe 
kein Widerſtreben gegen die Oldenburger Candidatur, habe 
die Augustenburger vorgeſchlagen, weil fie leichter ausführbar 
erſchienen wäre, erachte ſich aber daran nicht gebunden, wenn 
andere Combinationen die Erreichung des Hauptziels erleichtern 
und beſſere Bedingungen bieten würden. Ebenſo an Golz: 
die Perſonalfrage iſt nicht der weſentliche Theil unſeres 
Programms; nachdem ich mit dem Erbprinzen verhandelt, 
kann ich im preußiſchen Intereſſe nur wünſchen, daß unter 
annehmbarer Regelung der Grenze die dynaſtiſche Frage einft- 
weilen offen bleibt. Und endlich an Beruſtorff: nach ein⸗ 
gehender Verhandlung mit dem Erbprinzen, ſcheint es mir 
im preußiſchen Intereffe geboten, die Candidatur desſelben 
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für jetzt nicht weiter zu fördern, als bisher geſchehen, und 
wenn Einwendungen laut werden, zu erklären, daß ber 
dynaſtiſche Theil unferes Programms nicht die Hauptſache 
desſelben ift. 

Garz in demſelben Sinne mit Rechberg zu reden, wurde 
am 8. Juni auch Werther angewieſen. Wenn Oſterreich bisher 
die Anſprüche Oldenburg's nicht begünſtigt und ſchließlich 
Auguſtenburg vorgezogen habe, jo ſei jetzt durch die ruſſiſche 
Abtretung der Gottorp'ſchen Erbtitel an den Großherzog die 
Lage weſentlich verändert. Jetzt ſei aus jenen fremden und 
nirgend angemeldeten Anſprüchen der directe Anſpruch eines 
deutſchen Bundesfürſten geworden, bereits der Conferenz vor⸗ 
gelegt, fiher in Frankfurt bevorſtehend. Dort am Bundes⸗ 
tage die rechtliche Seite der Frage geltend zu machen, würde 
Sache des Großherzogs fein. In politischer Beziehung, ſcheine 
es, hätten wir keine Gründe, dem Großherzog entgegen zu 
treten. Die beiden deutſchen Mächte bedürfen den möglichſt 
großen Erfolg; es ſei ſehr möglich, daß derſelbe durch 
die Candidatur Oldenburg erreichbar würde, da für dieſe die 
Unterftügung Rußlands gefichert, und die Weſtmächte ihr 
ſchwerlich abgeneigt wären. Es fei vorauszusehen, daß der 
Großherzog feine Anſprüche auf ganz Schleswig- Holſtein 
erſtrecke; dann würde für ihn die Theilung Schleswigs nicht 
eine Abtretung von Dänemark, ſondern an Dänemark fein, 
und Rußland nicht wohl gegen eine dem Großherzog günſtige 
Theilungslinie auftreten lönnen. Niemals hätten wir übrigens 
die Augustenburger Candidatur als die einzig mögliche und 
ausſchließliche bezeichnen wollen; fie fei eben nur ein Vorſchlag 
geweſen, nicht angenommen von der andern Seite, alſo auch 
nicht mehr bindend für den Vorſchlagenden. 
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Rechberg hörte das Alles ohne Widerſpruch, jedoch mit 
der kühlen Bemerkung an, wir würden unfere Lage gegen⸗ 
über den Neutralen ſchwerlich verbeſſern, wenn wir gleich 
wieder unſere Stellung wechſelten. 

Am 9. Juni langte Kaiſer Alexander von Rußland, 
von dem Fürſten Gortſchakoff begleitet, auf der Reiſe nach 
dem Bade Kiſſingen in Berlin an. Bismarck hatte am Abend 
des 10. die Ehre einer längern Audienz bei dem Monarchen, 
und fand hier feinen Grund, fein Hinüberneigen zu der 
Oldenburger Condidatur zu bereuen. Ex ſah ben Kaifer von 
dem dringenden Wunſche auf Erhaltung des Friedens erfüllt. 
Wenn die Verlängerung der Waffenruhe mißlinge, fagte er, 
möge Preußen die Blokade ertragen, nicht nach Fünen üher- 
gehen, nicht durch einen ſolchen Schritt den Zorn Englands 
bis zu offenem Bruche steigern. Bismarck räumte die ſchweren 
Gefahren einer ſolchen Wendung ein: aber, fagte er, es gibt 
Übel, welche ſchlimmer find als der Krieg, und zu dieſen 
müßte id) einen ſolchen Abſchluß des däniſchen Streites rechnen, 
welcher die Deutſchen in Schleswig ungedeckt licße, dadurch für 
Se. Majeſtät den König, für ſein tapferes Heer und für das 
preußiſche Volk eine ſchwere Demüthigung herbeiführte, und 
hiemit — hier ſchlug er eine Saite an, welche ſtark in 
Alexander's Herzen wiedertönte — eine gefährliche Waffe in 
die Hände der Revolution liefern würde, gegen welche zu 
kämpfen, die Hauptaufgabe der Regierung bleibe. Der Kaiſer 
stimmte hier lebhaft ein: möge Preußen ſtets an dieſem 
Princip festhalten. Dazu aber, bemerkte Bismarck, wird es 
noͤthig fein, die Umwandlung unferer äußern Schwierigkeiten 
in innere zu verhüten; es kaun uns nicht zuigemuthet werden, 
die innern Verlegenheiten, die ſich das englische Cabinet durch 
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feine däniſche Politik künſtlich geſchaffen hat, auf Deutfchland 
zu übertragen, und ergliſche Cab inetsfragen auf Koſten urſerer 
innern Sicherheit zu ſchlichten. 

Das Geſpräch wandte ſich dann auf die künftige Ver⸗ 
fuͤgung über die Herzogthümer. Der Kaiſer drückte ſeine große 
Veſriedigung über die freundliche Aufnahme der Oldenburger 
Candidatur in Berlin aus. Sehr eingenommen zeigte er ſich 
dagegen in dieſem Zusammenhang gegen die etwaige Möglich- 
keit einer preußiſchen Annexion. Bismark entgegnete: wir 
würden deshalb keinen europälſchen Krieg heraufbeſchwören. 
aber wenn die Annexion uns angeboten würde, ſchwerlich in 
der Lage fein, fie abzulehnen. Nun, fagte der Kalſer, dahin 
wird es ſchwerlich kommen; ich wüßte nicht, wer euch ein ſolches 
Anerbieten ftellen ſollte. Von dieſem Punkte lag der Über- 
gang nahe zu einer dringenden Aufforderung zu feſtem Zu⸗ 
femmenhalten mit Oſterreich, zur Vermeidung eines Sonder⸗ 
abkommens mit Frankreich. Bismarck erklärte, zu dem letztern 
würde Preußen ſich nur entſchließen, wenn Oſterreich oder 
Rußland der Dritte im Bunde wäre. Nochmals warnte der 
Kaifer, England nicht zu ſehr zu reizen, und es damit auf 
Frankreichs Seite hinüber zu treiben, da Napoleon höchſt ge: 
fährliche Pläne ſpinne. Bismarck blieb darauf feſt bei der 
Erklärung, daß England allein ſich ſchwerlich zum Kriege 
entſchlicßen würde, Napoleon aber ſich nicht verhehlen könne, 
daß ein Kampj am Rhein um eine deutſche Nationalſache 
nicht nur Deutſchland einig und entſchloſſen finden, ſondern 
auch eine Coalition der drei Oſtmächte unvermeidlich in das 
Leben rufen würde. Denn keine von ihnen könne die Nieder⸗ 
werfung der andern ertragen, und wenn franzböſiſche Heere 
ſiegreich in Deutſchland ſtänden, würde Rußland durch die 
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Rückicht auf Polen zur Theilnahme gemvungen jein, möge 
es feiner Neigung eutſprechen oder nicht. 

Der Kaiser schloß das Gespräch mit einer wiederholten 
Mahnung, den Frieden Europas nicht in Gefahr zu ſetzen, 
meinte, man ſolle Schleswig durch eine Linie zwichen der 
Schlei und Flensburg theilen, bezeichnete übrigens ſelbſt den 
Londoner Tractat von 1852 als einen überwundenen. 
Standpuntt. 

So viel konnte aus dieſen Verhandlungen entnommen 
werden, daß von Rußland auch bei einer Abtrennung der 
Herzogthümer keine ernſtliche Gefahr zu beſorgen wäre. Ob 


auch bei einer preußiſchen Annexion derſelben, war allerdings 
noch eine andere Frage. Wie ſehr die ruſſiſche Regierung. 
ſiets in der Sorge vor einer ſcandinaviſchen Union, Däne- 
mard vor jo schweren Verluſten zu bewahren bemüht war, 
zeigte ſich, als am 16. Juni König Chriſtian während der 
Staatsrathsſitzung eine Depeſche des ri hen Geſandten 
Nicolai empfing, welche in der dringendſten Weiſe den König 
aufforderte, noch in der letzten Stunde die Zerſtörung der 
dänischen Integrität durch Annahme der Perſonalunion zwischen 
Dänemark und Schleswig Holſtein abzuwenden. Der König, 
welcher fein Eiderdäne war und keine Hoffnung auf fremde 
Hülfe mehr hatte — fo eben erſt hatte Napoleon eine wieder⸗ 
holte Aufforderung Palmerſtons zum Einſchreiten nachdrück⸗ 
lich abgewieſen — war ebenſo wie der Kronprinz bereit zu 
dem Schritte. Aber mit höchſter Entſchiedenheit erklärten ſich, 
ſtets in dem Bewußtſein ihrer inſularen Sicherheit, die Miniſter 
gegen eine ſolche Maaßregel, welche ihnen und ihrer Partei 
als das Allerſchlinmnſte, als der thatſächliche Verluſt von ganz 
Schleswig erſchien; denn was nütze dem däniſchen Volke der 
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Umftand, daß Chriftian IX. neben der däniſchen noch die 
Krone Schleswig- Holſteins trage, wenn Schleswigs Finanzen, 
Heerweſen und Diplomatie jeder Einwirkung der däniſchen 
Patrioten entzogen ſei? Da ſei es beſſer, Holſtein und dazu 
im Notfall einen Streifen ſüdſchleswig'ſchen Landes den 
Deutſchen völlig zu überlaſſen, und dafür Schleswigs Ein- 
verleibung in das däuiſche Staatsweſen ſiegreich zu behaupten. 
Die Verhandlung wurde ſo erregt, daß die Außerung fiel, 
die Annahme der Perſonalunion würde das däniſche Volk zur 
Erklärung der Republik treiben. Da der König auf ſeiner 
Anficht verharrte, erklärten ſänmtliche Minifter ihren Rück 
tritt. Der König hob die Sitzung auf, und berief im Laufe 
des Nachmittags verſchiedene Männer der alten Geſammt⸗ 
ſtaatspartei zur Bildung eines neuen Cabinets. Allein er 
fand Unterſtützung an keiner Stelle. Die Stimmung des 
Reichs raths, der Preffe, der hauptſtädtiſchen Bevölkerung ſei 
äuferft erbittert; hier wolle kin Menſch von Schleswigs 
Scibſtändigkeit etwas wiſſen; ein Berſuch im Sinne der 
euffifchen Depeſche könne dem Könige den Thron kosten So 
gab der ungläckliche Fürſt auf's Neue nach, berief Monrad 
und Genoſſen wieder auf die Miniſterſeſſel zurück, und ge⸗ 
nehmigte eine Inſtruction an Quaade, als außerſte Einräu⸗ 
mung den engliſchen Antrag vom 28. Mai, als untheilbares 
Ganzes mit allen feinen Clauſeln, anzunehmen, alle weitern 
Zugeſtändniſſe aber unbedingt abzulehnen. Das hieß denn frei⸗ 
lich alle Brücken abwerſen und ſich ausſchließlich auf die ſchitzen⸗ 
den Meereswellen verlaffen. Zunächſt waren den Dänen noch 
einige unangenehme Erfahrungen in der Conferenz beftimmt. 

Bismarck, welcher nicht gerne ein praktiſches Mittel zum 
weck ſich wegen doctrinärer Angſtlichkeit verſagte, hatte 
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glich nach der Ablehnung des Auguſtenburzer Antrags durch 
die Conferenz auf den urſprünglich franzöſiſchen Gedanken 
einer Befragung der Bevölterung zurückgegriffen. Es hatte 
ſich freilich gezeigt, daß jegt die Franzosen dieſes Mittel nicht 
mehr zur Beſtimmung der Grenze, ſondern nur noch zur 
Wahl des Sonveräns im deutſchen Antheil verwandt wiffen 
wollten: im ſchärſſten Gegenfag dazu verwarf Öfterreich jede 
Art von Plebiſcit, und wollte keinen andern Ausdruck des 
Nationalwillens anerkennen, als einen durch den Souverän; 
beſtätigten Beſchluß der Landſtände, während England und 
Rußland das Plebiſeit ganz wie Frankreich für die Wahl 
des Souveräns im deutſchen Antheil begehrten, vor der jo 
erfolgten Einſetzung des Souveräns aber einen landſtändiſchen 
Beſchluß nicht anerkennen wollten. Inmitten dieſes Wirr⸗ 
warrs hielt Bismarck jet und beſtimmt feinen Weg. Auch 
ich will, ſagte er den Oſterreichern, die Entſcheidung weder 
über die Grenze noch über den Souverän in die Hand von 
Volksverſammlungen legen — (und wahrhaſtig, ihm, der ſehr 
entſchloſſen war, alle Volkswünſche für Auguſtenburg unter 
Umſtänden für nichts zu achten, war es voller Ernſt mit 
dieſer Verneinung). — Allein England beantragt eine Theilung 
Schleswigs, gerade zu dem löblichen Zwecke, um durch völlige 
Trennung der beiden Nationalitäten ihrem unverſöhnlichen 
Hader ein Ende zu machen. Leider iſt es aber ſtteitig, wo 
die eine dieſer Nationalitäten aufhört, und die andere an⸗ 
fängt: die Dänen jagen bei Eckernförde, wir bei Apenrade. 
Was ift nun einfacher, was nothwendiger für ein ſachtundiges 
Urtheil der Conferenz, als die Leute ſelbſt zu fragen, ob fie 
Deutſche oder Dänen, ab fie deutſchgeſiunt oder däniſche 
Patrioten find? Das Ergebniß wird nicht das einzige 
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Moment für die Entſcheidung der Conſerenz fein, aber ohne 
dasſelbe kaun die Confereng ſich nimmermehr ein der Sach⸗ 
lage angemeſſenes Urtheil bilden; jedesfalls aber wird die 
Entſcheidung nicht von der Bevölkerung, ſondern allein von 
der Conferenz gegeben werden. 

In Wien blieb dieſe Erörterung, bündig wie ſie war, 
ohne Wirkung. Nicht einmal einen ſolchen Antrag in der 
Conſcrenz schweigend paſſiren zu laſſen, wollte Rechberg 
zugeben. Aber wie ſehr Bernſtorff auch von dem unter 
dieſen Umſtänden hoffnungsloſen Beginnen abrieth, Bismarck 
beharrte auf ſeinem Beſchluß. In der Sitzung am 18. Juni 
mußte Bernſtorff einen preußiſchen, von dem Minifter ſelbſt 
redigirten Antrag des angegebenen Inhalts in aller Form 
einbringen. Soſort geſchah, was Bismarck erwartet hatte. 
Gs zeigte ſich, daß die Dänen und ihre Freunde ſchlechter⸗ 
dings feine amtliche Erkundigung über die thalſächliche Lage 
der Dinge in Schleswig, über die Sprache und die Geſinnung 
der Einwohner zulaſſen konnten, ohne den däniſchen An⸗ 
ſprüchen ſchweren Schaden zu thun. Kaum hatte Bernſtorff 
den Antrag verleſen, fo erhoben die Dänen heftigen Proteft. 
Nur auf dem künftigen deutſchen, nicht auf dem dänisch 
bleibenden Antheil dürften die Wünſche der Bevölkerungen 
gehört werden. Mit hoher conſervativer Salbung trat ihnen 
Brunnom bei. Er beklage tief, daß er den Vertretern einer 
jo nahe befreundeten Regierung widerſprechen müſſe. Aber 
über aller Freundſchaft stehe bei ihm die Pflicht gegen feinen 
Hof. Nun ſei es gegen alle Grundſätze der ruſſiſchen Politit, 
Unterthanen zu fragen, ob fie ihrem Souverän treu bleiben 
wollen; ſollten denn die Bauern in Schleswig über eine 
Frage entſcheiden, mit welcher die Mächte Europas in dieſer 
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Conferenz bejaht find? Nimmermehr würde er eine Anficht 
billigen können, welche das Urtheil der europäiſchen Regie- 
rungen der Meinung der ſchleswiger Volkshaufen unterordnen 
wolle. Bernſtorff warf ein, die Bevölkerung Schleswigs, 
welche übrigens nicht bloß aus Bauern beſtehe, ſolle ja nicht 
entſcheiden, ſondern nur der Conferenz das zu ihrer Infor- 
mation nöthige Material liefern. Dieſer Vorſchlag, rief 
Brunnow, verräth die Abſicht, dem König von Dänemark 
ſeinen Beſitz zu rauben; ich muß es ſchmerzlich bedauern, 
daß er von dem Bevollmächtigten Sr. Majeſtät des Königs 
von Preußen hat gemacht werden können. Lord Clarendon 
beſtätigte der Sinn des Vorſchlags läuft auf die Entthronung 
des Königs von Dänemark hinaus; das iſt das Ergebniß, 
welches man anftrebt, indem man die Unterthanen des Königs 
befragt, ob ſie ſeine Unterthanen bleiben wollen oder nicht. 
Fuürſt Latour war der Meinung, man ſolle den preußiſchen 
Vorſchlag wenigſtens in den Bezitken mit gemifchter Bvölte⸗ 
rung zur Anwendung bringen, fand aber auch dafür keine 
Zuſtimmung. Ofterreich und Schweden traten Brunnow's 
Außerungen bei; der einzige Veuft gab feine Stimme für 
Preußen ab. Der Antrag war mithin gründlich verworfen, 
zugleich aber auch von Brunnow und Clarendon feierlich der 
Welt verkündet, daß die Fortdauer der däniſchen Herrſchaft 
mit irgend einer Berückſichtigung des Volkswillens unverträg⸗ 
lich jei. Die Dänen hatten allen Grund, wieder einmal zu 
beten: Gott bewahre uns vor unſern Freunden. 

Die engliſchen Staatsmänner hatten im Voraus gefühlt, 
welchen moraliſchen Eindruck die Ablehnung des preußiſchen 
Antrags machen, wie einſchneidend er die Unhaltbarkeit der 
däniſchen Herrſchaft über die Deutſchen in Schleswig, und 
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damit auch ihres Vorſchlags der Schleifinie darthun müffe 
Sie waren alſo bereit zu dem Verſuche eines neuen Aus. 
kunftsmittela. Der Pariſer Friede von 1856 hatte auf 
Clarendon's Antrag den Wunſch ausgeſprochen, daß bei 
künftigen Streitfällen die Parteien, ehe ſie zu den Waffen 
griffen, die guten Dienſte einer befreundeten Macht begehren 
möchten. Lord John beantragte nun, Deutſchland und Däne⸗ 
mark ſollten in Diefen Sinne eine befreundete Macht anrufen, 
damit eine Grenzlinie gezogen werde, weder im Norden der 
von Deutſchland, noch im Süden der von Dänemark bean⸗ 
tragten. Clarendon fügte dann noch die Bemerkung hinzu, 
Englands Gedanke bei dieſem Vorſchlage fei, daß der Aus 
ppruch der angerufenen Macht ohne Weiteres verbindliche 
Kraft haben ſolle, worauf dann Bernſtorff bemertte, daß 
dies nicht mehr Vermittlung, ſondern Schiedsgericht ſei, alſo 
über den Satz des Pariser Friedens hinausgehe, wo überall 
nur von der „vermittelnden Macht“ geredet, nur deren „gute 
Dienſte“, alfo nicht eutſcheidende Urtheile, begehrt, die „Frei: 
heit der ſtreitenden Regierungen" ausdrüdlich gewahrt werde. 
Die Dänen bedauerten ſchmerzlch, daß England mit diesem 
Vorſchlag die von ihm ſelbſt bezeichnete Schleilinie eventuell 
aufgebe, und auf die ſonſtigen Clauſeln des frühern Antrags 
lein Gewicht mehr zu legen ſcheine. Beide Theile nahmen 
übrigens den neuen englischen Vorſchlag zum Bericht. Balan 
erklärte dann noch, daß eine Verlängerung der Waffenruhe 
nur dann Statt finden könne, wenn die Dauer derſelben auf 
ſechs Monate ſeſtgeſtellt würde, während Bicgeleben ver⸗ 
mittelnd meinte, mit zwei oder drei Monaten könne man ſich 
auch wohl begnügen. Die Dänen ließen ſich auf eine Er- 
örterung dieſer Frage gar nicht ein. 
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In der folgenden Sitzung am 22. Juni konnte dann 
Graf Bernſtorff erklären, daß die deutſchen Mächte den letzten, 
englischen Vorſchlag genau in dem Sinne des Pariſer Friedens 
onnähmen, nach welchem ein Vermittler zu wählen ſei, der 
gute Dienſte zur Erzielung des Friedens leiſte, ohne bindende 
Urtheilsſprüche zu fällen. Wir werden ſogleich nachholen, 
auf welche Art dieſer Veſchluß zu Stande gekommen war. 
Dagegen jegte Tunade Namens der däniſchen Regierung 
auseinander, daß auf die gegenwärtigen Verhältniſſe der Satz 
des Pariſer Friedens unanwendbar, und folglich Lord John's 
Vorſchlag unannehmbar ſei. König Chriſtian hatte Anfangs 
zur Genehmigung geneigt, und auch der zur Berathung hinzu 
gezogene Hall fie lebhaft empfohlen, Monrad aber, durch 
ermuthigende Winke vom Hofe des Prinzen von Wales ge 
ftärkt, war unerſchütterlich auf der Verwerfung beſtanden 1). 
Es war dies wieder ein für Dänemarks Intereffe ungünstiger 
Verlauf; wieder war man weniger entgegenkommend als die 
deutſchen Mächte geweſen, und vergebens ſuchte Clarendon 
die Thatſache durch eine gewundene Erörterung abzuſchwächen, 
daß unter den „guten Dienſten“ des Pariſer Vertrags auch 
ein Schiedsgericht mit verſtanden fei, daß alfo durch deſſen 
Ablehnung die Deutſchen ſich ebenſo unverträglich wie die 
Dänen gezeigt hätten. Der Wortlaut der Pariſer Urkunde 
ſprach zu entſchieden zu Gunſten der Deutſchen. Dasſelbe 
Ergebniß trat hervor, als Fürſt Latour jetzt im Namen 
ſeiner Regierung feinen Antrag wiederholte, zur Information 
der Conferenz in den gemiſchten Bezirken zwiſchen Apenrade 
und Eternfürde die Bevölkerung gemeindeweife abftimmen zu 
laſſen, unter Entfernung der deutſchen Truppen während der 
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Abftimmung. Vernſtorff und Beuft ertlärten fich bereit, den 
Antrag zum Bericht zu nehmen, Quaade aber mußte in Folge 
der Kopenhagener Düinifterfrifis ihn kurz und definitiv ab⸗ 
lehnen. Da die Waſferruhe nur noch vier Tage Dauer 
hatte, ſprach Balan nochmals Preußens Vereitwilligkeit aus, 
über eine Verlängerung derselben in Verhandlung zu treten; 
Quaade entgegnete, er könne jetzt wie früher darauf nut 
erwidern, daß ſeine Regierung erft dann eine ſolche Ver⸗ 
längerung bewilligen werde, wenn ernſte Ausſicht auf eine 
friedliche Löſung gewonnen wäre; leider ſei dies nicht der 
Fall, und deshalb an Waffenflillftand nicht zu denken. 

Damit war die Thätigkeit der Diplomaten zu Ende; die 
Schlußſitzung der Conferenz am 25. Juni hatte außer nach⸗ 
träglichen gegenſeitigen Recriminationen keinen andern Inhalt 
als die üblichen Formalitäten und Höflichkeitsbezeugungen. 
Folgendes Tags ſagte Clarendon zu Bernſtorff: ihr habt 
bis jezt euer Spiel gewonnen; ihr ſeid als Herren der Lage 
in die Conferenz eingetreten und habt ſie als Herren der 
Lage verlaſſen — ſeht zu, wie lange das dauert. Für's 
Erſte mußten die Waffen darüber entſcheiden, ob die Hoff⸗ 
nung der Dänen auf die Unangreifbarkeit ihrer Inſeln be 
gründet war. 
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Seit dem 18. Juni weilte König Wilhelm in Begleitung 
Bismarcks zur Badecur in Karlsbad. Kaiſer Franz Joseph, 
auf Einverſtändniß und Deckung nach allen Seiten bedacht, 
Hatte in Kiſſingen den ruſſiſchen Monarchen beſucht, und 
nachdem er feinen Miniſter vorausgeſandt, erſchien er dann 
auch in Karlsbad. Bismarck entwickelte hier gleich am 20. 
und 21. Juni dem öſterreichiſchen Collegen dieſelben Geſichts⸗ 
punkte, welche er kurz vorher in Berlin den Ruſſen vor⸗ 
getragen hatte: die Nothwendigteit, ſich durch keine Gefahr 
von der Erreichung des Zieles zurückſchrecken zu laſſen, die 
Gewißheit, daß England allein die Waffen gegen Deutſchland 
nicht erheben würde, die Umvahrfeheinfichfeit, daß Napoleon 
zu einem ſolchen Abenteuer geneigt wäre, die Sicherheit, daß 
in einem ſolchen Falle nicht bloß ganz Deutſchland, ſondern 
auch Rußland dem großen Bunde beitreten müßte. Anfangs 
widerſprach dieſen Ausführungen Rechberg in allen Stücken. 
Es handelte ſich damals noch um die Frage, ob man nach 
Englands Forderung einen Schiedsrichter annehmen, oder 
ſich nur auf eine Vermittlung einlaſſen ſollte, und Rechberg 
war in feiner Kriegsſcheu ganz bereit, ſich im Voraus dem 
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Spruche des Vermittlers zu unterwerfen. Man habe ſonſt 
die Kriegserklärung Englands zu gewärtigen; dann werde 
Palmerſton dem Wiener Cabinet unabſehbare Gefahren an 
der dalmatiniſchen Küſte, in Venetien und weiterhin in Ungarn 
und Galizien erwecken, und in Oſterreich ſelbſt eine ſchwere 
Finanzlriſis die Folge des Bruches mit England ſein. Auch 
eine Verſtändigung Englands mit Frankreich würde in dieſem 
Falle nicht ausbleiben und die Calamitäten Deutſchlands ver⸗ 
doppeln. Bismarck's Bemerkung, daß es für die deutſchen 
Mächte gemeinſam ebenſo möglich wie für England ſein würde, 
ſich mit Napoleon zu verfländigen, vermochte den kaiſerlichen 
Minifter nicht umguflimmen. Nicht größern Eindruck machte 
Bismarc's Warnung vor den Folgen, welche ein Nachgeben 
in dieſer Sache bei dem deutſchen Volke haben müßte, welches 
dann nur noch in der Revolution ein Mittel ſehen würde, 
um für die deutſche Nation eine europäiſche Bedeutung zu 
gewinnen. Dieſe Nachtheile in Gemeinſchaft mit einem eben⸗ 
falls zurückweichenden Preußen auf ſich zu nehmen, ſchien 
dem Grafen erträglicher zu fein, als die Ausſicht auf einen 
Krieg, welchen ſeine Collegen im Wiener Miniſterrath als das 
höchſte der Übel verabſcheuten. Fort und fort predigte er Füg⸗ 
jamfeit gegen Englands Wünſche. Da erklärte ihm Bismarck 
Preußens beſtimmten Entſchluß, ſeinerſeits in keinem Falle 
zu weichen. Möge dann Oſterreich, ſagte er, uns allein 
die Fortführung des Kriegs überlaſſen, ſich ſelbſt aber aus 
der Sache herausziehen, unter Auftechtholtung der freund 
lichen Beziehungen und der Gewißheit kräftiger Unterſtützung, 
falls Deutſchland zu Lande angegriffen werden ſollte. Dios 
ſchlug durch; in einer ſolchen Sachlage wäre jeder deulſche 
Einfluß Oſterreichs vernichtet, Preußen aber unbedingt der 
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Führer der deutſchen Nation; das wäre, auch im Vergleiche 
mit einer engliſchen Kriegserklärung, das größere Übel. Rech⸗ 
berg entſchloß ſich, die von Bismarck begehrte Verwerfung 
des bindenden Schiedsgerichts zu genehmigen. 

Dagegen blieb er für den jept zweifelloſen Fall des Wieder- 
ausbruchs des dänifchen Kriegs feſt auf feinem Sinne, daß 
England nicht durch einen Angriff auf Fünen weiter gereizt, ein 
ſolcher alſo nur nach jpäterer Vereinbarung zwiſchen beiden 
Mächten unternommen werden dürfe. Es wurde ſtatt deſſen 
die Landung auf Alſen, jowie die Beſetzung Nordjütlands 
jemfeits des Limfjord, und die Unterwerfung des Landes 
unter deutſche Civilverwaltung und Beſteuerung beſchloſſen. 
Der deutſche Bund ſollte aufgefordert werden, endlich in eine 
gemeinsame Verwaltung beider Herzogthümer zu willigen; den 
europäiſchen Mächten würde man erklären, daß man ſich nach 
Wiederbeginn des Kriegs an die früher gebotenen Zugeftänd- 
niffe einer Theilung Schlestwigs nicht mehr gebunden erachte. 
Als Ziel des Kriegs jet vielmehr die Lostrennung der Herzogs 
thümer von Dänemark in der günſtigſten, den Umſtänden nach 
erreichbaren Weiſe anzuſtreben. Alle dieſe Sätze wurden dann 
am 24. Juni in cinem förmlichen Vertrag der beiden Cabinette 
zuſammengefaßt. 

Unterdeſſen war bei dem allürten Heere mit größter 
Thätigkeit und Sorgſamkeit Alles vorbereitet worden, um dem 
Abbruch der Conferenz auf der Stelle einen entſcheidenden 
Schlag folgen zu laſſen. Die Zeit der Waffenruhe war den 
Truppen in Jütlaud wenig erfreulich verlaufen. Die Be⸗ 
völkerung zeigte ſich jo feindſelig, daß die in London ver⸗ 
abredete Naturalverpflegung durch die Quartierwirthe (gegen 
baare Bezahlung) ſich nicht durchführen ließ; man mußte die 
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Nahrungsmittel in Maſſe von Hamburg kommen laſſen, 
worauf dann die däniſche Behörde Eingangszoll davon er⸗ 
heben wollte und die Schiffe feſthielt, bis das Armeecommando 
einſchritt und ſtatt der Schiffe die Zollbeamten mit Arreſt 
beftridte. Geftügt auf die vereinbarte Freiheit der Civil; 
verwaltung, verfügte Dänemark eine allgemeine Recruten Aus ⸗ 
hebung in Jütland, worauf die Militärbehörde, da nach dem 
Vertrage keine Verſtärkung der milttärſſchen Poſition verftattet 
ſei, die Recruten gefangen nehmen und die aushebenden Be⸗ 
amten nach Rendsburg abführen ließ. So gab es, obgleich 
Bismard wie Monrab den beiberfeitigen Behörden möglichft 
verſöhnliches Verhalten zur Pflicht gemacht, ftete Häteleien 
an allen Enden; die Sihungen der Conferenz halten unauf 
hörlich wieder von den wechſelſetigen Beſchwerden, und die 
Truppen beider Theile ertrugen den Zwiſchenzuſtand mit 
wachsendem Verdruß. Die däniſchen Officiere ſehnten ſich 
nach dem Ende des hoffnungsloſen Kampfes und fluchten 
über die Kopenhagener Demagogen, die aus ihrem ſicheren 
Neſte heraus den Krieg bis an's Meſſer verkündeten. Die 
Deutſchen aber hatten keinen andern Wunſch, als Ende des 
faufen Stillſtands und neue Gelegenheit zu friſchen Waffen 
thaten. Feldmarſchall Wrangel, des ganzen Handels müde, 
hatte gleich nach dent Abſchluß des Stillſtands bei dem 
Könige feine Entlaffung vom Obercommando nachgeſucht und 
am 18. Mai unter ehrender Erhebung in den Grafenſtand 
erhalten. An ſeine Stelle trat als dienſtälteſter der anweſenden 
Generale, zuerſt proviſoriſch, dann definitiv, Prinz Friedrich 
Carl. Dieſer griff die Aufgabe mit dem vollen Jugendfeuer 
ſeiner kräftigen Natur an. Alle Nachrichten, die man über 
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Streitkräfte der Dänen waren durch Rämpje, Krankheit und 
Deſertion auf etwa 24000 Mann geſchmolzen; die Inſeln 
hatten nicht mehr als 3000 Reeruten als Nachſchub zu liefern 
vermocht; die Stimmung der Mannſchaft wie der Offieiere 
war tief gefunfen. Auf Alſen fanden etwas über 10000 Mann 
unter General Steinmann; ſowohl der Prinz, als Moltke 
hatten jezt alle frühern Bedenten gegen einen Landungsverſuch 
aufgegeben; ja, der Prinz ſelbſt hatte kurz vor dem Falle von 
Düppel einen neuen Entwurf zum Übergange ausarbeiten 
laſſen, und Moltke hätte jetzt einen gleichzeitigen Übergang 
nach Fünen und Alſen beantragt, wäre dies mit den Karls⸗ 
bader Abreden vereinbar geweſen. So blieb es bei dem Anz 
griff auf Alſen. Das früher von dem Prinzen, jetzt von 
dem General Herwarth befehligte erſte Corps war zu dem 
Unternehmen beſtimmt; es ſollte an dem Punkte Statt finden, 
wo die ſüdliche, ſchmale Hälfte des Alſenſundes beginnt, und 
kräftige Ruderer die 800 Schritt breite Strecke in einer halben 
Stunde hin und her zurücklegen lönnen. Man brachte nun 
in möglichſter Stille fo viele Pontons und Boote zufammen, 
um in einer Fahrt etwa 2500 Mann auf die Juſel hinüber 
zu werfen, welche dann in jeder halben Stunde eine Ver⸗ 
ſtärkung gleicher Zahl erhalten würden. Rechts und links 
von der Fährſtelle waren zahlreiche Batterien erbaut, um mit 
ihren schweren Geſchützen die dänischen Kriegsſchiſſe von jeder 
Störung des Übergangs abzuſchrecken. Bereits am 21. Juni 
konnte der Prinz nach Karlsbad melden, daß alle Vorbereitungen 
getroffen ſeien, möge nur um Gottes willen keine neue Ver⸗ 
längerung des Stilſtands eintreten. Die Kunde, daß am 
26. Morgens der Krieg wieder beginne, wurde dann vom 
Heere mit allgemeinem Jubel aufgenommen. 
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Die Dänen hatten indeſſen die ganze Weſtküſte der 
Inſel aller Orten mit Schanzen, Batterien und Schützen⸗ 
gräben bedeckt, damit aber auch ihre Streitkräfte weithin ver- 
zettelt, jo daß an keinem Punkte eine ansehnliche Truppen⸗ 
maſſe verſammelt, und noch dazu die allgemeine Reſerve, 
nicht ganz 3000 Mann, im äußerſten Süden der Inſel, in 
der Nähe von Sonderburg, mehr als zwei Stunden weit 
von dem preußiſchen Angriffspunkte Arnkiel, entfernt war. 
Spät Abends am 28. Juni verſammelte General Herwarth 
ſeine 25 Bataillone, Arnkiel gegenüber, im Satruper Holz. 
Mit beginnendem Dunkel wurden die Boote und Pontons an 
das Ufer Herangefchafft und in das Waſſer geſchoben; um 
ein Uhr Morgens am 29. Juni begann die Einſchiffung, um 
halb zwei Uhr waren alle Fahrzeuge in Bewegung. Die 
Truppen, meiſt Brandenburger vom 24. Regiment, Brigade 
Roder, waren eifrig bei der Sache, immerhin etwas beſorzlich 
in dem Gedanken, daß das Waſſer keine Balken habe, und 
nach Berliner Art noch mehr gedrückt durch die ftrenge 
Ordre tiefes Schweigens, um von den Dünen fo lunge 
wie möglich unbemerkt zu bleiben. Aber kaum war der 
halbe Weg zurückgelegt, jo wurde man von den dänischen 
Poſten entdeckt und gleich darauf mit Kartätſchen beſchoſſen. 
Das war wie eine Erlöſung für die gepreßten Seelen; ein 
donnerndes Hurrah lief durch die Boote; daß hier und da 
eine Kugel traf, ein Nachen zertrümmert wurde, war gleich⸗ 
gültig; die schwimmenden Kaneroden wurden aufgefiſcht, wie 
es ging, die Anstrengungen der Ruderer verdoppelt; nach 
zehn Minuten war man am Strande, wieder einige Minuten 
ſpäter war die feindliche Batterie genommen, das hier poſtirte 
däniſche Regiment zerſprengt, feſter Boden 1 De Inſel 
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gewonnen. Ohne Aufenthalt ging es vorwärts, das Rön⸗ 
Hoffer Holz wurde den Dänen entriffen; bald folgte der 
zweite und der dritte Transport; immer blieb man ſtärker 
als die kleinen, zum Widerſtand heranrückenden feindlichen 
Trupps. Unterdeſſen waren auch die däniſchen, im Auguſten⸗ 
burger Fjord vor Anker liegenden Kriegsschiffe wach ger 
worden: Rolf Krake und vier Kanonenboote. Die letztern, 
ungepanzert, wagten ſich nicht in ben Schußbereich der preußi⸗ 
ſchen Batterien; Rolf Krake kam heran, aber ſtatt auf Tod 
und Leben in die preußiſche Bootflotille hinein zu fahren, 
verwickelte er ſich mit der nächſten Batterie in ein nutzloſes 
Artilleriegefecht, zog ſich dann zurück und verſchwand mit zwei 
Kanonenbooten, um auf der Oftfeite der Infel die Flüchtlinge 
geworfener oder abgeſchnittener däniſcher Bataillone aufzu⸗ 
nehmen. So dauerte der Übergang der Preußen ununterbrochen 
fort; Röder's Brandenburgern folgte Göben's weſtfäliſche Bri⸗ 
gade; jene nahmen um ſechs Uhr Morgens die Stellung von 
Kitr, dieſe vertrieb gleichzeitig die Dänen aus Sonderburg. 
Dann landeten auch die Brigaden Bintzingerode's und eroberten 
mit ſtürmender Hand Ulkebüll. Schon um neun Uhr war der 
Kampf entſchieden, und Alles, was auf däniſcher Seite noch 
nicht todt oder gefangen war, in eiligem Rückzug nach der 
dußerſten Südſpitze der Inſel, der Heinen, nur durch eine 
schmale, ſtark verſchanzte Landzunge mit Alſen zuſammen⸗ 
hängenden Halbinsel Kckenäs, um auf den dort ſtationirten 
Transportſchiſfen Rettung zu ſuchen. Ein Angriff auf dieſe 
Stellung hätte wahrscheinlich viel Blut gekostet; man ließ 
alſo die dortige Einſchiffung der Dänen während der beiden 
folgenden Tage unbehelligt. Am 1. Juli war fein Däne 
mehr auf Alſen zu finden. Der glänzende Erfolg hatte ben 
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Siegern nicht ganz 200 Mann an Todten und Schwerver- 
wundeten, und ebenfo viel an Leichtwerwundeten gefoftet. Die 
Dänen aber hatten an Todten und Verwundeten 700, an 
Gefangenen 2500 Mann, im Ganzen alſo beinahe die Hälfte 
ihrer Streitmacht, dazu zwei Kanonenb bote, 108 Geſchütze, 
2000 Gewehre und eine Menge ſonſtiges Kriegsgeräthes ein⸗ 
gebüßt 

Die Wirkung des Ereigniſſes in Kopenhagen war ent 
ſcheidend. Drei Tage, nachden man als Herr der Oftfee und 
ihrer Belte und Sunde trotzig den von Preußen angebotenen 
Stilfftand abgewieſen hatte, war der vernichtende Streich ge 
fallen, dieſer wie ein Wetterſchlag jede Abwehr niederwerſende 
Angriff, dieſe binnen weniger Stunden vollbrachte Uberwäl 
tigung der jo lange als uneinnehmbar geprieſenen Inſel. 
Dänemark hatte ſich an den Gedanken gewöhnen können, daß 
das Feſtland auf die Dauer gegen die deutſche Übermacht 
nicht zu halten ſei; jetzt aber waren auch die Waſſerwogen 
kein ſicheres Bollwerk mehr: wo gäbe es noch eine Schranke 
für das Unheil? Der Übergang von Fridericia über den 
Heinen Belt nach Fünen war kaum ſchrieriger als die Ein- 
nahme von Alſen, und manches erſchreckte Gemüth begann 
zu erwägen, ob dann auch der große Belt noch ein fefter 
Schutz für Seeland und Kopenhagen ſein würde, vollends, 
wenn die öſterreichiſche Flotte in der Oſtſee erſchiene und 
auch zu Waſſer ein Gleichgewicht der Kräfte Herftellte. Bis: 
her hatte dieſe letztere Gefahr für unmöglich gegolten, da 
Lord Palmerſton das Eintreten derſelben ausdrücklich als 
Kriegsfall bezeichnet hatte. Aber auch dieſe Hoffnung be⸗ 
gann jetzt zu zerrinnen. Nach dem Schluſſe der Conferenz 
hatte das engliſche Miniſterium in beiden Häuſern des Barla- 
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ments vom 4. bis zum 9. Juli einen großen Redelampf über 
fein Verhalten in der beutfch-bänifchen Frage zu beſtehen. 
Die Lords Granville und Clarendon hatten von Anfang 
an, unter kräſtiger Unterſtützung der Königin, zunächſt 
im Cabinettt ſelbſt, gegen Palmerſton die Erklärung einer 
vollſtändigen Friedenspolitik durchgeſetzt; man begehrte fortan 
von Preußen nichts weiter, als daß es die dänische Mon 
archie nicht ganz und gar von der Karte Europas ſtreiche. 
Palmerſton, der auch jetzt wieder fruchtlos in Paris und 
Petersburg auf gemeinſame Flottenſendung in die Oftiee an: 
geklopft, hätte gar zu gerne wenigitens eine kriegſchnaubende 
Rede gegen Deutſchland gehalten; jeine Collegen aber wider: 
ſprachen ganz energisch, und jo blieb von der Rede nur noch 
der draſtiſche Schluß beſtehen, eine Schilderung der Gräßlich⸗ 
keit, welche ein deutſches Bombardement der friedfertigen Stadt 
Kopenhagen haben würde. Im Oberhauſe beſtätigte Clarendon, 
daß England im Januar Frankreich und Rußland zu mate⸗ 
rieller Hülfe für Dänemark aufgefordert, beide Mächte aber 
den Antrag abgelehnt hätten. England für ſich allein hätte 
dann nur den deutſchen Handel vernichten lönnen, dabei aber 
den eigenen noch viel ſchwerer beſchädigt; darauf habe Eng- 
land den Dänen wiederholt erklärt, daß ſie keinen bewaffneten 
Beiſtand zu erwarten hätten; die Dänen aber hätten auf der 
Conferenz eine blinde Halsſtarrigkeit gezeigt, die ihnen ſelbſt 
zum größten Schaden gereiche, da fie jetzt auch Nordſchleswig 
verlieren würden. Daß im Beginn der Debatte der Sieg 
inifteriums äußerſt zweifelhaft war, brachte den 
Dänen keine Ermuthigung, weil der Führer der Oppoſition, 
Lord Derby, ſehr beſtimmt es ausgeſprochen hatte, daß er 
zwar die argen Mißgriſſe der Regierung auf das Schärſſte 
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tabele, aber, falls er an die Spitze der Regierung gelangte, 
ganz ſicher feinen Krieg gegen Deutschland führen würde. 
Das Miniſterium ſiegte endlich mit einer kleinen Mehrheit 
durch die Annahnie eines Antrags, welcher der Königin für 
die Erhaltung des Friedens dankte. 

So war denn die lezte Ausſicht auf Hülfe den Dänen 
verloren, und ihr kriegeriſcher Hochmuth gründlich gebrochen. 
Die geſchlagene Armee drohte, ihre Waffen nach Innen gegen 
die eiderdäniſchen Urheber des Kriegs zu wenden: General 
Hegermaun⸗Lindencrone ſchickte aus Jütland einen ihm ber 
freundeten Gutsbeſiher nach Kopenhagen, um feine Bataillone 
für einen kräftigen Staatsſtreich gegen die demokratifejen 
Staatsverderber dem Könige anzubieten. Aber es war nicht 
mehr nöthig. Die hauptſtädtiſche Bevölkerung ſah im Geiſte 
bereits die Preußen auf Seeland, die ſchwarz gelbe Flagge im 
Sunde, wollte alle Streitkräfte zur Vertheidigung um Kopen⸗ 
hagen ſammeln und rief nach Frieden. Die großen Zeitungen 
der ederdäniſchen Partei, Dagbladct und Fädrelandet, wagten 
nicht mehr, gegen den Strom zu ſchwinmen. An 7. Juli er- 
klärte Dagbladet nach Aufzählung aller bedrohlichen Momente: 
ob wir den Krieg auf Leben und Tod fortſetzen, ob wir einen 
demüthigenden Frieden auf uns nehmen ſollen, nur die Regie⸗ 
rung kann es entſcheiden; aber ſie entſcheide ſich raſch, ehe 
das Schwert des Siegers noch schwerer in die Wagſchale 
fällt; die Nation wird jeder Cutjeheidung folgen. In gleichem 
Sinne führte Fädrelandet am 7. Juli aus, wenn nicht ein 
engliſcher Miniſterwechſel Rettung bringe, ſei Friede zu 
ſuchen; die Muthloſigkeit ſei allgemein, und habe freilich 
guten Grund bei dem ſchandbaren Verhalten der Armee, 
von der 10000 Mann hinter einem 1000 Ellen breiten 
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Meeresarm, auf einer mit Batterien geſpickten Küſte, ſeit 
drei Tagen von allen Vorbereitungen des Feindes genau 
unterrichtet, trotz alledem binnen vier Stunden Alſen an 
10000 Preußen verloren hätten. Man ſieht, daß zwiſchen 
der Partei und der Armee die Abneigung in vollem Umfang 
gegenfeitig war. Einige Tage ſpäter brachte Daglladet 
weitere Geſtändniſſe: Gefahren drohen uns von allen Seiten, 
und die Stimmung der Nation, welche der großen Bedeutung 
des Kampfes zu keiner Zeit entſprochen hat, iſt auf ein 
Minimum von Kraft und Freubigfeit geſunken; zwiſchen dem 
Könige und dem Miniſterium hat niemals volle Einigkeit be⸗ 
ſtanden; das hat zu dem politischen Zwieſpalt wesentlich bei- 
getragen, der während des Kriegs bei der Nation wie bei 
dem Heere hervorgetreten iſt. 

Das Bekenntniß konnte nicht offener ſein, daß nicht die 
daniſche Nation die Danifirung Schleswigs erſtrebt, daß 
nicht die därüſche Armee den Krieg gegen Deutfchland ge⸗ 
wünſcht, ſondern daß die eiderdäniſche Minorität, geftägt auf 
einen unruhigen Theil der hauptftäbtiichen Bevöllerung, den 
König und durch ihn das Land ihren ehrſüchtigen Plänen 
dienſtbar gemacht, und damit den Verluſt der Herzogthümer 
verſchuldet Hatte. 

König Chriſlan empfand es tiefer als irgend ein anderer 
Menſch. Widerwillig war er den gebieteriſchen Rathſchlägen 
Hall's und Monrad's gefolgt; jezt lag der eile Ubermuth 
zu Boden, aber auch das Elend, das er ſtets gefürchtet, war 
über das Land herein gebrochen. Gleich nach dem Falle 
Alſens befahl er ſeinem Geſandten in Paris die Stellung 
einer lezten kategoriſchen Frage an den Kaiſer, ob Dänemark 
auf Hülfe hoffen dürfe, ſandte aber zugleich feinen Bruder 
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Johann nach Brüffel, zu König Leopold, um deſſen Beiſtand 
zur Anknüpfung directer Friedens unterhandlung mit den 
leiden deutſchen Mächten in Anspruch zu nehmen, und dabei 
den Gedanken anzuregen, ob vielleicht durch die Aufnahme 
von ganz Dänemark in den deutſchen Bund die Integrität 
der Monarchie zu retten wäre. Die Entſcheidung ließ ſich 
nicht lange erwarten. Früh Morgens am 8. Juli kam ein 
Telegramm aus Paris: Alles verloren; der Kaiſer will nichts 
für uns thun. Mittags ſollte ein Miniſterrath Statt finden; 
Chriſtian aber hatte nicht die Geduld, jo lange zu warten, 
ſondern ließ Monrad auf der Stelle rufen. Dahin habt ihr 
uns gebracht, ſagte der König mit ſtärkſter Erregung; Alles 
ift verloren, wenn ich nicht fofort mein Minifterium wechſele. 
Monrad, todtenblaß, aber mit gelaſſener Kälte, verſetzte: 
ganz meine Meinung, Majeſtät; ich könnte einen Frieden, 
wie er jetzt noch erreichbar iſt, nicht ſchließen; Majeſtät werden 
thun, was Sie nöthig für das Landeswohl erachten, das auch 
meine Handlungen ſtets geleitet hat: wir treten zurück. Da 
brach der König in tiefer Entrüſtung los: ja, ihr tretet zurück, 
nachdem ihr den Ruin des Königreichs vollendet habt, und 
ihr wagt noch, euch als Retter des Staats hinzuſtellen; das 
iſt zu ſtark. Mit einer tiefen Verbeugung antwortete Monrad: 
die Geſchichte wird mich eines Tages richten; ich habe meine 
Pflicht gethan — und verließ das Zimmer ). Der König 
beauftragte mit der Bildung des neuen Cabinets den einftigen 
Schöpfer der Verträge von 1852, Bluhme, welcher dann 
ohne Zögern am 12. nach Berlin und Wien den Antrag auf 
Waffenſtillſtand und Friedensverhandlung abgehen ließ. 


y Aus einer Broſchüre Bligen-Finede's in der Parifer „Breite“. 
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Unterdeſſen waren die verbündeten Heere auf allen Seiten 
im Jortgange geblieben. Am 10. Juli überſchritten die 
Preußen den Lijmfjord bei Aalborg, am 13. beſetzten die 
Oſterreicher die Infel Mors; an demſelben Tage kam Zalden- 
ſteines Hauptquartier nach Freberikahaven, wo unmittelbar 
vorher General Hegermann ohne den Verſuch eines Wider. 
stands ſeine Truppen nach Seeland eingeſchiſft hatte. Am 
14. Juli machten Faldenjtein und Prinz Albrocht mit ihrem 
Stabe einen Ritt nach dem äußerſten Nordende Jütlands bei 
Skagen, an deſſen Fuß die Wellen der Nord und der Dftfee 
in einander fließen. Der Blick über die weite, unabſehbare 
Meeresfläche ließ einen däniſchen Kriegsdampfer mit mehreren 
Transportſchifſen erkennen; in deren Angeſicht wurden die 
öfterreichiiche und die preußiſche Fahne auf der Landipige 
aufgepflanzt. Gleichzeitig mit dieſen Vorgängen erſchien an 
der Wefttüfte Schleswigs ein Geſchwader von drei großen 
und zwei kleinern öſterreichiſchen Kriegsſchiſſen nebſt zwei 
preußischen Kanonenbobten, um die friesischen Inſeln Sylt, 
Föhr, Amrum, Pellworm von der drückenden Herrſchaft des 
däniſchen Capitäns zur See, Hammer, zu befreien. Ein 
reichiſches Jägerbataillon wirkte dazu vom Feſtlande her mit, 
und nach vielfachen geſchickten Manövern zwiſchen den Mr 
tiefen und Watten der Inſeln, wohin die größern Kriegs 
ſchiffe nicht folgen konnten, wurde Hammer endlich genötigt, 
ſich dem preußiſchen Kanonenboote Blitz als Kriegsgefangenen 
zu überliefeen. Ganz Schleswig und Jütland waren damit 
im Beſit der verbündeten Waffen. Am Tage nach Hammer's 
Capitulation, am 20. Juli, begann dann der neue Waffen- 
ſeillſtand, welcher zunächſt bis zum Ende des Monats auf 
Grundlage des militäriſchen Veſigſtands, und, wie ſich ver— 
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ſteht, unter Aufhebung der Blotaden, vereinbart worden war. 
Dieſes Mal ſollte während feiner Dauer Jütland ausſchließlich 
unter deutſcher Verwaltung und Beſteuerung ſtehen. 

Gleich nach dem Eintreffen der vorher erwähnten 
Brüſſeler Nachricht hatte ſich Bismarck denn auch über die 
Friedensbedingungen mit Oſterreich in Vernehmen geſezt. 
Meines Erachtens, ſchrieb er den 11. Juli an Rechberg, 
würden die Bedingungen dahin gehen müffen, daß König 
Chriſtan zu Gunſten der verbündeten Mächte auf alle Rechte 
verzichtet, welche er ſüdlich der Königsau beſeſſen oder be⸗ 
anſprucht hat, und daß Dänemark diejenigen definitiven Be⸗ 
stimmungen anerkennt, welche von den beiden verbündeten 
Mächten bezüglich der drei Herzogthümer und der jütiſchen 
Enelaven in Schleswig werden getroffen werden. Ein billig 
zu bemeſſender Antheil an der Geſammtſtaatsſchuld nebſt den 
Kriegskoſten würde den Herzogthümern zur Laſt fallen, wenn 
es nicht gelingt, die Kriegskoſten als eigentlich däniſche Schuld 
auf einen Theil der alten Reichsſchuld anzurechnen. 

Den Gedanken der Aufnahme Dänemarks in den deutſchen 
Bund erklärte Bismarck für unpraktiſch. Wäre dabei die 
Vorausſetzung, daß Dänemark mit den Herzogthümern ver⸗ 
bunden bliebe, ſo wäre der Streit der Nationalitäten nicht 
geſchlichtet, und der Bund könnte demnächſt in die Lage 
kommen, dem Könige gegen ſeine deutſchen Unterthanen Hülfe 
leiſten zu müſſen. Im andern Falle käme es zum erſten 
Male vor, daß ein völlig undeutſches Territorium in den 
Bund einträte, was in keiner Weiſe wünſchenswerth erſcheinen 
könnte. Auch ſei Frankreichs Widerwille dagegen bekannt: 
in der That hatte Napoleon erſt in den letzten Tagen dem 
Grafen Golz rund heraus erklärt, daß eine ſolche Maaßregel 
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ihn zu einer ſeiner bisherigen gerade entgegengeſetzten Politik 
nöthigen würde. 

Jedesfalls mahnte Bismarck, durch kräftige Führung 
der Verhandlung die Dänen zu raſchem Abſchluß zu drängen, 
da bei der jetzigen Stimmung der Mächte der Augenblick 
günftig ſei, und niemand wiffen lönne, wie bald ſich die Lage 
ändere. Er rieth alſo, während des Stillſtands in möglichſt 
auffälliger Weiſe alle Vorbereitungen zum Übergange nach 
Fünen zu treffen, weil die Friedensliebe der Dänen nur ein 
Erzeugniß der Furcht ſei, und dieſes Gefühl bis zum Friedens⸗ 
ſchluß ihnen lebendig erhalten werden müſſe. Das Wiener 
Cabinct war einverftanden mit Allem; nur von der Bedrohung 
Fünens, welche in England neuen Zorn hervorrufen würde, 
wollte es ein für alle Male nichts wiſſen, und verbat auch 
alle Demonftrationen in dieſer Richtung. Bismarck zuckte die 
Achseln zu ſolcher Angſtlichkeit, und ließ preußiſcher Seits 
eine Menge ſchwerer Geſchütze, Pontons und ſonſtiger Fahr⸗ 
zeuge mit allem thunlichen Geräufche nach Frideritia schaffen, 
als die wuchtigſte Preſſion auf baldige Erlangung des Friedens. 
Um möglichſt ſicher zu gehen, bat er den Fürſten Gortſchakoff 
noch um einen kurzen Beſuch in Karlsbad, und hatte dabei die 
Genugthuung, dieſen mit der deutſchen Friedensbaſis, welche 
nach den letzten Ereigniſſen von aller Welt vorausgeſehen 
worden, ganz einverftanben zu finden. König Wilhelm begab ſich 
darauf nach Gaſtein, Bismarck aber ging nach Wien, um dort 
perſönlich mit Rechberg und Quaade die Friedenspräliminarien 
jeſtzuſtellen. Vorher aber war noch eine Weiſung an den 
Prinzen Friedrich Carl abgegangen, zu dem Zwecke, den deut⸗ 
ſchen Mittelſtaaten wieder einmal einen eindringlichen Wink 
über die harte Wirklichkeit der Sach- und Machtlage zu geben. 
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Es hatte nämlich Beuſt gleich nach dem Schluſſe der 
Conferenz, am 27. und am 29. Juni, zwei Berichte an den 
Bundestag eingeſandt, worin er zunächſt feine in London be⸗ 
thätigten Verdienſte um das große Vaterland in helles Licht 
ſetzte. dann aber auf ſchleunige Anerkennung Auguſtenburg's 
als Herzogs von Schleswig⸗Holſtein drang, da jetzt, nach 
dem Antrage vom 28. Mai, kein Widerſpruch der Großmächte 
dagegen mehr zu befahren ſei, und ein folcher dem allfeitigen, 
beſonders in England ſehr übel wirkenden Gerede von eigen- 
nützigen Abfichten der deutſchen Großmächte ein Ende machen 
würde. Der Großherzog von Oldenburg ſei dann mit ſeinen 
Anſpruchen an ein Austrägalverfahren zu verweiſen. Ferner 
begehrte er ſofortige Kriegserklärung des Bundes gegen die 
dänische Regierung, um denſelben den gebührenden Einfluß 
auf die künftige Friedensverhandlung zu ſichern. Schließlich 
bemerkte er, wie viel leichter feine Aufgabe in London ger 
weſen wäre, wenn gemeinſame deutſche Centralorgane exiſtirt 
hätten, wenn die deutſchen Forderungen und Conteſſionen 
auch in einem nationalen Parlamente hätten begründet werden 
können. Auf der Rückreiſe kam er dann ſelbſt nach Frank 
furt, wohin er Hügel, Roggenbach und Dalwigk zu einer 
vertraulichen Beſprerhung geladen hatte. Allerdings erlangte 
er dort ſehr mäßigen Beifall; die Ausſchüſſe verweigerten 
ihm auf Kübecks und Savigny's Betreiben den mündlichen 
Vortrag, fo wie die Beröſſentlchung feiner Berichte, da ja 
der Bundestag doch kein Parlament fei; ſelbſt Roggenbach 
war ſehr herabgeſtimmt, jo ungeheuerlich er es auch fand, 
wenn Chriftian IX., der gar keine Rechte auf die Herzog 
thümer hätte, fie an die beiden Großmüchte abtrete; auch 
zeigte ſich die Mehrheit des Bundestags willig, nach dem 
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Wunſche der Großmächte, trotz Pfordten's früherem Gutachten, 
den Erbprinzen Friedrich chenjo wie den Großherzog von 
Oldenburg zur rechtlichen Begründung ſeiner Auſprüche auf- 
zufordern. Immer aber fand Bismarck es gerathen, der 
Beuſt'ſchen Agitation nochmals einen gewichtigen Dampfer 
aufzufegen, und als in Rendsburg damals eine große Prügelei 
zwiſchen ſächſiſchen und preußiſchen Soldaten Statt fand, bei 
welcher nach preußischer Auffaffung die Bundesbehörde es an 
der nöthigen Energie ermangeln ließ, empfing am 21. Juli 
General Hake ein Schreiben des Prinzen Friedrich Carl, daß 
er Beſehl habe, ſich zum⸗Herrn von Rendsburg zu machen. 
Da eine preußische Abtheilung von 0000 Mann berrits vor 
den Thoren ſtand, Hake aber kaum den zehnten Theil einer 
jolchen Macht an Ort und Stelle hatte, räumte er unter 
Proteſt die Stadt. Acht Tage ſpäter gab dann Preußen am 
Bundestag verſöhnliche Erläuterungen und erklärte, daß die 
ſächſiſche Garniſon immerhin zurückkommen dürfte; darauf 
erllärte Sachſen, daß es nach allen jonftigen Erfahrungen 
auf weitere Anträge in der Sache verzichte, und der preußiſche 
Commandant blieb einstweilen Herr in Rendsburg. 

Als Bismarck in Wien dieſe kleine Action beſprach, 
ſchüttelten die Ofterreicher die Köpfe über das kräftige Ver⸗ 
fahren, worauf Bismarck meinte, es ſei im politiſchen wie 
im geſelligen Verlehre vortheilhaſt, nicht im Rufe äußerfier 
Langmuth zu ſtehen. Übrigens betrachtete der Wiener Hof 
die Angelegenheit mit getheiltem Herzen. Bei all feiner 
neuen Vorliebe für Auguſtenburg fand er ſich einftweilen doch 
zur Zurückhaltung bemüßigt, um nicht bei Rußland, dem 
mächtigen Beſchützer Oldenburg's, anzuſtoßen. Die von Beuſt 
vorgeſchlagene Eiklärung des Bundeskriegs hatte jetzt, wo 
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der Krieg zu Ende war, keinen Sinn mehr; Oſterreich wünſchte 
ſehr, nach dem Friedensſchluß dem Bunde einen gewiſſen 
Einfluß auf die Herzogthämer zuzuwenden, fand aber eine 
Theilnahme desſelben an der Friedensberhandlung lediglich 
unbequem. Vollends aber hatte Beuſt perſönlich durch Em⸗ 
pfehlung eines deutſchen Parlaments in dieſem Augenblicke, 
ſo wie durch die farbenreiche Schilderung ſeiner Wirkſamkeit 
in London, den Unwillen Rechberg's erregt. Beuſt's Berichte, 
rief Mechberg, find verletzend für die Großmächte, annmaßend, 
gemeingefährlich. Auf feinen Antrag gingen ſehr höfliche, 
aber ſehr ſcharſe Entgegnungen der beiden Mächte nach 
Dresden ab, und Bismarck blieb um ſo feſter in ſeinem Ent⸗ 
ſchluſſe, den ehrgeizigen Beftrebungen Beuſt's mit unbedingtem 
Nachdruck eutgegenzutreten, als eben in dieſen Tagen eine neue 
Leiſtung des ſächſiſchen Bundescommiſſars in Holſtein, des 
Herrn von Könneritz, in Berlin lebhaften Unwillen erregte. 
Könneritz hatte nämlich, unter nachträglicher Zuſtinmung 
ſeines hannoveriſchen Collegen, am 22. Juli für das Herzog⸗ 
thun mit den Hanſeſtädten Hamburg und Lübeck zwei 
Verträge über die Enrichtung und Verwaltung neucr Tele⸗ 
graphenlinien auf die Dauer von zehn Jahren abgeſchloſſen, 
deren Inhalt dem preußiſchen Haudelsminiſter unverträglich 
mit den Intereſſen ſeines Staats ſchien. Bismarck erklärte 
dann auf der Stelle, daß die Executionscommiſſare ſchlechter⸗ 
dings keine Befugniß zum Abſchluß ſolcher Verträge beſäßen, 
welche den ihrer Leitung zur Zeit anvertrauten Staat über 
die Dauer der Erecution hinaus verpflichten ſollten. Er ließ 
hienach an allen betheiligten Stellen anzeigen, daß Preußen 
dieſe Verträge als null und nichtig anſehe und gegen die 
Ausführung derſelben proteftire. Auch Rechberg erkannte an, 
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daß die Commiſſare ihre gejeplichen Befugniſſe in dieſer Sache 
zweifellos überſchritten hätten, gab jedoch anheim, zur 
Schonung der ſouveränen Bundesſtaaten Hamburg und Lübeck 
die Verträge nicht zu vernichten, ſondern ihre Ungültigkeit 
durch einen nachträglichen Bundesbeſchluß zu heilen, eine 
Auskunft, welche dann wieder Bismarck mit vollem Ernſte 
zurückwies. 

Indem die beiden Minifter ſodann ſich der Hauptau⸗ 
gelegenheit, dem dänischen Friedensvertrag, zuwandten, brachte 
Bismarck zunächſt für den Fall eines hartnäckigen Auftretens 
der Gegner wieder die Landung auf Fünen zur Erörterung, 
fand aber dagegen bei dem öſterreichiſchen Collegen ſtets die⸗ 
ſelbe Abneigung; ja, dieſes Mal war es Rechberg, welcher 
den Vorſchlag hinwarf, ob im Nothfall nicht Preußen allein 
das Unternehmen auf ſich nehmen wollte: Bismarck bejahte, 
wenn man im Übrigen des öſterreichiſchen Rückhalts ſicher 
fein könnte. Dann wurde die Frage der Kriegskoſten berichrt, 
und Bismarck ſondirte, ob Öfterreid) einverſtanden ſein würde, 
wenn Preußen für einen Theil feiner Aufwendungen Lauen⸗ 
burg erhielte. Nach einigem Zögern erwiderte Rechberg, er 
habe perſönlich keine Einwendung, müſſe aber vor einer amt- 
lichen Erllärung die Befehle des Kaiſers einholen. Auf eine 
Frage Bismarcks, ob Öfterreich vielleicht in gleicher Weife 
die däniſchen Inſeln in Weſtindien annehmen möchte, ſprach 
Rechberg ſofort die unbedingte Ablehnung eines fo unſichern 
und unfruchtbaren Beſites aus. 

Hierauf wurde am 25. Juli die Friebensconferenz mit 
OQuaade und deſſen militäriſchem Beirath, dem Oberſten Kauf 
mann, eröffnet. Wie natürlich, erklärte Quaade die Abtretung 
der drei Herzogthlimer, alſo von zwei Fünfteln der ganzen 
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Monarchie, für eine zu harte Maaßregel. Bismarck erwiderte, 
das Gefühl der Härte werde verſchwinden, wenn Dänemark ſich 
in die beim beutfchen Volke herrſchende Auffaſſung hineindenken 
wollte, nach der ohne den jetzt hinfällig gewordenen Londoner 
Vertrag bei dem Tode Frederik's VII. in Dänemark eine 
andere Thronfolge als in den Herzogthümern Plaz gegriffen, 
und ſomit die Trennung beider Theile von ſelbſt Statt ge: 
funden hätte. 

Die Dänen wollten darauf die Gleichheit der Thron 
folge juriſtiſch nachweiſen; da aber unterbrach fie Bismarck, 
er habe ſie nur auf eine für Dänemark leichtere Be⸗ 
rochtungsweiſe aufnerkſam machen wollen; in der Sache 
ſei es gleichgültig, ob die Trennung der Herzogthümer von 
Dänemark wegen Wegfalls des Erbrechts oder kraft unferer 
Eroberung erfolge; es komme jetzt überhaupt nicht mehr 
auf jweiftifche Gründe und Gegengründe, ſondern bei der 
Kürze des Waffenſtillſtands auf praktiſche Förderung der 
Sache, alſo auf eine Erklärung der Dänen an, zu welchen 
Zugeſtändniſſen ſie bereit seien. Quaade zögerte noch einen 
Moment, aber die Lage war nur zu klar, er trat alſo ohne 
weitere Verwahrungen und Reſerven in die geforderte Unter- 
handlung ein. Es ift nun für uns nicht nöthig, die Wendungen 
derſelben Tag für Tag zu begleiten; es reicht hin, die Haupt: 
puntte zu bezeichnen, um die ſie ſich bewegte. 

Die Abtretung der drei Herzogthümer wurde im 
Princip nicht weiter beanſtandet; der König von Dänemark, 
hieß es in der ſchließlichen Faſſung des Vertrags, entſagt 
allen ſeinen Rechten auf dieſelben zu Gunſten des Kaiſers 
von Oſterreich und des Königs von Preußen, und ver⸗ 


pflichtet ſich, die Verfügungen anzuerkennen, we genannte 
v. Endet, Begründung b. bf Beides. I. 
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Majeſtäten bezüglich dieſer Herzogthümer treffen werden. 
Um fo mehr bemühten ſich die Dänen, auf irgend eine 
Art noch ein Stück von Nordſchleswig den Siegern abzu⸗ 
handeln. Man möge für Lauenburg, auf welches ja der 
Beſitztitel der däniſchen Krone unbeſtritten ſei, einen er 
ſprethenden Theil ſchleswig ſches Landes an Dänemark üb, 
laſſen. Man möge von ſchleswiger Erde den Dänen zur 
geben, worauf ſich ein dänifcher Erbanſpruch nachweiſen 
laſſen werde. Beide Begehren wurden lurz und beſtimmt 
zurückgewieſen. Dagegen fand ein anderer Antrag eine 
beſſere Stätte. Südlich von der Königsau, im weſtlichen 
Schleswig, gab es eine Anzahl enclavirter Bezirke, welche 
von jeher ſtaatsrechtlich zu Jütland gehört und unter jütifcher 
Verwaltung geftanden hatten; dieſe Landſchaften wünſchte 
Quaade dringend, eutweder für Danemark zu retten oder doch 
nur gegen Entschädigung abzugeben. Man kam nach mehr⸗ 
fachen Erörterungen und telegraphiſchen Correſpondenzen mit 
Gaſtein und Kopenhagen überein, daß die Dänen den Bezirk 
Ripen behalten und für die übrigen Enclaven die Inſel Arrö 
und einen Meinen Landſtrich ſüdlich von Kolding, empfangen 
ſollten. Die nähere Grenzregulirung wurde dem definitiven 
Frieden vorbehalten. Auch hinſichtlich der Gefdfragen wurden 
zur Zeit nur die leitenden Grundſätze feſtgeſtellt, nach welchen 
dann die ſpätere Unterhandlung das Einzelne zu regeln hätte. 
Cs würden alſo die für beſondere Rechnung, ſei es des 
Königreichs Dänemark, ſei es eines der drei Herzogthümer, 
contrahirten Schulden dem betreffenden Lande zur Laſt fallen, 
die für Rechnung des dänischen Gejammtftaats contrahirten 
Schulden aber nach dem Verhältniß der Bevölkerung zwischen 
Dänemark und den Herzogthümern vertheilt werden. Aus⸗ 
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genommen hievon würden bleiben einerſeits das däniſche, 
Ende 1863 aufgenommene Kriegsanleihen, welches Dänemark 
zur Laſt fiele, andrerſeits die Kriegskoſten der Allürten, welche 
die Herzogthümer zu übernehmen hätten. In Bezug auf 
dieſen letzten Punkt hatte Quaade ſtets die phyſiſche Unmög⸗ 
lichkeit der Zahlung für Dänemark erklärt; einen Frieden 
mit diefer Belaſtung werde man nicht zeichnen, ſondem ab⸗ 
warten, was die Alüirten dann thun würden. In der That 
ſchien es grauſam, einem Staate, dem man faſt die Hälfte 
feines bisherigen Lanbbefiges entzog, dazu noch ſchwere Kriegs 
often außubürden, wie ſehr auch ein Theil des deutſchen 
Publicums über eine fo parteiiſche Milde gegen die Urheber 
des Kriegs murrte. 

Noch in der letzten Stunde gab es ſcharfen Streit über 
die Behandlung Jütlands während des jetzt auf längere Zeit 
zu erſtreckenden Wafſenftilſtands. 

Anfangs hatten die Dänen die Räumung der Provinz 
gleich nach der Zeichnung der Präliminarien begehrt; die 
Deutſchen aber waren nicht geſonnen, dieſes Preſſionsmittel 
für raſchen Gang der definitiven Verhandlung aus der 
Dand zu geben. Rechberg, dem ſonſt nicht viel an irgend 
einer Bedingung, aber Alles an ſchleunigem Abſchluß ge- 
legen war, erklärte, daß, wenn die Dänen auf der Räu- 
mung beharrten, am 1. Auguſt der Krieg wieder anfinge. 
Darauf brachte der Telegraph aus Kopenhagen am 30. Jul 
den Verzicht auf die Räumung, zugleich aber auch die 
Weiſung an Quaade, die Fortdauer der däniſchen Civilver⸗ 
waltung in Jütland zu begehren. Darüber biscuticte man 
äußerſt hihig am 31. Juli, und wieder mußte Bismarck mit 
dem Abbruch der Verhandlung drohen, ehe Due ſich zu 
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einem letzten Telegramm nach Kopenhagen entſchloß, welches 
auch in dieſem Punkte die Unterwerfung unter den Willen 
der deutſchen Mächte erwirkte. 

So erfolgte am 1. August 1804 die Unterzeichnẽung 
der Präliminarien. Schleswig Holſtenn war los von Däne- 
mark, die deutſchen Brüder in Nordalbingien waren befreit 
von der fremdländiſchen Unterdrückung, deutſche Sprache, 
deutſche Predigt, deutſche Schule ſollten wieder ungeſtört von 
der Elbe bis zur Königsau walten. Noch einem Menſchen⸗ 
alter unerträglicher Verletzung und thatenloſer Worte war 
in dieſer Lebensfrage die Ehre des deutſchen Namens endlich 
glärzend wieder hergestellt. 

Nach dem einſtinmigen Zeugniß des für unſere Wider⸗ 
ſacher parteiiſchen Europa gebührte das Verdienſt dieſer 
Rettung an erſter Stelle der preußiſchen Regierung, der 
pattiotiſchen Willenskraft des Königs Wilhelm, der bei allen 
Hinderniffen und Gefahren das große Ziel feft im Auge be⸗ 
hielt, und der einſichtigen Energie ſeines Minifters, der vom 
erſten Tage an mit raſchem Scharfblick die einzig mögliche 
Linie für glückliche Fahrt auf dem mit Klippen erfüllten 
Meere fand und feſthielt. Dieſe Linie ergab ſich aus der 
Überzeugung Bismard’s, daß es zur Entſcheidung der Frage 
weniger auf die populäre Aufregung des deutſchen Volkes, 
als auf günſtige Entſchließungen der fremden Großmächte 
ankomme. 

Es war der preußiſchen Regierung gelungen, bis zum 
Augenblick der ausbrechenden Kriſis die europäſche Lage 
Preußens in der erfreulichſten Weiſe zu geſtalten, durch 
das Einſchreiten gegen den polniſchen Aufſtand die treue 
Freundſchaft Rußlands, durch den Widerftand gegen den 
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Frankfurter Fürftentng das Wohlwollen Frankreichs zu ge⸗ 
winnen, dieſes durch geſchickte Behandlung des napoleoni⸗ 
ſchen Congreßgedankens zu voller Wärme zu ſteigern, und 
zugleich in Wien den dringenden Wunſch auf nahe Verbin⸗ 
dung mit Preußen zu erwecken. Eine ſolche Stellung nicht 
zu verwerthen, ſondern zu compromittiren, wäre eine Sünde 
nicht bloß gegen die Regeln der Politik, ſondern gegen den 
gefunden Menſchenverſtand geweſen. 

Nun Hatte Preußen im Londoner Protokoll von 1852 
die dänische Integrität und die Thronfolge des Prinzen 
Chriſtian neben allen andern Großmächten anerkannt. Es 
war notorifch, daß die Letztern faſt Alle auch 1863 den leb⸗ 
haften Wunſch hatten, dieſe Übereinkunft aufrecht zu er⸗ 
halten: wenn Preußen alſo damals mit flagrantem Vertrags⸗ 
bruche ſich plötzlich gegen Christian für Auguftenburg als 
rechtmäßigen Erben der Herzogthümer erklärte, ſo ſtand es 
wieder wie 1848 in offenem Gegenſatze zu ganz Europa, 
der Todfeindſchaft Oſtereichs gewiß, Palnerſton's Kriegs⸗ 
wünſchen und Gortſchakoff s Abneigung Preis gegeben. Bis- 
marck dachte um ſo weniger daran, Preußen ſolchen Gefahren 
auszusetzen, als ihm, welcher 1852 jene Verhandlungen mit 
dem Herzoge von Auguſtenburg geführt, die rechtliche Über- 
zeugung feſtſtand, daß durch deſſen Zuſage das Erbrecht 
dieſes Geſchlechtes bis zum Erlöſchen der Glücksburger Linie 
unwirkſam jei; demnach gab Preußen bei dem Tode Frede⸗ 
rik's VII. die rückhaltloſe Erklärung, daß es ſich nach wie 
vor an das Londoner Protokoll gebunden erachte, mithin 
gegen die Thronfolge Chriftian's IX. auch in den Herzog 
thümern keinen Einſpruch erhebe. 

Deshalb ſollte die Befreiung Schleswig ⸗Holſteins von 
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der däniſchen Fremdherrſchaft nicht aufgegeben werden. Auch 
Dänemark hatte 1852 Verpflichtungen gegen Deutſchland 
übernommen, betreffend die Verfaſſung der Herzogthünrer, 
dieſe aber niemals erfüllt, und fie endlich durch die Novem- 
berverfaſſung offen gebrochen. Dieſe Rechtswidrigkeit erkannten 
alle Großmächte an, während ſie jeden Zweifel an dem 
Thronfolgerechte Chriſtian's unwillig zurückwieſen. Sie 
konnten demnach keine Einwendung erheben, wenn Preußen 
nach längerer fruchtloſer Verhandlung endlich wegen dieſes 
Verfaſſungsſtreites dem König⸗Herzog den Kriegsfall ſtellte; 
Öfterreidh, welches dem Himmel dankte, daß Preußen ſich 
nicht an die Spitze der deutſchen Woltshegeifterung ſetzte, 
ſchloß ſich dem Verfahren feines Bundesgenoſſen an. Dieſer 
ſtarken Allianz gegenüber fand ſich keine der Continental⸗ 
mächte zu ſeindſellger Einmischung weiter verſucht. Mit dem 
Ausbruche des Kriegs waren nach den erſten Grundfägen 
des Völkerrechts alle friihern Verträge zwichen den krieg 
führenden Mächten hinfällig, alſo auch Preußen und Oſter⸗ 
reich nicht weiter an das Londoner Protokoll gebunden, als 
fie ſelbſt den Inhalt desſelben an ſich noch für zweckmäßig 
halten wollten. 

Bismarcks Anfiht ging nun dahin, ganz gewiß die 
däniſche Integrität nicht zu reſpectiren, das Thronrecht 
Chriſtian's aber nicht anzufechten. Eirmal, zur Zeit der 
Londoner Conferenz, als alle andern Großmächte immer 
eifriger die fortdauernde Kraft des Protokolls von 1852 
betonten, warf er die Außerung hin, daß auch die Thron⸗ 
folge Chriſtian's rechtlich keineswegs unanfechtbar ſei, was 
dann Bernftorff in der Conferenz weiter ausführte; gleich 
nachher aber trat Bismarck wieder auf den alten Standpunkt 
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zurück, vermied jede Anerkennung der Auguſtenburger An⸗ 
ſprüche, und erklärte den Antrag vom 28. Mai mit feiner 
Verwerfung durch die Conferenz für erledigt auf alle Zeit. 
Die Feſtigkeit ſeines Standpunkts erwies ſich dabei nicht 
zum Wenigſten durch die Thatſache, daß alle Bemühungen 
der Gegner nur dazu dienten, ſeine Erfolge zu ſichern und 
zu erweitern. Die große Agitation für Auguſtenburg in 
Deutſchland hatte fortdauernd den Erfolg, Öfterreich um fo 
feſter an die preußiſche Politik zu ketten, und umgekehrt be 
wirkte Palmerſton's feindſeliges Hezen gegen Preußen bei 
Dänemark ſtete Steigerung des hartnäckigen Tratzes und du- 
mit die Fortjegung des Kampfes bis zur völligen Niederlage. 

So wurde die alte Sehnſucht der deutſchen Nation, die 
Befreiung Schleswig- Holſteins, mit vollem Erfolge verwirk⸗ 
licht. Bismarck hatte guten Grund, ſpäterhin wiederholt es 
auszuſprechen, daß er unter allen ſeinen Unternehmungen 
die diplomatiſche Leiſtung von 1864 für die ſchwierigſte und 
glüclichſte halte. Mit dem Vertrage vom 1. Auguſt waren 
die Herzogthümer los von Dänemark, und die Verfügung 
über ihre politiſche Zukunft in die Hand der beiden deutſchen 
Großmächte gelegt. 

Aber in dieſem Augenblick verwandelte ſich auch die 
öſterreichiſchpreußiſche Allianz. Denn Oſterreich hatte fie 
geſchloſſen, nicht um Preußen bei einer Zertrümmerung des 
dänischen Geſammtſtaats zu fördern, ſondern um es davon 
zurückzuhalten, nicht um die Herzogthümer von Dänemark zu 
trennen, ſondern um ihnen eine etwas beſſere Verjaſſung 
unter daͤniſcher Hoheit zu ſchafſen. Nur durch die Gewalt der 
Umftände, nicht durch den eigenen Willen, war das Wiener 
Cabinet schließlich zum Vertrage des 1. August gebracht 
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worden. Und wenn man nach dem letzten Grunde fragte, 
weshalb denn Schleswig⸗Holſtein bei Dänemark hätte bleiben 
ſollen, ſo war darauf in Wien die kaum noch verborgene, 
aber unwiderrufliche Antwort: damit es nicht preußiſch würde. 
Jetzt war das Land den beiden Mächten zu gemeinſamem 
Eigenthum abgetreten: beide hatten einander zugeſagt, über 
die Zukunft desſelben nur im Eiuverſtändniß mit dem Ge⸗ 
noſſen zu enticheiden: wird bei den entgegengeſetzten Wünſchen 
darüber eine Verſtändigung gelingen? 
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Unmittelbar nach der Zeichnung der Friedensprälimi⸗ 
narien verließ Bismarck Wien, um ſich zum Könige nach 
Gaſtein zu begeben. Die Vorbereitungen für die ebenfalls 
in Wien zu führende Verhandlung des definitiven Friedens 
vertrags wurden von dem Berliner Cabinet unverzüglich in 
die Hand genommen. Die Herren von Balan und von Werther 
entwarfen allgemeine Schemata für die Urkunde; im Handels⸗ 
miniſterium wurde die Entſchädigung der deutſchen Kaufleute 
und Rheder für die im Kriege gelaperten Schiffe bearbeitet; 
techniſche Commiffare für die genauere Grenzregulirung, ſo wie 
für die ſchwierige Auseinanderſezung der däniſchen und der 
ſchleswig-holſteiniſchen Staatsſchuld, wurden ausgewählt, für 
jene neben dem öſterreichiſchen Oberſten Schönfeld der preußiſche 
Oberſt Stiehle, für dieſe der frühere Präſident der holſteiner 
Stände, Baron Carl von Scheel⸗Pleſſen, ein in däniſchem 
Dienſte bewährter Verwaltungsbeamter, jetzt eifriger Vertreter 
der preußischen Annexion der Herzogthümer. Mit der Führung 
der geſammten Verhandlung wurde von Oſterreich Graf 
Rechberg, von Preußen Baron Werther beauftragt, und 
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ihnen weiterhin die früheren Geſandten in Kopenhagen, 
Brenner und Balan, zur Unterſtützung beigegeben. Beide 
Mächte waren eiverſtanden darüber, daß bei dieſer Ver⸗ 
handlung, ebenſo wie bei jener der Präfininarien, der beutjche 
Bund, da er am Kriege nicht Theil genommen, auch am 
Friedensſchluß nicht zu betheiligen jei: immerhin ſtellte ſich 
hier eine gewiſſe Verſchiedenheit in der Haltung der beiden 
Cabinctte heraus, da Rechberg gegenüber den Mittelſtagten 
möglichſt glimpflich, Bismarck aber möglicht deutlich zu ver⸗ 
jahren wünſchte. So war Rechberg der Meinung, daß es 
paſſend fein würde, die Friedenspräliminarien der erlauchten 
Vundosverſanumlung amtlich mitzutheilen; Bismarck erklärte 
umgehend, daß dies bei der in Frankfurt herrſchenden Leiden. 
schaftlichkeit nicht zuzugeben ſei, weil die dortige Verhandlung 
ſtörend auf die Beſchleunigung des definitiven Friedens ein⸗ 
wirken würde. „Können wir, bemerkte er weiter, das Ein⸗ 
bringen von Auftragen bort nicht verhindern, jo müſſen wir 
die Verantwortung für die Ermuthigung, welche Dänemark 
vor dem Friedensſchluſſe aus ſolchen Zänkereien am Bunde 
ſchöpfen wird, den Fragern vor der Öffentlichkeit überlaſſen.“ 
Daß nun eine ſolche Beſorguß nicht ganz und gar aus der 
Luft gegriffen war, zeigte ein ſäaͤchſiſcher Antrag, welchen 
Oeuſt in der zweiten Auguſtwoche ankündigte, der Bundestag 
möge die beiden Mächte um beruhigende Auskunft über 
Artikel 1 der Präliminarien erſuchen, namentlich darüber, 
daß unter der Abtretung der Rechte Dänemarks auf Schleswig⸗ 
Holſtein nur deſſen Anſprüche zu verſtehen ſeien, und daß 
damit die Betheiligung des Bundes an der Erbfolgeregelung 
nicht in Frage geſtellt werde. Rechberg erſtrebte, wie wir 
wiſſen, jeit dem Mai deuſelben Zweck, welchen dieſer Antrag 
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verfolgte, theilte aber Bismarcks Anſicht, daß vor dem 
definitiven Friedensſchluß jede derartige Verhandlung zurück 
zuſtellen fei, und ſandte alſo ein ſehr bündizes Telegramm 
diefes Inhalts nach Dresden, und da Beuſt auch von ſeinen 
mittelſtaatlichen Freunden dieſelbe Anſicht vernahm, jo beeilte 
er ſich, den unliebſamen Antrag zurück zu ziehen. In Han⸗ 
nover ſprach Platen dem preußiſchen Gefanbten feine volle 
Entrüftung über Beuſtb's Wichtigthuerei und Heherei aus; 
Abbe in Caſſel wies die ganze Rechtsanſchauung Beuſt s in 
der ſchleswig'holſteiniſchen Frage weit hinweg. Etwas anders 
klang der Ton an den ſüddeutſchen Höfen. Schrenck räumte 
dem preußischen Geſandten ein, daß Bayern durch die beiden 
Mächte keine Verletzung erlitten hätte, erklärte aber den hoch⸗ 
fahrenden Ton der böſterreichiſchen Regierung und die weg⸗ 
werfende Polemik der preußischen Zeitungen für unerträglich. 
Eine Weile, jagte er, war unſer Ärger vornehmlich groß 
über Oſterreich, jetzt richtet ſich das Mißtrauen wieder mehr 
gegen Preußen, welches durch Verſchleppung der Erbfolge⸗ 
frage den Verdacht eigenſüchtiger Beſtrebungen erweckt, während 
Oſterreich ohne Eigennutz raſche Erledigung der Thronfolge 
wünſcht. Arnim ſand für gut, hierauf höchſt unumwunden 
zu antworten, jener Verdacht ſei ganz gerecht; es ſei fnbiich, 
zu glauben, daß wir die Herzogthümer ohne Sicherung 
unſerer künftigen Stellung verlaſſen könnten; aber noch kindi⸗ 
ſcher ſei das in Süddeutſchland erhobene Geſchrei, welches 
hierin ein Unglück für das ganze Vaterland ſehe. Wir 
könnten allesfalls die Herzogthümer entbehren, dieſe aber 
nicht uns; ſie würden wenige Tage nach unſerem Abzuge 
wieder däniſch werden. Schrenck entgegnete, die Annezion 
könnte für Deutſchland vielleicht nützlich, nimmermehr aber 
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mit dem Rechte verträglich fein; Herr von Bismarck habe 
einmal gejagt, Preußens Leib fei zu dünn für ſeine Rüſtung; 
jo vermuthe alle Welt, der Leib ſolle jetzt corpulenter werden. 

Wenn möglich noch offenherziger verlief um dieſelbe 
Zeit ein Geſprüch zwiſchen dem württemberger Minifter von 
Hügel und dem preußiſchen Geſchäftsträger von Zſchock. 
Hügel hatte den Beuſbſchen Antrag gemißbilligt, und dafür 
auch die Zustimmung des ſeit zwei Monaten zur Regierung 
gelangten, eben in Oſtende weilenden Königs Carl erhalten. 
Er zeigte dem Geſchäftsträger einen Brief des Königs, daß 
Württemberg mit Feſtigkeit, aber mit Mäßigung in der bis⸗ 
herigen Politik zu beharren habe, und erläuterte dies dem 
Geſchäftsträger dahin, die Mittelftanten würden zur Zeit 
keine Schritte in der Frage der Herzogthümer thun, denn in 
Wien habe Graf Rechberg es gegen den württemberger Ge⸗ 
sandten wiederholt ausgeſprochen. Oſterreich würde leine Ver⸗ 
ſchleppung der ſchleswig⸗holſteiniſchen Thronfolge zulaſſen, 
vielmehr raſche Prüfung der verſchiedenen Erbanſprüche her⸗ 
beiführen und dann für den relativ Beſtberechtigten die An- 
erkennung des Bundes als Landesherrn der drei untheilbaren 
Herzegthümer bewirken. Hienach könnten alſo die Mittel 
ſtaaten ſich Anträge wie den Beuſt ſchen erſparen und un⸗ 
beſorgt dem kaiſerlichen Cabinet die Initiative in der As 
gelegenheit überlaſſen. 

Dies Alles war nur zu begründet. Rechberg hatte 
mehreren mittelſtaatlichen Geſandten ſehr beſtimmt die Zur 
ſage gegeben, es würde bei der definitiven Regelung der 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Angelegenheit der deutſche Bund nicht 
ignorirt, nicht ausgeſchloſſen werden. Daß die Hinneigung 
zu einer ſolchen Politik in Wien vorhanden war, wußte das 
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preußische Cabinet ſeit langer Zeit; aber daß fie bereits eine 
fo feſte Geſtalt gewonnen, daß fie ſogar zu bindenden Er: 
Öffnungen an die Mittelſtaaten geführt, davon hatte man in 
Berlin keine Ahnung, und Bismarck wies einſtweilen ganz 
entſchieden den Gedanken zurück, daß Oſterreich zu einem fo 
offenen Bruche des Vertrags vom 16. Januar entſchloſſen 
wäre. Es war nun verabredet, daß der König in Bismarck's 
Begleitung den Karlsbader Beſuch Franz Joſeph's am 
22. Auguſt in Wien erwidern würde, womit dann die Ge 
legenheit zu umfaffender Aufklärung geboten war. In der 
That fanden darauf während der drei Tage des Beſuchs in 
Schönbrunn vertraute Erörterungen aller ſchwebenden Fragen 
zwiſchen den Monarchen und ihren Ministern Statt. Bei einer 
Beſprechung der allgemeinen europäiſchen Lage zeigte fich, 
wie ſehr die Beſorgniß vor franzöſiſchen Umtrieben die Ge⸗ 
müther der öſterreichiſchen Staatsmänner beherrſchte, und 
auch bei dem Kaiſer trat mit beſonderem Nachdrucke die Ab- 
neigung und das Mißtrauen gegen Napoleon hervor. Nie: 
mand kann ſich auf ihn verlaſſen, ſagte Franz Joseph, da 
er bei jedem Unternehmen immer mehrere Zwecke neben ein: 
ander verfolgt. In den deutſchen Angelegenheiten betheuerte 
der Kaiſer das hohe Gewicht, welches er auf die Fortdauer 
der preußischen Allianz lege, und Rechberg ſtimmte mit auf 
richtiger Wärme zu, wenn Bismarck ihm die Notwendigkeit 
einer gemeinſamen feſten Leitung der gesammten deutſchen 
Politik erörterte: wobei denn freilich über die Art dieſer 
Leitung die Differenz zwichen den beiden Miniftern unver⸗ 
lennbar hervortrat, daß Bismarck entſchieden und kräftig, 
Rechberg aber gewinnend und entgegenkommend vorzugehen 
dachte. So zeigte es ſich bei der noch am Bunde anhängigen 
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Nendeburger Streitfrage, wo Rechherz mit Wärme den 
Sachſen eine kleine Höflichkeit zu erweiſen empfahl, was Bis 
marck durchaus unnöthig fand, ſchließlich aber bewillgte. 
So auch in Bezug auf die Hamburger Telegraphenvertlüäge: 
Rechberg wiederholte jeine Anerkennung der preußiſchen Rechts- 
anficht, fuchte aber zu beſchwichtigen, vertheidigte die Wünſche 
der Hanſeſtädte, und ſprach ſich ſchlicßlich auf Bismarcks ernſte 
Vorſtellungen vertröſtend aus, das formelle Recht ſei gewiß 
auf Preußens Seite, indeffen werde ſich wohl noch ein güt- 
licher Ausweg finden laſſen. 

Dies waren untergeordnete Dinge. Aber auch in den 
Hauplſachen machte ich die verſchiedene Richtung der beider⸗ 
ſeitigen Wünſche geltend. 

Der Natur der Sache nach war der weſentlichſte und 
dringendſte Gegenſtand der Beſprechung die Zukunft der Herzog 
thrimer. Die augenblickliche Verwaltung derſelben wünſchte 
Nechberg einem Collegium zu übergeben, in welchem neben 
dem öſterreichiſchen und dem preußiſchen Commiſſar auch ein 
Vertreter des Bundestags mit gleichem Rechte Platz nähme: 
Bismarck aber fand auf der Welt keinen Grund, den Mittel 
ſtaaten eine ſolche, für die Sache unnöthige Einräumung zu 
machen. Um fo lebhafter redete Rechberg von der Hoffnung 
einer baldigen Ertſcheidung des Thronfolgerechts und damit 
der Einſetzung des künftigen Souveräns in Schleswig- Holſtein; 
Bismarck erläuterte sehr fühl die Nothwendigkeit einer gründ⸗ 
lichen Prüfung aller vorliegenden Erbanſprüche, wozu der 
Bundestag bisher kaum den erſten Schritt gethan hatte. Daß 
eine Vereinigung der Herzogthümer mit Preußen ſchon ver⸗ 
möge der europäischen Lage bedenklich fei, wurde von Rech⸗ 
berg, wie bei frühern Geſprächen mit Werther, betont, und 


Google a ak 


Schleswig⸗Holſteins Zutunft. Zollvereinstriſ 3⁰³ 


auch der Kaiſer äußerte ſich gegen ſeinen hohen Bundes. 
genoffen in gleihem Sinne. König Wilhelm blieb dabei zu⸗ 
rückhaltend; es widerſtrebte ihm, lurzweg als Eroberer auf- 
zutreten; auch war er keineswegs ſchon entſchieden über ſein 
Verhalten gegen den Erbprinzen von Auguſtenburz. Als 
dann von öſtereichiſcher Seite bemerkt wurde, daß die Nn 
negion jedesfalls nur dann zugelaffen werden könne, wenn 
auch Öftereeich einen entſprechenden Gewinn erhalte, ſei es 
durch Abtretung preußiſches Landes, fei es durch preußjſche 
Garantie für den geſammten öſterreichiſchen Länderbeſtand: 
da ſprach der König die entſchiedene Ablehnung einer an 
ſolche Bedingungen getnüpſten Annexion aus. Er wollte 
weder einen Theil der preußiſchen Bevölkerung an Oſterreich 
weggeben, noch allgemeine und unbeftimmte Verpflichtungen 
hinſichlich der außerdeutſchen Befigungen Oſterreichs über: 
nehmen, Verpflichtungen, welche feine ganze europäifche Politik 
an nicht abſehbare Actionen des Wiener Hofes gekettet hätten. 

So war in ber Frage ber Herzogthümer an keinem 
Punkte ein poſitives Ergebniß gewonnen. 

Ein zweiter Gegenſtand von größter Bedeutung, welcher 
in Schönbrunn zur Erörterung kam, war das eben wieder 
angeregte Thema der großen Zolleinigung zwiſchen Oſterreich 
und den Staaten des deutſchen Zollvereins. Es iſt, um die 
hier beginnende Kriſis anſchaulich zu machen, ein kurzer Rück⸗ 
blick auf die unmittelbar vorausgegangenen Verhandlungen 
unerläßlich. 

So energisch Graf Rechberg in den Jahren 1862 und 
1863 den Kampf gegen den preußiſch⸗franzöſiſchen Handels⸗ 
vertrag aufgenommen, und im Bunde mit den Mittelſtaaten 
den Eintritt Oſterreichs in den Zollverein erſtrebt hatte: ſo 
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rasch war auf dieſem Gebiete, wie auf jenem der Bundes- 
reſorm, die Abkühlung gefolgt, feitdem im November 1863 
Napoleon's Congreßprogramm und Deutſchlands antidäniſche 
Begeisterung dem Wiener Cabinet einen möglichſt engen Anz 
ſchluß an Preußen wünſchenswerth gemacht hatte. Als im 
Februar 1864 die Conferenz der Zolloereinsſtaaten in Berlin 
wieder zuſammentrat, um die alten Streitpunkte von Neuem 
mit den alten Argumenten zu erörtern, hielt ſich Osterreich in 
völliger Schweigſamkeit zurück. Im März veranlaßte es eine 
Conferenz zwiſchen einem kalſerlichen und einem preußiſchen 
Commiſſar, welche aber ſchon nach wenigen Tagen ergebuißlos 
endigte, und die Mittelſtaaten eher beunruhigte, als ſtärkte, 
da ſie ein Sonderabkommen mit Preußen für Wien erwünſchter, 
als ein Zuſammenwirken mit den alten Genoſſen erſcheinen 
ließ. Überhaupt zeigten fi in der Heerſchaar der Münchener 
Oppoſition alle Merkmale der beginnenden Auflöſung. Nur 
Bayern und Württemberg hielten feſt und unbedingt an dem 
vor zwei Jahren aufgeftellten Programm, möchte auch, ſagten 
ihre Miniſter Schrenck und Hügel, der Zollverein darüber in 
Trümmer zerfallen. Die übrigen Regierungen unterhandelten 
im Grunde nur noch in der Hoffnung. Preußen vielleicht doch 
endlich mürbe zu machen; in Berlin aber wußte man um⸗ 
gekehrt ſehr gut, daß fie um feinen Preis aus dem Zollverein 
ausſcheiden wollten, und wenn es nicht anders ginge, auch 
den frauzböſiſchen Handelsvertrag fich gefallen laſſen und Oſter⸗ 
reich abſagen würden. Preußen war bereits mit Sachſen, 
den chüringiſchen Staaten, Braunſchweig, Frankfurt und Baden 
einig; im Juni gewann es, in einer geheimen, durch einen 
Frankfurter Bankier geführten, perſönlichen Unterhand lung mit 
dem Kurfürſten, die alle Welt überraſchende Zuftimmung 
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Kurheſſens, worauf dann am 28. Juni der neue Zollvereins⸗ 
vertrag zwiſchen den genannten Regierungen in Berlin 
unterzeichnet, und den zur Zeit noch diſſentirenden Staaten 
der Beitritt unter den gleichen Bedingungen bis zum 1. October 
offen gehalten wurde. Schon am 11. Jul folgte Hannover, 
und bald nachher auch Oldenburg dieſem Beiſpiel, nachdem 
Preußen wenigſtens einen Theil des bisher aus den Zoll 
einkünften bezogenen Präcipuums bewilligt hatte. 

Damit war die Lage der Diſſidenten schlechthin ausfichts- 
los geworden. Die Bevölkerung in Naſſau und Darmſtadt 
drängte einstimmig ihre Regierungen zum Abſchluſſe mit 
Preußen, und ſelbſt in dem ſchutzzöllneriſchen Süden erhoben 
ſich zahlreiche Stimmen, welche das Fernbleiben vom Zoll⸗ 
verein für unmöglich erklärten. Eine am 7. Juli in München 
eröffnete Conferenz von Bevollmächtigten Oſterreichs, Bayerns, 
Württembergs, Darmſtadts und Naſſaus konnte ſich den Zwang 
der vollendeten Thatſache nicht verbergen, zumal Oſterreich 
ſeinen Freunden keinen Zweifel darüber ließ, daß es zur Zeit 
nicht mit derſelben Entſchjedenheit wie einft 1853 ꝛgegen 
Preußen vorzugehen gedenke. Man begnügte fi, am 12. Juli 
eine Punctation aufzuſetzen, es jei der Abſchluß von Verträgen 
zwiſchen Ofterreich und dem Zollverein herbei zu führen, auf 
Grundlage der Übereinkunft von 1853, alſo im Sinne der 
Anbahnung einer gänzlichen Zolleinigung in der Zukunft, und 
folglich für jetzt möglichſter gegenſeitiger Verkehrserleichterung 
zwiſchen beiden Theilen. Der neue Zollverein und fein nach 
Maaßgabe des franzöſiſchen Handelsvertrags ſeſtgeſtellter Tarif 
waren damit thatſächlich anerkannt, und was den Beitritt der 
vier Mittelftanten betraf, das Abkommen mit Ofterreich nicht 
mehr als Bedingung desſelben, ſondern nur oo; als Wunſch 


v Sobel, Begründung b. beutihen Reifjet. TIL 


Google JNIVERSITT OF MICHI 


336 Wiener Friede. Mechberg's Fall. 


bezeichnet. Durch einen Erlaß vom 28. Juli theilte darauf 
Graf Rechberg dieſe Punctation der preußiſchen Regierung 
mit, indem er die Eröffnung einer Unterhandlung darüber, 
und zwar ausſchließlich zwiſchen Preußen und Oſterreich. 
beantragte. Sollte, bemerkte dabei Graf Rechberg, wider Er⸗ 
warten das Kgl. Cabinet es ablehnen, in die angebotene 
Verhandlung ſofort einzutreten, ſo würden wir zu unſerem 
größten Bedauern darin eine Mißachtung der uns gegenüber 
bestehenden Vertragsverpflichtungen erkennen müſſen, und wir 
würden uns keiner Töuſchung darüber hingeben, daß ein 
ſolches Vorgehen unvereinbar fein würde mit dem zwiſchen 
beiden Regierungen jo glücklich beſtehenden, bundesfreundlichen 
Verhältniß. 

Dieſe drohenden Worte entſprachen nicht eigentlich der 
perſönlichen Geſinnung des Miniſters. Denn er hatte in der 
That die preußiſche Allianz zu ſchätzen gelernt, und wie ſein 
Kaiſer, wünſchte auch er von Herzen, fie aufrecht zu halten. 
Aber in Öfterreich ſelbſt war dieſe Aufgabe nicht leicht. Der 
dänische Krieg war durch) feine großen Erfolge in Oſterreich 
nicht populärer geworden, ein dertliches Zeichen für die 
Thatſache, wie viele Lebensintereſſen Deutſchlands an der 
untern Donau gleichgültig waren. Die alte Rivalität Preußens 
wirkte dabei in allen Claſſen der Bevölkerung ſtärker als am 
kaiſerlichen Hofe nach, und wenn Franz Joſeph ſich des 
preußifchen Bündniſſes als einer Kräftigung feiner conſer⸗ 
vativen Wünſche erfreute, fo fand darin der parlamentarische 
Miriſter Schmerling die Quelle einer bedrohlichen Reaction, 
die deutſchen Beamten aber der Staatskanzlei, an ihrer Spitze 
Herr von Biegeleben, fürchteten die völlige Erſtickung des 
öſterreichiſchen Einfluſſes durch den preußiſchen, bei den ge⸗ 
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liebten deutſchen Mittelſtaaten. Sie meinten, das crflärte 
Aufgeben der großen Zolleinizung würde das Signal zur 
vollſtändigen Ausſchließung Oſterreichs aus dem deutſchen 
Bunde ſein, und wer ſonſt aus irgend welchem Anlaß der 
preußiſchen Allianz abgeneigt war, ſtimmte eifrig dieſer Auf 
faſſung zu. Wenn man zur Zeit keinen Fortſchritt auf der 
1853 eröffneten Bahn erringen könne, dürfe werigſtens bie 
damals gewonnene Poſition um keim Atom verſchlechtert 
werden. 

Rechberg ſprach alſo in Schönbrunn dem König Wilhelm 
und beſſen Minister den lebhaſten Wunſch aus, es möge ber 
jetzt zur Erwägung ſiehende Handelövertrag wieder wie jener 
von 1853 als die Vorbereitung zu einer künftigen Zoll 
vereinigung bezeichnet, und demnach wie im Artikel 25 des 
alten Vertrags auch hier feſtgeſetzt werden, daß binnen zwölf 
Jahren eine Verhandlung über die Zolleinigung Statt finden 
ſolle. Bismarck fand eine ſolche Zuſage nicht beſonders gefahr: 
voll, da ein bloßts Verſprechen, Künftig unterhandeln zu 
wollen, leine Verpflichtung über das Erzebniß der Unter 
handlung enthielt. Immer erklärte er dem österreichischen 
Collegen feine Verwunderung über dies lebhafte Begehren 
einer Sache, die auf eine inhaltsleere Phraſe hinauslaufe, 
da die geprieſene Zolleinigung, wie Rechberg ſelbſt anerkenne, 
heute unmöglich ſei und höchſt wahrſcheinlich nach zwölf 
Jahren ſich in derſelben Lage befinden würde. Garz ent 
ſchieden bederllich ſprach ſich König Wilhelm aus, und war 
wenig geneigt, überhaupt ſich auf Conferenzen über den Gegen⸗ 
ſtand einzulaſſen; Rechberg blieb aber bei ſeinem Satze, daß 
Oſterreich ſich nimmermehr deutſcher Seits als Ausland be⸗ 
handeln laſſen könne, und wies ſehr beftimmt auf 5 Möglich 
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keit hin, daß ein völlig negatives Ergebniß in dieſer Frage 
ihm, dem Vertreter der preußiſchen Allianz, die Stellung als 
leitender Miniſter unhaltbar machen könnte. Dies beftimmte 
den König, wenigſtens die Eröffnung einer Conferenz zu 
genehmigen, und was die preußiſche Inftruction für dieſelbe 
betraf, fo verhieß Bismarck dem öſterrtichiſchen Staatsmann, 
zu thun, was er vermöge, um einer günſtigen Auffaſſung 
bei den preußischen Fachminiſtern Geltung zu verſchaffen. Er 
zeichnete darauf am 25. Auguſt eine Depeſche, worin er die 
Bereitwilligkeit Preußens zur Erörterung eines Handels⸗ 
vertrags ausſprach, und, ohne beftimmtere Verheißungen, 
möglichſtes Entgegenkommen für Öfterreid)s Wünſche zuſagte. 

So endigte die Schönbrunner Zuſammenkunft, wie es 
ſchien, in äußerlicher Eintracht. Der König ging von dort 
nach Baden-Baden, Bismarck aber zunächſt nach Berlin, um 
mit ſeinen Collegen über Rechberg's Begehren zu verhandeln. 

Unterdeffen traten an demſelben 25. Auguſt in Wien 
auch die deulſchen Bevollmächtigten mit dem däniſchen Minifter 
von Quaade und deffen militärifchem Begleiter, dem Oberften 
Kaufmann, zur erſten Sitzung der Friedensconferenz zuſammen. 
England, Frankreich und Rußland hatten dringende Auf 
forderung nach Berlin und Wien erlaſſen, mit den Dänen 
großmüthig zu verfahren; natürlich verſtärkte dies bei den 
deutſchen Mächten den Wunſch auf raſchen Abſchluß, welches 
Streben ſich freilich bei beiden meiſt in der uns bekannten 
Verſchiedenheit äußerte, daß Ofterreich gegen die Dänen gerne 
zur Nachgiebigkeit bereit war, während Bismarck lieber durch 
Einſchüchterung der Gegner als durch Einräumungen an die 
ſelben zu wirken liebte. Indeſſen zeigte ſich bald, top 
alles Beeilens auf der deutſchen Seite, daß man an ein weit: 
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ſchichiges Wert gegangen war, zumal die Dänen überall die 
Tendenz bekundeten, alle Einzelheiten im Friedensvertrage 
ſelbſt endgültig zu regeln und nichts einer fpätern commiſſa⸗ 
riſchen Behandlung zu überlaſſen. Zunächſt wurden die drei 
Officiere mit der Ausarbeitung der Grenze beauftragt, und 
bis zu ihrem Berichte die Sizungen vertagt. Ehe jedoch 
dies Gutachten fertig geworden, brachte Quaade am 6. Sep 
tember däniſche Anträge über Poſt-, Zoll- und Telegraphen⸗ 
weſen, deren Tendenz Werther kurz dahin bezeichnete: Um⸗ 
ftändfichfeit und Schwierigkeit. An die Poftfrage knüpfte 
ſich eine bezeichnende Differenz zwiſchen den beiden deutſchen 
Mächten ſelbſt: Dänemark hatte ſeit Jahrhunderten eigene 
Poſtänter in Hamburg und Lübeck; Preußen begehrte jeht 
deren Abtretung als Pertinenzen der Herzogthümer; Rechberg 
aber erwiderte, daß die Hanſeſtädte dieſe Amter völlig auf⸗ 
heben und das Poſtregal auf ihrem Gebiete allein ausüben 
wollten, was ganz mit dem Bundestechte übereinftimme, fo 
daß von einer Abtretung an Oſterreich⸗Preußen nicht die 
Rede fein könne; nach langem Verhandeln blieb es dabei. 
daß die Amter im Vertrage gar nicht erwähnt wurden. Es 
war, wie man fieht, ein genaues Gegenſtück zu der Frage 
der Könneritz ſchen Telegraphenverträge, ein neuer Beleg für 
Oſterreichs Werben um die Gunſt der außerpreufiſchen Bundes 
ftaaten. 

Mittlerer Weile war der frühere däniſche Finanzminiſter 
Fenger als techniſcher Commiſſar für die Auseinanderſetzung 
der Staatsſchulden in Wien eingetroffen, und begann gemeinſam 
mit Scheel⸗Pleſſen die höchſt verwickelte Arbeit. Außer einer 
Menge zweifelhafter Einzelheiten bildete den Hauptſtreitpunkt 
die Frage, ob neben den Paffiven auch die Activen, neben 


5 Google n 00 


390 Wiener Friede. Nechberg's Fal. 


den Staatsſchulden auch das Staatsvermögen zu theilen sei. 
Da die Activa in den Präliminarien nicht erwähnt waren, 
jo ſetzten die Dänen hier ihre feſte Weigerung endlich durch, 
mußten aber zugeben, daß einige beſondere, unbeſtritten den 
Herzogthümern gehörige Fonds dieſen überantwortet würden. 
Was die Schulden betraf, ſo rechnete Fenger einen ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Antheil von 44, Pleffen einen ſolchen von 
22 Millionen heraus. Darauf erklärte dann Rechberg am 
1. October, hier gebe es nur einen Ausweg, die Verſtändigung 
über eine billige Pauſchſumme, und ſchlug als ſolche den 
Betrag von 29 Millionen vor. Die Dänen waren entſetzt 
über eine ſolche Härte; da aber Preußen den Antrag ans 
nahm, und zugleich eine Andeutung über Vermehrung der 
Truppen in Jütland machte, bequemte ſich am 11. October 
auch Dänemark zur Genehmigung. Gleichzeitig gelangte man 
über die Grenzregulirung zum Einverftändnif. Dänemark 
erhielt für die abgetretenen jütiſchen Enclaven außer dem 
Amte Ripen noch ungefähr 6 ½ Quadratmeilen im Süden 
von Kolding. 

Die Hauptſachen waren damit erledigt. Es blieb dann 
noch eine Reihe kleinerer Fragen zu bereinigen, die Ent⸗ 
ſchädigung der deutſchen Rheder und Kaufleute, wo geſtritten 
wurde, ob nur der unmittelbare oder auch der mittelbare 
Schaden, ſowie der eingebüßte Gewinn zu erſetzen wäre. 
ſodann die Theilung der Archive, wovon Dänemark nicht die 
in den Herzogthümern erwachſenen, ſondern nur die auf deren 
Verwaltung beziglichen Documente herausgeben wollte, ferner 
die Übernahme der Apanagen und Penſionen, wobei jede 
Partei ihre Verpflichtungen möglichſt zu verringern ſuchte. 
Darüber gingen noch mehrere Wochen in unerquicklichem 
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Feilſchen hin. Werther klagte, daß Rechberg ſeit der Er⸗ 
ledigung der Gebiets- und der Finanzfrage ſich außerſt laſſig 
zeige, überall auf raſchen Abſchluß durch Bewilligung der 
dänischen Begehren dränge und den preußiſchen Anträgen 
nur ſchwache und widerwillige Unterftügung leihe. Die 
Thotſache war richtig, und Werther follte bald erfahren, auf 
wie gewichtigen Gründen ſie beruhte. Wir kommen hiemit 
auf die Frage des böſterreichiſch⸗deutſchen Handelsvertrags 
zurück. 

Bismarck hatte in dieſer Angelegenheit bei den Verliner 
Jachmännern nur einen halben Erfolg zu erlangen vermocht. 
Die officiellen Vertreter der Zollpolitik waren der Handels 
miniſter Graf Igenplig und der Finanzminiſter von Bodel⸗ 
ſchwingh; thatſächlich aber führte, bei der zweifelloſen techniſchen 
Unzulänglichkeit der beiden Würdenträger, der Minifteriaf- 
director Delbrück das ausſchlaggebende Wort. Delbrück durch 
emſige und mannigfaltige Studien vorbereitet, hatte die äußere 
Laufbahn des preußiſchen Verwaltungsdienſtes mit raſchem 
und glänzendem Erfolge zurückgelegt. Ein Charakter von 
ſeltener Zuverläſſigteit, willensträftig, ohne aufregende Leiden⸗ 
ſchaſt, niemals in träger Ruhe, aber immer in ſicherem Gleich⸗ 
gewicht; ein Geiſt, durchaus erfüllt und beherrſcht von den 
Drange nach Marer Verſtändigkeit, nach Maren Gedanken, 
Haren Zwecken, Haren Verhältniſſen. So faßte er jede Auf 
gabe mit erſchöpfender Gründlichkeit, ſtets auf wiſſenſchaftliche 
Principien geſtützt, ſtets auf praktiſche Durchführbarkeit bedacht, 
ein Theoretifer, der niemals doctrinär wurde, ein Praktiker, 
der niemals der Routine verfiel, ein Techniker, der ſich 
ſtreng auf das Gebiet, wo er Meiſter war, beſchränkte, hier 
aber auch keiner andern Rüdficht als der möglichſten Treff⸗ 
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lichkeit der einzelnen Leiſtung Raum gab. Als Nationalöko⸗ 
nom war er Freihändler nach wiſſenſchaftlich durchgebildeter 
Überzeugung, nicht in dem modernen Sinne, daß es für Staat 
und Geſellſchaft keine höhern Geſetze als jenes des ötonomiſchen 
Individualismus gebe, ſondern nach der ſchlichtern Auffſſung, 
daß auf dem ökonomiſchen Gebiete Verkehrs- und Arbeits⸗ 
freiheit die reichſten Erträge liefere. Er hatte demnach die 
1852 begonnene und zehn Jahre ſpäter zum Siege gelangte 
Wendung der preußischen Zollpofitit mit lebhafter Wärme 
begrüßt und vertreten, und war von dem Wunſche erfüllt, 
den auf dieſem Boden erneuerten Zollverein vor der Wieder⸗ 
holung ähnlicher Kriſen wie der eben durchgemachten zu bes 
wahren. Man kann ſich denken, wie widerwärtig einem ſolchen 
Manne die jetzt auf's Neue erſcheinende Forderung Oſter⸗ 
reichs war, für einen beſtimmten Termin nochmals eine 
Unterhandlung über den Eintritt Oſterreichs in den Zollverein, 
den ein für alle Male als unmöglich anerkannten Eintritt, 
zu verſprechen. Delbrück ſah in dieſem Begehren eine diplo⸗ 
matiſche Falle, in der Erfüllung desſelben eine trügeriſche 
Phraſe, und in Beidem eine mit Bewußtſein geſchaſſene Un⸗ 
llarheit, die ſeiner ganzen Natur widerſtrebte und für die 
Zukunft nichts als neue Zerwürfniſſe in Ausſicht ftellte. 
Daß die Einleitung des Vertrags die große Zolleinigung 
als wünſchenswerth bezeichnen ſolle, fo viel Hatte fein 
Chef dem Miniſterpräſidenten zugeſtanden; weiter aber 
dürfe, erörterte Delbrück mit höchſtem Nachdruck, ſchlechter⸗ 
dings nicht gegangen, und insbeſondere keine Wiederholung 
des Artikels 25 zugelaffen werden. Denn in diefem Artitel 
habe das bisherige Widerſtreben der Mittelſtaaten in der 
Zollvereinskriſis Urſprung und Vorwand gehabt; die Wieder⸗ 


Go gle ABEL... 1 


Rudolph Delbrüd. 393 


holung des Artikels ſei alſo eine ſehr reale Conteſſion, welche 
ähnliche Gefahren für die Zukunft des Zollvereins in ſich 
ſchließe. Bismarck entgegnete, das heiße in die eigene Feſtig⸗ 
keit Mißtrauen ſetzen; Delbrück aber wies auf die öſterreichiſche 
Depeſche vom 7. Mai 1802 und deren Behauptung, daß 
der Vertrag von 1853 Preußen verbiete, ſeinen Tarif in einer 
von der öſterreichſchen ſich entfernenden Richtung zu reformiren. 
Als Bismarck im Intereſſe des guten Einvernehmens mit 
Oſterreich auf dem entgegengefegten Standpunkte beharrte, 
mußte die Entſcheidung des Königs angerufen werden. Dieſer 
war, wie erwähnt, bereits in Schönbrunn zweifelhaft geweſen 
und lehnte, nachdem Delbrück erklärt hatte, bei Genehmigung 
des Artikels aus dem Dienfte ſcheiden zu wollen, die Annahme 
desſelben ab. Bismarck hielt es für einen politischen Fehler, 
nahm es aber hin, und verließ gleich darauf Berlin, um ſich 
nach Baden⸗Baden zum Könige zu begeben. 

In dieſem Sinne inſtruirt, trat dann Geheimrath Haffel- 
bach in Prag mit dem öſterreichiſchen Bevollmächtigten, 
Freiherrn von Hock, zur Verathung des Handelsvertrags zu⸗ 
ſammen. Anfangs glaubte Hock an ein günſtiges Ergebniß, 
erfuhr aber nur zu bald, daß an den Artikel 25 nicht weiter 
zu denken ſei. Rechberg war tief erſchüttert, als er es erfuhr, 
und beſchloß, noch einmal einen perſönlichen Verſuch bei 
Bismarck zu machen. Er hatte mit dieſem feit dem gleiche 
zeitigen Dienſte in Frankfurt ein bei allem amtlichem Streite 
freundſchaftliches Verhältniß. Bismarck fand, daß Rechberg 
leidenſchaftlich und jähzornig, aber ehrenhaft und im Grunde 
gutmüthig ſei, und Rechberg ärgerte ſich täglich, wie über 
Preußen, ſo auch über Bismarck, und konnte doch von dem 
Wunſche gutes Einvernehmens nicht laſſen. Ein Paar kleine 
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Vorfälle aus der Frankfurter Zeit mögen das Verhältniß 
charatteriſtren. Einmal in Rechberz's Zimmer wurde der 
Streit jo heftig, daß der Graf ausrief: ich werde Ihnen 
meine Serundanten ſchicken. „Wozu die Umſtände, erwiderte 
Bismarck; Sie haben hier ja wohl Piſtolen, dann machen 
wir die Sache ſogleich in Ihrem Garten ab. Während Sie 
das Schießgeräth zurecht machen, ſchreibe ich einen Bericht 
über den Handel, den ich eintretendes Falls nach Berlin zu 
ſchicken bitte.“ So geſchah es. Als der Bericht geſchrieben 
war, erjuchte Bismarck den Grafen, die Richtigkeit zu prüfen. 
Rechberg las, und ſagte, jetzt wieder kälteres Blutes, es iſt 
Alles richtig — aber, rief er dann aus, uns deshalb die 
Hälse zu brechen, wäre doch über die Maaßen thöricht. 
Ganz einwerſtanden, ſchloß Bismarck. Etwas fpäter kam 
Rechberg zu Bismarck, um diesem in einer Wiener Depeſche 
den ihm ertheilten Auftrag zu zeigen, in der nächſten Sitzung 
bei einer wichtigen Frage ebenſo wie Preußen zu ſtimmen. 
Bismark überflog das Schreiben, und gab es mit den Worten 
zurück: hier iſt wohl ein Irrthum vorgefallen. Rechberg ſah 
in das Blatt hinein, erſchrak, wurde blaß: es war ein ver⸗ 
traulicher Begleitbrief mit der Weiſung, zwar ſelbſt für 
Preußen zu ſtimmen, aber Alles zu thun, um das gemein- 
ſame Votum durch die übrigen Geſandten verwerfen zu laſſen. 
Er hatte die beiden Schreiben verwechſelt. Beruhigen Sie 
ſich, ſagte Bismarck. Sie haben mir den Brief nicht geben 
wollen, alſo haben Sie ihn mir nicht gegeben, alſo ift 
ſein Inhalt mir völlig unbekannt. In der That hat er ihn 
nie nach Berlin berichtet, um fo mehr aber Rechberg's Ver⸗ 
trauen für alle Zeit gewonnen. So knüpfte der Graf auch 
in der jetzt vorliegenden Verwicklung einen privaten Brief⸗ 


Google wers OF MICHIGAN 


Correſpondenz zwiſchen Bismarck und Rechberg. 395 


wechſel mit Vismard an, aus dem hier Einiges mitgetheilt 
werden mag, da er als der letzte Verſuch eines innerlichen 
Ausgleichs zwiſchen dem alten und dem neuen Deutſchlaud 
ebenfo merkwürdig, wie über die damalige Denkveiſe der 
beiden Staatsmänner belehrend iſt. 

Wir verfolgen, ſchrieb Rechberg am 6. September, die 
Aufgabe, mehrjährige Differenzen und Kämpfe der Vergeſſen⸗ 
heit zu übergeben, die Folgen derſelben in der Stimmung 
der Bevölkerung zu verwiſchen und das Bawußtſein der 
beiderſeitigen Vortheile einer öſterreichiſch preußiſchen Allianz 
zu erwecken. Er mahnte demnach, die Handelsfrage keine 
ſtörende Wendung nehmen zu laſſen, in der Frage der 
holſteiner Telegraphenverträge aber die formelle Nichtigkeit 
durch nachträglichen Bundesbeſchluß zu heilen, und damit die 
Souveränität der Hanſeſtädte anzuerkennen. In ſeiner Ant⸗ 
wort vom 8. September ſprach Bismarck zunächſt ſeinen leb⸗ 
haften Dank für die von Rechberg ergriffene Initiative zu 
vertrauensvoller Beſprechung der ſchwebenden Fragen aus, 
erwähnte dann die Angſtlichteit feiner Collegen von den tech⸗ 
niſchen Reſſorts bei der Verhandlung des neuen Zoll und 
Handelsvertrags — mir iſt, ſagte er, der Zauber nicht klar, 
der in dem Worte Zolleinigung liegt, daß die bloße Nennung 
umjere Fachmänner empfindlich, die Ihrigen wohlthuerd be⸗ 
rührt — während wir doch Alle darüber einverſtanden find, 
daß die Sache weder möglich iſt noch nützlich wäre. Es ſei 
zu hoffen, daß die beiden Commiffare ſich ergiebig mit der 
Frage beſchöftigen werden, wie unfere Handelsbeziehungen, 
fo lange als wir noch nicht uns in Zolleinigung befinden, 
ſich geſtolten ſollen; verfäumen wir nicht über dem Irrlicht 
der Zolleinigung die praktiſche Woblthat des Handels⸗ 
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vertrags. Er erwähnte darauf, daß jeine Collegen ihm Oſter⸗ 
reichs Unwillfährigkeit in den ſonſtigen Fragen, der proviſo⸗ 
riſchen Regierung der Herzogthümer, der Rendsburger Be⸗ 
ſetzung, den Telegraphenverträgen, entgegenhielten, und ſprach 
es aus, daß Oſterreichs Verhalten bei”biefem lezten ſchreienden 
Mißbrauch des formalen Bundesrechts ihm unerwartet hätte 
jein müffen. „Wenn wir, bemerkte er, uns zum Einſchreiten 
gegen eine ſo flagrante Verletzung des Bundesrechts durch 
unſere eigenen Com miſſare nicht einig finden, wie follen wir 
uns dann über die Leitung der geſammten Bundespolitik bis 
an die Grenzen des Erlaubten hin verſtändigen? Geſtatten 
Sie mir, verehrter Freund, meine Anſicht offen auszu- 
sprechen. In allen dieſen Fragen iſt die Haltung des 
Kaiferlichen Cabinets durch eine leiſe, aber, wie ich beſorge, 
wachſende Hinneigung zu der Tendenz bedingt, den kleinen 
Staaten in Oſterreich einen Schutz gegen Preußen erblicken 
zu laſſen. Ich halte es für unmöglich, daß die ausgezeich⸗ 
neten Beamten der Staatskanzlei Biegeleben, Meyſenbug, 
Gagern), die aus mittelſtaatlichen Verhältniſſen nach Wien 
gekommen ſind, mit den Traditionen ihrer jüngern Jahre 
ſchon ganz gebrochen haben; ich halte es für natürlich, daß 
Staats männer, die ſich als gute Schwimmer im Strome 
des Parlamentarismus fühlen [Schmerling), die Quellen offen 
zu halten ſuchen, welche denſelben aus den parlamentarisch 
regierten Mittelſtaaten und deren öffentlicher Meinung zu⸗ 
fließen. Aber je mehr die angedeuteten Elemente auf den 
Gang der öſterreichiſchen Politik einwirken, um jo mehr 
nähern wir uns dem alten Geleiſe, in welchem Oſterreich und 
Preußen zum Schaden Beider länger als zehn Jahre hin⸗ 
durch feſtgefahren waren. Die Erfüllung unſerer von Ihnen 
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bezeichneten Aufgabe wird uns nur gelingen, wenn wir unferer 
Gemeinſchaft das friſche Leben einer activen gemeinſamen 
Polttil erholten, wie wir fie in Lauſe dieſes Jahres bisher 
betrieben haben, und mie fie, eonſeguent fortgesetzt, zweifellos 
zum Ziele führen wird, zur Einigkeit Deutſchlands gegen 
innere und äußere Feinde, zur Wiederherſtellung der Grund⸗ 
lagen monarchiſches Regiments, zur Unſchädlichmachung der 
Revolution.“ 

Von dem Allem aber werde, ſchloß Bismark, das 
Gegentheil eintreten, wenn wir auf halbem Wege ftehen 
blieben, und jeder ſich wieder dem alten Pfade zuwende. 
Dann würde niemand mehr der Feſtigleit unſeres Bündniſſes 
trauen; man würde jagen, daß dem Wiener Hofe die Sym⸗ 
pathie des Hamburger Senats wichtiger jei, als die Freund⸗ 
ſchaft Preußens. 

Am 17. September erwiderte Rechberg mit gleicher 
Offenheit: 

„Sie wiſſen, daß ich mich der Aufgabe, die wieder ge⸗ 
wonnene Einigkeit Oſterreichs⸗ Preußens auch für die Zulunſt 
ſeſtzuhalten, mit ganzer Seele widme ... . Sie werden 
mir zugeben, verehrteſter Freund, daß eine ehrliche und 
bundestreue Anerkennung der Zuſammengehörigkeit Oſterreichs 
und Deutſchlands eine jener Grundbedingungen ift, ohne 
welche Oſterreich ſich in der preußiſchen Allianz nicht heimiſch 
fühlen kann. In dieſer Wahrheit iſt auch die Antwort auf 
die Frage enthalten, welch” unerllätlicher Zauber für uns in 
dem bloßen Worte Zolleinigung liegt. Der Werth dieſes 
Wortes, ich gebe es zu, gehört zu den inponderabeln Dingen, 
aber auch der Werth unſerer Eigenſchaft als deutſche 
Macht ift inponderabel. Randnote Bismarcks: mehr Macht, 
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als deutſch.] Die Meinung, daß die Zolleinigung für immer 
unausführbar ſei, iſt mehrfach ausgeſprochen worden. Aber 
ebenſowenig kann die Anſicht widerlegt werden, daß die 
Zolleinigung früher oder ſpäter unausbleiblich ſich vollziehen 
werde. Die gegenwärtige Frage, ob Oſterreich von dem 
Recht auf Zolleinigung zurücktreten, ſomit anerfennen fol, 
daß es in handelspelitiſcher Beziehung nicht zu Deutſchland 
(Bismarck: zum Zollverein) gehöre, muß ich als österreichischer 
Minüter pflichtgemäß verneinen. Was würde man 1815 zu 
einem Ausſchluſſe Oſterreichs aus dem deutſchen Zoll und 
Handelsſyſtem gefagt haben, was zu einem Satze, daß Dfter- 
reich darin keinen Vorzug vor dem Ausland haben dürfe? 
Wenn wir auf unſetem Anſpruche auf Zolleinigung beſtehen, 
jo geſchieht es nicht, weil Preußen den Artikel 25 des Han- 
delsvertrags unterzeichnet hat — obgleich es kein gutes Bei⸗ 
ſpiel gibt, wenn man ein gegebenes Wort auf den Werth 
ciner Redensart zurückführt — ſondern weil Oſterreich eine 
deutſche Macht iſt, und nicht zugeben kann, daß eine gemein- 
ſame deutſche Einrichtung ihm grundſägzlich verſchloſſen bleibe, 
und daß es von feinen Bundeszenoſſen als Ausland behan⸗ 
delt werde 

Gegenüber einem Manne von Ihrem Scharfblick und 
Ihrer Entſchloſſenheit kann ich den Wunſch nicht unterdrücken, 
es möge in Berlin einmal ernſtlich und gründlich erwogen 
werden, ob denn wirklich jene ganze Richtung der Politik 
noch heute zweckgemäß ſei, die man als die der Lahmlegung 
des Bundes und der kleinen Errungenſchaften bezeichnen 
konnte. Urſprünglich hatte fie die freiwillige Absperrung 
Oſterreichs von Deutſchland zur Vorausſetzung; ich zweifle, 
ob Preußen heute noch etwas damit zu gewinnen hätte. 
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Wenn Ihre tenifchen Collegen nach den Azuivalenten für 
Ihre Coreeſſionen in der Handelsſoche Fragen, jo kum ich 
daraus nur ſchließen, daß dieſelben ſich nicht auf der politi⸗ 
ſchen Höhe befinden, auf welcher Sie ſtehen. Hätte ich ihnen 
zu antworten, ſo würde ich ſie bitten, ſich zu erinnern, wie 
Preußen, ehe es die von uns dargebotene Hand ergriff, in 
Deutſchland und in Europa daſtand, und wie es jetzt, Dank 
der von Ihnen eingehaltenen Politik, daſteht. Ich würde 
fie fragen, ob ein ganzes Archiv voll kleiner Militärs, Poſt⸗ 
und Telegraphenverträge für Preußen den Werth haben 
könne, welchen die Freundschaft Oiterreichs und das Ver⸗ 
trauen der übtigen deutſchen Staaten hat. Ich würde ihnen 
bemerten, daß um großer europziſcher Nothwendigkeiten 
willen die vereinte Action der beiden Mächte ſich nur in 
conſervativer Richtung bewegen lann, alſo mit ſtrenger Ach⸗ 
tung des Bundesrechts und der Selbständigkeit der verbün⸗ 
deten Staaten. Bismarck: bis zu welchem Grade ?] Sie 
ſelbſt machten mich auf die Zeit vor 1848 aufmerkſam, in 
der Deutſchland willig der Leitung Oſterreichs und Preußens 
folgte: nun, mit welcher Sorgfalt ſchonten damals die beiden 
großen Höfe das Selbſtgefühl ihrer Bundesgenoſſen und 
achteten deren Rechte. Das hatte die Folge, daß während 
eines Menſchenalters von einem Mißtrauen gegen die beiden 
Mächte keine Rede war, daß niemand von einem Rheinbunde 
ſprach. Unter dieſer Vorausſetzung find die Heinen Staaten 
auch bereit, ſich an Öfterreich und Preußen arzulehnen. Ihr 
Hinzutritt macht den öſterreichiſch⸗preußiſchen Bund unbe 
dingt zur ſtärkſten Stellung Curopas. Werden fie aber 
mißtrauiſch, fürchten ſie für ihre Unabhängigkeit oder für 
ihre bundesmäßigen Rechte, beſorgen fie Abſorption durch 
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die beiden Höfe, denten fie an Sellſterhaltung, jo geht durch 
ganz Deutſchland eine gefährliche geheime Unruhe, welche 
das Ausland ſofort wahrnimmt und ausbeutet, und welche 
das Verhältniß der Kräfte nicht wenig zum Nachtheil Oſter⸗ 
reichs und Preußens alterirt. Thun Sie aljo, dies iſt 
meine inſtändige Bitte, das Ihrige, daß Ihre Nachbarn ſich 
nicht in ſchutzbedürftigen Zuftand verſetzt glauben. Ich werde 
dann nicht mehr in den Verdacht kommen, daß ich trachte, 
den kleinern Staaten Osterreich als Schutz gegen Preußen 
erſcheinen zu laſſen. Sie werden dann überall Freunde 
haben, überall Willführigeit für jeden billigen Wunſch finden, 
und niemand wird mehr an der Festigkeit unſeres Bünd⸗ 
niſſes zweifeln. Fühlen ſich die deutſchen Regierungen nicht 
mehr geängitigt, jo werden fie auch aufhören, mit den Ele⸗ 
menten der Volksbewegung zu eokettiren.“ 

Rechberg mahnte, nach solcher Geſinnung auch die Ham- 
burger Telegraphenverträge zu behandeln. 

Die Antwort Bismarcks auf dieſe Erörterung verzögerte 
ſich durch äußere Zufälligkeiten bis zum 29. September. Da 
es nicht wohl anging, dem Wiener Freunde rund heraus zu 
ſagen, was man von der Deutſchheit des Donaureiches dachte, 
nahm Bismarck die Wendung, er halte den Fortſchritt auf 
der gemeinſamen Bahn für ſicherer, wenn beide Theile ſich 
auf den praktiſchen Boden der Cabinetspolitik ftellten, ohne 
ſich die Lage durch die Nebel trüben zu laſſen, welche aus 
der Doctrin deutſcher Gefühlspolititer aufftiegen: dann würde 
ſich zeigen, daß, wenn der deuſche Charakier Oſterreichs der 
Machtſtellung desſelben frommen ſollte, dies nicht durch einen 
Zollvertrag mit problematischen Wortftellungen, fondern nur 
durch ein intimes Bündniß mit Preußen erreicht werden 
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könnte. Gegen Rechberg's Nußerung, ein gegebenes Wort 
dürfe nicht zu einer bloßen Redensart umgedeutet werden, 
erinnerte er daran, daß er von jeher die Möglichkeit der Zull- 
einigung beſtritten, daß er neulich in Schönbrunn erft dann 
die Erwähnung derſelben in dem neuen Vertrage in Berlin 
zu empfehlen verſprochen, als Rechberg ihm ausdrücklich zu⸗ 
geſichert habe, daß es eben nur eine Redensart fein ſolle. 

Aber an denſelben Tage, dem 29., schrieb Rechberg 
ſeinen Klagebrief über den negativen Verlauf der Prager 
Conferenzen. „Der Eindruck ift peinlich bei mir und noch 
mehr bei unſern Fachminiſtern. Nach der Abrede zwiſchen 
uns Beiden ſollte der neue Vertrag keinen Rückſchritt gegen 
den Februarvertrag darftellen; dies würde aber der Fall fein, 
wenn nur bie Bhrafe in der Einleitung bliebe, und Artitel 25 
wegfiele. Meine Stellung zur Sache würde dadurch un⸗ 
haltbar werden. Preußen könnte das Verſprechen, in einer 
gegebenen Zeit mit uns zu unterhandeln, um fo leichter geben, 
als wir ja anerkannt haben, daß es dadurch feine Autonomie 
in Tariffragen nicht aufgebe.“ 

In ſeiner Antwort vom 4. October erläuterte Bismarck 
die Gründe ſeiner Collegen für die Ablehnung, und fuhr 
dann fort: „Legen Sie doch, verehrteſter Freund, nicht zu 
viel Gewicht auf dieſe Zollſachen. Mit etwas günftiger oder 
übler geſtalteten Zuſagen für die Zukunft erledigen ſich dieſe 
Dinge doch nicht. Entweder man ſieht in beiden Ländern 
ein, daß die Zolleinigung nützlich ift, und dann macht fie ſich 
ohne promiſſoriſche Verabredungen — oder man überzeugt 
ſich nicht davon, dann wird auch 1877 nichts daraus, es 
mag nun inzwiſchen ein Termin zu Unterhandlungen angeſetzt 


geweſen ſein oder nicht. Mir ſcheint doch, daß an e 
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Zutunft ernſtere Kriſen in ihrem Schoße bergen kann, als 
daß wir die öffentliche Meinung über Wortwendungen aufe 
regen jollten, welche auf ein über zwölf Jahre doch immer 
problematiſch bleibendes und von dieſen Wortwendungen 
praktiſch nicht abhängiges Verhältniß Anwendung finden 
ſollen. Ich würde Ihnen perſönlich gerne auch den Artikel 25 
hingeben, wenn ich es ohne eine Art von Staatsſtreich 
oder doch Calinetskriſis bei uns durchsetzen könnte. Die 
Entfehiedenheit, mit welcher man bei Ihnen darauf befteht, 
läßt bei uns vermuthen, daß es nicht bloß um die prind- 
pielle Poſiton von 1853, um den augenblicklichen Eindruck 
auf die öffentliche Meinung in Osterreich, ſondern um ernſtliche 
und praktiſche Durchführung der Zolleinigung zu thun iſt, 
und für dieſe bin ich, wie oft gejagt, durchaus nicht bereit, 
die Hand zu bieten, ſo lange ſie nur das künſtliche Product 
politischer Verabredung, nicht das natürliche Ergebniß der 
Übereinſtimmung der realen Intereffen iſt.!“ Dann wandte 
ſich der Brief zu Rechberg's frühern Außerungen über die 
allgemeine deutſche Politik. „Der König hat gewiß manche 
Beweiſe geliefert, daß es ihn nicht nach dem Gute feiner 
Nachbarn, nach der Unterdrückung deutſcher Fürſten gelüſtet. 
Wir haben keinen deutſchen Staat in die Lage gebracht, 
Schutz gegen uns zu bedürfen; wir find in der Defenſive 
gegen Übergriffe und Überhebungen der Bundesmajorität 
und ihrer einzelnen Mitglieder. War die Stellung, welche 
Herr von Beuſt und mit ihm Andere, im Bunde mit der 
Revolution gegen uns Beide einahmen, nicht eine durchaus 
aggreſſive? Zum thatſächlichen Angriffe ſehlte nur die Macht; 
fonft Hätte man ihn verſucht. Ein Bund, in welchem die 
europäiſche Politik Preußens und Oſterreichs von der Majo⸗ 
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vität der Stleinftanten dirigirt werden Toll, iſt ſchlimmer als 
keiner, und wenn ich die Wahl zwichen der Unterwerfung 
unter ſolche Anſprüche und der offenen Feindſchaſt der Mittel- 
ſtaaten haben fol, fo ziehe ich die letztere vor. Über das 
Bedürfniß der „Selbsterhaltung“ ging die Beuſt'ſche Politik 
weil hinaus; fie war die der Herrſchſucht. Die bundes mäßige 
Unabhängigkeit unferer Nachbarn gefährden wir nicht: aber 
unſere eigene können wir dem mittelſtaatlichen Ehrgeiz nicht 
Preis geben. Wenn wir Vorgänge wie die Escamotage, 
deren Opfer Preußen und Oſterreich in der Eyecutiond- 
ſache in Holſtein wurden, öfter geſchehen laſſen, ſo gewöhnen 
wir die Mittelſtaaten an Allüren, mit denen wir auf die 
Dauer nicht auskommen; ſoll plötzlich der Zügel ſtraffer 
angezogen werben, jo heißt es, daß wir fie vergewaltigen, 
und fie drohen darauf mit Rheinbund; fürchten wir 
dieſe Drohung, jo wird fie gefährlich und schließlich auch 
ausgeführt; fürchten wir ſie nicht und laſſen ſie das fühlen, 
ſo wird ſie nicht einmal ausgeſprochen werden. Wir hatten 
uns in Schönbrunn die Aufgabe gestellt, gemeinſam die 
deutſche Politik zu leiten. Das können wir mur, wenn 
wir die übrigen Bundeöglieber jeder Zeit daran gewöhnen, 
daß Preußen und Oſterreich gegen Ausſchreitungen, wie die 
geſammte Executionspolitik in Holſtein bis zum Telegraphen⸗ 
vertrag eine war, vereint und mit activer Entſchiedenheit 
auftreten. Deshalb braucht kein deutſcher Furſt für feine 
Unabhängigkeit beſorgt zu ſein, oder auch nur auf die Be⸗ 
theiligung an gemeinsamen Entſchließungen zu verzichten, zu 
der er nach dem Maaße ſeiner Kräfte berufen iſt. Die 
Thorheit der bisher leitend geweſenen Bundeszlieder zeigt 
fi) m. C. am deurlichſten darin, daß ihnen die Einigkeit 
26 · 
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Foiſchen Wien und Berlin unwilltommen iſt, daß fie dieſelbe 
zu löſen hofften. Gelänge ihnen letzteres, fo wäre überhaupt 
von Deutſchland als politiſcher Einheit und vom Bunde nur 
noch jo Lange die Rede, als Friede ift; mit dem erften Kriege, 
bei dem ein deutſcher Staat betheiligt wäre, würde dann 
das Gebäude einftürzen und die Schwächern jedesfalls 
ſicherer als die Stärlern unter feinen Trümmern begraben. 
Deshalb ſollten die kleinern Staaten Gott für unfere Einig- 
keit danken, unter deren Schutz ſie beſtehen — wogegen ich 
nicht glaube, daß unſere Sicherheit in den drei gemiſchten 
Bundescorps beruht. Schonen wir daher unſere gegenseitigen 
Beziehungen um jeden Preis; durch ihre Pflege und Stärkung 
dienen wir Deutſchland, indem wir es gemeinsam beherrſchen, 
nicht gewaltthätig wie der Protector den Rheinbund, ſondern 
bundesfreundlich, wie die Erſten unter unſeres Gleichen. Zu 
dieſem Zwecke ſehe ich uns als verbündet an. Verlieren 
wir aber den Zweck aus dem Auge, hören wir auf, ihn activ 
zu bethatigen, fo vermindern wir die Lebenskraft unferes 
Bündniſſes; die bloße Beſorgniß vor Angriffen des Aus 
landes iſt auf die Dauer weder bei Ihnen, noch bei uns ſtark 
genug, um die innige Gemeinschaft der Politik zu erhalten, 
in welche uns die gemeinſame Action in der däniſchen 
Sache ſo glücklich verſetzt hat.“ 

Auf diefe Darlegung eines Syſtems deutscher Zwei⸗ 
herrſchaft, welches Öfterreich vielleicht annehmbar erſchſenen 
wäre, wenn ſtatt Bismarcks damals ein neuer Ancillon die 
preußiſche Politik geleitet Hätte, gab Rechberg keine Er⸗ 
widerung mehr. In Berlin war man unterdeſſen im Begriff, 
das letzte Siegel auf den in der Kriſis des Zollvereins er: 
tungenen Triumph zu drücken und die definitive Unter 
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werfung ber ſüddeutſchen Opponenten entgegen zu nehmen. 
Dieſen war ſeit der letzten Münchener Conferenz die Unver⸗ 
meidlichkeit des Beitritts klar, und der bayerifche Miniſter 
Schrenck erwog nur noch, wie er eine ehrenhafte Form für 
ſeine Ergebung gewinnen könnte. Da auch für ihn das Ver⸗ 
Hältnih zu Oſterreich das wichtigste Moment bei dem Kampfe 
gegen den franzöſiſchen Handelsvertrag geweſen, wünſchte er, 
dem Lande irgend ein, wenn auch noch jo geringfügiges, Er⸗ 
gebniß nach dieſer Seite vorlegen zu können. Er beantragte 
alſo in Berlin zunächſt die auch von Rechberg geforderte 
Phraſe, daß künftig mit Öfterreich über cine Zolleinigung 
verhandelt werden ſolle. Als dies, wie natürlich, ihm ab⸗ 
geſchlagen wurde, bat er um Erſtreckung des Termins zum 
Eintritt in den Zollverein vom 1. bis etwa zum 15. October, 
d. h. bis zur vorausſichtlichen Beendigung der Haſſelbach'ſchen 
Conferenzen in Prag, um dann jagen zu fönnen, feine Haupt» 
bedingung für den Beitritt, nämlich eine vorherige Ver 
handlung mit Ofterreich, ſei erfüllt worden (wenn auch leider 
für jegt ohne Erfolg) und fo vermöge er ohne Incomfequenz 
den Beitritt zu vollziehen. Bismarck befürwortete hier, wie 
in der Verhandlung mit Oſterreich, ein entgegenkommendes 
Verſahren, die Fachminiſter aber, jetzt in vollem Sieges⸗ 
bewußtjein, hielten ſtarr an dem Termin des 1. October feſt 
und wieſen den bayeriſchen Antrag um ſo entſchiedener zurück, 
als Heſſen⸗Darmſtadt bereits die Anzeige ſeiner unbedingten 
Unterwerfung gemacht hatte. Darauf erklärte Schrenck dem 
König Ludwig, er ſei es feinem perſönlichen und politiſchen 
Rufe schuldig, ſein Amt niederzulegen, und reichte am 21. Sep⸗ 
tember feine Entlaffung ein. Der junge Fürſt, der ſchon 
jeit Wochen dem Minifter grollte, hatte die Härte, zunächſt 
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auf das Geſuch nicht zu antworten, ſondern ihm den Befehl 
zu ertheilen, in Berlin den Beitritt zum Zollverein anzu⸗ 
zeigen. Au derſelben Klippe ſcheiterte gleichzeitig auch in 
Stilgar der Winiſter Hügel, welcher am 24. September 
durch Freiherrn von Varnbüler erſetz wurde. Am 30. Scp⸗ 
tember waren dann in der Berliner Zollonferen, ſämmtliche 
Staaten des alten Vereines vollzählig vertreten, und am 
4. October erhielt darauf Schreck ſeinen Abſchied. Der prtu⸗ 
ßiſche Geſandte Arnim bedauerte den Fall des Miniſters, und 
hatte ſtets gewünſcht, daß jener ſich halten möge. Schreck, 
ſagte er, ſei im Grunde weder preußiſch noch öſterreichich, 
jondern baycrifch gefinnt, die rechte Verkörperung eines Mitel⸗ 
ſtaats, der feine große Rolle spielen, aber durchaus umab- 
hängig bleiben wolle, während Pfordten, der gleich damals 
als ſein muthmaaßlicher Nachfolger bezeichnet wurde, viel eher, 
nach Beuſt scher Weiſe, einen Trieb zu unruhiger, großer Po⸗ 
litik hätte. Um fo mehr blieb Bismarck bei der oben entwickelten 
Anficht, daß Preußen durch ein ſolches Verfahren in der Zoll- 
politik feinen ſonſtigen auswärtigen Intereſſen Schaden thue. 

Gleich nachher aber wurde dies Ereigniß durch ein 
ungleich wichtigeres völlig in den Hintergrund gedrängt. Am 
9. October empfing Bismarck, welcher damals das Seebad 
in Biarritz gebrauchte, folgendes Telegramm aus Baden⸗ 
Baden: 

„Werther telegraphirt geſtern, der öſterreichiſche Miniſter⸗ 
watt) habe beichloffen, wegen Verweigerung des Artikels 25 
die Unterhandlung abzubrechen. Rechberg kann dies rück⸗ 
gängig machen, wenn ihm der Artilel bewilligt wird. Sonſt 
will er feine Deniſſton einreichen, weil er jenem Beſchluſſe 
keine Folge geben will, bittet um Nachricht an Herm von 
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Bismarck und um raſche Eutſcheidung. Der König fordert 
ſchleunigen Bericht von Berlin, ob eine Form zu finden, 
welche ohne Nachgeben in der Sache Fortſetzung der Ver⸗ 
handlungen ermöglicht. Er würde Rechberg's Abgang als 
großes Übel betrachten, und hofft, daß der Kalſer wegen 
einer Beftimmung, über ungewiffe Zukunft nicht das politiſche 
Einverftändniß gefährden werde.“ 

Bismarck antwortete ſogleich am 10. October mit dem 
dringenden Antrag, Alles, was mit dem franzöfifchen Ver⸗ 
trage irgend vereinbar ſei, zu bewilligen. Die Zuſage eines 
Termins für eine künftige Unterhandlung, deren Ergebniß 
ganz in unfer freies Ermeffen geſtellt bleibe, ſet unbebenttich. 
Die ganze Sache ſei entweder eine Intrigue gegen Rechberg, 
oder ein Probirſtein, ob wir noch Werth auf die österreichische 
Allianz legten; ohne eine dieſer beiden Vorausſetzungen jei 
die praktiſche Bedeutung des Artikels 25 zu gering, um Rech⸗ 
berg's Rücktritt zu veranlaſſen. Er wiederholte dies Votum 
durch ein zweites Telegramm am 15. October: ich widerrathe 
dringend die Ablehnung des Verlangens und kann die Ber⸗ 
antwortung für eine auswärtige Politik dieſer Art nicht über- 
nehmen. Am 16. führte er in einem nach Berlin, wohin 
der König zurückgegangen war, eingeſandten Berichte dieſe 
Sätze in näherer Begründung aus. Ein Zugeſtändniß von 
Verhandlungen, die ohne unfere freie Genehmigung ergeb- 
nißlos bleiben, tönne keine Geſahr bringen; es erſcheine jcht 
nicht mehr als Preis für die Erlangung des Zolvereins, 
jondern als ein ganz freiwilliger Beweis unſerer bundes⸗ 
freundlichen Gefinnungen. Irgend ein Nachtheil des Zu⸗ 
geſtändniſſes ſei nicht darzuthun aus der Ablehnung werde 
Oſterreich zu erfenmen glauben, wie leicht wir uns zum 
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Fallenlaſſen ſeiner Allianz entſchließen. Dann werde Schmerz 
ling den Kaiſer bestimmen, ſich auf ungünſtige Beziehungen 
mit Preußen einzurichten, und danach bei den Mittelſtaaten 
und bei Frankreich Schritte zu thun. Allerdings könnte eine 
ſolche Wendung der öſterreichiſchen Politik früher oder ſpäter 
vielleicht ohnehin eintreten, worauf wir ihr entſprechend be⸗ 
gegnen müßten: höchſt unbequem aber wäre ihr Erſcheinen 
vor der Erledigung der däniſchen Frage. In dem Beſtreben, 
Preußen um alle, ſelbſt um die indirecten Früchte unferer 
Siege zu bringen, würde Sſterreich an faſt allen Höfen 
Europas bereite Helfer finden. Dieſen Weg zu betreten, 
werde Ofterreich ſchon jetzt nur durch die Erwägung abge- 
halten, daß es in auswärtigen Verwicklungen der Hülfe be⸗ 
dürfen könne, die unſer Bündniß ihm in Ausſicht ſtellt. 
Zeigen wir ihm, daß das Bünduiß ein ſehr lockeres iſt, 
durch Fallenlaſſen Rechberg's, des notoriſchen Vertreters des⸗ 
ſelben, fo jei zu vermuthen, daß das kaiſerlche Cabinet die 
möglichen Gefahren Oſterreichs lieber durch Nachgiebigkeit 
gegen Frankreich vermeiden, als es auf urſern Beiſtand da⸗ 
gegen ankommen laſſen werde. Verliere der Kaiſer das Ver⸗ 
trauen auf Preußen ganz, jo gewinne Schmerling die Ober⸗ 
hand. In deſſen Syſtem liege die Verbindung Oſterreichs 
mit den Weitmächten, wie fie 1863 vorübergehend beftanden 
habe; ſchon jetzt ſuche Schmerling durch Pariſer Preßagenten 
Anlehnung an Frankreich, unter Verftändigung des letztern 
mit England. Der nächſte Schritt einer ſolchen Politik würde 
die Anerkennung des Königreichs Italiens durch Oſterreich 
ſein, welche ebenfalls von Schmerling bereits in das Auge 
gefaßt wäre; dann würde der möglichſt volſtändige Ausſchluß 
Preußens von jedem Vortheil in der ſchleswig⸗holſteiniſchen 
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Sache folgen, unter dem Beifall der Mittelftaaten und der 
Bundesmajorität. Freilich ſei dies Alles nur wahrſcheinlich, 
und der Erfolg einer ſolchen Politik in Frankreich fraglich: 
aber die Größe der Gefahr ſtehe in grellem Mißverhältniß 
zu der Geringfügigkeit der von uns verlangten Conceſſian. 

Der König verkannte das Gewitht dieſer Gründe nicht, 
war aber doch nicht völlig überzeugt, zumal die Fachminiſter 
ganz entſchieden auf ihrem Widerſpruche beharrten. Er fand 
den Artikel 25 nicht ganz ſo harmlos wie Bismarck; er 
ſchaffe wieder eine zwölfjährige Ungemißheit über das, was 
endlich geſchehen werde; das ſei ein großer Nachtheil. Wenn 
er wirklich bedeutungslos wäre, fo bewieſe die öſterreichiſche 
Drohung, Rechberg zu beſeitigen, doch erſt recht eine große 
Bereitwilligkeit in Wien, unſer Bündniß zu löſen. Die Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit der von Bismarck geſchilderten Gefahren werde leider 
fortdauern, auch wenn wir die begehrte Conceſſion machten, da 
Schmerling dies Alles wolle, und jede Gelegenheit benutzen 
werde, um Rechberg zu ſtützen. Dieſer Gedanke, daß schließlich 
alle Conceffionen nutzlos bleiben würden, lag um ſo näher, 
als gerade jetzt eine öfterreichifche Depeſche vom 17. October 
einlief, worin Rechberg dem Könige die Zumuthung ſtellte, 
auch nach der Abtretung der Herzogthümer an die beiden 
Höfe, einen Theil der Bundestruppen dort zu belaſſen, ein 
Vorſchlag, bei dem die Abficht unverkennbar war, den Bund, 
d. h. die Mittelſtaaten, zur Verhinderung der preußiſchen 
Wünſche zu verwerthen. Einſtweilen empfing denn Werther 
den Befehl, in Wien hinzuhalten, wenn möglich, bis der dä⸗ 
niſche Friede geſchloſſen ſei, und als gleich darauf drängende 
Nachricht aus Wien kam, daß bier die Kriſis ſich weiter ver⸗ 
ſchärſe und Eile nöthig werde, ließ der König erwidern, er 
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werde ſo weit wie möglich allen Wünſchen entgegenfommen, 
müſſe aber die Antwort ſich vorbehalten, bis Bismarck aus 
Frantreich zurückgekehrt ſei. Am 22. October beſprach er 
die Lage mit einem Vetter des Kaiſers Franz Joſeph, dem 
Erzherzog Leopold, der ihm den Wunſch des Kaisers auf 
unverändertes Fortbeſtehen der Allianz überbrachte. Der 
König wachte darauf aufmerkſam, daß gleichzeitig Schmerling 
in feinen Preßorganen den lebhafteſten Kampf gegen die 
Allianz und gegen Rechberg, als deren Vertreter, eröffnet 
habe. Deshalb werde Rechberg getrieben, das Begehren der 
Zolleinigung aufrecht zu erhalten, welche nach allgemeinem 
Bckenntniß unmöglich je. Wenn Schmerling die Oberhand 
behalte, würden alle Zuftände der letzten Jahre wieder auf- 
leben, die Oppoſition der Mittelſtaaten, der Wettbewerb 
Oſterreichs und Preußens um deren Gunſt, die Freude des 
Auslandes über ein ſolches Schauſpiel innerer Ohnmacht 
und Zerrüttung. 

Aber in demſelben Augenblick war in Wien die Ent⸗ 
ſcheidung bereits gefallen. Rechberg fand ſich im Minifter- 
nathe völlig vereinzelt. Seine Collegen warfen ihm die Me- 
jultatfofigfeit ſeiner bisherigen Politik und die Vereinſamung 
Oſterreichs in Europa vor, während Bismarck eben in Biarritz 
und Paris mit einem franzöſiſch⸗preußiſchen Bündniß ber 
ſchäftigt fei. Über den Artilel 25 lam keine Entscheidung 
aus Berlin; unterdeſſen brauſte der von Schmerling ver⸗ 
anlaßte Zeitungsfturm gegen den unglücklichen Collegen los, 
und die liberale Partei erhob gegen Rechberg die Anklage, er 
verhandle heimlich mit Bismarck den Sturz aller conftitutio- 
nellen Einrichtungen. Demnach erhielt der Kaiſer gleichzeitig 
von Rechberg und von Schmerling die Erklärung, es ſei 
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nicht mehr möglich, daß ſie mit einander weiter dienten; der 
Kaiſer müffe zwiſchen ihnen feine Wahl treffen. Bei der 
damaligen innern Lage des Reiches ſchien nun dem Kaiser 
Schmerling für die Leitung der parlamentariſchen Geſchäfte 
unentbehrlich, und ſo ergab ſich für Rechberg die Nothwendig⸗ 
keit, vom Platze zu weichen. Schmerling hätte die Stelle 
gerne einem ihm völlig unterwürfigen Anhänger zugewandt: 
dies aber war ganz und gar nicht die Meinung des Kaiſers, 
welchem Schmerling bei aller vermeintlicher Unenthehrlichkeit, 
ſowohl wegen ſeines Liberalismus als wegen ſeines Preußen⸗ 
haſſes wenig ſympathiſch war. Vielmehr war Franz Joſeph 
durchaus von dem Wunſche erfüllt, in dem bisherigen Syſteme 
feiner auswärtigen Polilit zu beharren und die preußische 
Allianz aufrecht zu erhalten: auf Rechberg's Antrag berief 
er deshalb den bisherigen Statthalter von Galizien, den 
ſtreng conſervativen Grafen Mensdorff⸗Pouilly, einen auch 
von dem preußiſchen Könige hochgeachteten Officier, auf die 
erledigte Stelle ). 

Unterdeſſen hatten Werther und Balan das Mögliche 
gethan, die Verhandlung des dänischen Friedens durch manche 
Coneeſſionen in untergeordneten Punkten zum Abſchluß zur 
bringen. An demſelben Tage, an welchem Rechberg feine 
Entlaffung erhielt. am 27. October 1864, wurde die Urkunde 
paraphirt und am 30. unterzeichnet, Wenigſtens dieſe preſſendſte 
Complication war damit beſeitigt. 

2) gch gebe die Erzählung dieſer Wiener Vorgänge nach den 
preußiſchen Geſanztſchaftsberichten, welche. nach einer Aufzeichnung des 
Unterſtaatsſecretärs von Thile, durch die Außerungen der Grafen 
Ctoter und Blome, der damaligen öfterreihifchen Vertreter in Berlin 


und München, überall beſtätigt werden. Es bleibt abzuwarten, in wie 
weit fie durch die Wiener Acten vermehrt oder berichtigt werden können. 
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Franz Joſeph richtete am 26. October ein vertrautes 
Schreiben an König Wilhelm, worin er erläuterte, daß Rech 
berg's Ausscheiden keine andere Bedeutung als die eines moth- 
wendig gewordenen Perſonenwechſels habe; ſchon Mens⸗ 
dorffs Name werde den König überzeugen, daß er, der 
Kaiſer, feſt entſchloſſen jei, feine Anderung in dem Gange 
feiner Politik eintreten zu laſſen. Unſere gemeinfame Action, 
ſagte er, iſt mein perſönliches Werk, und meine ernftlichite 
Sorge wird unverändert dahin gerichtet jein, unſer Bündniß 
ungefchwächt zu erholten und noch mehr zu beſeſtigen. Die- 
ſelbe warme Freundſchaft ſprach aus der Antwort des Königs 
vom 2. November. „Deine Worte, hieß es dort, find jo voll- 
kommen beruhigend für mich, daß ich Dir für dieſe Anſchauung 
nicht dankbar genug jein kann. Ich ſchätze, achte und ver⸗ 
traue ſchon lange dem Grafen Mensdorff, und bin daher 


von ſeinem Charakter und ſeinem Vorſatz, Deine neueſte 
Politik gegen Preußen fortzusetzen, völlig überzeugt.“ Aller⸗ 
dings verſchwieg der König eine gewiſſe Beſorgniß nicht, daß 
Mensdorff, bei feiner Neuheit in den Geſchäften, wider Willen 
durch Schmerling fortgeriſſen werden könnte. 

Über Mensdorff erklärte auch der mit ihm befreundete 
Graf Blome dem Herrn von Arnim in München, jener habe 
den entſchiedenen Willen, an der preußiſchen Allianz ſeſtzu⸗ 
halten, es ſei nur die Frage, ob er das im Gegenſatze zu 
feinen Collegen und zu den Rüthen der Reichskanzlei werde 
durchſegen können. Audrerjeit haben wir vorher geſehen, mit 
welchem Nachdrucke Bismarck vor und während der Wiener 
Miniſterkriſis für die Pflege der öſterriichiſchen Allianz ein⸗ 
trat, wie er mündlich, telegraphiſch und ſchriftlich zur An⸗ 
nahme des Artikels 25, ebenſo wie zur Schonung des baye⸗ 
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riſchen Miniſters rieth, mit welcher Eindringlichteit er dem 
Konige die ſchweren Folgen eines entgegengeſezten Verfahrens 
entwickelte. Wir können hier hinzuſetzen, daß er in Biarritz 
und Paris bei Napoleon und Drouyn de Lhuhs in keiner 
Weiſe über die bisher eingehaltene Linie hinausging oder 
irgend welche intimere Anerbietungen austauſchte. Die fran- 
zöſiſche Regierung blieb bei ihrem Satze, Preußen möge durch 
Volksabſtimmung die Herzogthümer annectiren und dann kraft 
des Nationalitätsprincips Nordſchleswig an Danemark heraus⸗ 
geben. Die Annahme dieſes Programms hätte den entſchie⸗ 
denen und erklärten Bruch mit Oſterreich bedeutet; Bismarck 
begnügte ſich, auf Grund desſelben zu eonſtatiren, daß Frank⸗ 
reich jezt wie früher nicht zu den unbedingten Gegnern der 
Annexion zähle. Auch nach Rechberg's Ausſcheiden blieb er 
ſeſt in dem Entſchluſſe, allertings Preußens und Deulſch⸗ 
lands Intereſſen in Schleswig-Holftein unter allen Umſtänden, 
aber wenn irgend möglich, nicht im Streite, ſondern in Ein⸗ 
tracht mit Oſterreich zu wahren: nach wie vor hielt er das 
öſterreichiſch⸗preußiſche Bündniß für das wirkſamſte und zu⸗ 
gleich gefahrloſeſte, welches jeder der beiden Staaten einzu⸗ 
gehen vermöge. 

So waren die Monarchen und ihre leitenden Miniſter 
einig in dem aufrichtigen Wunſche, die neu gefnüpften Freund⸗ 
ſchaftsbande unverſehrt zu halten und immer fefter zu ziehen. 
Aber auch dieſes Mal ſollte es ſich zeigen, daß der Zwang 
der Dinge ſtärker iſt als die beſte Meinung der Menſchen. 
Nach der geſchichtlchen Stellung der beiden Mächte ftander 
die Hoffnungen, die jede von ihnen auf das Bündniß ſetzte, 
in underſöhnlichem Gegenfag. Preußen meinte darin das 
Wiener Cabinet zur Anerkennung ſeiner emporſtrebenden In⸗ 
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tereſſen zu beſtimmen, Oſterreich dachte vermittelſt der Allianz 
Preußen zu mäßigen, zu zügeln und in den Schranken des 
alten Bundesrechts festzuhalten. Es war dieſelbe Stellung. 
in welcher die beiden Mächte vom erſten bis zum letzten Tage 
des däuiſchen Kriegs gegen einander geſtanden, in welcher 
ſich jeht der Gegenſatz von Stunde zu Stunde ſchärſte, als 
es ſich um die Verwerthung der Siegesfrüchte handelte. 
Vollkommen richtig hatte Napoleon vorausgeſehen, daß über 
Schleswig⸗Holſtein ein Einverſtändniß der deutſchen Mächte 
nicht erreichbar jein würde. 

In ſpäterer Zeit hat es Bismarck gelegentlich ausge⸗ 
ſprochen: „es war durchaus verkehrt, den Artikel 25 nicht 
zu bewilligen und damit Rechberg aus dem Ante zu treiben; 
Rechberg hätte Alles aufgeboten, den Krieg zu verhüten.“ 
„Freilich, fepte er dann hinzu, einmal hätte es doch zum 
Kriege kommen müſſen, und da war es vielleicht ein Glück. 
daß es damals, unter verhältnißmäßig günſtigen Conſtella⸗ 
tionen, geſchah.“ 


Google UINERSITY OF NICHIGAN 


Original tom 


My Google UNIVERSITY OF Hi MAN 


Dig 


a 


03243 4063 


